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Die Forschungsgruppe Europäische Gemeinschaften (FEG) beim Institut für Politik­
wissenschaft der Philipps-Universität legt mit dieser Publikation die Materialien einer· 
FEG-Konferenz' vom Oktober 1996 vor. Das Thema der Konferenz lautete: 
"Arbeitsmärkte und Beschäftigungspolitik in der Europäischen Union", In den voran­
gegangenen Jahren hatten sich die Tagungen und Publikationen der FEGmit der 
Veränderung der Arbeitsbeziehungen unter dem Einfluß des. Binnenn1arktes1 sowie 
mit "Spiel räumen wirtschafts- und sozialpolitischer Regulierung in Westeuropa"2 
befaßt. Daneben entstanden integrationstheoretische Studien, die sich insbesonde­
re auf das Verhältnis von transnationaler Akkumulation und neuen politischen Regu­
lationsformen· konzentrierten3, 
Inden Jahren 1995/1996 führten wir ein Forschungsprojekt durch, in dem für neun 
europäfsche Länder der. Zusammenhang zwischen steigender Arbeitslosigkeit und 
der Krise des Wohlfahrtsstaates untersucht wurde4, Die Konferenz vom Oktober 
1996 sollte einerseits dazu dienen, die in dieser Studie entwickelten Thesen kritisch 
zu überprüfen - auch im Kontext struktureller Veränderungen der entwickelten kapi­
talistischen Gesellschaften, wie sie Alain Lipietz (Paris) in seinem Beitrag über die 
"Welt des Postfordismus" und Martin Seeleib-Kaiser (Bremen) in seiner Studie über· 
die "Rekommodifizierung der Arbeitskraftll untersuchen. Zum anderen stand die Fra­
ge im Mittelpunkt, ob und wie auf der Ebene der europäischen Politik - der Sozial­
politik wie der Gestaltung der Arbeitsbeziehungen (vgl. die Beiträge von Hans 
Platzer, Fulda, und Gerda Falkner, Wien) - aber auch durch die Entwicklung einer 
europäischen Beschäftigungspolitik auf diese Herausforderung geantwortet. wird 
(vgl. den Beitrag von Andreas Aust u.a., Marburg). 
Der zweite Teil der Konferenz begann mit einem Vortrag von Michael Barrat Brown, 
aus Großbritannien über den Widerspruch zwischen der Ausbreitung der Massenar­
beitslosigkeit in der Welt und der bislang nur schwach entwickelten Politisierung 
dieses gesellschaftspolitischen Skandals in die ,Richtung einer Fundamentalkritik der 
Ideologie und Politik des neoliberalen '~Blocks an der Macht". Danach folgen Beiträ­
ge zu wirtschafts- und beschäftigungspolitischenAlternativen von Vertretern der 
GRÜNEN im Europäischen Parlament (Frieder Otto Wolf, MEP, und Joachim 
Denkinger, Brüssel). Ein weiterer Beitrag vonAlain Lipietz befaßt sich rrlit der Not­
wendigkeit der Konstruktion der sozialen Dimension im europäischen Einigungspro­
jekt. Wir danken Alain Lipietz für die G~nehmigung, diesen - hierzulande noch wenig 
Vgl. Frank Deppe I Klaus-Peter Weiner (Hrsg.), Binnenmarkt '92. Zur Entwicklung der Arbeitsbeziehuri­ ,// 
gen in Europa, Hamburg 1991. 
2 Vgl. Bob Jessop u.a~, Europäische Integration und politische Regulierung, FEG-Studien, Band 5, Maburg 
1995. 
3 Vgl. Hans-Jurgen Bieling I Frank Deppe, Int~rnationalisierung, Integration und politische Regulierung, in: 
M. Jachtenfuchs I B. Kohler-Koch (Hrsg.), !=uropäische Integration, Opladen 1996, S. 481 ff. sowie dies., 
Gramscianismus .in der Internationalen Politischen Ökonomie, in: Das Argument, 38. Jg. (1996), Heft 
5/6, NL 217, S. 729 ff. ' 
4 Hans-JQrgen Bieling I Frank Deppe (Hrsg.), Arbeitslosigkeit und Wohlfahrtsstaat in Westeuropa. Neun 
-Länder im Vergleich, Opladen 1997. 
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bekannten - Zeitschriftenartikel an dieser Stelle nachdrucken zu dürfen. Dazu repro­
duzieren wir - von Helmut Schauer (IG Metall, Frankfurt) bearbeitete - Analysen und 
Vorstellungen des Europäischen Metallgewerkschaftsbund~s(EMB) über den Bei­
trag der Tarifpolitik zum Kampf gegen die Massenarbeitslosigkeit. Schließlich ana­
lysiert Nikos Kotzias (Athen, Griechenland) die Verhandlungen im Rahmen der Re­
gierungskonferen?: (Intergovernmental Conference, IGC 1996). Dabei wird gefragt, 
wie und mit welchen (vorläufigen) Resultaten die unterschiedlichen Positionen der 
Regierungen über den Stellenwert der Sozial- und vor allem' der Beschäftigungspoli­
tik im Rahmen der Vertragsrevision C'Maastricht 11") verhandelt werden. 
·DieDurchführung der Konferenz wurde von der' Noies-Schrittweis-Stiftung 
(Marburg/Diemelsee) gefördert. Die Publikation der Konferen~ergebnisse wird durch 
die Generaldirektion V - Beschäftigung, Arbeitsbeziehungen und soziale Angele­
genheiten - der Europäischen Kommission unterstützt. Beiden Institutionen ist die 
FEG zu großem Dank verpflichtet. 
Die Konferenzsprachen waren Englisch und Deutsch. Da wir davon ausgehen, daß 
die Leserinnen und Leser dieser Texte beide Sprachen verstehen, haben wir dieje­
nigen Beiträge, die im Original in deutscher Sprache eingereicht und vorgetragen 
wurden, nicht ins Englische übersetzt. Der erste Beitrag von Alain Lipietz wurde aus 
dem Französischen ins Deutsche übersetzt. 
. Zu danken ist auch Jochen Steinhilber (Marburg), der die redaktionelle und techni­
sche Bearbeitung der Konferenzmaterialien besorgte und den Einleitungsbeitrag von 
Lipietz übersetzte. 
Marburg, im März 1997 Frank D e p p e 
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Part I: Theoretical reflections and empirical.research 

Alain Lipietz1 
Die Welt des Postfordismus2 
Jean-Christophe Rufin (1991) verglich in einem provokanten Aufsatz das neue Ge~ 
sicht der Welt nach dem "Kalten Krieg" mit dem des Römischen Reiches im 4. Jahr­
hundert: eine Zone des Wohlsta'nds, die in einem Viereck angeordnet ist und von 
'den unbekannten, barbarischen Regionen durch einen Gürtel von angegliederten 
, Königreichen isoliert ist. ~ 
Die heutige Welt besteht tatsächlich aus 
• 	 einer entwickelten Welt, die in drei kontinentale Blöcke eingeteilt ist und durch 
die Vereinigten Staaten, Deutschland und Japan "regiert" wird; 
• 	 einer Peripherie, die letztlich für die dominanten ökonomischen Kräfte unnütz 
wurde (die Andenstaaten, Afrika, das Inland von Indien und China). 
• 	 Zwischen den "Königreichen" und der "Barbarei" lösen sich jedoch aufsteigende, 
dazwischenliegendeMächte ab, die davon träumen, "römische Bürger", d.h. 
Mitglieder derOECD zu werden. 
Der vorliegende Text will eine der Grundlagen dieses "neuen Gesichtes" erklären: 
die Veränderung der Beziehungen zwischen Kapital und Arbeit. 
Die Krise des dominanten Lohnverhältn'isses der Nachkriegszeit - des Fordismus ­
hat vielfältige Verläufe in den entwickelten Staaten verursacht. Die einen haben die 
. "Flexibilisierung", die anderen die "Mobilisierung der Humanressourcen" bevorzugt. 
Die "neu entwickelten Staaten" (NIC) akzentuierten ihre Wettbewerbsfähigkeit und 
differenzierten sich aus. Daraus resultiert ein umfassender Umbau der Hierarchie in 
der Weltökonomie. 
Eine weitere Tendenz macht sich immer deutlicher bemerkbar: die Konzentration der 
internationalen ökonomischen Beziehungen auf kontinentale Blöcke (Europa, Ameri­
ka, Asien). Die Gemeinsamkeit' dieser drei Blöcke liegt in der Heterogenität der 
Ökonomien, die sie vereinen. Dieser Aufsatz widmet sich daher konkret der Koexi­
stenz von Ländern mit unterschiedlichen Arbeitssystemen in einem integrierten kon­
tinentalen Block. Wir werden jedoch sehen, daß der amerikanische Block einen von 
den beidenanderen unterschiedlichen Weg gewählt hat. Das erklärt seinen relativen 
Niedergang, analog zum Niedergang Ronls verglichen mit Konstantinopel. 
Alain Lipietz ist Forschungsdirektor am "Centre d'etudes prospectives d'economie mathematique appli­
quees a la plahification" (CEPREMAP)/Paris. 
Leicht gekürzte Fassung eines Vortrags, den Alain Lipietz auf der Konferenz "Processo de Regionali­
zaci6n y Perspectivas dei Estado-Naci6n" in Guadalajara am 11.-14. September 1995 gehalten hat. Für 




Im ersten Teil werden wir die Auswege aus der Krise des Fordismus untersuchen, 
di.e von den dominanten Ökonomien eingeschlagen wurden. Danach erweitern wir 
die Analyse um andere Ökonomien.' Im dritten Abschnitt wird die Hypothese einer 
neuen internationalen Arbeitsteilung (der dritten) aufgestellt Im vierten, fÜr'lften und 
sechsten Abschnitt kommen wir auf die kontrastierenden Charaktere der drei Blöcke 
zurück. Im siebten Abschnitt untersuchen wir eine unerwartete Konsequenz dieser 
neuen Hierarchie,' die sich im zentralen Punkt der Zukunft dieses Planeten fokus~ 
siert: die Haltung angesichts der globalen ökologischen Krise. 3 
. 1 Die Krise des Fordismus in den Metropolen und seine Auswege 
1.1 Aufstieg und Fall des Fordismus4 
.. 
Zunächst eine kurze Erinnerung an das, was unter Fordisnlus zu verstehen ist. Wie 
jedes Entwicklungsmodell kann er auf drei Ebenen analysiert werden: 
Als allgemeines Prinzip der Arbeitsorganisation (oder "industrielles Paradigma") be­
zeichnet Fordismus Taylorismus plus Mechanisierung. Taylorismus bedeutet eine 
strikte Trennung zwischen der Konzeption des Produktionsprozesses, der Aufgabe 
. <:jet arbeitswissenschaftlichen Abteilung einerseits, und der Ausführuhg von stan­
dardisierten und formell vorher festgelegten Aufgaben andererseits. Als makroöko­
nomische Struktur (auch "Akkumulationsregime" oder soziale Struktur der Akkumu­
lation) impliziert Fordismus, daß sich die Produktionszuwächse, die sich aus diesen 
Org~nisationsprinzipien ergeben, zum einen in ein durch-' Profite finanziertes 
Wachstum der Investitionen und zum anderen in einen Kaufkraftzuwachs der Arbei­
terlöhne umsetzen. Als System der Spielregeln (oder Regulationsweise ) bezeichnet 
Fordismus langfristige Lohnverhältnisse mit einer strikten Reglementierung von 
Entlassungen sowie einem programmierten Ansteigen der Löhne, das sich aus der 
Indexierung an den Preisen und am allgemeinen Produktivitätswachstum herleitet. 
Darüber hinaus sichert eine ·umfangreiche Sozialisierung der Einkommen durch den 
Sozialstaat den Lohnabhängigen ein Mindesteinkommen. 
Im fordistischen Modell wurde also die Nachfrage auf den Binnenmärkten jedes ein­
zelnen fortgeschrittenen kapitalistischen Staates durch die Löhne hervorgerufen. Die 
äußeren Zwänge waren durch die Gleichzeitigkeit des Wachst~ms in den unter­
,schiedlichen Ländern, durch das geringere Gewicht des internationalen Handels ge­
genüber dem Wachstum der .B,innenmärkte und durch die ökonomische Hegemonie 
der USA begrenzt. 
Der erste und offensichtlichste Grund der Krise 'trat auf der "Nachfrageseite" auf. Die 
Wettbewerbsunterschiede zwischen den USA, Europa. und Japan glichen sich an. 
Die Suche nach Skalenerträgen führte zwischen den entwickelten Ländern zur Inter­
nationalisierung der Produktion und der Märkte. Der Anstieg der Preise für Grund­
3 Einige Elemente des ersten Abschnitts wurden in Lipietz 1993 dargelegt. Zu den geostrategischen 

Konsequenzen der neuen Hierarchie der Welt habe ich in Lipietz 1992 einige Überlegungen angestellt. 

4 Der folgende Unterabschnitt ist ein Resummee von Glyn et al. 1988 und Lipietz 1985, 1989a, 1989b. 
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stoffgüter,die aus dem Süden importiert wurden (insbesondere Erdöl) schürte die 
Exportkonkurrenz Anfang der siebziger Jahre. Schließlich versuchten die Unterneh­
men in den fordistischen Staaten immer mehr, die Lohnregelungen zu unterlaufen, 
indem sie die Produktion in die nicht-fordistischen, "sozialistischen" ,oder "sich ent­
wickelnden" Staaten auslagerten. Die Regulierung des Wachstums der Binnen­
märkte durch die Lohnpolitik wurde jetzt durch die Notwendigkeit, den Außenhandel 
auszugleichen, in Frage gestellt. 
. Angesichts dieser Krise der Naehfrageseite reagierten die internationalen Eliten zu­
nächst deutlich keynesianisch. Die große Idee war, die Beibehaltung der WeItnach­
frage zu koordinieren. Ende der siebziger Jahre jedoch wurde der Verfall der Profit­
abilität als hauptsächliche Grenze deutlich. Dies war zahlreichen Gründen auf der 
Angebotsseite geschuldet: Verlangsamung der Produktivität, Anstieg der gesamten 
Arbeitskosten (einschließlich der indirekten Löhne durch den Sozialstaat), Wachs­
tum des Verhältnisses zwischen Kapital und Produkt, relativer Preisansheg der 
Grundstoffgüter. Daher erfolgte die Wende zur "Angebotspolitik", d.h. zu den Bezie­
hungen zwischen Kapital und Arbeit. 
Diese Probleme der Angebotsseite können auf verschiedene Weise interpretiert 
werden. Die offizielle Erklärung am Ende der siebziger Jahre sah in dem relativen 
Anstieg der Arbeitskosten ein Resultat des langen Wirtschaftsaufschwungs des 
"Golden Age" ("profit squeeze": Itoh 1990; Armstrong,Glyn, Harrison 1984). Die 
Profite waren zu niedrig,. weil die Arbeiter zu stark waren und dies hatte seinen 
Grund darin, daß die Spielregeln zu "rigide" waren. Die Politik der "liberalen Flexi­
bilität" wurde zuerstvon der britischen und dann von der US-amerikanischen Regie­
rung eingeschlagen. Ihnen folgte schließlich der Großteil der OECD-Länder. Der 
alte soziale Kompromiß wurde in unterschiedlichem Ausmaß und an verschiedenen 
Fronten aufgekündigt: von der Regelung des Lohnanstiegs bis zum Umfang und zur 
Qualität der sozialen Vorsorge, von der Liberalisierung von E~tlassungsmöglichkei­
ten bis zur Ausweitung prekärer Beschäftigung. 
Aber diese Erfahrung der achtziger Jahre entwickelte sich nicht zum Vortei I der kon7" 
sequentesten Versuche der Flexibilisierung: USA, Großbritannien, Frankreich, etc. 
Diese Länder waren im Gegenteil n1it Deindustrialisierung und einer Ausweitung ih­
res Handelsbilanzdefizits konfrontiert. Ende der achtziger Jahre scheinen sich die 
Sieger des Konkurrenzkampfes (Japan, Westdeutschland) durch eine alternative Lö­
sung der Angebotskrise auszuzeichnen. 
Eine andere Erklärung der Fordismuskrise verweist auf die schwindende Effizienz 
der tayloristischen Prinzipien. Zwar kann die Vollbeschäftigung den Fall der Profit­
rate Ende der sechziger Jahre erklären, nicht aber die Fortdauer dieser Tendenz in 
den Jahren danach. Die Abschaffung jeglicher Einbindung der direkten Produzenten 
in die Entscheidung über die Durchführung des Produktionsprozesses erscheint 
heute nicht rationell. Diese Methode eignet sich zwar gut dafür, daß das Manage­
ment die direkte Kontrolle über die A'rbeitsintensitäthat (vgl. Friedman 1977). Eine 
größere "verantwortliche Autonomie" der unmittelbaren Produzenten kann jedoch zu 
einem überlegenen Organisationsprinzip führen, vor allem dann, wenn die Einfüh­
rung von neuen Technologien oder "just~in-time"-l\I1anagementmethoden die geisti­
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gen Fähigkeiten der direkten Produzenten und deren bereitwillige Kooperation mit 
Management und Ingenieuren erfordern. Genau dies war die Alternative, die von 
zahlreichen großen japanischen, deutschen und skandinavischen Unternehmen ge­
wählt wurde. Dort förderte der Druck der 'Gewerkschaften und anderer Organisati­
onstraditionen die Wahl de("ausgehandelten Einbindung" (implication negociee) zur 
Lösung der Krise des Fordismus (vgl. Mahon 1987). 
Ende der achtziger Jahre wurde die Überlegenheit dieser Alternative mehr und mehr 
anerkannt. Dennoch scheint es auf den ersten Blick so zu sein, als wären die libera­
le Flexibilität und die "ausgehandelte Einbindung" Strategien, die "ä la carte" mitein­
ander kombiniert werden können. Diese Idee bildet die Grundlage 'für eine Konzep­
tion des "Postfordismus": die "flexible· Spezialisierung" nach Piore/Sabel (1984). Tat-, 
sächlich werden wir sehen, daß diese Optionen gegenseitig nicht kompatibel sind. 
1.2 Was kommt nach dem Fordismus?5 
/
Tatsächlich können die beiden Lehrnleinungen zur Lösung der Angebotskrise, be­
zogen auf die zwei Charakteristiken fordistischer Arbeitsbeziehungen als zwei 
Fluchtwege betrachtet werden: einerseits die Rigidität des Arbeitsvertrags, anderer­
seits der Taylorismus als Form der direkten Kontrolle des Managements über die 
Tätigkeit der Arbeiter (vgl. Abbildung ,1). Die erste Lehrmeinung schlägt eine Ent­
wicklung von der "Rigidität" zur "Flexibilität" des Arbeitsvertrags vor, die zweite eine 
Entwicklung von der "direkten Kontrolle" zu "verantwortlicher Autonomie". Die erste 
(vertikale) Achse verweist auf die "externen" Aspekte der Arbeitsbeziehungen 
(rapport salarial), auf die,Verbindung zwischen Unternehmen und Arbeitssuchenden 
und (den Lohnempfängern). Die zweite, (horizontale) Achse verweist auf die 
"internen" Aspekte, die' Organisationsformen und die Kooperation/Hierarchie inner­
halb der Unternehmen.6Auf dieser Achse - dem Taylorisrnus entgegengesetzt ~ 
könnten wir von "Ohnismus" sprechen - eine Hommage an den Theoretiker der ja­
panischen Produktionsmethoden, die besonders von Toyota entwickelt wurden (vgl. 
Coriat 1992). Wie wir bereits feststellten, haben auf der ersten "externen" Achse Ri­
gidität und Flexibilität viele Dimensionen: Der externe Arbeitsmarkt ist mehr oder 
weniger organisiert. Diese Achse ist also tatsächlich ,eine synthetische. Darüber hin­
aus können auf der individuellen, der beruflichen, der Unternehm,ens-, der Bran­
chen-und der gesamtgesellschaftlichen Ebene Regelungen etabliert werden. Auf 
der zweiten "internen" Achse gibt es ebenfalls viele Dimensionen: "Einbindung" kann 
unter anderem Qualifikation, horizontale Kooperation, Partizipation an der Festle­
gungund Kontrolle von Aufgaben und Verhandlung von industriellen Restrukturie­
rungen ~edeuten. Hier handelt es sich ebenfalls um eine synthetische Achse. Aber 
wir werden gleich sehen, daß das Niveau der Verhandlungen ü~er die Einbindung 
der Arbeiter bezüglich der möglichen,Flexibilisierung Grenzen aufwirft. 
5 Das Ende dieses Abschnitts und der folgende Abschnitt resümieren eine gemeinsame Arbeit, am "World 
Institute for Development Economics Researches", deren Schlußkapitel ich redigierte (vgl. Lipietz 1991), 
, vgl. auch Boyer 1993. 
6 vgl. Doerninger/Piore 1971. , 
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• 	 . Die Einbindung kann individuell verhandelt werden und durch Prämien, Auf­
stiegschancen oder anderem vergütet werden. Diese Option, die nichfunverein­
bar mit der größten externen Flexibilität ist, ist durch den kollektiven Charakter 
der Einbindung begrenzt, den die meisten kooperativen Produktionsprozesse 
erfordern (I in Abbildung 1). 
• 	 Die Einbindung kann von Unternehme\n zu Unternehmen, zwischen Management 
und Gewerkschaften ausgehandelt werden (F in Abbildung 1). Das Unternehmen 
und seine Arbeitskraft teilen hier die Gewinne der spezifischen Qualifikationen 
unter sich auf, die während des kollektiven Lernprozesses angehäuft wurden. 
_Das schließt eine "externe" Rigidität des Arbeitsvertrages auf der Ebene des 
Unternehmens mit ein, d.h. Einschränkungen des Rechts auf die Entlassung von 
Arbeitern bereits auf Unternehmensebene 
• 	 Die Einbindung kann auf Branchenebene (vgl. B in Abbildung 1) ausgehandelt 
werden, was für die Unternehmen die Gefahren einer Konkurrenz durch 
"Sozialdumping" begrenzt und sie anspornt, gem~insameAusbildungseinrichtun­
gen etc. aufzubauen. Daraus folgt, daß der "externe Arbeitsmarkt" wahrschein­
lich besser organisiert und im großen und ganzen rigider ist. 
\ 
• 	 Die Einbindung kann auf der gesamtgesellschaftlichen Ebene verhandelt werden 
(vgl. S in Abbildung· 1). Die Gewerkschaften und die Arbeitgeberverbände ver­
handeln auf regionalem oder nationalem Niveau7 üb~l die soziale Dimension und , 
die Verteilung des Produkts. Natürlich werden die Gewerkschaften· danach 
trachten, daß "ihre Leute" in der Abteilung oder im Büro "ihr Bestes" geben. Hier 
wird der externe Arbeitsmarkt wahrscheinlich genauso gut organisiert sein wie in 
den mehr korporatistischen oder sozialdemokratischen Formen des Fordismbls. 
Auf der anderen Seite kommt die kollektive Einbindung der: Arbeiter nicht zustande, 
wenn es keine gemeinsamen Ziele zwischen dem Unternehmen und ihren Arbeits­
kräften bezüglich der "externen' Flexibilität" auf einer der Ebenen.(einzelnes Unter­
nehmen, Branche oder Gebiet) gibt. Die Grenze der Kohärenz zwischen "Flexibilität" 
und "Einbindung" erscheint daher als eine Kurve, die die beiden Achsen miteinander 
verbindet und die einen dreieckigen Bereich der Inkohärenz, in dem Flexibilität und 
ausgehandelte kollektive Einbindung miteinander kombiniert werden, ausschließt. 
Diese Kombination bleibt jedoch möglich, wenn sie in der gleichen Gesellschaft 
mehrere unterschiedliche Segmente des Arbeitsmarktes betrifft. Generell ausge­
schlossen ist die aus,gehandelte Einbindung einer Gruppe von flexiblen Arbeitern, 
d.h. das Modell von Piore/Sabel. 
Die beiden Achsen konstituieren also die bevorzugten Entwicklungslinien, d.h. die 
beiden eigentlichen Paradigmen (vgL Abbildung 1): 
• 	 Einerseits externe Flexibilität in Verbindung mit direkter hierarchischer Kontrolle . 
Dies führt zu einer Art tayloristischer Form der Organisation des Arbeitsprozes-
Wie das geographische Feld den sozialen Paradigmen entspricht, ist eines der schwierigsten und am 




ses ohne die sozialen Gegenparteien des fordistischen Goldenen Zeitaltersl Wir 
nennen dieses Paradigma "Neot8ylorismus".' 
• 	 Andererseits die externe Rigidität des Arbeitsvertrages in Verbindung mit der 
"ausgehandelten Einbindung" der Arbeiter. Wir nennen dieses Paradigma 
"Kalmarismus", womit die erste Automobilfabrik (Volvo), die nach diesen' Prinzipi­
en im sozialdemokratischen Schweden reorganisiert wurde, gewürdigt wird. Die­
ses Werk ist heute geschlossen - wir werden sehen, warum. 
Wenn wir auf die gegenwärtigen Erfahrungen der OECD-Länder zurückkommen, 
scheinen sich diese Länder in einem Bündel von Bahnen entlang der Kohärenzkurve 
zwischen den beiden Achsen auszudifferenzieren: Die USA und Großbritannien be­
vorzugen Flexibilität und verzichten auf Einbindung; einige Länder (z. B. Frankreich) 
führen die individuell ausgehandelte Einbindung ein, Japan praktiziert die ausge­
handelte Einbindung auf der Ebene von (großen) Unternehmen, Deutschland setzt 
sie auf Branchenebene um, und Schweden befindet sich am nächsten an der kalma­
ristischen Achse. Japan scheint eine mittlere Position einzunehmen, die man 
"Toyotismus" nennen könnte und die sich durch eine starke Dualität 
(RigiditäUFlexitJilität) auf dem externen Arbeitsmarkt auszeichnet. 8 
2 Welcher Postfordismus für den Rest der Welt? 
Während der Osten eigene Formen der Arbeitsbeziehungen entwickelt hatte (die er 
selbst - in einer umstrittenen Art und Weise - als "sozialistisch" bezeichnete)" umfaßt 
der Süden genau die Länder, die es nicht geschafft haben, das westliche oder das 
östliche Modell zu imitieren. Die"heterodoxen" Modelle (sie beinhalten bestimmte 
Aspekte der Modelle de~ Ostblockstaaten) erscheinen selbst den nicht-sozialisti­
schen Ländern des Südens als ein Weg, den Westen einzuholen. Trotz des nun­
mehr archäologischen Charakters des realsozialistischen Versuchs, ist es dennoch 
interessant, an die Linien zu ,erinnern, die noch immer in zahlreichen Ländern der 
neuen Peripherie seine Spuren hinterlassen. 
2.1 Ein erloschenes Modell: Der "Sozialismus" 
Die S9wjetunion wurde grob skizziert durch: 
• 	 ein'technologisches Paradigma, das durch einen unvollen'deten Taylorismus in­
spiriert wurde; 
• 	 ein Akkumulationsregime, das auf Importsubstitution geschützt durch integrierte 
Zollbarrieren basierte; 
• 	 einen Kompromiß zwischen staatlichem Management und Lohnarbeitern, der in 
einer einzigen Organisation ausgehandelt wurde (Staatspartei) und der be-
Achtung! Der Toyotismus ist kein Ohnismus. Er kombiniert den Ohnismusals industrielles Paradigma 




stimmte Interessen der Arbeiteraristokratie garantierte.9 Diese Form der Regula­
tion erlaubt schwächere Varianten, die man "Korporatismen" nennen kann ... 
Dieses Tryptichon(unvollendeter Taylorismus, Importsubstitution, Korporatismen) 
findet sich in allen Ländern· der Dritten Welt wieder, die sich zwischen 1930 und 
1970 zu industrialisieren versuchten. In Abbildung 2 kann man diese Länder durch 
eine"größere Rigidität" als im Fordismus (Unkündbarkeit ("tenure"))10 und durch ein 
Niveau der Verhandlung über die Einbindung der Arbeiteraristokratie charakterisie­
ren, das zwischen den Unternehmen und der Branche angesiedelt ist (vgl. Köllö 
1990). Die Krise dieses Modells, die vor allem seiner Rigidität' zugerechnet wird, 
führte zu einer allgemeinen Orientierung hin zu Flexibilität und "Rationalisierung", 
d.h. in der Graphik: nach unten und nach links. 
2.2 Die Agrarriesen mit Importsubstitution 
China und Indien verkörpern zwei riesige Länder des Südens, die sich das Entwick­
lungsmodell der Sowjetunion am ehesten zu eigen gemacht haben. Der große Un­
terschied zu den, europäischen Ländern des Ostens ist die Unermeßlichkeit ihrer 
Landwi rtschaft. 
China hat von einer Agrarreform und !3iner strikten Organisation seiner "ländlichen 
Welt" profitiert. Das Resultat war, daß es in China bis Ende der, achtziger Jahre 
keine Landflucht gab. Dies war eine Form des "versteckten Lewisianismus"11, mit ei­
ner künstlichen Knappheit an Arbeitern, die der quasi sowjetischen Strategie der 
extensiven Akkumulation, die sich auf Importsubstitution ausrichtete, zu eigen war. 
Dennoch gab es in China zwischen 1958 und 1974 mehrere, Wellen von Experimen­
ten, die auf das technologische Paradigma (der tayloristischen Formen der direkten 
Kontrolle des Managements über die Arbeiter) und auf die Regulationsweise (der 
zentralen Planung) abzielten. Es ist schwer abzuschätzen, . inwieweit ausgerechnet 
diese "mikroökonomischen Revolutionen. in der sozialistischen Revolution" (Riskin 
1990) den späteren Erfolg der "Reetablierung des Kapitalismus" in China nach dem 
Sieg von Dehg Xiaoping über· die Erben Mao Zedongs vorbereitet hat. 
In Indien, wo man nicht von einer Landreform sprechen kann, gab es nie einen 
"Staatssozialismus" und auch keine echte zentralisierte Planung. Dennoch sind ei­
nige Linien das sowjetischen Modells in seiner industriellen Geschichte nach der 
Unabhängigkeit zu erkennen. Die vom Staat verfolgte Politik der Importsubstitution 
förderte die Entwicklung einer wichtigen tertiären und industriellen Struktur, die sich 
. .9 Bezüglich der theoretischen Interpretationen des "Realsozialismus" in Begriffen wie "Staatskapitalismus" 
oder "bürokratischer Sozialismus" könnte man -oder auch nicht - die "Managementklasse" als 
"Bourgeoisie" bezeichnen. Die Arbeiterklasse war aber auf jeden Fall eine Lohnempfängerklasse. 
10 Anmerkung der Übersetzer: "Tenure" ist der französische Begriff für das Recht des Bauern, lebenslang 
ein Stück Land bearbeiten zu können, auch wenn er nicht der Besi.tzer dieser Länderei ist. Hier wird der 
Begriff auf die Rigidität der Beschäftigungsverhältnisse angewandt. Das Prinzip der "tenure" beschreibt 
also. stabile Beschäftigungsverhältnisse mit gerin~en Entlassungsmöglichkeiten. 
11 Anmerkung der Übersetzer: "Lewisianismus" geht auf Arthur Lewis zurück, der die Lage in den Drittwelt­
ländern wie folgt bestimmte: zu jedem Preis ist das. Angebot von Arbeit unendlich im Verhältnis zur 
Nachfrage nach Arbeit (vgL Daniele Leborgne und Alain Lipietz: Postfordistische Politikmuster im globa­
len Vergleich, in: Das Argument, 217, 1996, S. 697, Fußnote 7). 
15 

auf den Binnenmarkt orientierte, dessen Lohnabhängige, wie in den Ostblockstaa­
ten, vo'm "Prinzip der Unkündbarkeit" profitierten, das heißt von einer stabilen Be­
schäftigungslage, die von politischen Erwägungen bestirnmt wird und sich. auf diese 
stützt (der Sektor 1 nach Mohan Rao 1990). Diese Arbeiter waren - wie in densozia­
listischen Staaten - wenig eingebunden und dennoch nicht vollständig taylorisiert. 
Der große Unterschied zu China ist ein permanentes hin und her im primitiven Tay­
lorismus von ausgegrenzten Arbeitern mit vorkapitalistischen Beziehungen oder sol­
chen, die durch einige Formen des "Putting-out Systems" in kapitalistische Bezie­
hungen integriert sind: der zweite Sektor nach Mohan Rao'(1990). Es tauchte also 
ein zweites Archipel der industriellen Arbeitsbeziehungen im Ozean des ländlichen 
Indiens auf. Aus kulture,llen uhd historischen ,Gründen erreichte die Taylorisierung 
dort nicht den Grad der absoluten Kontrolle durch eine,Organisationsabteilung, die 
kaum existierte. In Abbildung 2 wird dieser Prozeß durch einen Pfeil dargestellt, der 
im Schaubild Kapital/Arbeit unten rechts beginnt. 
Die ökonomischen Liberalisierungstendenzen der achtziger Jahre werden wahr­
scheinlich in Indien wie auch in China Arbeitsbeziehungen hervorbringen, die in 
Richtung der klassischen Form der primitiven Taylorisierung gehen. Mit der Öffnung 
für die international~ Konkurrenz wird der Sektor 2 zu gründlicheren Formen der di­
rekten Kontrolle gebracht - ohne bemerkenswerte Verbesserungen der Reallöhne 
oder der Sozialgesetzgebung. Das Prinzip der Unkündbarkeit (tenure) dürfte im 
Sektor 1 nicht mehr vorkommen. Dennoch verbreibt die Möglichkeit, ~ daß die privile­
gierte Fraktion der Arbeitskraft eine begrenzte Flexibilität aushandeln kann und die 
'sozialen Gegenparteien fordistischen Typs bezüglich der Rationalisierung des Ar­
beitsprozesses verhandeln. 
Das indische Modell ist sehr interessant, da es erlaubt, bestimmte Entwicklungen 
lateinamerikanischer Staaten des Typs "Cepaliens" (als Karikatur dieses Modells) zu 
verstehen. Es händelt sich dabei um die Staaten, die - entsprechend der theoreti­
schen Ziele der CEPAL - folgendes miteinander kombinierten: 
• 	 die Herstellung eines modernen Industriesektors durch Importsubstitution, oft 
unter der Ägide einer populistischen Regierung. 
• 	 das ,Weiterbestehen einer Agrarwirtschaft, deren soziale Beziehungen eher ar­
chaisch waren und die eine kontinuierliche Landflucht verursachten. 
Von Mexiko bis Argentinien findet man außerdem - in verschiedenen Formen: 
• 	 einen Sektor '1, in dem einer relativ "rigiden" Arbeiteraristokratieeine brutale 
Flexibilisierung und "Rationalisierung" (tatsächlich eine Taylorisierung) der Ar­
beitsorganisation aufgezwungen wird; 
• 	 einen zweiten Sektor ländlicher Herkunft, der sich verstädtert und der sich den 
Lohnabhängigen des industriellen und tertiären Sektors öffnet, sei es durcl, den 
chaotischen Prozeß der Herausbildung eines "informellen" Sektors oder durch 




Diese Industrialisierung neuen Typs der Peripherie (im Vergleich mit den indischen 
und chinesischen Modellen und dem der CEPAL, sowie mit der Importsubstitution) 
. muß nun für sich untersucht werden. 
2.3 Wohin gehen die "Neu industrialisierten Länder" (Nies)? 
Inden siebziger Jahren entstanden "Neu industrialisierte Länder", wie z.B. Brasilien 
und Südkorea. Einige Aspekte ihres Entwicklungsmodells wurden an anderer Stelle 
unter den Titeln "primiUveTaylorisierung" und "peripherer Fordismus" untersucht 
(vgl. Lipietz 1985a). 
Das Konzept der primitiven (oder blutigen) Taylorisierung zielt auf den Fall der De­
lokalisierung von begrenzten Teilen fordistischer industrieller Sektoren in Gesell­
schaftsformationen mit sehr hohen Ausbeutungsraten (bezüglich Löhne, Arbeits­
dauer und Arbeitsintensität) ab, wobei die Produkte in der Regel in die entwickelten 
Länder zurückexportiert werden. Die Freizonen und die "verlängerten Werkbänke" 
Asiens (Etats-ateliers) waren in den sechziger Jahren die besten Beispiele für diese 
Strategie, die sich heut~ weiter ausbreitet. 
Festzuhalten sind zwei Merkmale dieses Regimes: Erstens folgt die Tätigkeit ge­
wöhnlich tayloristischen Prinzipien, der Grad der Mechanisierung ist jedoch relativ 
gering. Die technische Zusammensetzung des Kapitals in diesen Unternehmen ist 
besonders niedrig. Diese· Strategie vermeidet also' einen der Nachteile der Im­
portsubstitution, närhlichlnvestitionsgüter importieren zu müssen. Da sie vornehm­
lich weibliche. Arbeitskräfte mobilisiert, verleibt sie sich außerdem das ganze Wissen 
ein, das aus der häuslichen patriarchalischen Ausbeutung stammt. 
Zweitens ist diese Strategie "blutig" im 1 Sinne von Marx, der von der 
"Blutgesetzgebung" am Vorabend des englischen Kapitalismus sprach, Der tradier­
ten Unterdrückung der Frauen fügt sie alle modernen Waffen der Repression gegen 
die Arbeiter hinzu (Staatsgewerkschaften, das Fehlen sozialer Rechte, Gefängnis 
und Folter für Oppositionelle). 
Wie der Fordismus, beruht auch der periphere Fordismus auf der Verbindung von 
intensiver Akkumulation mit dem Wachstum der Endverbrauchermärkte. Er bleibt 
aber peripher in dem Sinne, daß im weltweiten Kreislauf der Industrie. qualifizierte 
Arbeit (insbesondere Ingenieurstätigkeiten) größtenteils außerhalb dieser Länder 
bleibt. Außerdem entsprechen die Absatzmärkte einer speziellen Kombination aus 
lokalem Konsum der Mittelklassen, eines wachsenden Konsums von Gebrauchsgü­
tern durch die Arbeiter und aus Billigexporten in die Kernländer'des Kapitalismus. 
Nehmen wir das Beispiel Brasilien. Brasilien begann seine Industrialisierung früher 
und mit mehr Erfolg als Indien, dessen Modell sich vom brasilianischen nur gering­
fügig unterscheidet. Der Militärputsch 1964 beseitigte die sozialen Vorteile der Ge­
setzgebung von Vargas.Als Konsequenz entwickelte sich die tayloristische 
"wissenschaftliche Organisation der Arbeit" ausschließlich in Abhängigkeit von der 
technologischen Entwicklung. Die blutige Unterdrückung der Gewerkschaftsbewe­
gung verschaffte dem Kapital "flexible" Arbeitskräfte. Ende der sechziger und Anfang 
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der siebziger Jahre entwickelte sich in Brasilien eine sehr konkurrenzfähige, Indu­
strie, die Importsubstitution erreichte und den industriellen Export verbesserte. Die 
Gewinne aus dieser primitiven Taylorisierung wurden in die Entwicklung eines dua­
I,en, peripheren, Fordismus reinvestiert. Ein Teil der Bevölkerung (die neue Mittel­
klasse) richtete sich in einem quasi fordistisChen Lebensstandard ein. Die Lohnab­
hängigen profitierten in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre von Produktivitätszu­
wächsen, die aus der Mechanisierung und den Rationalisierungen resultierten. Die­
ses Segment umfaßte den größten Teil des "formellen Sektors" (vgl. 
Amadeo/Camargo 1990). Auf der anderen Seite gab es ein breites Segment von Ar­
beitern, die von den Vorteilen des brasilianischen Wunders ausgeschlossen blieben: 
die "Iewisianischen", ehemaligen Bauern; die Arbeiter des informellen Sektors und 
die schlechtpezahlten formellen Arbeiter aus kleinen Unternehmen. In den achtziger 
Jahren explodierte die Schuldenkrise, danach folgte, die Den10kratiebewegung. Die 
sich' daraus ergebende Entwicklung ist ziemlich komplex. Bei den industriellen Kon­
flikten standen die Verteilungskonflikte im Vordergrund. In diesem ständigen Sturm, 
der die marginalisierte lewisianische Reservearmee, den informellen Se~tor und die 
verschiedenen Ebenen des formellen Sektors ergriff, konnten sich die Arbeitsbezie­
hungen nicht stabilisieren. In dieser chaotischen Situation blieben für die Zukunft 
Brasiliens drei Möglichkeiten offen: zurück zur primitiven Taylorisierung, eine Kon­
solidierung des peripheren Fordismus und sogar eine Entwicklung hinzu einem 
Fordismus mit lokalen Entwicklungen zum Toyotismus. 
Im Vergleich dazu hatte die Revolution zwischen 1985 bis 1987 in Südkorea viel 
günstigere Ausgangsbedingungen. Grundlage für alles weitere war die Agrarreform 
der fünfziger Jahre, der Einkommenstransfers für die Bauern folgten. Die primitive 
Taylorisierung in Südkorea stand nicht unter dem permanenten Oruck einer lewisia-: 
nischen Reservearmee. A~le Arbeitskräfte wurden - wenn auch mit flexiblen Arbeits­
. verträgen - formell eingesteHt. Zudem war der Staat darum bemüht, die Exportka­
pazitäten gewissenhaft zu planen, um sicherzustellen, daß die Schulden bezahlbar 
blieben. Frauen wurden vor allem auf dem Exportsektorin erschreckender Weise 
überausgebeutet, gleichwohl stiegen die Einkommen der Arbeiterfamilien in den 
siebz-iger Jahren und beschleunigten sich in den achtziger Jahren. Im Resultat er­
lebte Südkorea einen Übergang von der primitiven Taylorisierung zu einem peri­
pheren Fordismus. Darüber hinaus entwickelte sich beim männlichen Teil der Arbei­
, 	 terklasse der "Unternehmenspatriotismus" und bereitete so die Nachahmung be­
stimmter Aspekte der japanischen Form der "ausgehandelten Einbindung" auf Un­
ternehmensebene vor (vgl. You 1990). 
Brasilien und Korea verfolgten also in den achtziger Jahren fast gegensätzliche 
Bahnen. Diese ~usdifferenzierung der NICs ist mindestens genauso wichtig wie die 
der fordistischen Staaten (Abbildung 2). 
3 	In Richtung einer dritten internationalen Arbeitsteilung? 
Wir woUen nicht die Diskussion über'die Stabilität (makroökonomisch, soziopolitisch 
und ökologisch) der unterschiedlichen nationalen Entwicklungsmodelle der Bezie­
hungen zwischen Kapital und Arbeit vertiefen (vgl. dazu Lipietz 1991). Vielmehr 
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sollen die Möglichkeiten der Koexistenz von Ländern mit unterschiedlichen Modellen 
in1 Zentrum einer immer mehr internationalisierten Welt diskutiert werden. 
Dies ist ein Problem der Weltwirtschaftstheorien, die heute durch überholte Voraus­
setzungen behindert sind. Geht man tatsächlich davon aus (mit Adam Smith und der 
marxistisch-dependenztheoretischen Tradition), daß es eine beste Art der Produk­
tion "für jede Ware gibt, dann setzt diese sich schließlich durch - zum Nutzen der 
Länder, die sie beherrschen. Das ist die Theorie des absoluten Vorteils. 
Oder man läßt im Gegenteil einen "Bogen" an Faktorkombinationen im Innern eines· 
einheitlichen technologischen Paradigmas zu. In diesem Fall gibt es eine Arbeitstei­

lung bezogen auf die anfängliche Ausstattung eines jeden Landes mit unterschiedli­
. chen Faktoren: Dies ist die Theorie von den komparativen Vorteilen n~ch dem Theo­

rem von Ricardo. Nun haben wir heute eine Situation, in der die "Faktoren" (Kapital 

und Arbeit) vollständig mobil sind12, die Art' und Weise ihrer Kombination 

(technologisches Paradigma, Arbeitsbeziehungen) sich jedoch von Land zu Land 

unterscheiden. 
3.1 Die ersten beiden internationalen Arbeitsteilungen 
Tatsächlich illustriert die "erste, internationa~e Arbeitsteilung", die praktisch bis in die 
sechziger Jahre überwog, die Richtigkeit der Annahme von Adam Smith ..Sobald 
bestimmte Güter Objekt des internatio~alen Handels wurden, zielte ihre Produktion 
darauf ab, sich an den Orten zu konzentrieren, wo die Produktionsbedingungen am 
besten waren (natürliche Voraussetzungen - Klima, Böden- oder kulturelle Beding­
ungen: soziale Organisation, praktisches Wissen). Diese Konzentration wird mit der 
Zeit relativ stabil, da die Vorteile der ~roßproduktion (economies of scale) die altin­
dustrielleri Zentren gegenüber den neu aufkommenden schützt. Die neuen Zentren 
können sich nur unter dem Schutz eines "natürlichen" oder eines künstlichen Mono­
pols (die Distanz bzw. der Protektionismus der "entstehenden Industrien")entwik­
kein. 
Sobald in England die Manufakturen und vor allem die großen Industrien aufkamen, 
hat sich der größte Teil der Weltproduktion in diesem und in einigen anderen Län­
dern konzentriert, die sich das gleiche industrielle Paradigma mit mehr oder weniger 
Protektion zu eigen machen konnten. Die anderen konnten nur ani Welthandel teil­
nehmen, wenn sie "andere Produkte" herstellten und sich auf Branchen spezialisier­
ten, in denen sie über einen absoluten· Vorteil (meistens E?inen geographischen) ge­
genüber England verfügfen. Die erste internationale Arbeitsteilung (Exporte von 
Fertigprodukten - Exporte von Grundstoffgütern, 'landwirtschaftlichen Produkten oder 
von Kohle und Erzen) ist also eine Teilung zwischen den Branchen. 
Mit den Nies, der primitiven Taylorisierung und vor allem mit dem peripheren For­
dismus kommt jedoch eine neue internationale Arbeitsteilung auf. Jetzt scheint ein 
technologisches Paradigma unter geringen Kosten von einem Land in das andere 
12 	 Es gibt Behinderungen der "Arbeitsmobilität" bezoglich der Immigration, diese gehen aber von Ländern 
mit einem Arbeitskräfteüberschuß aus. 
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transferierbar zu sein. Von nun an können sich die am wenigsten qualifizierten' und 
die am wenigsten mechanisierten Segmente des fordistischen Arbeitsprozesses 
sehr viel konkurrenzfähiger in Niedriglohnregionen oder -ländern ansiedeln. 
Ist das eine Revanche des ricardorianischen Theorems der komparativen Kosten­
vorteile? Weit gefehlt! 
a) 	 Zunächst handelt es sich nicht um komparative Vorteile zwischen den Voraus­
setzungen in jeder Branche. Vielmehr sind die Unterschiede der Kosten des 
Faktors Arbeit für unterschiedliche Segmente des Produktionsprozesses in der­
selben Branche bzw. im sei ben Zweig entscheidend, die nach einem einzigen 
technologischen Paradigma organisiert sind. Die fordistische Arbeitsteilung kann 
tatsächlich in drei Typen von Aufgaben unterschieden werden: 1. Konzeption, In­
genieurstätigkeiten und Arbeitsorganisation, 2. qualifizier:te Fabrikation, 3. routi­
nierte unqualifizierte Aufgaben (darin sind tertiäre Aufgaben enthalten). Die 
Standardisierung der Verfahren, die typisch fur die fordistische Massenprodukti­
on ist, erlaubt eine geographische Trennung dieser drei Aufgabenarten. Von da 
an ist es "natürlich", die drei Aufgabenarten dort anzusiedeln, wo das günstigste 
Verhältnis zwischen Qualität und Kosten besteht. Es handelt sich also um abso­
lute Vorteile in einer internen Arbeitsteilung pro Branche. Die primitive Taylori­
sierung wird also mit der Ansiedlung des "dritten Typs" in den Ländern mit sehr 
niedrigen Löhnen korrespondieren, der periphere Fordismus mit der Ansiedlung 
des ersten und vor allem zweiten Segments in den Ländern mit niedrigen Ein­
kommen, die aber bereits über eine qualifizierte Arbeitskraft und über entwickel­
te~e technische Kapazitäten verfügen. Dies ist das "ökonomische" Schema der 
zweiten internationalen Arbeitsteilung. 
b) 	Außerdem reduziert sich die Realität der Dynamik der NICs nicht auf dieses öko­
nomische Schema der relativen Kosten des Faktors Arbeit. Zunächst einmal 
zahlen die' industrielle Organisation, die Transportkosten und die Ansiedlung von 
Märkten. Es ist nicht möglich, die. Tätigkeiten des zweiten oder dritten Typs be­
liebig zu delokalisieren. Es muß eine bestimmte lokale Entsprechung zwischen 
der Qualifikation des Arbeitsmarktes, der industriellen Struktur und der Struktur 
der lokalen Nachfrage beibehalten werden. Das Schema der asiatischen Frei­
handelszonen oder der "maquiladoras" an der Grenze zwischen Mexiko und den 
USA, wo Glieder des Produktionsprozesses in "den Süden" delokalisiert wurden 
(wo die Löhne sehr niedrig sind), um den Finanzmärkten "im Norden" zu dienen 
(wo die Nachfrage vermögender ist), korrespondiert nur zu einem geringen Teil 
rnit der weltweiten Produktionstätigkeit. 
Der diskriminierende Faktor (hier die Arbeit) ist vor allem eine soziale Konstruktion, 
selbst auf die "Angebotsseite" bezogen. Es reicht nicht aus, daß reichlich Arbeits­
kräfte vorhanden sind ("Iewisianisch"), da sonst alle Länder der Dritten Welt NICs . 
geworden wären. Sie müssen auch gleichzeitig frei' sein von anderen Bindungen 
(ländlichen, farnUiären, religiösen), von Zerrüttungen durch Repression oder Tradi­
tion (weibliche, Arbeitskraft) und dennoch an die Disziplin industrieller Arbeit ge­
wöhnt sein. Kurz: Die intensiv gesuchte "Ausstattung des Faktors Arbeit" ist tatsäch..; 
lich ein sozial konstruiertes Merkmal der lokalen Gesellschaft: seine Entsprechung 
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findet es im flexibel-tayloristischen Paradigma, das wir im ersten Teil dieses Textes 
ausmachten.13 
3.2 Die Koexistenz der Postfordismen 
Anfang der achtziger Jahre wurde der fordistische Kompromiß offen kritisiert und als 
überholt bewertet. Durchaus in Übereinstimmung mit den Lehren der Geschichte 
wurde untersucht, welches die neue hegemoniale Form der Beziehungen zwischen 
Kapital und 'Arbeit sein würde. Die erste Hälfte des Jahrzehnts war von den Erfolgen 
der Reaganomics geprägt. Jetzt triumphierte der Gedanke, daß "der" Ausweg aus 
der Krise des Fordismus die (externe) Flexibilisierung der Arbeitsverträge sei. Die 
"Eurosklerose" wurde kritisiert und der Rigidität der Lohnverhältnisse zugeschrie­
ben. Dann aber, nach dem Krach von 1987, wurden der Niedergang der USA und 
die Sackgasse offenkundig, in die sie durch die Reagan'sche "Deregulierung" ge­
führt worden waren. Es bestätigte sich die technologische und finanzielle Überle­
genheit Japans und Deutschlands;.. und es wurde anerkannt, daß diejenigen Model­
le des Auswegs aus der Krise, die auf die "Mobilisierung der Humanressourcen" 
zielen, denjenigen Modellen überlegen sind, die sich auf die Flexibilisierung orien­
tierten. 
Heute erfordern die Schwierigkeiten von Deutschland und Japan eine größere Zu­
rückhaltung: Die Konkurrenz durch die NICs aus Asien und selbst aus Lateinamerika 
scheint der gesamten Welt eine einheitliche Norm voriugeben: immer niedrigere Ar­
beitslöhne und immer flexiblere Lohnvereinbarungen. In all diesen Fällen nimmt man 
an, daß eines der- .hier unterschiedenen - beiden Paradigmen einen absoluten Vor­
sprung gegenüber dem anderen aufzuweisen hat und dieses schließlich auch besei­
tigen wird . 
. Daß man jedoch immer noch nicht zu sagen weiß, welches Paradigma siegen wird, 
sollte freilich Anlaß für weitere Überlegungen sein. Zunächst einmal ist es offen­
sichtlich, daß unsere beiden Paradigmen nicht ausreichen, um ein kohärentes Ent­
wicklungsmodell auf der globalen Ebene zu bestimmen. Es fehlt zumindest eine Re­
gulationsweise der internationalen effektiven Nachfrage. Der Weltmarkt ist, wie vor 
1950, wieder durch globale Konkurren? bestimmt und seine Entwicklung verläuft 
zyklisch. Die Zyklen sparen natürlich auch die dominanten Modelle (seien es die 
USA, Deutschland oder Japan) nicht aus. Außerdem wirken sich so außergewöhnli­
che Ereignisse wie die Auflösung des "sozialisti'schen Blocks" und seine Rekonver­
sion in einen Marktkapitalismus (die vorerst in China gelungen, in Europa aber miß:­
lungen scheint) auf die Konjunktur und nicht zuletzt auf d~e Strukturen in den Nach­
barländern aus (vor allem im Fall der Vereinigung der beidenDeutschlands). 
Über diese konjunkturellen Überlegungen hinaus wagen wir nun aber grundsätzli-< 
chere Hypothesen: 
Diese taylorisierbare und flexible Arbeitskraft muß aber auch auf eine Unternehmerelite und auf Spitzen., 




a) 	 Die Lektion der Jahre 1982 bis 1995 ist klar. Welche Politik die USA auch immer 
verfolgten (über- oder unterbewerteter Dollar, immens hohe oder negative Zins­
raten, kontrolliertes oder unkontroIJierbaresHaushaltsdefizit), das Defizit ihrer 
Handels- und Dienstleistungsbi~lanz ist strukturell geworden, im Umfang von 10 
Milliarden Dollar pro Monat. Umgekehrt ist - was auch immer die Bedeutung der 
konjunkturellen Unterschiede sein mag -die Außenwirtschaftsbilanz von Japan 
und Deutschland positiv geblieben .(mit Ausnah~e einer kurzen Zeitspanne 
gleich nach der Wiedervereinigung). Unter dem Gesichtspunkt der zwischenkapi­
talistischen Wettbewerbsfähigkeit ist die ausgehandelte Einbindungdem Neo­
Taylorismus zumindest im wichtigen Bereich der D/enstü3istungen und der aus­
tauschbaren Güter überlegen. 
b) 	Die Welt organisiert sich in drei kontinentalen Blöcken. Innerhalb dieser Blöcke 
wird es eine Arbeitsteilung zwischen Zentrum ,und Peripherie geben, die auf ver­
schiedene Kombinationen der beiden Basisparadigmen des Postfordismus ge­
, gründet ist. 
Diese Tendenz zur Rekontinentalisierung der Weltwirtschaft (der asiatisch-pazifi­
sche Raum um Japan; Nord- und Südamerika um die USA, Europa um Deutschland) 
erfolgt zunächst aufgrund einer "geographischen Revanche": Mit den just-in-time 
Fertigungsmethoden gewinnen die Entfernungen und die Transaktionskosten wieder 
eine größere Bedeutung. Sie resultiert aber auch aus Versuchen, die internationale 
Makroökonomie "zwischen Nachbarn" zu regulieren. 
Im Innern dieser Blöcke gibt es deutlich unterschiedlich entwickelte Länder - mit 
Zentrum-Peripherie-Beziehungen in der ersten, zweiten oder dritten Arbeitsteilung. 
Diese Hierarchien bewegen sich: "periphere" Länder machen Fortschritte, dominie­
rende Länder kommen mehr oder weniger gut aus der Krise.des Fordismus heraus. 
Vor allem aber beschreiten sie unterschiedliche Wege, indem sie einer der beiden 
paradigmatischen Achsen, die vorher bestimmt wurden, den Vorzug geben. 
Urtsere zweite Hypothese bezieht sich genauer auf die Möglichkeit einer Koexistenz 
der beiden Paradigmen inmitten des gleichen Raumes der kontinentalen Integration, 
mit einem dritten Typ internationaler Arbeitsteilung - zWischen Ländern, die sich eher 
um das eine oder das andere Paradigma scharen. Es handelt sich dabei nicht um 
, die unterschiedliche Produktion von sehr verschiedenen Gütern, wie bei der ersten 
internationalen Arbeitsteilung, auch nicht um die Spezialisierung unterschiedlicher 
Aufgaben innerhalb desselben tayloristischen Paradigmas, wie bei der zweiten in­
ternationalen Arbeitsteilung, sondern es handelt sich um die Erzeugung ähnlicher 
Produkte, aber auf unterschiedliche Weise. 
Das ist nur möglich, wenn keines der beiden Paradigmen das andere absolut, son­

dern nur relativ, bezüglich Branchen und Unterbranchen übertrifft. Demnach hat der 

ricardianische Formalismus einen heuristischen Wert, sofern er den Begriff von der 

"Faktorerstausstattung" durch den der "sozialen Konstruktion der Anpassung an ein 

Paradigma" ersetzt. Diese soziale Konstruktion ist ein komplexer, gesellschaftlicher 

, Tatbestand, auf den wir hier nicht ausführlicher eingehen ,werden (vgl. Leborgne und 





und "ausgehandelte Einbindung" den "defensiven und offensiven" Strategien ent­
spricht, die die Eliten einer Nation oder einer bestimmten Region als Ausweg aus 
der Krise betrachten. 
Eine bequeme Art, die Unterschiede der sozialen Anpassung zu formalisieren, ist 
der Rekurs a'uf eine erneuerte "principal-agent theory". Die Organisatoren der Pro­
duktion (die "Prinzipale"), seien es Unternehmer oder Auftraggeber, haben die Wahl 
zwischen zwei Verhaltensweisen gegenüber ihren Untergebenen'(Agenten), d.h. 
Lohnabhängigen oder Zulieferern: 
• 	 entweder das Vertrauen und sein Äquivalent, die verantwortliche Autonomie, die 
es erlauben, die Quasi-Rente im Verhältnis zu den Konkurrenten zu maximieren, 
aber eine egalitärere Verteilung dieser Quasi-Rente beinhalten; 
• 	 oder das Mißtrauen, das eine direkte Kontrolle der Untergebenen beinhaltet. Es 
erlaubt mit Sicherheit die Maximierung. desjenigen Teils des Produkts, das vom 
Prinzipal angeeignet wird, aber nicht zwangsläufig des Gesamtprodukts dieses 
Typs des Zusammenschlusses. 
Offensichtlich hängt die Option zwischen "Vertrauen" und "Mißtrauen" von sozio­
politischen, außerökonomischen Determinanten ab. Denn es scheint im Postfordis­
mus so zu sein, daß diese Differenzen unterschiedliche Auswirkungen bezüglich der 
Branchen haben und dies ist im\ Kontext der Theorie der komparativen Kostenvortei­
le relevant. Es ergibt sich also frei nach Ricardo: 
Diejenigen Branchen, die am meisten auf die Einbindung der direkten Produienten 
angewiesen sind, werden nach relativ hoch qualifizierten und wenig flexiblen Regio­
nen oder Segmenten des Arbeitsmarktes suchen; diejenigen Brqnchen,die am mei­
sten au~ geringe Arbeitskosten angewiesen sind, werden die flexibelsten Regionen 
oder Segmente des Arbeitsmarktes suchen. 
Nun versteht man auch den Erfolg des "toyotistischen" Modells: wenn es innerhalb 
der gleichen Gesellschaft zwei Typen des Arbeitsmarktes gibt, dann würde die Mög­
lichkeit der Aushandlung von Lohnkompromissen auf der Ebene des Unternehmens 
eine optimale Anpassung aller Branchen erlauben. Die am stärksten "kalmaristisch" 
orientierten, nationalen Modelle sind durch Rigidität und exzessiv hohe Arbeitsko­
sten in den einfachsten Branchen benachteiligt. Die flexibelsten, nationalen (neo­
tayloristischen) Modelle sind in Branchen benachteiligt, die das höchste Qualifikati­
onsniveau erfordern. Die Länder dagegen, die nach wie vor klassische fordistische 
Lohnverhältnisse haben (Rigidität plus Taylorismus), werden allmählich "von oben 
und von unten" überflügelt. 
Aus dem "umgestellten Ricardo'schen Theorem" ergeben sich daher einige Folge­
. rungen: 
1. 	 Die Länder, die die verhandelte Einbindung praktizieren, werden diejenigen In­
dustrien anziehen, die über den höchsten Wertzuwachs (pro Arbeiter) und den 
höchsten Anteil an intellektueller Arbeit verfügen. 
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2. 	 Unter diesen' Ländern werden diejenigen am wettbewerbsfähigsten sein, in de­
nen die Einbindung auf dem niedrigsten Niveau ausg,ehandelt wird (optimal im 
toyotistischen Modell). 
3. 	 Es gibt Länder, die' zu fordistisch geblieben sind (zu rigide für eine zu schwache 
Einbindung), oder Länder, die trotz der extrem niedrigen Kosten ihrer Arbeitskraft 
ein zu geringes Qualifikationsniveau haben. In diesen Ländern entwickelt sich 
die Exklusion, d.h. es entstehen Situationen, in denen sich das Kapital überhaupt 
nicht mehr für das Arbeitsangebot interessiert. 
Abstrahieren wir jetzt von den internen Differenzierungen in den Nationen und be­
trachten wir nur ihre relative Position im. Diagramm. Man sieht, daß in einem konti­
nentalen Block, der die ganze Vielfalt der Konstellationen repräsentiert, die qualifi­
ziertesten Branchen dahin tendieren, sich nach oben und nach rechts zu polarisie­
ren. Dort finden sich die hohen' Einkorrunen, die hohen Qualifikationen, die höchste 
"interne Flexibilität" - mit anderen Worten, di.e besten Voraussetzungen, neue Pro­
zesse einzuführen und neue .Produkte zu entwickeln und zu erproben. Mit einem 
Wort, es handelt sich um das "Zentrum" im hergebrachten, doppelten 'Wortsinn (bei 
F. Braudei, I. Wallerstein, S. Amin und anderen). Die irrlmer einfacheren Branchen 
polarisieren sich zu den Ländern hin, die sich immer mehr nach links und nach un­
ten positionieren. Diese können ihre Wettbewerbsfähigkeit nur durch eine immer 
schonungslosere Flexibilisierung bei immer geringeren Löhnen erhalten - auch auf 
die Gefahr hin, des "Sozialdumpings" angeklagt zu werden. Dies sind - mitabneh­
mendem Abstand zur "Peripherie" - die alten fordistischen Länder, die mehr und 
mehr neo-tayloristisch geworden sind, die Länder des peripheren Fordismus und 
schließlich die der primitiven Taylorisierung (Abbildung 3). 
3.3 Die Ausdifferenzierung der kontinentalen Blöcke 
Abbildung 3 zeigt - als Beispiel - die Länder des europäischen Blocks. Es ist evi­
dent, daß sich diese schöne Hierarchie in Asien oder in Amerika nicht so eindeutig 
wiederfindet. Ein erster Grund dafür liegt auf der Hand: der amerikanische Block 
wird von einem Land, den Vereinigten Staaten, dominiert. Dieses Land ist aber nicht 
dem dominanten technologischen, Paradigma zuzurechnen. Der amerikanische 
Block leidet daher unter einer doppelten Schwäche: sein Zentrum wird seinerseits 
durch die anderen Zentren dominiert, und demgemäß hat es Mühe, seine eigene 
Peripherie zu beherrschen. 
Diese beiden Konsequenzen sind auf folgende Wei$e empirisch auszumachen: 
a).Die Entwertung der amerikanischen Arbeit 
Das BIP pro Kopf ist ein bequemer Index für 'die Produktivität einer Gesellschaft und 
der durchschnittlichen Kaufkraft ihrer Mitglieder. Für den internationalen Vergleich 
gibt es zwei Wege, um diesen Index zu bestimmen: 
• 	 Zu laufenden Wechselkursen: In einer internationalisierten Welt (d.h., es gibt 
keine bedeutende D'ifferenz zwischen den Angebotspreisen der Produkte auf 
dem Binnenmarkt und beim Export) mißt dieser Index sehr gut die effektive Ka­
24 

pazität des Arbeitsproduktes eines Landes, einen Teil der Arbeit anderer Länder 
zu kaufen. 
• 	 Gemäß der Kaufkraftparität: 'Es handelt sich dabei um einen theoretischen 'Index, 
der nach den fiktiven Wechselkursen berechnet wird, die den Preis eines glei­
chen Korbes von Waren und Dienstleistungen in den verschiedenen Ländern 
ausglei~hen würden. 
Dieser zweite Index scheint ~die Unfähigkeit der Wechselkurse zu korrigieren, die 
Differenzen der Inflationsentwic,klung zu kompensieren. Indem Maße, wie die Ein-' 
wohner ihr Einkommen in ihrem eigenen Lande ausgeben, erlaubtes dieser Index, 
den durchschnittlichen Lebensstandard in verschiedenen Ländern zu vergleichen. 
Man kann also vom "Indikator eines internationalen Volumens" sprechen. Falls alle 
Länder das Gleiche auf die gleiche Art produzieren würden, würde er genau diese 
Rolle spielen. Außerdem ist es wahrscheinlich, daß sich die Wechselkursetatsäch­
lich an die Ka,ufkraftparitäten anpassen.' 
Von alledem ist nichts zu finden, nicht einmal innerhalb der OECD (Abbildung 1). 

Die verschiedenen Länder befinden sich auf unterschiedlichen Ebenen in den drei 

internationalen Arbeitsteilungen. Die Länder, die Güter und Dienstleistungen von 

hoher "Qualität" und nach dem dominanten Paradigma erzeugen, sind nicht nur pro­

duktiver (sie produzieren mehr, d.h. ihr BIP pro Kopf ist "nach seinem Volumen" hö­

her); das Produkt ihrer Arbeit wird zusätzlich auf den internationalen Märkten besser 

bewertet (sie verkaufen es "teurer"). Dieser zweite Aspekt wird durch 'die Relation 

. zwischen ihrem BIP pro Kopf.zu laufenden WechseJkursen auf den gleichen Index 
gemäß der Kaufkraftparitäterfaßt. Dieser Koeffizient kann als "Index des internatio­
nalen Wertes" bezeichnet werden. Dieser reflektiert natürlich z.T. die Wechselkurs- , 
politik eines Landes. Die Erfahrung hat jedoch gezeigt, daß es nicht möglich war, auf 
Dauer einen überbewerteten Kurs zu halten14. Der Index drückt daher sehr wohl ei­
nen strukturellen Charakter aus. 
In Tabelle 1 wird das BIP pro Kopf in Dollar gemäß den beiden Umrechnungsarten 

ausgedrückt Der internationale Wert der Arbeit der USA ist üblicherweise 1. Man 

stellt sofort fest: 

• 	 Die japanische und die deutsche Arbeit ist im Verhältnis zur amerikanischen Ar­

beit stark üb~rbewertet (und es handelt sich dennoch um das gee.inte Deutsch­

land!) - und dies, ohne daß die Handelsbilanzen darunter zu leiden hätten. 

• 	 Die Arbeit aller Peripherie~Länger in d~n drei internationalen Arbeitsteilungen ist 





In Frankreich spricht man von einer "überbewerteten" Währung, wenn der geltende Wechselkurs dahin 
tendiert, zu viel internationale Arbeit im Austausch gegen die nationale Arbeit zu verlangen. Ich würde 
hier sagen, daß das Geld und die Arbeit, die die Währung repräsentiert, dann "überbewertef' ist, wenn es 
tatsächlich m'öglich wird, mehr internationale Arbeit gegen weniger nati.onale Arbeit zu erlangen. 
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b) Die schwache Integration des amerikanischen Blocks. 
Die "Regionalisierung" (tatsächlich die Kontinentalisierung) des internationalen 
Handels wird in Tabelle 2 gezeigt. Diese Angaben müssen ganz gewiß anders ge­
sehen werden, wenn man den "Intra-Block-Handel" vom "Inter-Block:-Handel" trennt. 
Dann hängen sie offensichtlich von der gewählten Abgrenzung der Blöcke und von 
der Größe der Länder ab. Dennoch springt es ins Auge, daß Europa hoch integriert 
ist, Asien deutlich geringer und Amerika noch weniger. Vor allem aber nimmt der 
Anteil des innereuropäischen undinnerasiatischen Anteils beständig zu, während 
der innerregionale Handel in Nordamerika zurückgeht und in Lateinamerika sta­
gniert. 
Tabelle 3 enthält die Matrix der ausgetauschten Fertigprodukte15. Die Ergebnisse 
sind die gleichen, aber man stellt fest, daß - sofern Amerika sich beim Export und 
vor allem b.eim Import desintegriert, sofern Asien sich bei den Exporten und noch 
mehr bei den Importen integriert, sich die europäische Union noch etwas mehr bei 
den Exporten integrieren (sie verkaufen immer noch mehr an sich selbst), aber sich 
bei den Importen desintegrieren (sie kaufen mehr und mehr in Asien) wird. Dieses 
Resultat vermittelt einen Eindruck von der wachsenden Exportmacht Asiens, das in 
beiden Paradigmen triumphiert: der Toyotismus in Japan und die Flexibilität in den 
Nies. 
4 Europa: eine gut geordnete Hierarchie 
4.1 Europa: ein hierarchischer, kontinentaler Block16 
Westeuropa ist seiner Bevölkerung und seinem Reichtum nach der wichHgste Markt 
in der Welt. Seit Beginn der Krise ist es aber auch der große stagnierende Pol in der 
Welt, der einzige entwickelte kapitalistische Pol, in dem die Arbeitslosigkeit trotz 
demographischen Stillstands hoch bleibt. Dieses Paradox hat überhaupt nichts mit 
einer Unfähigkeit zur te~hnologischen und sozialen Innovation zu tun, wie die skan­
dinavischenLänder oder die des "alpinen Bogens" (Süddeutschland, Österreich, 
Norditalien, Schweiz) beweisen, die sich auf die "ausgehandelte Einbindung" orien­
tieren. Ein kurzer Blick auf die Zahlen verdeutlicht das grundlegende Problem: in 
den aDer Jahren sind nur Norwegen, Schweden, Österreich und die Schweiz der 
Stagnation und der Arbeitslosigkeit entgangen - d.h. die Länder, die nicht der Euro­
päischen Gemeinschaft angehören. Genau dies ist also das beunruhigende Phäno­
men, das wir erklären müssen: die spezifische Stagnation der EG, die dazu berufen 
ist, Gesamteuropa zu absorbieren. 
15 	 Ich habe hier eine Umgruppierung aller Länder in drei Blöcke vorgenommen und den "Rest der Welt" 
ausgeschlossen, der sich aus Afrika und der arabischen Welt (die wesentlich der ersten internationalen 
Arbeitsteilung verpflichtet ist) sowie.aus Osteuropa (seit 1992 in einem chaotischen Übergang) 
zusammensetzt. Man sieht daher, daß dieser "Rest der Welt" tatsächlich ,eine Peripherie von Europa ist. 
16 	 Der folgende Teil beruht auf. einer ersten Annäherung von Leborgne und Upietz (1990); "Westeuropa" 
meint im genaueren Wortsinn die Europäische Gemeinschaft bzw. Union, also die Gesamtheit der EG 
und der EFTA, die dabei sind, sich in der Europäischen Union zu verschmelzen. 
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Das erste Merkmal Europas ist, daß es sich aus grimmigen Exporteuren (7 unter den 
10 ersten der Welt) zusammensetzt, die sich aber vor allem untereinander bekämp­
fen. Europa hat eine gewisse Selbstgenügsamkeit entwickelt. Die Antriebskraft die­
ser Entwicklung ist der enorme Zwang des inneren Wettbewerbs. Die Möglichkeit 
dieser kontinentalen Selbstbeschränkung ist zum Teil durch die interne Verschie­
denheit in Europa gegeben: es umschließt zugleich Länder mit einer langen Indu­
strietradition, neu industrialisierte Agrarländer und besitzt selbst fossile Energiere­
serven. Europa wird jedoch vor allem durch die nationalen Strategien, einen Ausweg 
aus der Krise des Fordismus zu finden, diversifiziert. 
Einige Länder (die britischen Inseln, das südliche Europa) spielen die Karte ihrer 
relativ niedrigen Löhne. Andere dagegen - vor allem in Skandinavien - spielen die 
Karte der Beherrschung der neuen Technologien durch Verhandlungen auf gesamt­
gesellschaftlicher Ebene. Fast der ganze Bogen der Auswege aus der Krise des 
Fordismus ist in Europa vertreten und man findet dort ein "Zentrum" (dessen inter­
nationaler Wert zunimmt) und eine "Peripherie" (die in ihrem Volumen nicht zu­
nimmt). Es reicht nicht aus, bei japanischen Automobilen und elektronischen Er­
zeugnissen die organisatorische Überlegenheit der Japaner zu kritisieren, oder - bei 
Textilien - die Konkurrenz der Dritte-Welt-Länder mit der extremen Ausbeutung ihrer 
Arbeitskräfte. Aus diesem Grund bedient sich Europa ebenfalls des Protektionismus: 
gegen japanische Automobile, gegen Textilien aus Asien, gegen Fleisch aus Argen­
tinien usw. Aber es wäre ein schwerer Irrtum, den europäischen Autozentrismus auf 
den Protektionismus zu reduzieren. Seine protektionistische Verbissenheit unter­
streicht nur die Sorge um die Aufrechterhaltung seiner inneren sozialen Kompro­
misse. Die größte Bedrohung jedoch, die diese Kompromisse belastet, hat ihren 
Grund in der institutionellen Struktur von Europa. Dies wollen wir jetzt genauer unter­
suchen. 
4.2 Die Makroökonomie des Gemeinsamen Marktes 
Bis zum Jahre 199217 kann man die Situation in Europa folgendermaßen schemati­
sieren: 
1. 	 Europa ist potentiell selbstgenügsam. 
2. 	 Die Güter- und Kapitalmärkte sind frei und die realen Wechselkurse sind fix. 
3. 	 Jedes Land muß sich, ohne ausdrückliche Zusarnmenarbeit mit den anderen, 
den äußeren Zwängen anpassen (nicht-kooperatives Spiel). 
4. 	 Jede Nation der Europäischen Union kann als Verbindung von Regionen be­
trachtet werden, die entweder eine neo-tayloristische Strategie oder eine der 
ausgehandelten Einbindung verfolgen. 
5. 	 Die offensive Strategie (ausgehandelte Einbindung) ist in bezug auf die Wettbe­
werbsfähigkeit der defensiven Strategie (Flexibilität) in allen Branchen überle­
1993 markiert die Verwirklichung des Binnenmarktes sowie das Auseinanderbrechen des EWS als Folge 
des Mißtrauens gegenüber den Verträgen von Maastricht. 
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gen, ,allerdings weniger in arbeitsintensiven Industrien, in denen eine hinrei-. 
chende Lohndifferenz die Vorteile der defensiven Strategie zur Geltung bringt 
Wenn man von den Hypothesen 1 bis 3 ausgeht und die üblichen Überlegungen des 
keynesianischen Typus' anwendet (beggar-my-neighbour policies: Glyn u.a., 1990; 
Lipietz, 1-985a), so gelangt man unrnittelbar zu einer stagnierenden Tendenz: jedes 
Land wird sich kurzfristig an den Zwang, den alle anderen auf es ausüben, durch ei­
ne Schrumpfung der Binnennachfrage und durch Exportanstrengungen - über ver­
rninderte .Arbeitskosten pro Produktionseinheit - anpassen rnüssen. Diese Tendenz 
war, wie wir gesehen haben, in den 70er und in den 80er Jahren vorherrschend. 
Man geht auch davon aus, daß - zumindest mittelfristig - die Länder mit einem 
schwachen sozialen Schutz und mit niedrigen Löhnen, einen Wettbewerbs\/orteil 
gegenüber den anderen haben und daß dies eine allgemeine Auflösung des sozia­
len SC~lutzes nach sich ziehen wird (Sozialdumping). Das wäre gewiß auch der Fall, 
'falls die Formen der Arbeitsorganisation überall vom gleichen Typus wären und falls 
die Wettbewerbsfähigkeit sich ausschließlich auf der Ebene der Löhne und der 
"defensiven Flexibilität" entscheiden,würde. 
Die Einführung der Hypothesen 4 und 5 nuanciert daher die Diagnose. Wenn wir 
das "umgestellte Ricardo'sche Theorem" aus dem vorangegangenen Abschnitt an­
wenden, folgt daraus nämlich, daß jede Region sich in denjenigen Branchen spezia­
lisieren wird, in denen sie am intensivsten den "Faktor" nutzen kann, mit dem sie am 
besten ausgestattet ist, d. h. entweder die flexible und taylorisierte Arbeit oder die 
qualifizierte Arbeit mit ausgehandelter Einbindung. Da die Kapitalbewegung frei und 
der Binnenmarkt Realität ist, tendiert die Arbeitsteilung in der EG dazu" sich zwi­
schen den Regionen nach Branchen (oder Unterbranchen) zu polarisieren, gemäß 
dieses besonderen Typus der "komparativen Kostenvorteile". Das erlaubt es Däne­
mark18 neben Portugal fortzubestehen, wo die Löhne um ein fünffaches niedriger 
sind. 
Das gesamte Volumen des Binnenmarktes wird so von den relativ hohen Einkom­
.	men derjenigen Länder bestimmt, in denen die Einbindung vorherrscht, und von den 
relativ niedrigen Einkornmen der Länder mit Flexibilität In der ersten Ländergruppe . 
sind die Umverteilungsm6glichkeiten schwächer; in der zweiten' Ländergruppe ist 
der Zwang zu niedrigen Löhnen (zur Flexibilität und zur Arheitslosigkeit) , stärker. 
Sofern es keine 'Politik einer "konzertierten Wiederbelebung" (Punkt 3) gibt, werden 
die makroökonomischen Entscheidungen der Länder der ersten Gruppe allen ande­
ren aufgezwungen. Sie bestimn1en so schließIic;;h ein Gleichgewicht der UnJerbe­
schäftigung auf europäischem Niveau. 
Es muß also unterstrichen werden, daß in den Regionen des Zentrums die Produk­
tivitätsgewinne umverteilt werden (im Namen der "kollektiv ausgehandelten Einbin­
dung") - in den strengen Grenzen, die durch die Quasi-Rente des Wettbewerbs de­
finiert werden, die ihnen durch den Produktivitätsvorteil der Einbindung ihrer Arbeiter 
. gewährt wird. Diese Quasi-Rente wird selbst begrenzt durch die unterschiedliche 
18 	 Dort ist das BIP pro Einwohner ... in internationalen Werten - das dritthöchste der Welt - nach Japan und 
der Schweiz. ' 
28 
Wettbewerbsfähigkeit zwischen beiden Gruppen von Regionen. Irlre Erhaltung er­
fordert strukturell "verteilungspol'itische Vorsicht" in den Regionen des ersten Typs.' 
Denn diese riskieren ständig, daß durch eine Zunahme des Lohnkostenabstandes 
ihr Vorteil gegenüber den Regionen des zweiten Typs verloren geht. Während die 
Makroökonomie des Fordi,smus auf einen - im allgemeinen vorausschaubaren - na­
tionalen Verteilungskompromiß gegründet war, sind (in einem Europa ohne gemein­
same Sozialgesetzgebung) die 'regionalen Sozial kompromisse, die auf die Einbin­
dung 'gegründet sind, nur solange aufrechtzuerhalten, wie sie den Abstand der 
Wettbewerbsfähigkeit zwischen den Regionen nicht gefährden. Sie sind daher nicht 
dazu geeignet, durch die Nachfrage das Wachstum der anderen Regionen anzukur­
beln. 
Für eine Analyse, die nur die drei ersten Punkte unserer Darstellung berücksichtigen 
würde, wäre das Ergebnis indessen weniger katastrophal. An die Stelle der wech­
selseitigen Erosion der nationalen sozialen Kompromisse infolge der innergemein­
schaftlichen Konkurrenz tritt ein "Europa der zwei Geschwindigkeiten", geographisch 
ein "Leopardenfell". Aber auch die regionalen "Flecken" von Unternehmensnetzen 
mit einem offensiven sozialen Kompromiß beinhalten oft Zulieferersektoren und 
Dienstleistungsbereiche (in Unternehmen und in Haushalten) mit einer schwachen 
sozialen Absicherung und mit hoher Flexibilität. Diese innerregionalen Differenzen 
können sich auf geschlechtliche und ethnische Differenzen gründen. 
Dieses Europa der zwei sozialen Geschwindigkeiten wird - aufgrund der Mechanis­
men, die wir gerade herausgearbeitet haben, auf jeden Fall ein Europa mit einer ein­
zigen ökonomischen Geschwindigkeit - und zwar einer ziemlich niedrigen - sein. 
4.3 Wo befinden wir uns? 
Am Ende der aDer Jahre erschien Europa gleichwohl als eine "ruhige Kraft", die ru­
higer und stabiler als Amerika und gewiß langsamer als das unruhige Asien, jedoch 
auf einem unvergleichlich höheren Niveau, voranschritt. Es scheint sich pe~ekt nach 
dem Schema "Zentrum-Peripherie" (Abbidlung 3) zu organisieren. Ganz oben die 
"Kalmar"-Länder aus Skandinavien, im Zentrum Deutschland und der "Alpenbogen". 
Etwas weiter unten Frankreich, das sich vom Fordismus in Richtung einer vorwie­
gend defensiven Flexibilität entwickelt - aber mit einigen offensiveren; kleinen In­
'sein. Danach das "neo-tayloristische" Großbritannien und Spanien, das peripherer 
Fordismus bleibt, schließlich Portugal, das noch periph~rer (und das heißt noch fle­
xibler) ist. Jenseits davon: Marokko und die ganze mediterrane Zone des 
"Mittelmeerabkommens", Noch weiter weg die AKP-Länder des Abkon1mens von 
Lome, die in der ersten internationalen Arbeitsteilung verblieben sind und sich mehr 
oder weniger in der zweiten engagieren (d.h. bei der primitiven Taylorisierung). 
Allerdings hat der Fall der Berliner Mauer diese Struktur destabilisiert. Makroöko­
nomisch betrachtet, hätte die Rekonstruktion vonOsteuropaWesteuropa dynamisie­
ren können, wenn eine Politik des "Marshall-Planes 'i und damit auch der niedrigen 
Zinsraten vorgeherrscht hätte. Das Gegenteil war jedoch der Fall und nach einem 
zwei Jahre anhaltenden keynesianischen Peitschenschlag hat die restriktive deut­
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sehe Geldpolitik sukzessive nicht allein die Erholung im Osten erstickt, sondern 
auch noch die gesamte irinereEntwicklungsdynamik Westeuropas~ 
Neben diesem Fehler der Wirtschaftspolitik wird jedoch das Eindringen von höchst 
flexiblen und dennoch hoch qualifizierten< Arbeitskräften (aus den Ländern Zentral-' 
und Osteuropas) die Gleichgewichte aus der Zeit vor 1989 erschüttern; besonders in 
der oberen rechten Ecke der Abbildung 3. Daher werden sich, die Vorteile der 
"FleXibilisierung" gegenüber denen der Einbindung durchsetzen (vgl. Lipietz 1992). 
Zunächst wird das skandinavische Modell in die Krise geraten. Nachdem Finnland 
und Schweden brutal ihrer traditionellen Absatzmärkte im Osten beraubt wurden, 
müssen sie die strukturelle Wettbewerbsschwäche ihrer "kalmarischen" Kompro­
misse in einem liberalen Umfeld anerkennen. Die Verhandlungen eines Kon1promis­
ses zwischen Kapital und Arbeit auf der nationalen Ebene erweisen sich auf ver­
hängnisvolle Weise '·als zu "'großzügig" angesichts der Branchen rnit schwacher 
Einbindung und mit schwachen Produktivitätsgewinnen. Diese "Großzügigkeit" 
drückt ihrerseits auf die Wettbewerbsfähigkeit der produktivsten Sektoren; bezeich­
nenderweise ist die namengebende Fabrik in Kalmar inzwischen geschlossen wor­
den (vgl. Sandberg 1994)! Daher die Tendenz (für Schweden), auf der. Kurve nach 
unten und nach links zu rutschen - d.h. in. die Richtung von Branchenverhandlungen 
bei gleichzeitigem Verzicht auf den "solidarischen Lohn" (vgl. Mahon 1993). 
Aber selbst Deutschland wird von der gleichen Tendenz mitgezogen. Die 
"Gründungslüge" von Kanzler Kohl bezüglich der Finanzierung der deutschen Ein­
heit provoziert in Westdeutsch land eine allgemeine Destabilisierung der Arbeitsbe­
ziehungen und selbst des "ohnistischen" industriellen Paradigmas, das noch weni­
ger perfektioniert war als in Japan. Die Branchenvereinbarungen werden zurückge­
wiesen; und die Arbeitgeber der kleinen und mittleren Unternehmen haben eine Of­
fensive gestartet, um sich von den Branchenverhandlungen abzukoppeln, die ihre 
Lohntarife an die Bedingungen angleichen, die in den großen Unternehmen vorherr­
schen. Diese wiederum zögern auch nicht, mit der Erpressung der Produktionsverla­
gerung in flexiblere Länder - von Portugal bis Malaysia - zu spielen (vgl.Duval 
1993). Kurzum: die allgemeine Entwicklung bewegt sich auf die Regeln des Toyo­
tismus zu. 
Diese "Überflutung" des Zentrums durch den Ozean der peripheren Flexibilität bleibt 
im Moment noch begrenzt und sie könnte durch die Entwicklung einer Sozial- und 
Umweltgesetzgebung auf der Ebene des Kontinents zu Fall gebracht werden. Leider 
ignoriert der Vertrag von Maastricht diese beiden wesentlichen Aufgaben.' Er ver­
stärkt im Gegenteil die Rigidität der makroökonomischen Aneinanderkopplung der 
verschiedenen Länder (über den Umweg der Paritäten und der Zinsraten). Der Zu­
sammenbruch dieser Bedingungen in den beiden Krisen des EWS (September 1992 
und Juli 1993) hat den Handlungsspielraum für die nationale makroökonomische 
Regulation sowie für die wechselseitige Anpassung zwischen den Mitgliedstaaten 
ein wenig erweitert. Dennoch werden darnit die grundleg~nden Probleme nicht ange­
gangen; denn deren Bearbeitung erfordert nicht "weniger'\ sondern "mehr" Europa. 
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5 Ein paradoxer Block: Nordamerika 
Ein Blick auf die Abbildung 3 zeigt die beiden radikalen Unterschiede zwischen 
Nordamerika und Europa: 
• 	 . Die dominierende Macht des Kontinents, die USA, ist nicht in dem weltweit do­
minierenden industriellen Paradigma engagiert. 
• 	 Da das Zentrum und die Peripherie des Kontinents im gleichen industriellen Pa-. 
radigma engagiert sind, können sie sich nur durch eine mehr oder weniger große 
Flexibilität wechselseitig anpassen (auf der vertikalen Achse). 
Das erste Paradox des amerikanischen Blocks besteht also darin, daß das Zentrum, 
das ihn dominiert (die USA) selbst nicht mehr auf der globalen Ebene dominant ist­
weder technologisch, noch finanziell, noch sozial. Die 80erJahre waren das Jahr­
zehnt der "Brasilianisierung" der USA (Lipietz 1985a); und die ersten Regierungsjah­
re von Präsident Clinton haben trotz der zyklischen Belebung der Konjunktur, diese 
Entwicklungstendenz keineswegs umgedreht. 
Was nun die Organisation der ökonomischen Vernetzung mit seinem Umfeld der' 
"Ko-Prosperität" (das Wort ist hier schlecht gewähltt) betrifft, so ist das eine andere 
Angelegenheit. Die USA kontrollieren nur ihre nördliche Grenze (d.h. Kanada) und 
einen einzigen Markt an ihrer südlichen Grenze: Mexiko. Ganz Südamerika, mit 
einstmals so vielversprechenden Ländern (wie Brasilien und Argentinien), ist heute 
in eine "Brandung der Geschichte" eingekeilt: zu verschuldet, zu weit entfernt von 
den USA, die selbst zu schwach g~worden sind, darauf wartend, daß sich Japan, 
oder Europa von neuem für sie interessieren mögen - was bei Chile schon der Fall 
zu sein scheint. 
Das zweite Paradox: die USA und ihre Peripherie machen sich innerhalb des glei­
chen technologischen Paradigmas Konkurrenz, d. h. durch eine mehr oder weniger 
große Flexibilität. Daraus folgt, daß die USA mit einem Rückstand an Flexibilität ge­
genüber ihrer eigenen Peripherie starten. Immer noch muß man, auch im Süden, die 
tatsächliche Entwicklung der Kapital-Arbeit-Beziehungen zur Kenntnis nehmen. Be­
ruft man sich nicht ~ von Mexiko bis nach Argentinien - auf die Vorzüge der Flexibili­
sierungund des japanischen Modells? 
5.1 Die "Japanisierung des Ramschs" 
Die "Flexibili~ierung", die in den alten, fordistischen Ländern realisiert wurde (ich 
nenne dies "Neotaylorismus"), ist offenbar nur relativ. Selbst dann, wenn sie sich 
"brasilianisieren'',. sind die USA doch noch weit entfernt von dem Lohn'niveau und 
von der Abwesenheit von sozialpolitischen Rechten und Leistungen in den NICs der 
Dritten Welt. Diese Länder sind mit einer sehr hohen "Anfangsflexibilität" gestartet, 
eine "Erstausstattung", auf die sie sich in der ersten Etappe der primitiven Taylori­
sierung gestützt haben, um bisweilen ein Stadium des peripheren Fordismus zu er­
reichen. Gleichwohl haben die "alten Industrieländer" der Dritten Welt die früheren 
Formen einer "Cepalistischen" Industrialisierung gekannt, mit einem Regime der Im­
portsubstitution und semifordistischen Lohnbeziehungen, die korporatistisch regu­
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liert waren: das war in Mexiko, Argentinien und Brasilien der Fall. Diese Länder er­
fahren also eine gewisse "Reflexibilisierung", die sich zuweilen noch durch den Im­
port der "japanischen Methoden" verdoppelt. 
Die Fabrik von Ford in Hermosillo ist zweifellos das Hauptwerk der "Japanisierung" 
in einer Region, für die Flexibilisierung charakteristisch ist. Daher ist es besonders 
interessant, hier die Realität des Importes von "japanischen Management-Methoden" 
zu überprüfen (vgl.. Lipietz 1995a). Dabei ist festzustellen, daß die Arbeit bei Ford 
Hermosillo keineswegs das endlich gefundene Nebeneinander von Elementen des 
japanischen, technologischen Paradigmas und der amerikanischen Flexibilität dar­
stellt. Sofern es überhaupt eine Japanisierung gibt, ist dies eine kosmetische, ideo­
logische Japanisierung: eine Japanisierung des Ramschs. 
Die Mobilisierung der qualifizierten Beschäftigten (operateurs) von Ford Hermosillo 
im Kampf um' die Verbesserung der Qualität der Produkte und die Effektivität der 
Produktionsprozesse ist der Japanischen Methode genau entgegengesetzt.. Ein lei­
tender Angestellter hat uns bei einer Besichtigung erklärt, daß man Wettbewerbe 
(z. B. wer die wenigsten Fehler begeht oder durchgehen läßt) zwischen den Be~ 
schäftigten organisiert. Mit anderen Worten, die Wettbewerbsmethode bei Ford 
verfolgt das Ziel, jeden Arbeitsschrittso perfekt wie möglich ausführen zu lassen je­
doch mit denl Effekt, jeden Arbeiter zu ermutigen, die möglichen \(erbesserungen, 
die er selbst durch seine Arbeitserfahrung zu entdecken vermag, gerade nic,ht zu 
"sozialisieren". Er nimmt seine Kollegen als Konkurrenten wahr, nicht als Partner; 
sie sind mit ihm nur durch die vertikale (und alsotayloristische) Struktur der Arbeits... 
organisation verbunden (und ihm auch entgegengesetzt). Man ist also weit von· ei­
nem Geist der "horizontalen Koordination" - wie ihn M. Aoki (1990) bei der Charak­
terisierung der japanischen Methoden hervorgehoben hat - entfernt. 
Ein weiteres, aufschlußreiches Detail: als der leitende Angestellte nach den Preisen 
gefragt wird, die bei den Wettbewerben yerteilt werden, antwortet er uns: "Kein 
Geld, ~as verschleudern sie nur. Wir geben ihnen haltbare Dinge, z. B. Videogeräte, 
damit sie den Wert des Sparens erlernen". Diese moralisierende Konzeption der 
Prämierung (ich habe versäumt zu fragen, warum. sie ihnen nicht eine Ikone der 
Jungfrau von Guadalupe geben) erinnert natürlich an andere Diskurse: die Erklä­
rungvon Henry Ford, daß der "gute" Lohn, den er an seine Arbeiter zahlt, auch dazu 
dienen muß, einen "guten" Konsumstil anzunehmen. Er schickte sogar Sozialarbei­
ter los, um die Ehefrauen seiner Arbeiter darin zu unterrichten, wie sie mit dem 
Haushaltsgeld umzugehen haben. 
Die Arbeitsorganisation bei Ford Hermosillo ist also weit von einem tatsächlichen 
Import japanischer Methoden in ein "flexibles" Land (mit einem extrem niedrigen 
Einkommen bei ca. 2 Dollar pro Stunden) entfernt. Sie repräsentiert de facto eine 
hochentwickelte Taylorisierung, die auf die Arbeitsbedingungen der BeSChäftigten 
kaum RÜcksicht nimmt, jedoch mit einer Politi~ der Mobilisierung der Arbeitskräfte 
verschleiert wird19. 
19 	 Die gleiche Schlußfolgerung gilt für die Maquiladoras der Elektronik bei Lara Enriquez 1992 und für die 
MaqLliladores japanischer Herkunft bei Taddei Bingras 1992. 
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5.2 Mexiko: endlich peri-fordistisch? 
Dennoch ist diese Form der Japanisierung des Ramschs in Mexiko weit verbreitet. 
Ihre Auswirkungen werden in den Arbeiten mexikanischer Arbeitssoziologen analy­
siert.2° Daß die Arbeiter in bezug auf die Qualität Verantwortung übernehmen sollen, 
ist eine Tatsache - im Vergleich mit den alten, gegensätzlichen Formen der großen 
Industrie in Mexiko vor der "Wissenschaftlichen Arbeitsorganisation. 
Die echte Taylorisierung plus einer moralisierenden (und "zivilisierenden") Norrriali­
sierung des Massenarbeiters im Rahmen einer ultramodernen Automatisierung - hier 
erkennt man leicht jene Elemente des Fordismus, die Henry Ford in seinem apolo­
getischen Werk dargelegt hat21. Es fehlen die sozialen Bedingungen einer Normali­
sierung und einer Regulierung der Arbeitereinkommen. Vermittels der Japanisierung 
des Ramschs entdeckt das moderne Mexiko den Fordismus, aber es ist ein periphe­
rer Fordismus. 
Mexiko war in den letzten 15 Jahren ein Patchwork, zusammengesetzt aus ver­
schiedenen, regional differenzierten Entwicklungsmodellen:der Norden war durch 
die primitive Taylorisierung geprägt, das Zentrum (Monterey-Mexiko-Puebla) durch 
die Importsubstitution.22 Die gegenwärtigen Veränderungen werden die Konvergenz 
dieser beiden Komponenten zu einem wirklichen peripheren Fordismus erlauben: 
• 	 mit der Steigerung des Kapitalkoeffizienten, der Erhöhung der Qualifikation und 
einer gewissen Lohnsteigerung,im alten Sektor des primitiven Taylorismus, 
• 	 mit einer "Rationalisierung" des Produktionsprozesses und einer Flexibilisierung 
der alten, korporatistischen Arbeitsgesetzgebung im alten Sektor der Im­
portsubstitution , 
• 	 und das alles im Kontext einer zunehmenden Abschwächung der gesetzlichen 
Unterscheidung (vom Standpunkt der Zölle aus) zwischen der Produktion für den 
Wiederexport und der Produktion für den inneren Markt. 
Mexiko befindet sich also auf einem "indischen" Entwicklungspfad (vgL Teil 2):, 
Eine allgemeine Flexibilisierung des Lohnverhältnisses für die alte 
"Arbeiteraristokratie" im Sektor.der Staatsunternehmen; die Flexibilisierung wird voh 
, I 
einer Rationalisierung der Arbeitsorganisation begleitet. 
Eine sehr starke Landflucht, die noch durch die Liberalisierung des Marktes des 
Ejido beschleunigt wird. Dies verursacht einerseits die Explosion der Städte mit ihrer 
20 	 Aus der weiten Literatur nennen wir: Carillo (1989, 1990); Gutierrez Garza (1985), de la Garza Toledo 
(1992a und b), Artega (1992), Bensusan Areous (1992). 
21 	 Bei einem Besuch einer elektronischen, Maquiladora in Nogales hat mich die Soziologin Lilia Orantes 
darauf aufmerksam gemacht, daß in den Toiletten der Kantine folgendes geschrieben steht: "Bitte wa­
schen Sie sich die Hände nach (und nicht vor) dem Essen". Die fordistische "Moralisierung" zielt also 
darauf ab, den Produktionsprozess,gegen die unterstellte Schmutzigkeit des/der Arbeiter/-in zu schützen 
- und nicht umgekehrt. 
22 	 Ich. spreche hier nicht von den extraktiven Branchen (Öl aus der Golfregion) und auch nicht von den 
landwirtschaftlichen Regionen bzw. von denen, wo die indigene Bevölkerung lebt. Ihr Schicksal wird sich 
entscheidend durch die Inkraftsetzung von'NAFTA verändern. 
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informellen Ökonomie, a~dererseits ein überschüssiges Arbeitskräfteangebot für die 
primitive Taylorisierung. 
5.3 Mexiko - USA: Rivalität oder Hierarchie? 
Zweifellos verfügen di~ USA, Kanada und Mexiko über sehr: unterschiedliche Pro­
duktivitätsniveaus. Und zweifellos verfügen die USA über ein Monopol des techno­
logischen Wissens in den Hochtechnologiesektoren. Aber diese drei Länder schei­
nen global in den modernen Formen des gleichen fordistischen, technologischen 
Paradigmas engagiert: Taylorismus plus Automatisierung. Was sie unterscheidet, ist 
vor allem die Flexibilität des Lohnverhältnisses und sein einfachster Parameter: die 
Kosten der Arbeitsstunde. Man könnte daher erwarten, daß sich im Umfeld der for­
distischen Branchen eine "vertikale" Arbeitsteilung zwischen den USA und Kanada 
ergibt - vom Typ der zweiten internationalen Arbeitsteilung. 
Genau das passiert; die Konsequenzen für die USA sind jedoch längst nicht so po­
sitiv, denn die Industrie der USA nimmt global keinen zentralen Platz ein., Einerseits' 
arbeiten immer mehr Maquiladoras für ,europäische und asiatische Unternehmen, 
die sich ihrer bedienen, um in den NAFTA-Markt einzudringen. Selbst diejenigen 
Maquiladoras, die in nordamerikanische Produktionskreisläufe integriert sind, rüsten 
sich mit Maschinen aus Europa oder Asien aus. Andererseits tendieren die nord­
amerikanischen Zentralen dazu, ihre Produktion vollstähdig nach Mexiko zu verla­
gern. Dies ist das schlimmste Drama der' nordamerikanischen Industrie: nachdem 
sie die Strategie der niedrigen Löhne und der geringen Qualifikation gewählt hat, hat 
sie überhaupt keinen Grund mehr, auf ihrem eigenen Territorium den Kern seines 
produktiven Apparates zu erhalten, wie dies Deutschland und Japan getan haben. 
Die gesamte Herstellung der USA ist dazu berufen, sich auf mexikanische Arbeits­
kräfte zu verlagern mit Maschinen, die immer häufiger aus Europa oder Japan 
kOlTlmen. 
Wir kommen hier zu gravierenden Konsequenzen, die das zweite Merkmal des 
nordamerikanischen Blocks ausmachen: Die dazugehörenden Länder sind nicht ­
vom Zentrum bis zur Peripherie - auf der Diagonale "Kalmarismus/Neotaylorismus" 
angeordnet. Kanada, die USA und Mexiko sind vielmehr auf der vertikalen Achse 
der zunehmenden Flexibilisierung angeordnet - jedoch mit dem gleichen tayloristi­
schen, industriellen Paradigma. Kurzum, die meisten industriellen Branchen können 
, nur mit Hilfe von niedrigen Löhnen und der Prekarisierung der Arbeitskräfte konkur­
rieren. Die allgemeine Ausrichtung orientiert sich bei diesem Spiel an Mexiko. Die· 
Flucht von Produktionsstätten nach Mexiko ist unvermeidlich. Sie kann nur durch die 
Anforderung abgebremst werden, daß die Märkte nicht zu weit auseinander liegen 
sollen, damit sie nach den Prinzipien von just-in-time gestaltet werden können. ' 
Dieses Gesetz tritt seit dem ersten Freihandelsabkommen zwischen Kanada 'und 
den USA am Anfang des Jahres 1990 in Erscheinung. Kanada, der "durchlässige 
Fordismus" (Jenson 1989), hatte sich in den 80er Jahren weitgehend der 
Reagan'schen sozialen Deregulierung entzogen. Da jedoch gleichzeitig versäumt 
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wurde, sich mit einer insgesamt höheren Qualifikation als in den USA auszustatten, 
verliert Kanada schnell Beschäftigungsmöglichkeiten zugunsten seines Nachbarn.23 
Parallel dazu hat 'sich die Wettbewerbsposition der mexikanischen Industrie gegen.,. 
über der amerikanischen so weit verbessert, daß - seit 1992 - die Verhandlung über 
das Freihandelsabkommen, die die liberale Bush-Adminstration noch beschleunigen 
wollte, von der US-amerikanischen Seite selbst wieder in Frage gestellt wurde. 
Weite Teile der öffentlichen Meinung sind davon überzeugt, daß nach den neuen 
Spielreg'eln ~ weg.en der gering qualifizierten Arbeit in den meisten Branchen - Mexi­
ko gegenüber den USA über einen absoluten Vorteil verfügt (Ordonez 1994). 
Die Clinton-Administration, die weniger dogmatisch liberal ist, hat die Verhandlun­
gen noch einmal neu eröffnet. Ohne das Interesse der USA an einer Ausdehnung 
von NAFTA auf Mexiko aufzugeben, hat sie' im Juli 1993 die Unterzeichnung von 
zwei Zusatzprotokollen gefordert und erreicht: gegen Sozial- und Umweltdumping. 
Damit sollte freilich auch die Opposition der Gewerkschaften und der Ökologiebe­
wegungen in den drei Ländern entwaffnet werden. Das war für Mexiko nicht unbe­
dingt günstig, wie die Krise von 1994/95 gezeigt hat. Diese war aUerdings auch auf 
Fehler der makroökonomischen Politik (vor allem die Überbewertung des Peso) so­
wie auf die politische Krise (die Erschütterungen des alten PRI, der korporatisti­
sehen Staatspartei) und vor allem auf die soziale Krise: den zapatistischen Aufstand, 
zurückzuführen. Obwohl die USA so nahe liegen, schließt Mexiko "terrae incognitae" 
(unbekannte Territorien)- von Guerrero bis Chiapas - mit ein. 
6 Die Vorteile eines informellen Blocks,: Asien 
Die einfache Definition eines "asi'atischen BJocks"wirft Probleme auf. Der Block wird 
. ' 	 , 
durch keine transnationale ökonomische Regulationsstruktur - wie z.B. die Europäi- ' 
sehe Union - begrenzt (weder ASEAN noch APEC spielen offensichtlich diese 
Rolle). Der asiatische Block (dem wirOzeani~n, Australien und Neuseeland hinzu­
fügen) resultiert vielmehr aus einer "vorteilhaften internationalen Konfiguration" 
(Lipietz, 1985a), die extrem unterschiedliche Akkumulationsregime zusammenfaßt. 
Dennoch zeigt die~e riesige Zusammenballung gleichzeitig die Merkmale einer Kon­
tinentalisierung - erkennbar in den Handelsbeziehungen - und eine Hierarchie, die 
der in Europa ähnlich ist. ' 
6.1 Eine Hierarchie der Tatsachen 
Man findet tatsächlich, sowohl beim Bruttosozialprodukt pro Kopf als auch beim Indi­
kator des internationalen Wertes oder in den einzelnen Länderdarstellungen die 
"diagonale" Hierarchie in den drei internationalen Arbeitsteilungen: von einem z~n­
tralen Land mit ausgehandelter Einbindung bis zu seinen flexiblen Peripherien. 
23 	 Mahon (1992) zeigt demnach die Möglichkeiten, die sich in Kanada für eine Anpassung "nach oben" er­
öffnen. Lapointe (1992) bezieht sich auf das. Beispiel der Aluminiumindllstrie. Der Toyotismus ist aller­
dings seit langem die allgemeine Entwicklungslinie für die Prozeßindustrien - selbst beim Zement aus 
Yaqui. 
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• 	 Im Zentrum befindet sich Japan, das Land des Toyotismus. Der asiatische kapi- ­
talistische Block wird nicht durch eine Sozialdemokratie behindert, die zu vorteil­
haft für die Arbeiter ist Japan erzielt aber mit den höchsten Löhnen der Welt in 
seinem Exportsektor ununterbrochen enorme Handelsüberschüsse und das trotz 
der höchsten Überbewertung seines internationalen Wertindexes. 
• 	 Im zweiten Ring befinden sich zwei ehemalige NICs - Hong Kong und Singapur. 
Diesen beiden Ländern verbleiben vor allem in der Elektronikbranche die zentra­
len fordistischen Aufgaben. Sie organisieren um sich herum die Arbeitsteilung mit 
ihren entsprechenden Sub-Regionen (die Küste Chinas und Südostasien (vgl. 
Chaponniere 1994; Lemoine et al. 1994». 
• 	 Im dritten Ring haben die beiden ,von Europa kolonisierten Länder - Australien 
und Neuseeland - die sehr spezifische Kombination von fordistischer Regulie- ­
rung und einer immer noch teilweise auf Primärexporte ausgerichteten Speziali­
, sierung nicht aufgegeben. 
• 	 Im vierten Ring haben die asiatischen NICs der ersten Generation (Südkorea 
und Taiwan) das Niveau des peripheren Fordismus erreicht, der bereits toyotisti~ 
sche Merkmale aufweist. 
• 	 Im fünften Ring stützen sich die Länder der primitiven Taylorisierung Druck auf 
ein reiches Hinterland: Malaysia, Thailand sowie die Philippinen. 
• 	 Im sechsten Ring befinden sich die Länder (Indonesien), die immer noch durch 
das alte Modell der Substitution in der ersten internationalen Arbeitsteilung ge­
kennzeichnet sind. Sie nähern sich aber der zweiten an. 24 
• 	 Schließlich gibt es >noch den riesigen "Ozean" des ländlichen Asiens mit seinen 
"Archipeln" der Industrie, besonders auf dem indischen Subkontinent. 
• ~, Und natürlich China, dasein Viertel der Weltbevölkerung ausmacht und das sich 
regional immer mehr über den zweiten bis siebten Ring verteilt. 
6.2 Die informelle. Dynamik Asiens 
Die dynamischste Region der Welt weist - paradox genug - kein eindeutiges Akku­
mulationsregime auf. Es handelt sich um eine "Konstellation des Zusammentref­
fens". 
rm Zentrum leidet der japanische Toyotismus an einermakro-ökonomischen Schwä­
che, die ein Hindernis hätte sein können: Es gibt keine funktionsfähigen Mechanis­
men, um die Produktivitätsgewinne umzuverteilen (ltoh1992). Dies ergibt sich aus 
den Lohnverhandlungen auf Unternehmensebene. Kein Unternehmen kann den 
Anstieg des Lohnniveaus in den anderen Unternehmen vorhersehen. Das allge­
meine Niveau der Löhne folgt nicht dem allgemeinen Anstieg der Produktivität Dar­
aus ergeben sich zwei Tendenzen: 




• 	 die Suche nach Absatzmärken im Ausland, 
• 	 der Einschluß der Gewinne und der Handelsüberschüsse in einer spekulativen 
Blase, die durch die Überbewertung selbst gespeist wird (endaka). 
Die Ausdehnung von Heisi und die Krise, die darauf folgte (inden ,neunziger Jah­
ren), erinnern von diesem Standpunkt aus an die wirtschaftliche Expansion der 
IIverrückten zwanziger Jahre" am Anfang des Taylorismus. Es ist ein Wunder, daß' 
sie nicht ebenfalls in eine Überproduktionskrise vom Ausmaß derdreißiger Jahre 
mündete. 
Das Wunder konnte geschehen, da endaka selbst Japan verpflichtete und autori­
sierte,eine vorteilhafte Hierarchie für ganz Asien zu schaffen, die die ers~e, zweite 
und dritte internationale Arbeitsteilung miteinander konlbiniert. Dies wäre aber ohne 
die ökonomi~che Intelligenz der Regierungseliten des ersten peripheren Rings - ins­
besondere der NICs der ersten Generation - nicht möglich gewesen. Diese Staaten 
haben die Empfehlungen der Weltbank und des IWF ignoriert und weder den Pro­
tektionismus, die Industriepolitik, eine eigenständige' Geldpolitik noch ihre Lohn- und 
Wechselkurspolitik aufgegeben.25 
Schließlich stellte sich das Problem der Endnachfrage auf kontinentaler Ebene aus 
zwei Gründen nicht: 
Asien hat gleichzeitig zweiWettbewerbsvorteile: durch die teure und übereingebun­
dene Arbeit des toyotistischen Japans und durch die taylorisierte und unglaublich 
unterbewertete Arbeit der blutigen Taylorisierung in' den neuen Entwicklungsschü­
ben der N ICs. Hierdurch kann es sich die amerikanischen und europäischen Märkte 
lIunter den Nagel reißen". Der Zugang vC?n rie'sigen vorkapitalistischen (das ländliche 
Indien) oder "sozialistischen" Massen (China, Vietnam) zur kapitalistischen HandeIs­
ökonomie schafft selbst eine gewaltige Nachfrage, für eine - sogar extensive - Akku­
mulation. Dieses klassische Phänomen hat Lenin 'in "Die Entwicklung des Kapitalis­
mus in Rußland" analysiert. 
In den neunziger J~hren funktionierte der wachsende chinesische Handel wie eine 
kalte Quelle in einem thermodynamischen Kreislauf, dessen heiße Quelle Japan 
war. Jeder Ring versorgt die untergeordneten Ringe mit Investitionsgütern und die 
untergeordneten Ringe versorgen ihre entstehenden riesigen Binnenmärkte mit 
Konsumgütern oder die Billig-Märkte der beiden anderen Blöcke. 
Es ist offensichtlich, daß sich, dieser Kreislauf nur Dank der Heterogenität der, 
technologischen Paradigmen in Asien und dem Fehlen einer verbindlichen Regle­
mentierung für den ganzen Block gebildet hat. China und Japan können ohne Scha­
den nebeneinander existieren, da sie nicht die gleichen Waren herstellen und auch 
nicht auf die gleiche Art und Weise produzieren. Sie vermeiden somit einegefährli­
cheKonkurrenz wie z. B. zwischen Mexiko und den USA. Aber kein einziges dieser 
Länder hat sich bisher von den Mitteln der externen Anpassung verabschiedet: we­
der vom Protektionismus noch von den Veränderungen der Paritäten. Damit vermei­
25; vgl. auch den bemerkenswerten Vergleich zwischen Mexiko und Korea von Valencia (1995). 
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den sie rigide Zwänge wie sie z. B. die Einheitliche Europäische Akte und Maastricht 
schaffen. Was wäre passiert, wenn China oder sogar Korea sich durch die spekula­
, tive Überbewertung des Yens (endaka) hätten fortreißen lassen? 
Dieses Fehlen einer Reglementierung begünstigt heute eine scheinbar grenzenlose 
wirtschaftliche Expansion. Auf Dauer wird das Fehlen einer Nachfrageregulierung 
dennoch zu spüren zu sein. Wie die Weltökonomie im 19. Jahrhundert, die in Eng­
land ihr Zentrum hatte, ist auch Asien nicht vor zyklischen Rezessionen geschützt, 
ganz zu schweigen von den politischen Spannungen, die zwischen China und Japan 
Rivalitäten verursachen könnten oder den Unruhen ifl den "terrae incognitae"; von 
Kaschmir über Afgh?inistan bis Südkorea. 
7 Eine unerwartete Konsequenz: Die Hierarchie der Widerstände 

gegen den Treibhauseffekt 

Die neue globale Hierarchie, die auf den unterschiedlichen technologischen Para­
digmen basiert, spiegelt sich in allen Bereichen der internationalen Beziehungen wi­
der. Über sehr komplexe Vermittlungeh kann diese Hierarchie in paradoxe Konstel­
lationen zerbrechen, wie z. B: im zweiten Golfkrieg (Lipietz 1992). Zum Schluß wol­
len wir zeigen, wie ,man die Diplomatie im Kampf gegen den Treibhauseffekt ver­
ständlich machen kann (Lipietz 1995b). 
Der Treibhauseffekt, der durch Kohlenwasserstoffgase hervorgerufen wird, hat seine 
Ursache in der industriellen Entwicklung. Seine hauptsächlichen Opfer be.finden sich 
in den am wenigsten entwickelten Regionen der Welt. Typisch hierfür ist Bangla­
desch. In diesem Konflikt hätten sich - der Logik folgend - der Norden,' der nichts 
unternehmen will und der Süden, der sich für Vorsichtsmaßnahmen ausspricht, ge- . 
genüberstehen müssen. Tatsächlich passen nur die USA auf der einen Seite und 
Bangladesch auf der anderen in dieses grobe Analyseraster. Statt dessen findet 
man: 
• 	 entwickelte Länder, die Anhänger einer resoluten Vorgehensweise sind: typi­
scherweise Deutschland und etwas abgeschwächt auch Japan; 
• 	 sich entwickelnde Länder, die gegen jede zwingend vorgeschriebene Reglemen­
tierung sind - wie, z. B. Malaysia. 
Sicher, die "Kosten des Treibhauseffektes" sind für die USA unwesentlich, für Ban­
gladesch ab~r beträchtlich. Die Positionen können jedoch mit den "Kosten des 
Kampfes gegen den Treibhauseffekt" sehr viel besser erklärt werden, d. h. über die 
Zwänge die den unterschiedlichen Entwicklungsmodellen ','zusätzliche Maßnahmen" 
, auferlegen. Dies führt uns zu unserem Thema~ 
Benhaim, Cardon und Levarlet (1991) haben unter diesem einzigen Gesichtspunkt 
die Positionen in den Klimaverhandlungen untersucht. Sie haben die Daten für 
zwanzig Indikatoren ausgewertet, nach denen hundert Länder durch ihr Entwick~ 
lungsniveau, ihre Produktionsbedingungen und ihren Energieverbrauch charakteri­
siert werden können. Aus der Analyse ergibt sich eine Diagonale, die die entwickel ... 
sten Länder, die zwar die meiste Energie verbrauchen, aber auf ökonomischere 
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Weise mit der geringsten Konzentration von Kohlendioxyd pro Produktionseinheit, 
den ärmsten Ländern gegenüberstellt, die allerdings am meisten Kohlendioxid ver­
schwenden. Es fallen sofort zwei weitere Dinge auf: 
• 	 Die Hierarchie auf dieser Diagonale ist in etwa die gleiche wie die, die sich aus 
den Kapital-Arbeit-Beziehungen ergibt: Skandinavien, der "alpine Bogen'" Japan, 
die anderen europäischen Staaten, dann die NICs und schließlich die am we­
nigsten entwickelten Länder. 
• 	 Hiervon völlig abweichend: ein "reiches und schmutziges" Land - die USA. 
Demnach lassen sich die politischen Positionen der unterschiedlichen Länder fol­
gendermaßen verstehen: Die Länder, deren Überlegenheit auf einer intensiven Nut ... 
. zung der Humanre~sourcen basiert, haben die Mittel, ihren Energieverbrauch auf ein 
"ökologisch vertretbares" Niveau abzusenken. Jede neue Reglementierung kann 
von ihnen als Handikap ihrer Konkurrenten angesehen werden. Die anderen dage­
gen (wie die USA, da sie bereits zu weit fortgeschritten sind in ihrer tayloristischen 
Entwicklung, die sich nur we,nig um die Humankapazitäten und um die natürlichen . 
Ressourcen kümmert, oder die NICs, da sie davon träumen dieses Modell zu imiti.e­
ren) nehmen die Erhaltung der globalen Umwelt als ein Hindernis für ihre eigene 
Entwicklun"g wahr. 26 
Einige Schlußfolgerungen: 
Aus diesem schnellen Überblick lassen sich einige Lehren ziehen: 
• 	 Der Weg der "Flexibilisierung", der auf beiden Seiten des Nordatlantiks trium­
phiert, ist weder die einzige noch die beste Antwort auf die Krise des Fordismus 
(selbst vom Standpunkt des Kapit~ls aus). 
• 	 Jedes Land, dasWettbewerbsprobleme hat, hat also die Wahl zwis·chen zwei 
Anpassungsstrategien und nicht nur einer einzigen: zwischen einer "defensiven" 
Anpassung (durch Flexibilisierung) und einer "offensiven" Anpassung (durch die 
verhandelte Mobilisierung der Humanressourcen). Die zweite ist ohne Zweifel 
schwieriger, am Ende aber lohnender. 
• 	 Die offensive Strategie ist nicht nur für das Kapital lohnender, sondern auch für 
die Arbeit und möglicherweise für das globale Ökosystem. Dies sind drei heraus­
ragende Gründe, diese Strategie zu . bevorzugen. 
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Abb. 1: Entwicklungen im P·ostfordismus: Die entwickelten kapitalisti­
schen Länder 
F B S ausgehandelte 
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Abb. 2: Postfordismus im Süden und im Osten 
t Rigidität 





















































Tabelle 1: Die Hierarchie der internationalen Werte 
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in Dollar (1993) 
durchschnitt- Umrechnung Umrechnung Bevölkerung Index des 
liche jährliche durch den durch die (1993) in i nte rnat-
Veränderung 







Deutschland 2,8 23537 18510' 81 190 1.27 
Australien 4,3 15963 17 103 17657 0.94 
Dänemark 4,7 26204 ' 19335 5190 1.35 
Spanien 1.7 12227 13311 39080 ,0.92 
USA 3,9 24302 24302 257908 1.00 
Frankreich 2,2 21 706 18700 57667 1.16 
Japan 1,0 33802 20523 124670 1.65 
Mexiko 2,9 3968 6808 91 210 0.58 
Norwegen 3,6 23995 19476 4310 1.23 
Neuseeland 5,0 12630 15493 3480 0.81 
Portugal 1,0 8688 11 953 9887 0.72 
Großbritannien 3,5, 16279 17036 57830 0.96 
Schweden 2,3 21 254 16831 8718 1.26 
Schweiz 1,7 33453 '23 195 6940 1.44 
Türkei 3,9 2928 5410 59490 0.54' 
Quelle: L'Observateur de I'OCDE, Juin-Juillet 1995 
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Tabelle 2: Anteil intra-regionaler Warenexporte am gesamten Export in 
der Region 
1986 1987 1988 1989 1990 1991 
Nordamerika 39,1 37,8 35,4 34,2 34,3 33,0 
. Lateinamerika 14,0 13,8 13,4 14,1 13,4 16,0 
Westeuropa 68,4 70,5 70,6 70,7 72,2 72,4 
Osteuropa und ehem. 53,3 52,7 52,0 48,5 42,8 22,4 
UDSSR 
Afrika 5,9 6,7 7,0 6,6 5,9 6,6 
Vorderer Orient 7,7 6,9 6,9 6,3 5,8 5,1 
Asien 37,0 38,8 .41,,8 44,1 44,8 46,7 
* Die Zahlenangaben spiegeln die deutsche Wiedervereinigung und die großen Veränderungen in 
Mittel- und Osteuropa sQwie inder früheren UDSSR wider. 
Quelle: GATT, LeCommerce mondial 91-92, Geneve, 1993. 
Tabelle 3: Matrix des Güteraustausches zwischen den Blöcken 
(1982/1992 in 1/1000 des Gesamtaustausches) 
Bestimmungsort Amerika Westeuropa Asien Rest der I/ X 
Herkunft Welt 
Westeuropa 60 387 30 89 4.3 
50 \ 375 36 46 4.36 
Amerika 99 40 24 13 1.55 
108 38 32 7 1.54 
Asien 58 32 48 24 0.53 
87 57 91 16 ·0.63 
Rest der Welt 4 17 3 
1 15 3 
I/X 0.84 5.38 0.89 
0.79 3.95 1.34 
I/ X: Handel innerhalb der Blöcke/Handel mit den beiden anderen Blöcken 
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Martin Seeleib-Kaiser1 
Globalization and the Re-Commodification of the Workforce 2 
1 Introduction 
In the past, comparative social policy research focused almost exclusively on do­
mestic variables or more recently explicitly on the institutional differences, i.e. the 
degree of stateness or certain domestic institutional arrangements, to explain vari­
ations among states. This research approach was best summarized with the title 
"Bringing the State Back In" (Evans/RueschemeyerlSkocpol 1987). Although the 
work based on this state-centric approach provided a rich account of the differences, 
it failed to explain "important commonalties" among states that "should be explained 
rather than taken for granted" (Pontusson 1995: 129). 
Today a number of social scientists argue that the welfare state of industrialized 
countries has come under siege as a result of economic globalization. It is argued 
that two simultaneous processes are caused by economic globalization: first, an in­
creasing social segmentation or fragmentation within welfare states and secondly a 
transformation of the welfare state into a competition state. This discussion has often 
been lead at a very general level without going into specifics of the politics of social 
policymaking (Hirsch 1994; Jessop 1994). Contrary to this argument, other observ­
ers have come to the conclusion that we are currently not witnessing a welfare state 
retrenchment due to globalization, much rather a "frozen welfare state landscape" 
largely due to vested interest groups (Esping-Andersen 1994: 23-24).3 
In the following approach economic globalization is to be conceptualized as the in­
dependent variable4 and social policy responses as the dependent variable. It will 
argued that it is of utmost importance to take structural economic variables into ac­
count since they may explain certain similarities among the different welfare state 
regimes we are witnessing in the more recent development. Therefore, as a first 
step, the structural changes within the global political economy will be mapped out 
before important structural variables and indicators concerning social fragmentation 
are identified. Finally, it will be argued that we are witnessing paradigm shifts within 
different welfare state regimes since the mid 1970s which can be characterized as 
processes of increased re-commodification of the workforce. 
However, we acknowledge that the effects of globalization and specific response 
patterns may differ to some extent according to national filters; for example, the 
Martin Seeleib-Kaiser is a collaborator at the Zentrum tür Sozialpolitik/Bremen. 
2 Parts ot this paper are adopted tram a previous paper entitled "Bringing the Economy Back, in: Economic 
Globalization and the Re-Commoditication ot the Worktorce", ZeS-Arbeitspapier Nr. 16/95, co-authored 
by Jürgen Neyer. 
3 For a similar argument see Garrett and Mitchell 1995 as weil as Pierson (1995: 23). 
4 I am aware that economic globalization is intluenced and shaped by political decisions at the nation-state 
level - but in this essay I am primarily interested in the effects and not in the causes ot globalization. 
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specific welfare state or labor market regimes, previous policy paths or the political 
system or, in other words, the institutional framework. Therefore, we have included 
the socio-economic regime and the political system as intervening variables in our 
conceptual framework. Finally, it should be noted that this paper primarily draws on 
empirical work concerning the development in Germany, Japan, and the U.S. 
(NeyerISeeleib-Kaiser 1995). 
Figure 1 summarizes the approach in a formalised manner. 
Figure 1: Globalization, filters and political response 
.....-------1 Econon1ic globalization 




Policy options and 
political response to 
economic globalization 
----+. is leading to changes in ... 
inteIVening variable 
2 Structural Changes in the Global Political Economy 
After World War 11, the isolationism of the interwar period in Europe and North 
America was overcome and replaced by an optimistic view towards liberalization, i.e. 
primarily the liberalization of trade. On the other hand, the architects of the Bretton 
Woods system acknowledged that it was necessary to control capital mobility in or­
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der to be able to adjust the domestic economy to the changes brought about by the 
internationalization of production. John Maynard Keynes stated in the early 19405: 
"In my view, the whole management of the domestic economy depends upon being 
free to have the appropriate rate of interest without reference to the rates prevailing 
elsewhere in the world. Capital control is a corollary to this" (cited in Helleiner 1994: 
34). 
Since trade liberalization proceeded slowly and most states enforced capital con­
trols, nation-states were the only actors until the late 19605 which had the material 
resources and the political power to formulate and implement comprehensive secu­
rity and economic regimes. Because they themselves designed the regimes accord­
ing to their specific needs, they were the prime beneficiaries of this process of inter­
national society-building (cf. Milward 1992). At least in the OECD area, the feeling of 
being permanently threatened by their neighbours was eliminated. Instead, these 
nation-states considered themselves "partners needed to secure greater comfort and 
well-being for their home-publics" (Grieco 1988: 490). But the states were not only 
able to establish an international society in which the behaviour between territorially 
discrete entities was regulated, but also established comprehensive institutions for 
regulating the relationship between internationalizing markets and territorial com­
munities. In this sense, welfare systems in the past were a "political prerequisite" 
which could balance the liberalization of the markets with the social needs of their 
societies (Leibfried/Rieger 1995). The laissez-faire capitalism of the 19205 and the 
19305 was replaced by a new system of "embedded liberalism" (Ruggie 1982). 
Today, this balanced relationship between markets and societies found in the sys­
tem of "embedded liberalism" is a phenomenon of the past. Taken together, the 
structural changes have altered the character of the global economy rather radically. 
The international society of the post-war period is increasingly superseded by a 
transnational system of debordered transactions in which there is only little political 
control by the state over the performance of markets (Narr/Schubert 1994). The 
growth of international trade and capital mobility, i.e. foreign direct investment and 
especially short-term capital flows, has led to agiobai economy in which national 
wealth is to a far lesser degree determined by domestic processes, but in which the 
integration into the global market is of central importance - a process which is to a 
certain degree comparable to the late 19th century (Schwartz 1994). The new phe­
nomenon therefore is not necessarily the economic globalization, but the confronta­
tion of the welfare state with a rapidly fastening process of globalization.5 
The most important features of the current international political economy are the 
transnationalization of production, the emergence of the offshore markets for money 
and capital, the dematerialization of international trade and the rise of the newly-in­
dustrialized countries6 . 
5 For a furhter elaboration of this argument see Seeleib-Kaiser 1997 (forthcoming). 
6 A much more detailed analysis of structural changes in the global political economy than can be provide 
here is to be found in Neyer (1995a). 
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1. 	 In the late seventies, international trade in goods lost its primary role in interna­
tional economic interaction and gave way to the emergence of a transnational 
system of production and distribution. The sales of foreign affiliates of transna­
tional corporations today account for more than twice as much as international 
trade. Thus, not only national economies but also the pool of economic actors 
have undergone profound change by transnationalizing their activities. Big corpo­
rations, like General Motors, Toyota, Exxon, and Siemens are no longer only 
"national champions" but have become truly multinationals by lowering their ties 
to their national ho me-base (Reich 1991). The growing importance of foreign di­
reet investment (FDI) is mirrored by its strategie significance for innovation in 
processes of production and thus for the stimulation of growth. This has become 
even more important as states are increasingly competing with another to attract 
investment. In the 1994 "World Investment Report" it is argued that this competi­
tion for investment may lead not only to an upward spiral of incentives provided 
by states for investors, but also to a downward spiral by cOn"lpetitively lowering 
social costs (UNCTAD 1994). 
2. 	 The structural power of capital (cf. Andrews 1994, Gill 1993) has been strength­
ened by its changed character. Whereas in the 1960s and 1970s global capital 
was invested predominantly by multinational corporations with a long-term per­
spective on production and extraction, speculative short-term portfolio capital has 
taken the lead in the 1980s and 1990s (Turner 1991, Menzel 1994). It is no 
longer the big multinational corporations which provide for the bulk of global in­
vestment capital but institutional investors like insurance companies or invest­
ment funds which are characterized by short-term horizons on returns to inves!­
ment. Moreover, owing to the liberalizations of capital controls all over the OECD 
world, global capital has become highly mobile, or as McKenzie and Lee (1991) 
have labelled it, "quicksilver capital". The announcement by a government of ris­
ing trade deficits, growing levels of public indebtedness or the deterioration of 
other fundamentals can in a very short time lead to investors reevaluation of their 
past choices and a run out of the respective currency. Because of the growing 
mobility of capital, governments today also have to face a reduced ability to tax 
their economies. 
3. 	 Another striking example of the reduced authority of states to control their na­
tional markets is in relation to the changed composition of international trade. 
Border-crossing trade no longer solely consists of trade in goods which can be 
weighed, stored, taxed, and directly regulated. Owing to new technologies in 
telecommunications, data-processing and highly efficient software, trade in serv­
ices has grown significantly since the late 1970s. For a long time trade in serv­
ices has been suffering from the fact that production and provision of services 
had to be simultaneously at one time and one place. By the 1980s new communi­
cation technologies were introduced on a broad scale making the coordination of 
time and space increasingly obsolete (Sauvant1990, Neyer 1995b). Especially 
advanced services like data-processing or the production of advertisement can 
be provided at one place, stored by way of conlputers at another and 9istributed' 
to a third place. Thus by looking at the rise in the importance of trade in services 
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in the 1980s, we may be witnessing the beginning of a process of re-structuring 
and dematerialization of international trade. Also the importance of capital in­
come from abroad has over the last thirty years grown extraordinarily. Today it 
has reached a level which, for example in Great Britain or Belgium, is elose to in­
come from trade in goods. Japan, which is popularly known as the world's lead­
ing exporter, takes in about 28 percent of all its foreign earnings from returns on 
credits and other foreign investments (Albert et al. 1996); in its relative impor­
tance for the Japanese current account this is more than five times as much as it 
was in 1970. Due to the "invisible" character and rapid processing of services 
and capital flows, additional problems for governments in their eftort to hold the 
control on foreign economic relations may arise in the longer run. 
4. 	 Last but not least, the rise of the newly-industrialized countries (N ICs) in south­
east Asia has played a significant role in changing the global economy. The rapid 
growth of exports of manufactured goods from the NICs (Wilkinson 1994: 9-12) 
has led to an increasing competitive pressure on the industries and workers of 
OECD countries and, as some argue, to a shortfall in global aggregate demand 
(Collingsworth et al. 1994) as weil as the need for an ever faster economic re­
structuring toward human-capital-intensive production in the countries of the 
northern hemisphere. Although the transformation in Central and Eastern Europe 
did until recently not seem to have had a similar impact at the aggregate level, 
however, in the medium range it might even lead to an even greater "necessity" 
of adjustment. 
At another level of this process, the "rhetoric of globalization" has picked up this dy­
namic and transformed it into a political campaign in the interest of capital 
(Hirst/Thompson 1996: 175-177). Since the 1980s, international organizations, like 
the OECD, the IMF and the World Bank, as weil as owners of capital all over the 
world, are demanding from governments to reorient their macroeconomic regimes 
toward supply-side economics and lower sodal expenditure. First in the UK, later in 
the USA and the rest of the world, Keynesian principles were replaced by a neo­
elassical renaissance which put new emphasis on the so-called "imperatives of the 
market". Sodal policy, which was once a central feature of government policy, is 
being criticized for not being a benefit of modern societies but a cost to post-modern 
economies. Thus, there are powerful interests making eftorts and progress in regard 
to changing the economic function of the states. 
3 Social Marginalization in limes of Increasing Globalization 
Simultaneously with the transnationalisation and globalization of the economy we 
are witnessing an increasing marginalization of those who have not had the chance 
or have been proven unable to partidpate within the global economy. Hence, the big 
question is whether economic globalization is the cause for these developments. 
Several studies tried to prove that increasing trade or foreign direct investments 
(FDI) do not have an overall negative impact on employment in the advanced indus­
trialized count~ies. Some argue that the cause for the increasing marginalization is 
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technological change and slow productivity growth in non-manufacturing sectors and 
not trade (cf. Lawrence 1994). But, one might question whether technological 
change can be viewed as an independent variable or whether not the implementa­
tion of technological change into the production process is at least to some extent 
caused by foreign competition (cf. Frieden/Rogowski 1996: 33). Contrary to the 
technology argument, Wood (1994) comes to the conclusion that the increase in 
trade with the South had a significant negative impact on low-skilled employment in 
the industrialized countries of the North, primarily due to a shift in exports of the 
South towards manufactured goods. 
Recent studies of the German and the U.S. economy found rather positive effects of 
FDI on overall employment (Jungnickel 1995; McGuire 1995). In contrast to these 
findings, it is often assumed, especially in popular writings, that the delocation of 
jobs results from outward FDI. However often this may occur it is not necessarily the 
case. In addition to that delocation can be the result of the implementation of other 
avenues "to take advantage of lower costs abroad, especially subcontracting and 
purchasing of final products from third parties or affiliates" (Jungnickel 1995: 98-99). 
Furthermore, most studies do not differentiate whether there was a net loss of jobs 
for unskilled workers in the North in contrast to an overall gain of jobs caused by 
FDI. As McGuire underlines, "[t]he statistical data cannot tell us what would have 
happened to employment if FDI had not occurred ... " (McGuire 1995: 132). Similar to 
the arguments made by Wood (1994) in regard to trade, it seems plausible that FDI 
of advanced industrialized countries into industrializing countries has negative ef­
fects on the employment of un- and low-skilled workers in the North. For this reason 
I contend that those who have lost their jobs through the processes of globalization 
are not the ones who will subsequently gain by the increased job opportunities in 
human capital intensive services generated by globalization. 
However, it is necessary to note that the forms of social fragmentation and exclusion 
resulting from these processes are not necessarily identical in different countries but 
may be country specific, due to "national" institutions. E.g.: Conservative and liberal 
politicians in Europe often argue that the seemingly low unemployment rate of the 
U.S. economy should be viewed as an example of how to reshape the economic and 
social policies within the continental European countries. But, what is not mentioned 
in these arguments are the wide wage dispersion and the higher rate of poverty in 
the U.S. Therefore, it is necessary to use a variety of indicators to "measure" social 
exclusion. Comparing the United States and continental Europe, the characterisation 
by Krugman (1994) of "Europe [being] jobless [and] America penniless" points into 
the right direction. What is needed to measure social exclusion is therefore a multi­
variate analysis, including unemployment and poverty rates as weil as precarious 
and atypical employment which often does not provide social security (also see 
Standing 1995: 156-177). 
To reiterate: social exclusion may in its specific forms vary among states, however, 
evidence among the countries studied, i.e. Germany, Japan, and the United States, 
shows a common trend of increased social marginalization of employable unskilled 
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or less qualified male workers despite of different labor market regimes and welfare 
systems (NeyerISeeleib-Kaiser 1995: 18-21). 
4 Responses Toward the Increased Globalization Pressures 
Wh at implications does the economic globalization and the concomitant increase in 
social exclusion have on the welfare states? Which policy options are chosen by the 
nation state to cope with increased social need? All we know by now is that globali­
zation poses a significant challenge on territorial welfare regimes due to its impact 
on the functional efficiency of states and its tendency to polarize the labor market. 
To go beyond such still broad notions and to search for more specific relationships 
between changes in the global economy and changes in welfare regimes, one has to 
go deeper intothe politics of social policymaking. 
Going to specific social pol icy responses let me first concentrate on the regional 
level: As the slowly progressing social integration within the EU and the labor side 
agreement to the NAFTA clearly show, one cannot speak of a uniform transnational 
welfare regime even within these strongly integrated economic regions - there still is 
a clear competition of different welfare regimes (Leibfried 1992: 251-254). One of the 
reasons for the insufficient development of a comprehensive EU social policy might 
be that it is enormously difficult to utilize functional or moral arguments for a system 
of social security above the level of the nation-state (affe 1991: 9-12). Furthermore, 
it is argued that social policy regulation within the EU is not aimed at the losers in 
the labor market. The strategie significance of social policy is increasingly becoming 
a weapon in the competition of industrial modernisation (affe 1991: 15). During the 
deliberations of the Maastricht Treaty it became apparent that the social protocol 
could only be approved by an increase of funds for structural adjustment (Platzer 
1994: 49 f.). Although a new form of international re-regulation seems to be appro­
priate to re-embed the current "subversive liberalism" (Rhodes 1994), the negotia­
tions at the multi-national level, e.g. within the European Union, during the last two 
decades have shown that it was impossible to reach an agreement concerning the 
regulation of redistributive social policies above the nationalleve!. 
So, if one wants to answer the question, what influences the most recent phase of 
economic globalization had on social policy, one has to concentrate on the re­
sponses at the level of the nation-states. Since the labor market can be character­
ized as the pathway of economic globalization it is necessary to analyse the devel­
opment of such policies which assist the un- and underemployed more thoroughly. If 
it is correct that economic globalization puts pressures on wages of low-skilled 
workers in the North, political pressures from business on the reduction of the mini­
mum wage function of social transfer programs for the un- and underemployed seem 
to be a logical consequence in the short run. Furthermore, via an increase in un- or 
underemployment, globalization itself leads to a greater need of social transfers for 
these groups - a need which could only be met by increasing the revenues for social 
policy. Finally, it should be stressed that old-age insurance schemes can build on 
demographie changes in the majority of the OECD countries and the increasing im­
portance of senior citizens at the ballot box which increases the institutional protec­
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tion within the political system. For example, recent modest reforms of the retirement 
systems in Germany and the United States could only be accomplished by a bi-parti­
san coalition (Hinrichs 1993). Social policy within the arena of old-age insurance 
schemes is indeed correctly characterized by stressing the influence of vested inter­
ests: endogenous factors overdetermine the development of old-age insurance 
benefits even in an era of increased globalization (Garrett/Mitchell 19.95). Given the 
fact that old-age pension provisions account for "one third or more in most OECD 
countries" (Hinrichs 1993: 5) the stable overall expenditures for social protection or 
even their increase during the last two decades cannot. be seen as a good indicator 
for the robustness of the welfare states in a globalized world economy. This in mind, 
the necessity to disaggregate welfare state expenditure seems to be a very impor­
tant step to get a grasp of the on-going changes within the welfare states. This is 
reinforced by the fact that specific social benefits, especially for the unemployed, 
need a higher amount of political justification (Papadakis, Bean 1993; Heinelt 1994) 
within the different welfare systems. 
If we now take a differentiated look at the spending within the different welfare state 
programs and control the data for need, it becomes obvious that the picture of the 
"frozen welfare state landscape" is inapplicable in the case of unemployment com­
pensation programs. According to OECD data, during the 1980s real spending per 
unemployed person relative to per capita GDP has decreased on average by 1.8 
percent annually within the core OECD countries7 (Oxley et al. 1990: 51). While real 
spending for the unemployed decreased during the last decade, spending relative to 
per capita GDP within the categories "old age, permanent sickness and survivors" 
and "family assistance" showed significant annual increases of 0.5 percent and 0.9 
percent, respectively. In addition to the category "unemployment", only "temporary 
sickness and maternity" benefits decreased in real spending relative to per capita 
GDP.8 Based on these quantitative findings, I will address the question, to what ex­
tent nation-states have adjusted their social programs for employable persons with­
out employment or with low-wage jobs. To determine the extent of changes for the 
unemployed the variable "de-commodification" is operationalized. In doing this I will 
use the indicators suggested by Esping-Andersen (1990: 47 ff.), Le. eligibility rules 
and levels of income replacement, since the "[de-commodifying] potential can clearly 
not be captured solely by social expenditure levels, but requires analysis of the rules 
and standards that pertain to actual welfare programs" (ibid: 47). 
However, in the complex world of welfare systems, changes in the "rules and stan­
dards" appear almost daily. Therefore, we have to differentiate in a systematic way 
among these changes. One way may be to follow Hall (1993) to identify distinct 
kinds of changes: According to him, a change of first order appears, when the 
"instrument settings are changed in the light of experience and new knowledge, 
while the overall goals and instruments of policy remain the same" (Hall 1993: 278). 
7 The following countries were included in this survey: Austria, Canada, Denmark, France, Italy, Japan, the 
Netherlands, Norway, Sweden, Switzerland, the United Kingdom, the United States. Unfortunately, Ger­
many is not reflected in this statistic. 
8 But these cutbacks averaged l!only" an annual change of 0.9 percent 
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As changes of second order, he identifie,s changes of the instruments and their set­
tings, even though the overall goals remain the same. Finally, a third order change 
occurs, when all three components of policy are changed, Le. simultaneous changes 
of the instrument settings, the instruments, and "the hierarchy of goals behind policy" 
(Hall 1993: 279) which might be characterised as a paradigm shift. Furthermore a 
series of second order changes may lead to a hidden third order change, therefore it 
seems necessary to analyse the entire time period after the end of the welfare state 
expansion in the mid-1970s. 
Percentage of unemployed receiving unemployment insurance benefits 1) 
Year Germany2) Japan USA 
1975 66 76 
1980 51 58 50 
1990 42 37 
Notes: 	 1) Due to different calculation methods the data are not fully comparable across 
countries. 
2) The figures for Germany only include the percentage of unemployment insurance 
recipients. The recipients of the means-tested unemployment aid are excluded from the 
calculations. 
3) 1973 
Sourees: Seeleib-Kaiser 1995a; Nichols/Shapiro 1995: 7. 
Based on three cases studied intensively, Le. Germany, Japan, and the U.S., one 
can show that globalization and the perception thereof has at least contributed to 
such a paradigm shift in social policies for the unemployed, which can be character­
ized as a process of re-commodification in social policy programs for prime-age able 
workers. Seemingly independent of the specific welfare state regime (Le. liberal, 
conservative, or rudimentary), politics in increasingly globalized economies retrench 
welfare state provisions for the unemployed, Le. either restrict the access to social 
assistance and unemployment compensation benefits, and reduce the benefit levels. 
In addition, the pressure on recipients to take up work, even if this is very low paid, 
is increased through coercive work requirements as a "precondition" to receive 
benefits. One indicator reflecting the overall development quite clearly is the rate of 
the unemployed receiving unemployment insurance benefits. 
Although there are still differences among the countries studied, the trends in the re­
sponse patterns concerning eligibility rules are very similar and can be summarized 
as "explicit and irrlplicit 'disentitlement'" (Standing 1995: 179 ff.). In Germany and the 
United States the eligibility rules were restricted by a number of policy changes, Le. 
by "explicit disentitlement". In Japan, however, the implementation of eligibility rules 
was not sufficiently adapted to the changes in the labor market, Le. "new" forms of 
atypical and especially part-time employment with no or only very rudimentary pro­
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tection against the risk of unemployment. This development seems to have been 
more severe there than in Germany and the United States. In this case one may 
speak of "implicit disentitlement". Furthermore, one can witness significant reduc­
tions in the wage replacement rates in Germany and Japan, which generally speak­
ing did not occur within the American unemployment insurance system.9 
Since a majority of the unemployed in these countries do not any longer receive un­
employment benefits and may have to depend on social assistance, it seems Impor­
tant to also take a closer look at these programs. In terms benefit levels, a majority 
of States within the United States reduced them significantly. As David Ellwood, the 
former Democratic Assistant Secretary for Planning and Evaluation at the Depart­
ment of Health and Human Services, has put it: "The problem with the welfare sys­
tem is that as you raise benefits you do, in fact discourage work. There is simply no 
question about that. You do, in fact, encourage people to stay on the system longer" 
(Ellwood 1993: 23). 
The social assistance benefit levels were reduced in Germany as weil - partly by 
implicit and partly by explicit policy decisions, however not as drastically as in the 
U.S. In addition, the renewed focus on work within the social assistance systems is 
common among all three countries. After the mid 1980s, almost no 'ablei unem­
ployed person in Japan was eligible for social assistance. No matter what - these 
people are forced to count on their relatives or take a job independently of the pay 
and social benefits. Contrary, in the United States and Germany the instrument of 
workfare, i. e. the commitment on behalf of the social assistance recipients to work 
while receiving benefits, was more stringently enforced and tightened. Similar devel­
opments can be witnessed also throughout other European countries (Standing 
1990; Gilbert 1992).10 Although "... [w]orkfare neither addresses thestructural fea­
tures of labour markets that create or intensify marginalisation, nor enhances the 
prospects of more equitable outcomes. It is an unpromising road to take" (Standing 
1990: 690). 
Furthermore, we witnessed an increased compatibility of social transfers with low­
wage income in the United States through an expansion of the Earned Income Tax 
Credit. This development is in tune with the tradition of the "hidden American welfare 
state" (see Howard 1993) which is said to be to a large extent based on the tax sys­
tem rather than the transfer system. A similar, but much more incremental and lim­
ited approach was legislated in combination with the recent "reform" of the social 
assistance program in Germany. If one takes a long-term perspective the increased 
re-commodification will most likely lead to a competition through wages. 
All these changes, which did not happen in one big bang, but rather accumulated 
over time can be int,erpreted as a change of the primary goal. No longer is it the pri­
mary goal to compensate, but, as it is often called, to "reintegrate", or in other words, 
9 Apparently a similar development concerning unemployment insurance, Le. the disentitlement of the 
unemployed seemed to have occured in a number of European welfare states during the 1980s including 
the "social-democratic modell" Sweden. See Standing 1995: 183. 
10 For an in-depth comparative analysis of the development in the US and the UK see King 1995. 
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to force the unemployed into the labor market. This third order change or paradigm 
shift can be explained by a combination of economic and political factors: Due to the 
increased global division of labor, un- and underemployment rises to levels not wit­
nessed among the industrialized countries during the last four decades. In order to 
keep the social programs for the unemployed stable in terms of eligibility and bene­
fits an increase in tax revenues or social insurance contributions would be needed in 
all three countries. However, the "privileged position of business" (Lindbiom 1977) 
within the political process has been strengthened through the increasing economic 
globalization, i.e. the option by capital to politically threaten the government with 
exiting the domestic economy (Hirschman 1970), if certain concessions are not 
made, is politically more effective today than it was in the past. Under such circum­
stances, politics either respond positively to the requests or anticipate business' op­
position apriori and consequently da not implement certain policy options. While 
generally following this approach, politics have to take into account the significance 
of institutions and vested interests, which in the past has largely protected pension 
programs from the restructuring of the welfare state. Therefore, my central thesis can 
be summarized as being a combination of an economic determinist and a political 
institutionalist argument: Due to the consequences of increasing financial globaliza­
tion,growing labor market competition, the gain of bargaining power by capital within 
the political process, and the significance of political institutions, a "new logic of in­
dustrialism" concerning the welfare state development has emerged which leads to a 
re-commodification of prime-age workers, seemingly independent of the specific 
welfare state regime!11 
6 Linkages between Globalization and the Welfare State 
Although we did not witness comprehensive retrenchment of the post-war welfare 
state systems, it is obvious that the period of increasing de-commodification for 
prime-age workers has ended and we are currently witnessing a process of. in­
creased re-commodi'fication of the workforce as a result of economic globalization. 
This process of re-commodification can to a large degree be characterized as coer­
cive. Coercive re-commodification can be defined as policy responses that force 
workers into the labor market independently of the wage they can achieve. These 
responses, in combination with the market forces set free in this era of increased 
globalization resemble a vicious circle through which the segmentation of the labor 
market is deepened. 
A social policy response which is oriented towards the long-term perspective must 
meet two criteria, i.e. efficiency and equity. Under conditions of increasing globaliza­
tion such a policy will take into account the need to invest more strongly into human 
capital of the workforce as weil as to guarantee a sufficient way of combining low 
Wilensky (1975: 28) argued that "[w]hatever the economic system ( ... ), and whatever the political system 
( ... ), the rich countries develop a common social-insurance strategy" - this argument can be cha­
racterized as the "Iogic of industrialism". One of the major features of this approach was that it focussed 
on the commonalities among the developed countries, although it was unable to explain the specific 




wages with social transfers. The appropriate level for such a policy seems to be the 
supra-national level, such as the EU or NAFTA.12Finally, such a policy response 
might lead to a social structure where the lines of demarcation of the "IN" and "OUT" 
do not necessarily run through one community. Although such a policy instrumental­
izing moral and functional arguments at the supra-national level seems necessary, 
the prospects are dim as long as social-democratic parties and unions are not suffi­
cientlywilling to give up national or even sectoral interests and stand up and unite in 
an effort to tackle the current onslaught on the welfare state, brought about by the 
globalization of the economy, at the supra-national level. 
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TheEuropeanisation of Industrial Relations - State and 
perspectives ofthe academic debate2 
1 Introduction 
The effects of advancing European integration on national systems of industrial rela­
tions, and the associated need for a systematic analysis of the conditions, forms, 
and direction of the Europeanisation and 'supra-nationalisation' of industrial rela­
tions, have only recently attractedthe attention of researchers. Although a. number of 
valuable comparative, studies have appeared in the past few years (Ferner and 
Hyman; 1992; Hyman and Ferner, 1994; Bispinckand Lecher, 1993), byand large 
these have not concerned thamselves with the specific. c9ntext of the European Un­
ion and the transnational dimension of industrial relations. There are only a few em­
pirically based analyses, rooted in a political - economy approach (Deppe and 
Weiner 1991). 
In particular, there is a lack of systematic consideration of the' interaction between 
and consequences of the co-existence and superimposition of supranational and 
national relatio.ns between state actors and the parties to collective bargaining both 
for systems of industrial relationsas weil as broader areas of policy at the various 
levels of the European Union's multi-tiered system of governance. 
Similarly, there has been little research into the effects of the horizontal interaction 
between differing national systems of industrial relations and approa~hes to social 
and economic organisation which are errlbedded in the same Single Marketand, as 
a resuK, are subject to the pressures of mutual regime competition. 
Industrial relations have traditionally belonged to, andcontinue to number among, 
those areas of policy 'which have, as yet, been least caught up in the wake of Euro­
pean integration' (Traxler and Schmitter 1995). Gollective bargaining in Europe, 
'forms a multi-form mosaic reflecting the 'different social, economicand political 
conditions eX,isting in each country. ( .. :) At the Europeanlevel there has been a re­
luctance to match the process of collective bargaining to the forces at play in the 
broader economy, and the Europeanisation of the economy has not yet been ac­
companied by the Europeanisation of the process of collective bargaining' (Bridgford 
and Stirling 1994: 161). 
Hans-Wolfgang Platzer is Professor of European Social and Economic Policy/Fulda. 
This contribution briefly reviews thestate of the academic debate and laysstress upon basic research 
problems and tasks.lt is mainly based on the author's empirically andanalytically more comprehensice 
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A number of studies have deployed arguments rooted in economic, institutional or 
regulation theory to establish the necessity of a 'European industrial relationsarea' 
which would be an 'important institutional component of a new productive system' 
(Teague and Grahl 1992: 77) and 'would act to check those developments which 
block theemergence of arrangements intrinsic to a new growth model' (ibid: 78). At 
the same time, it is soberly acknowledged that 'although the rationale for a European 
industrial relations area is coherent, actually'establishing such an arrangement is far 
from straightforward' (ibid: 78). 
At the time the Single Market was completed inthe early-1990s, this authorconsid­
ered that, given the development ofthe 'Social Dialogue' in its then prevailing form 
and the existence 'of the first voluntarily agreed European Works Councils, Eur,?pean 
industrial relations was at 'an embryonie stage'. These initiatives at workplace ahd 
pan-sectoral European level were judged to have the potential both for shaping 
emerging pan-European structures and for further development (Platzer 1991). This 
view was cQntrasted with more sceptical assessments. 
'European-Ievel relations between capital and labour, instead of constituting the core 
of the European political economy, will for the foreseeable future remain compart­
mentalised in the private sphere of large multinational enterprises and will thus be 
essentially non-political and voluntaristic in character. Where labour-cap.ital relations 
enter the political area, they will mainly take the form of a ;set of discrete "Iabour' and 
'social policy issues'. As such, they will lend themselves to being dealt with by bu­
reallcrats, experts, ·and intergovernmental committees in the· same way as are, for 
example, labelling rules regarding the cholestero'l content of palm oil or regulations' 
for the recyclingof mineral. water containers' (Stree~k and Schmitter1991 : 158f). 
Given that 'the future of the "Social Dimension" remains uncertain, and Euro-liberal­
ism and Euro-corporation will continue to contest the regulatory terrain, at both 
Member State andCommunity levels' (Rhodes 1992: 47) substantial steps towards 
political integration - that is, the institutional and substantive reform of the EU Trea­
ties and the extension of supra-national powers - were seen as a precondition which' 
had to be met 'before anything other than a minimal - and possibly ineffectual - sys­
tem of EC labour market regulations can be produced' (ibid). Despite the coming into 
force of the Maastricht Treaty,its phased project foreconomic and monetary union, 
and the broadening of the scope for action in the social policy field together with a 
. strengthened 'Social Dialogue', academic research continues to be dominated by 
. scepticismas far as the emergence of supra-national structures of industrial rela­
tions are concerned. De jure reference is made to the absence of the substantive 
and legal preconditions for transnational, industrial relations and collectiye bargain-. 
ing because of the omission or express exclusion from the EU Treaty of any provi­
sions on freedom of association, industrial action, and the.establishment of a legal 
framework for bargaining.De facto reference is made to the absence of European 
collective bargaining institutions capable of aggregating interests at supra-national 
level and the lack of a '(quasi) official supra-national actor' whichcould structureand 
politically shape transnational industrial relations. On this view, three mutually rein­
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forcing factors serve to obstruct any far-reaching Europeanisation of industrial rela­
tions: 
• 	 the 'European and transnational weakness' of the trade unions, rooted in hetero­
geneity of material and ideological interests; 
• 	 the 'transnationat organisational weakness' of the employers, their strategic lack 
of interest in asupra-state organisation for collective bargaining and interaction; 
• 	 the 'supra-national weakness of the state', that is of the EU (Ebbinghaus and 
\l,isser 1994: 223ff). 
Forecasts are notoriously difficult, especially as George Bernard Shaw noted, where 
they involve the future. And indeed,a number of developments have taken place 
since the coming into force of the Maastricht Treaty which were not anticipated by 
the sceptical mainstream. 
2 Between IMaastricht 11 and IMaastricht 11 1 : a new dynamic in the 

Europeanisation of industrial relations? 

2.1 	Competing diagnoses and prognoses 
In December 1994, the Directive on the establishment of European works councils 
was,adopted by the Council of Ministers on the basis of the 'Social Protocol' - that is, 
without the participation of the UK and with Portugal voting against. The Directive, 
which is expected to cover some 1,500 undertakings in Europe, was to have been 
transposed into national law by 22 September 1996. 
The possibilities fot the development of the 'Social Dialbgue'beyondagreement' on 
joint non-binding declarations were also viewed with great scepticism by the majority 
ofobservers. However, in December 1995 UNICE, CEEP and the ETUC concluded 
a framework agreement on parental leave. For the 'first time, the procedure for con­
cludinga Directive-displacing social partners agreement at European-Ievel, as pro­
, vided for underthe Maastricht. Treaty, Was triggered and' brought to a successful 
conclusion: this followed the failure of a draft Directive to make headway because of 
the British veto, and the abandonment of that legislative route in September 1994 
after 12 years of discl:Jssion in the Council of Ministers. Even though the agreement 
cOfltains only minimum provisions, these go beyond the previous, final, draft submit­
ted by the Commission. Following adecision of the Council of Ministers, the agree­
ment will acquire universal applicability (erga omnes) in all fourteen countries con­
cerned, with the main responsibility for implementing the agreement left to the Mem­
ber States, either by law or through .collective bargaining. The ETUC regards the 
outcome as very significant, 'because it consolidates the legal force of the sodal 
agreement attached tothe Treaty and gives more weight to the call to anchor this in 
the treaty following the Intergovernmental Conference. In addition,' there is hope that 
the success of the agreement will create an impetusfor the development of genuine 
industrial relations at European level' (ETUC 1995: 3). The ETUC and UNICE have 
now also decided to proceed with regulation of a further issue by means of a sodal 
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partners', agreement. In the spring of 1996, both organisations were granted a man­
date by their members to negotiate a provision on the issue' of part-time .work. 
The range of competing, and in some cases diametrically opposed, diagnoses and 
prognoses on thegenesis, current state and prospect of European industrial rela;.. 
- tions is very wide. However, the positions can be assigned to the broad - albeit 
somewhat oversimpl'ified -camps of 'Euro-optimists' and 'Euro-pessimists'. 
2.2 The,Euro-optimists 
This viewsets out trom the position that the developments referred to above consti­
tute structuring elements in a future system of European industrial relations, organ­
ised around two dynamic poles - the company-centred transnational level and an 
overarching macro-Ievel, with its institutional focus in the 'Social Dialogue'. 
It expects the guaranteed rights to information and consultation which will result from 
the across-the-board establishment of EWCs in the w<;ike of theDirective to create 
the foundationsforthe possibility of company-basedcollective bargaining on issues 
such as training and working time. Moreover, EWCs would promote the convergence 
of workplace errlployee representation across. Europe and act as a catalyst for the 
harmonisation of trade union policies on employment issues andcollective bargain­
ing. This optimistic standpoint sees a positive link between trade union demands for 
participation, on the one hand, and the establishment of new post-Fordist systems of 
production andemployment combinedwith the trend for many companies to move 
from nationally focused to' pan-European organisations on the other. On this view, 
EWCs would be a component and agent of a'New Deal' in European industrial rela- . 
tions and, by forging new links and networks, would form the foundation for the sub­
sequent emergence of collective bargaining at sectoral or supra-sectoral European­
. 	 I 
level, at least far as the setting of framework conditions is concerned. 
At the same time, the possibility of 'compensatory social dialogue' facilitated by the 
Social Protocol could be expected to yield furtheragreements, such as on atypical 
employment, training etc. with an increase in the importance and role of tripartite , 
concertation on employment maUers. The arguments adduced to support this are:' 
• 	 A changed institutional framework:that is, the development of the Social Dia­
logue, originally established·. in the mid-1980s, from a 'round table' to the 
'privileged forum for consultation and negotiation' of the European sociaJ partners 
following Maastricht, with a growing 'proto-corporatist' quality. 
• 	 The changed political constellation within the Council of Ministers as a result of 
the accession of Austria, Sweden and Finland - that is, the extension of the EU to 
ernbrace countries which, as a result of their own national employment structur~s 
and traditions and their comparatively high level of social regulation,. take a posi­




• · The "strategic exigencies' confronting the employers' side as result of this political 
constellation: that is, the option of an 'autonomous' social partners' agreement as 
a 'second best' solution instead of an 'authoritative' statutory provision. 
• 	 The assumption that under some circumstances negotiations asan alternative to 
legislation constitute non-zerosum games for the European social partners in­
volved (Bookmann 1995: 1'97ff). 
Even if the mode of regulation provided for in the Socia,1 Protocol cannot currently be 
interpretedas offering a path towards European collective bargainingin its classical 
sense (amongst other things, because there is no appropriate European laWlaying 
down a corresponding autonomous norm-setting power), these processes of interac­
tion and decision-making may be regarded as a 'practice ground' (Lecher1996: 36ff) 
for further social and economic concertation and ~ in the longer term - for framework 
collective agreements. The interaction of these two poles is seen as fostering a de­
velopment inwhich future European in"dustrial relations will be structured as folIows: 
'Framework agreements concluded at the topmost level will set standards which will 
have a direct impact on the workplace level in decentralised systems cf industrial 
relations such as France and Great Britain. In contrast, in n10re centralised systems, 
sych as the German, they"will be passed down to companies modified by regulations 
at sectoral level. In either case, national provisions will be subject to a "top down" in­
fluence through European framework agreements, subject to the principle of sub­
sidiarity. On the other hand, the conclusion of "multinational company/workplace 
agreements" between the managements and EWes will introduce elements which 
will have a "bottom up" impact on the shape of national collective agreements' 
(Bobke and Müller 1995: 661). 
Theeffortsto link national collective bargaining, through greater information ex­
changeand r:nutual consultation, und.ertaken, for example, by the European trade, 
union federations, such as the European Metalworkers Federation, would serve as a 
vitallinkand support in such a process. 
2.3 The Euro-sceptical position 
The Euro-sceptical view -which exists in varying degrees and coloured by diverse 
organisational and political interests - proceeds from the argument that anyexten­
sive Europeanisation of systems of industrial relations is tightly circumscribed and 
the establishment of a genuine supra-national system is improbable for the following 
main reasons: 
• 	 Differences in the organisation, ideology and interests ofEurope's national trade 
unions. 
• 	 Trade union organisational and political weakness either in establishing an 
'autonomous' transnational system of industrial relations or in~lpening the EU leg­
islature to create corresponding regulations (Ebbinghaus and Visser 1994). 
• 	 The absence of any corresponding economic and political-strategic intereston 
the part of companies and their representative associations and, to some degree, 
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a lackof organisational capacity to create the preconditions for European indus­
trial relations combined with their possession of sufficient veto powers within 
European decision-making processes. 
• 	 The weight of national or sectoral coalitions of trade unions, employers and - in 
many instances - official institutions and the institutional inertia of these estab­
lished national structures (Armingeon 1994). 
• 	 The dsks and costs of transformation expected by, the actors in the creation of 
new (European) regulations. 
The empirical argument notes that it has been possible, and wiH continue to be pos­
sible, to achieve regulation at the European level on 'substantive' social policy is­
sues such as free movernent, equality, health and safety. In contrast, the creation of 
'procedural' regulations; necessary for any system of' European industrial relations, 
is seen as improbable as the 'follow-on costs' - at least for those countries which 
would have to adopt procedures alien to their political and context - are largely un­
known (Windolf 1992). 
Recent developments are not seen as establishing adequate preconditions for' a 
more far-reaching process of Europeanisation: instead, the potential supply of 
themes which can be negotiated between the social partners at supra-national level 
is seen as extremely limited. 
The quality of EWes' rights to information and consultation, which remain below that . 
of 'genuine' codetermination, are seen as neither a sufficient counterweight to trans­
national corporate strategies nor an adequate basis for decentralised collective bar­
gaining. Rather, they are viewed as dependent on management goodwill and, in 
manycases, as vehicles for engendering workforce acceptance of. restructuring 
measures (Schulten 1995). 
EWe representatives can be expected to regress to 'individual rational strategies' ­
despite more transnational cooperation - should corporate restructuring, prompted 
either by structural factors or a business downturn, mean that the burden of the cri­
sis will be have to be divided up among a number of European locations. A further 
argument contends that the establishment of EWes will not represent 'any 'neutral' 
extension or supplement' to codetermination already established at the level of na­
tional industrial relations systems. 'On the contrary, there is a risk that comparatively 
harmonious cooperative relationships in individual countries could be put under 
strain and that previously adversarial industrial relations in other countries will be 
,exacerbated' (Seitel 1995). 
Finally, it is held that any extensive networking of EWCs and European trade union 
stractures (for example, between trade unionsand workplace employee representa­
tives in Germany) will prove unlikely. 'As long as the powers, resources and sanc­
tions of trade unions in Europe are nationally anchored, EWes will be less a sub­
structure of European trade union organisations and more a reflex of workplace rep­
resentatives to the internationalisation of structures of production in the European 
Community' (Mertens 1994: 383): 
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3 Theoretical Shortcomings and Challenges 
These competing hypotheses not the least reflect considerable theoretical problems 
and empirical deficits related to this (fairly new) research field: .The basic shortcom­
ing is, that comparative industrial relations research and integration studies continue 
to exist alongside but largely unrelated to one ,another. , 
The central questions, knowledge and methods of each approach have not as yet ­
and when measured against growing socio-economic interdependenceand the insti­
tutional dynamics of. the process of Europeanintegration '- been sufficiently sys­
tematically brought together or even, at the least, served to mutually enrich each 
other. 
Where industrial relations analyses do incorpor,ate the EU con text , they all too fre­
quently take insufficient account of the specific nature of the links and interactions 
between national states, national economies and societies in the 'single integrated 
space' .,. that is, the contingency, singularity and dynamics of the process of Euro­
pean integration. It is assumed, in fact usually implied, that there is an equivalence 
between the 'state' and the'EU system'. As a consequence, the structuralcharacter­
istics of national systems of industrial relations - 'corporatism', 'voluntarism', 'free 
collective bargaining' - are taken as the benchmarks for transnational industrial rela­
tions. The empirical diversity of national systems then becomes a structural barrier 
to any form of transnationalisation. An equallyöne-dimensional reduction of the pre­
vailing complexity is exhibited by those approaches within integration studies which, 
in the tradition of 'classical' integration theory (a'nd principally neo-functionalism), 
overemphasise the intrinsic dynarrlics of transnational and supranational processes 
and view their national structural preconditions highly selectively and' from a 'top 
down' perspective. ~This explains why the comparative and integration approaches, 
when applied on their own, draw either too flat or a too contoured a picture of the 
many-Iayered terrain, like a map which only indicates either distance or relief. They, 
often lead to inadequate hypotheses, either byseekingto forecast too much (as with 
neo-functionalism) or too IiHle (as with the neo-realist assumption of crude conflicts 
of national interests)' (Ebbinghaus and Visser 1994). 
Most research on European integration concurs with the view that Ithe study of the 
EU can no longer be restricted or contained within disciplinary boundaries, policy 
areasor institutional levels. To understand what is happening in the evolutiön of 
Euröpean domestic and international politics we must adopt multidisciplinary, multi­
level, comparative and longitudinal approaches' (Leonardi 1995: 279). ' 
Such a research programme is certainly more easily formulated tl1an delivered. As 
Streeck and Schmitter have observed: 
'The possible dynamics of this unique and uniquely complex system of governance 
are as yet only poorly understoodj and there is very little theory, jf any at all, to guide 
such understanding. This applies. not least to the literature on state formation and 
the role of class conflict in itl (Streek and Schmitter 1991: 151). 
71 
Long-term transformations in the relationship between the economy and labour are 
also confronting comparative industrial relations research with qualitatively new em­
pirical and theoretical questions - at the micro-Ievel of employees and companies, at 
the meso-level of trade unions, employers organisations and other intermediate ac­
tors, and at the macro-Ievel of state and society. The underlying research problem 
thrown up by this far-reaching process of change has been succinctly expressed by 
Colin Crouch as foliows: 'It is difficult to adopt a perspective during aperiod of major 
but uncompleted change' (Crouch, 1995: 311). 
Given this situation in each 'discipline', which we can only outline here in the most 
general terms, no 'integratedtheory' for the central object under scrutiny is in pros­
peci: Any possible - partial - theoretical integration would presuppose, principally as 
far as the dimension of transnational industrial relations is concerned, both a better 
empirical basis and more developed perspectives within integration theory: 
The decisive parameters for the development of national and the emergence of 
transnational industrial relations are the specific dynamics, relations and interactions 
between the process of economic integration and the political and institutional de­
velopment of the EU system. These processes are judged very differently by the 
various approaches to the question of integration. Approaches rooted in political­
economy see a fundamental, and growing, asymmetry between advancing economic 
integration and lagging political and social integration. The Single Market pro­
gramme and, in particular, the project for Economic and Monetary Union have 
pushed the EU towards a·'market society without astate' (Scharpf 1995: 88). 
On this view, the expectation - dialectical or functionalist - that the Single Market 
Prograrnme 'by driving market integration to the limit would also generate sufficient 
political pressure' (Scharpf 1995) to push forward political and institutional integra­
tion has not been fulfilled, either on the basis of the Single European Act or the 
Maastricht Treaty.Moreover, given the 'fundamental conflicts of aims and interest 
amongst the EU's Member States it is unlikely to be fulfilled in the future. None of the 
necessary institutional prerequisites, and corresponding re-allocation of political 
authority, exists to compensate for the drive towards de-regulation at national level 
through an extension of regulatory capacities at supra-national level. The possibili­
ties of achieving progress in the social field within existing treaties are, at best, only 
open in 'product-related' regulation but not in 'process-related'spheres (such as, 
working time and codetermination) as it is in these areas that the major - structurally­
rooted - economic and socialdifferences between the individual EU Member States 
also give ri~e to divergent interests in the sphere of regulation. The erosion of the 
capacity for social regulation, . already initiated by the Single Market, would - on a 
second line of argument - be reinforced by the Maastricht Treaty, and in particular by 
the project for Economic and Monetary Union. EMU would legally enshrine thedic­
tates of the money economy and the absolute primacy of monetary stability. The fu­
ture process of integrationwould, as a result, lead to 'monetary equalisation and so­
cial and economic differentiation' (Altvater and Mahnkopf 1993: 97). 
The path to monetary union and compliance with the convergence criteria have al­
ready becomeassociated with serious social burdens of adjustmentin most EU 
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Member States. The allocation of competences within a future monetary union - on 
the one hand a centralised and common monetary policy and on the other national 
and internationally co-ordinated economic, budgetary and fiscal policy - will create 
major macro-economic regulatory deficits, and hence additional social risks~ Finally, 
the removal of interest andexchange rate flexibility will be expressed in the field of 
pay and pay setting through pressures for 'downward pay differentiation'. The ero-:­
sion of the normal contract of employment, secured on the basisof (extensive na­
tional or industrial) collective agreements wouldaccelerate the 'de-formalisation' of 
industrial relations' (Altvater and Mahnkopf, 1993; Narr and Schubert 1994). 
European integration is both areaction to economic internationalisation and a prime 
source of it.Moreover, since the mid-1980s this process has been characterised by 
a neo-liberal, monetarist paradigm. As a consequence both the 'political economy' 
approach' and regulation theory offer importantinsights which are helpful in generat­
ing hypotheses on the developmentof (trans-)national industrial relations. However, 
on their own they cannot explain or adequately differentiate the complex develop­
mental logic of integration -that is, the treaty bases of the Community from Rome to 
Maastricht, as weil as community policy outcomes in the spheres of 'market making', 
'market breaking' and 'market correcting' policy. The latter requires a broader· 
method, using approaches which take greater account of the political-institutional 
dynamics of the EU system. 
The EU is more than an intergovernmental multilateral instrument, 'Iimited in scope 
and under the controlof individual member states. Instead, the EU possesses char­
acteristics of a supra-national entity, including extensive bureaucratic competencies, 
unified judicial contral, and significant capacities to develop and modify policies' 
(Leibfried and Pierson 1995: 2). 
Within the EU a wideand growing range of politics and policies classically consid­
ered domestic, such as industria1 relations and social policy, cannot be understood 
'without acknowledging the role of the EU within an increasingly integrated but still 
fragmented polity' (Leibfried and Pierson 1994.; 2).· New political science models, 
which conceptualise the EU as a 'dynamic multi-tiered system of governance' ap­
pears to be analytically promising (Jachtenfuchs and Kohler-Koch 1996: 15ff; König 
et al. 1996; Wallace and Wallace 1995). Following this approach, the 'European in­
dustrial rel<?ltions areal could be conceptualised as a dynamic and multi-tiered net­
work of conflictual and cooperative relationships between corporatist and state ac­
tors at the variousdecentralised, national, trans- and supra-national levels. In this 
context, the development of the'Social Dimension', as with the re-structuring of 
(trans)~national industrial relations, 'follows a twofold, crosscutting logic of diversity, 
by nation and by class. In pursuit of their interests, capital and labour have a choice . 
in principle between building cross-national alliances within classes or national alli­
ances between classes. How group interests align themselves with each other and 
with national states is affected bythe constraints and opportunities offered by na­
tional and international institutions. In the process, political resources are generated 
and distributed in a way that favours some interests over others, therebycondition­
ing the outcome of multi-level policy making' (Streeck, 1995). 
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Such a comprehensive and ambitious research programme must still be delivered . 
. The following sets out to explore same of the central analytical. issues within this 
framework and ·offers same empirical illustration. 
4 IndustrialRelations in Europe.· European Industrial Relations? 
4.1 	The comparative perspective 
The prospects ·for trans- or supranational collective bargainingincrease with the de- . 
gree of structural uniformityof national systems of industrial relations. If·thi.s as­
sumption is accepted, then the question arises, and has to be answered both dia­
chronically and synchronically,as to the main trends which characterise the devel­
opment of national systems ofindustrial relations in Europe - a complex discussion 
which can only be outlined here under the rubric of 'transnationalisation'. 
Following Traxler, three different hypotheses can be pursued (Traxler 1995: 161 ff). 
1.. 	Convergence of industrial relations systems in all industrialised societies 
(including those outside Europe) as a result of advancing market internationali­
sation. The common trend (convergence) consists in dis-organisation (decline in 
the significance of collective negotiating institutions) and decentralisation (shift in . 
industrial relations to the micro-Ievel) . 
. 2. 	 Persistence of the divergence of national systems of industrial relations in the 
states of (Western) Europe. Economic internationalisation and the process of 
European integration will be dealt with in line with national priorities and proce­
dural principles. Change will proceed in a 'path dependent' way - that is, in line 
with' the preceding course of development - and structural diversity will continue 
to prevail. 
3. 	 Europeanisation of industrial relations as a consequence of EU integration - that 
is, following the logic of neo-functionalism, according to which the development 
of common community standardsand institutions in same areas (principally eco­
nomtc) will impel harmonisation in others, and will be promoted by the supra-na­
tional institutions. Europeanisation would imply a convergence within the EU and 
divergence from developments elsewhere in Europe. 
These hypotheses have been tested by analysing the changes in the institutional 

matrix of industrial relations in Western Europe in the 1980s:the actors and their or­

ganisations, collective bargaining systems (levels; mode .cf regulation), and their in­

tegration with macro-economic regulation (interaction between the state and repre­

sentative industrial relations organisations). Despite comparable challenges - inter­

nationalisation, socio-economicdifferentiation etc. - and a convergence of problems, 

.Jhe findings are as fallows. 
'1. 	'Ininternational camparison, the reactive adjustments of industrial relations sys­

tems are extraordinarily diverse. Whereas same countries exhibit a growing 





thereis growing concentration. Trends towards decentralisationor the cqmplete 
erosion of collective bargaining can be contrasted with instances of centralisa­
tion, but also highly complex processes in which decentralisation and centralisa­
tion are combined. At the level of macro-economic regulation,there is co~exis­
tence between neo-liberal, corporatistand intervention ist approaches ( ... ) 
2,. 	 that [development] cannof be explained by any ofthe relevant criteria of Euro­
pean integration. The given differences in the development of, industrial relations 
cannot be fitted into the difference between EU and EFTA, nor between small 
developed EU Member States and EFTA, nor between countrieswith strong and 
those with weak currencies. Accordingly, any assumption that convergence is 
leading to a growing uniforrnity of industrial relations systems in the EU 
('Europeanisation') must be rejected. 
3. 	 The most appropriate is the theorem of divergence in the narrow sense, that the 
institutions of industrial relations develop a specific selectivity based on their na­
tional characteristics' (Traxler 1995: 203) 
Given this basic finding of a persistence of 'structural diversity', anyanalysis of the 
prospects for transnationalisation and the options for European collective bargaining 
must be more specific: 
• 	 The previous de~elopment of limited supra-national,harmonisation in the fieldof 
social and employment policycan only be expected in 'segmentary' forms of 
community convergence. Wh at will be decisive here is not just the convergence 
of systems of collective bargaining but also their compatibility. (This is illustrated 
below in the case of the 'convergences'of political and programmatic interests 
within the European trade union camp.) 
, 	 .' 
• 	 Precisely because the 'Europeanisation hypothesis', in the sense de"fined above, 
cannot be sustained, a differentiated empirical analysis must examine,firstly, 
whether and how the interests, behavioural preferences andthe 'Iogic of collec­
. tive action' of the actors will be changed by the economic and political-institu­
tional dynamics of integration;and secondly, to what extent - despite divergent 
national industrial relations developments - new transnational alliances and se­
lective forms of cooperation and regulation will develop within specific spheres of 
action. 
• 	 Finally,qssuming a process of advancing globalisation, or more precisely trilat­
eralisation/continentalisation, of the world economy, will tri lateral competition 
lead to a 'Europeanisation' of important interests and strategic preferences on the 
part of the actors and hence favour new transnational patterns of 'antagonistic 
cooperation' between the European social partners. Examples of relevant policy 
and problems areas might beindustrial and technology policy as weil as social 
and employment policy. 
The normative and empirical discussion of the future of the'European social model' 




4.2 The supra- and trans national perspectiv:e 
Following onfrom the explanatory approachesoffered by integration theory (outlined 
above), and in a process ofcritical engagement withthe 'Euro-optimistic' and 'Euro­
pessimistic' positions, above all, tt:"lreequestions as to the preconditions and frame­
works for the development of transnational industrial relations have to' be investi­
gated in an empirically and historically differentiated way: 
1. 	 Whether and at what stage of integration of factor markets and at what 'degree of 
macro-economic and monetary interdependence, might a trans- or supranational 
need for regulation arise to complement, harmonise or, in some fields in the 
longer term, replace national industrial relations regulatory mechanisms? 
2. 	 Do the actors havean interest in establishing such regulation, and if so, are they 
are organisational1y and politically, able to agree corresponding substantive 
regulations at supra- or inter-state level or,in a rriore difficult process, establish 
procedural rules? 
3. 	 Must a certain degree of 'politicalintegration', a 'positive merging of sovereignty', 
exist in the EU and how must 'functional scope' and 'institutional capacities' be 
shaped and developed in order to structure and foster the development of trans­
national industrial relations, be this via push or pull effects? 
4.3 Socio-economic integration and transnational interest in regulation 
Theinterest of the actors in forms of regulation is primarily a function of their re-· 
spective power on the labour market, but is also influenced by the competitive envi­
ronment on product markets. The material advantages and superior resourcesof 
employers, the possibilities for substituting capital for labourand the greater mobility 
of capital all combine to create an asymmetry of power on the labour market. As a 
consequence, whilst it is in the interest of employers to regulate the employment re­
lationship on an individual basis, employee interests favour collective regulation 
(Platzer 1992a: 779ff). Furthermore, it is vital that the trade unions can respond to 
the growing mobility of capital by extending their own organisational scope, as stra­
tegicadvantage is enjoyed by whichever party can succeed in extending its activities 
to cov~r a larger part of the, labour market than its counterpart. 
None the less, under certain specific competitive circumstances and conditions on 
product markets, employers may have a preference for collective regulation. At 
workplace or company level, employers mayaiso be willing to agree upon collective 
regulations with the aim of establishing 'productivity coalitions' with their employees 
and henceobtain competitive advantages ViS-8-vis competing companies. 
As a result, approaches towards a Europe-wide system of industrial relations are 
most advanced at this level, with the prime example beihg (voluntary) information 
committees in transnational companies. At branch-Ievel,the attractions of collective 
regulation for employers may be grounded in adesire to restriet pay competition and 
cut transaction costs. As a consequence, employers will, at most, have an interest in 
Europe-wide· coHective regulations at the micro-Ievel and, under some' circum­
76 

stances, at the meso-level, but not at the macro-Ievel (Traxler 1995). As will be 
shown in the case of the 'Social Dialogue', this will require certain political-institu­
tiönal prerequisites and decision-making arrangements. 
Using this (only sketched) 'Iogic of collective action' pursued by trade unions and 
employers, it is now possible -, and more precisely than is usually the case - to de­
termine those needs for transnational regulation which are generated by the process 
of economic and political integration. 
Up until the mid-1980s, European integration was characterised by a progressive 
extension of product markets in parallel with largely national labour markets. The 
pressure for adjustment on historically-evolved national systems of ind';Jstrial rela­
tions prornpted by integration was, as a~ consequence, fairly slight. Although modu­
latedin accordance with national differences, trade unions retained a sufficient pro­
tective and institutionally shaping role to ensure that threats to the national 'level of 
reproduction' posed by European integration could be warded off. Itwas only with 
the new strategy and 'criteria of rationality' of the Single Market process that labour 
markets, as weil as product markets and to some degreenational systems of collec­
tive bargaining and social regulation, became subject to a changed 'dynamic of 
competition'. Although the initiation of the Single Market through the 1987 Single ' 
European Act left employmentlaw, collective bargaining and most fields of social 
policy tied and accommodated to national ciroumstances, the subsequent dynamics 
of the integration of the Single Market touched on established national fields of in­
terest resolution between the social partners. 
Two - over the long-term antithetical- processes are relevant for the prospects for 
the development of transnational industrial relations. In the sphere of product market 
interests, the competitivedynamics of the Single Market (and globalisation) can 
promote coincidences of interests between 'capital' and 'Iabour'-: that is, 'productivity 
coalitions' in a variety of workplace; regional, sectoral, or national formats. In the 
sphere of social and employmentpolicy interests, there will be a trend towards a 
common set of trade union problems, within which it is, necessary to differentiate 
between 'identical' and 'conlmon' problems. 
Identical tasks principl~ require a cross-border synchronisation of aims and interests 
for which national and decentralised strategies will serve tor implementation. Com­
mon problems suggest supra-national solutions whieh require transnational strate­
gies using European levels of organisation. 
Depending on produet-marketinterests, the former eould lead to a differentiated, 
transnational type of 'pattern bargaining', of whieh there are already some signs. The 
latter - and only the latter - will require genuinely supra-national struetures of indus­
trial relations as weil as supra-national trade union interests and strategie options. In 
developmental terms, therefore, the overall referential framework for an empirical 
analysis of the need for a transnationalisation of industrial relations was set by the 
qualitative shift in the process of integration entailed by the Single Market. Thepe­
riod of observation is ,at most ten years, beginning with the moves towards the SEM 
in the mid-1980s; if the formal commencement of the SEM is taken, it only runs from 
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1 Jantlary 1993. And on the premise that a set of specific political and legal pre­
conditions for thedevelopment of supra-national industrial relations must be present, 
the date shifts even further forwards to the entry into . force, of the Maastricht Treaty 
(1 January 1994) with its - albeit only initial.,. moves in this direction (widening cf 
Community social policy competence, extension of majority voting, and upgrading of 
the Social Dialogue). Furthermore, same studies have argued that the trade unions 
will only undertake a corrlprehensive strategie re-orientation towards an authentie 
transnational approach to employment policy and collective- bargaining once the 
qualitative shift from Single Market to Economic and Monetary Union has taken 
place (Busch 1994). On this reading, the necessity for transnationalisation still lies in 
the future. None the less, if we mark off the conerete steps towards transnational co­
operation between" the European social partners, and its substantive results, over 
this relatively short period, then the first - lirrlited but dynamic -movement towards 
transnational industrial relations can already be discerned. And although, in contrast 
to same 'Euro-optimist' scenarios, these processes cannot simply be linearly ex­
trapolated, they have already advanced beyond the descriptions of current reality 
. offered by the 'Euro-sceptics'. 
4.4 The role of{slJpra-} state actors 
The question as to whether, in creating procedural rules for industrial relations, the 
state is an original actor or sirrlply 'ratifies' what the principals - 'capital' and 'Iabour' ­
have already created has been answered in a variety of ways by historical and com­
parative research into the development of national systems of industrial relations. 
For" example, Klaus Armingeon's study (Armingeon 1994) emphasises the central 
role of rule-setting by the state, and highlights the prefigurativeeffect of regulations 
established by the statefor the development and reform of national industrial rela­
tions systems, especially in periods of crisis (wars, world economic crises). This ap­
proach contrasts wit~ analyses which, cis in th~ case of studies of British and Ger­
man developments in the nineteenth century, show thatin a number of European 
countries collective industrial relations were developed between trade unions and" 
employers prior to the state's creation of corresponding legal frameworks. 
Given the differing developmental logic of the 'national state' and the 'EU system', 
these explanatory approaches have ofllya limited ,applicability to the development of 
transnational industrial, relations and are, at best, of heuristic value. If, given this 
qualification, European developments so far are viewed in the light of national his­
torical 'experience, and its corresponding explanations, then the following emerges. 
Firstly, those European works councils 'voluntarily agreed' since the mid-1980s, 
which reached around 100 at the point the EWC Directive was adoptedand em­
braced a broad range of industrial and service companies, would represent exam­
pies of transnational industrial relations developed independently of the state. This 
approach had a substantial impact on the legislative process and form of the subse­
quent Directive. It is also likely to exert a major influence on the various stages 
through which the Directive will be implemented. 
78 

Secondly, the 'Social Dialogue', first legally enshrined in the 1987 Single European 
Act, was developed through the Val Duchesse talks at which a major initiating and 
chairing role was played by the 'supra-national instance' of the EU Commission, and 
in particular by Jacques Delors. In turn, following several years of experience, the 
European social partners agreed a number of further 'autonomous' decision making 
rules in the early-1990s. This 'agreement' was taken up by a majority of governments 
during the Maastricht negotiations and was incorporated in the final treaty. 
Developments so far at European-Ievel have clearly, therefore, been shaped by a 
set of specific interactions between 'autonomous' transnational-societal, intergov­
ernmental and supra-national factors. As a consequence, the view that the absence 
of a 'supra-national state actor' rules out the emergence and development of struc­
tures of transnational industrial relations requires- as only indicated here- more de­
tailed qualification. 
However, in the process of shaping transnational industrial relations, the (supra-) 
state factor is essential in a EU-specific manner: As an 'activist bureaucracy' and 
'process manager', as weil as 'financier' (for example through the funds allotted to 
facilitate the transnational contacts between the parties to collective bargaining) the 
EU Commission plays a major role. 
Finally, corresponding treaty bases are needed which, as the outcome of a complex 
process of inter-state interest resolution, create the political prerequisites (e.g. ma­
jority voting on the EWC directive) or institutional framework conditions (upgrading 
of the 'Social Dialogue'), which in turn can then set in train possible dynamics of 
transnationaI isati on. 
4.5 The European system of interest intermediation and the role of trans­
national societal actors 
Transnational industrial relations at sectoral and supra-sectoral level require capa­
ble European transnational actors on both sides of industry. The question as to 
whether such 'Euro-actors' already exist or, as aminimum, whether developments 
point in this direction has been answered in variety of ways in the literature, although 
the predominant feeling is negative. 
Based on empirical and historical studies of European employers organisations and 
trade unions (Platzer 1984, 1991,1996), some basic patterns between the emer­
gence and development of transnational organisations and the broader political and 
economic process of integration can be identified, thus allowing first conclusions as 
to the prospects for the development of the transnational actors in the field of indus­
trial relations: 
Firstly, the emergence and development of transnational organisations - and this 
applies with equal force to employers' associations, trade unions and other organ­
ised group interests - primarily follow in the wake of political projects for integration. 
This political determination can be read off at a number of turning-points in Euro­
pean politics: the Marshall Plan (1949), the foundation of the European Iron and 
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~teel Con1rnunity (1951) and the EEC (1957), the various enlargements of the EC up 
until the 1987 Single European Act, and the Maastricht Treaty. That is, organisations 
adapt their European structures to match the competences and decision-making 
methods which prevail at the supra-state level. 
Second/y, the internationalisation of markets and the relative density of economic 
and technological links occasioned by European market integration playa not in­
considerable - but secondary role - compared with the institutional determinants. The 
enormous growth and transformational dynamic in European interest intermediation 
triggered by the completion of the Single Market shows that the actors both antici­
pate and react to advancing market integration and changed competitive conditions. 
However, what is decisive are the altered powers and decision-making procedures 
of the Community which followed the treaty amendment brought about by the Single 
European Act: that is, the increase in majority-voting on the Council of Ministers, the 
cooperation procedures between the Council and the European Parliament, and the 
'politicisation' of the organisation of the Single Market (re-regulation) in the fields of 
social, regional, environmental, and consumer-interest policy. 
Third/y, and in contrast, a specifically transnational dynamic through which European 
employer and trade union organisations give a direction and structure to the politi­
cal-institutional process of integration can only be discerned, at best, in embryonic 
form and in highly localised instances - some of which have already been noted 
above. One noteworthy strategic potential for the exertion of influence during the 
preparatory phases and initial implementation of the Single Market has been most 
readily identified in the literature as emanating from transnational companies: for ex­
ample, they banded together to establish the 'Round Table of Industrialists' in 1983. 
Within these basic patterns a detailed long - term analysis would - in contrast to 
many 'Euro-sceptical freeze-frame' perspectives - show differentiated, but nonethe­
less dynamic processes of transnationalisation. This argument may be briefly illus­
trated by developments in the trade union camp: 
As far as current and prospective trade union cooperation is concerned, the follow­
ing recent developments are of relevance. Studies on the national preconditions for 
European trade union cooperation initially confirm the persistence of structural het­
erogeneity. And although all national trade unions have changed in the post-war pe­
riod, and in particular in more recent decades, these changes have not had a 
marked impact on the variations between trade unions on dimensions such as mem­
bership density and organisational form and strategy. Trade union diversity with its 
roots in national differences, current membership and financial crises, but principally 
differences of interest on approaches to Europe, all serve as endogenous barriers to 
the establishment of 'borderless solidarity' (Ebbinghaus and Visser 1994) and, at the 
same time, set the limits for any deeper supra-national trade union integration. The 
lack of transnational 'push effects' is the product, amongst other things, of the fact 
that those trade unions which have most to gain from transnational cooperation 'are 
least able to promote it ( ... ) On the other hand, those trade unions which can exert 
the most pressure on Brussels are less willing to give up the national political arena' 
(Ebbinghaus and Visser 1994: 230). The high formal representativeness of the 
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ETUC, which embraces 80 per cent of all union ~embers in Europe, co-exists with a 
'peak-level organisation dilemma': that is, mediating the interests of 58 national cen­
tral organisations from 28 countries, organised along different lines with varying re­
sources and political styles, as weil as the 16 affiliated trade unionfederations. 
Sincethe late-"1980s, this continuing structural heterogeneity has been paralleled by 
a growing convergence in both the ideological and policy fields. The. overarching 
trend towards greater similarity in the problems. and threats confronted by national 
unions as a product of the industrial transformations and restructuring of the 1980s 
has prompted the majority of those - now weakened - irade unions with a traditional 
I • 
'conflictual' ideology and practicetoadopt a more cooperative approach. 
Moreover, a number of union centres with previously anti-European positions have 
now abandoned this stance: this has been mostmarked in the case of the British 
TUC which has expressly set oyt to reconquer ground lost nationally by combining. 
its forces with those of Continental trade unions and has established its own Brus­
sels office. Internationaldevelopments, such as the end of the East-West conflict 
and pressures towards cooperation domesticallyunder the pressure of crisis (as in 
Spain), have diminisheä the role of ideology inconflicts between political trade union 
movements. One expression is, for example, the admission of the communist-ori­
ented Spanish Comisiones Obreras (CC.OO) to the ETUC in 1991. Finally, national 
organisational competition for European recognition has diminished. One expression 
of this development is the admission of the German Salaried Employee's Union 
(DAG) into the ETUC, despite its previous rivalry with the industry-unionbased na­
tional confederation DGB. Compared with the 1970s and 1980s, there is a funda­
mental, progressive convergence in -irade union programmes, ideologies and strate­
gies (Platzer 1991), without which the developments in the field of EuropeanWorks 
Councils and the 'Social Dialogue', which are driven by a 'social partnership'. ap­
proach, would not be possible. 
5 Levels, Perspectives and Limits of European Transnational 
Industrial Relations 
The European 'singleinteg~ated space' is characterised by four levels of organisa­
tion and action which potentially lend themselves to supra-national negotiations 
(Platzer 1992). 
• 	 Multi-industry European confederations: that is, the ETUC, UNICE (private em­
ployers)and CEE'P (public employers)., 
• 	 European branch and sectoral organisations: that· is, the European trade union 
federations and sectoral trade and employer associations. 
• 	 Interregional level, especially in border regions. 
• 	 Transnational companies and' groups in Europe. 
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5.1 The interregionallevel 
The most unclear and, regarded fröm the current standpoint, most improbable de­
velopment is that of transnational collective bargai,ning at an interregional level, de­
spite the fact that border regions have often been categorised as a 'Iaboratory for a 
social Europe' (ETUC 1995: 3). The establishmentof the ETUC in 1973 created an _ 
organisational framework which facilitated an institutional consolidation of a network 
of 'interregional trade union councils'. Currently, there are - both within and outside 
the EU - 29 such bodies established. In theory, transnational collective agreements 
are conceivable between border regions. The number of cross-border workers in the 
EU is put at some 500,000.Although their social concerns ha~e,been regulated in a 
number of EC instruments since the mid-1960s, numerous barriers to mobility per­
sist. In addition, . there are a number of problems related to both the physi9~1 infra­
structure andoperation of labour markets which both employersand unions might 
have an interest in resolving. Up to now, however, the trade unions have lacked any 
effective institutional meshing between these levels and their national and European 
trade union structures at sectoral and centrallevel. On the employers' side, there are 
no comparable institutional structures which might serve as the basis and focus for 
the pursuitof transnational collective bargaining in an interregional context. 
At best, what rnight be expected is an intensification of transnational . connections 
and improved coordination.These will be substantially 'pre-structured' by EU struc­
tural and regional policy and support programmes. Since the early-1990s, they have 
also been singled out for support by the EU Commission. This includes the incorpo­
ration of the regional social partners into the 1993 EURES programme (European 
Employment Services) and the provision, since1994, of ECU 300,000 for the work 
and development of trade union interregional councils. 
5.2 The branch level 
Despite the trend towards the decentralisation of collective bargaining and erosion 
of'multi-employer bargaining evident in anumber of countries" the branch level re­
mains the most important level of industrial relati'ons and collective bargaining in the 
majority of EU Member State,s. In an analogous strategic projection onto the EU 
level, the ETUC and its industry affiliates have formulated the following objectives for 
European industrial relations. The configuring of the social architecture of the EU re­
quires 'the qualitative extension of the Social Dialogue with the aim of creating solid 
employer-employee relations at European level and framework agreements at inter­
sectoral and sectoral level' (Gabaglio 1994: 130). This requires,first and foremost; a 
strengthening of the transnational capability of the European trade union federations 
(previously, 'European industry committees') as, in the long 'term, collective bargain- , 
ing in Europe too must be anchored 'in the sectors and branches (Gabaglio 1994). 
The origin and status quo of sectoral European trade union and employer structures, 
their interests and interactions and the sectoral prerequisites for branch-Ievel indus­
trial relations vary considerably. As yet, wherever social dialogue has culminated in 
joint opinions, their 'material substance' has, in ~eneral, not reached thE? status of 
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binding agreements. As far as the private sector business federations arecon­
cerned, their readiness and capacity to engagein European collective bargaining is 
limited by both organisational factors as weil as the differing interests of their re­
spective affiliates. With a few exceptions, European industry sectoral associations 
are purely trade organisations. Any extension of their powers into thesocial, bar­
gaining and employment fields, even if practicable and desirable on pragmatic 
grounds, would prompt major problems of reorganisation given underlying national 
differences and the division between trade and employer associations. The oldest 
genuine European employers association at branch level, the West European 
Metaltrades Employers (WEM) is currently opposed to any further institutionalisation 
of sectoral sodal dialogue (Platzer 1992). 
As far as the European trade union federations are concerned, the organisational 
. and strategic pr:econdit,ions for an effective transnational approach are very diver­
gent, but in most cases largely unmet One fairly realistic scenario for the develop­
ment cf short afld medium-term steps for the establishment of sectoral-Ievel indus­
trial relations, as weil for longer term perspectives, can be seen in the approach of 
the European Metalworkers Federation (EMF). For the long-term, the .EMF is com­
mitted to the goal of negotiating European collective agreements. To this end, it re­
cently reaffirmed its call for a cross-border right of association and to take industrial 
action, and a ,legal foundation for collective agreements concluded at EU-level: this 
would ensure the direct Community-wide force of agreements between the social 
partners. As an immediate aim, the EMF is pursuing a European coordination of ac­
tivity. In 1993 it envisaged a three-stage programme which has since than been fur­
ther elaborated and, in part, set in train. The first stageprovided for the systematic 
collection of macro-economic data and information on collective agreements, organ­
ised intoa data-bank. The second stage of closerconsultationwas intended· to pro­
videfor the presence of observers from sistertrade unions at important national, re­
gional or workplace negotiations. Onlyafter the completion of this process of mutual 
information and consultation was it proposed to proceed to a European-wide coordi­
nation of bargaining objectives, tactics, and strategy. The main areas for consulta­
tion and coordination include: organisation of working time, remuneration and dis­
tributionalissues, forms of work organisation and production systems, skill defini­
tions and grading (Bobke .and Müller 1995). The aim of this level of coordination is 
not, therefore, to displace national bargaining 'strategies but rather to support them' 
through more intensive transnational communication and cooperation. 
5.3 The Company level 
Theworkplace level has a central role in the overall context of the theoretical and 
ernpirical dimensions of transnational industrial relations raised here. There is a 
strongargument that the transnational level of the company will also develop as a 
dynamic pole ofa differentiated system of European industrial relations. 
According to the ETU I, some 1,150 transnational undertakingsemploying around 15 

million peoplewill be covered by the EWC Directive. When fully-functioning, EWCs 





noted elsewhere, from being a mere 'playground' of industrial relations. In contrast to 
the Euro-sceptic view, the EWe process highlights the following: 
Firstly, the Directive has created, if with a lag and only post-" Ma'astricht', a counter­
weight to. the greater corporate integration at transnational level triggered by the 
Single Market and evident inthe rapid growth in cross-bord er acquisitions- of n1inority 
stakes, mergers and joint ventures. 
The number of such processes developed as set out in Table 1 in the immediate 
wake of the Sing,le Market process. 
Table 1: Mergers, minority stakes and joint ventures in the EC 
1985/6 1989/90 1991/2 

Mergers 300 830 520 
Minority stakes 180 310 220 
Joint ventures 150 200 170 
Source: Platzer 1996: 126. 
Secondly,' in marked contrast to the neo-liberal approaches prevalent, for example, 
in the USA, the Directive establishes information and consultation as positive contri­
butions to corporate decision-making. And it is innovative in that it creates, for the 
first time, an authentically European institution in the social field. In contrast to pre­
vious Directives,it therefore takes ane important step b'eyond the mere national im­
plementation of a common European set of framework conditions. As weil as legally­
established (minimum) standards, it also includes steps towards 'transnational pro­
cedural rules'. 
Thirdly, despite trade uni,on criticism of the detail, the Directive is also an example of 
a well-balanced mixture of subsidiarity (national adaptation through implementation), , 
proportionality (cooperation between governments and the so.cial partners in drafting 
and implementation) andflexibility (the Directive offers a number of options for prac­
tical jrTlplementation). As such it is an 'EU-typical' response 'to the fundamental 
problem of the 'management of diversity' which characterises the process of integra­
tion. 
Fourthly, within the EU, the' fact of transnational interdependenceand 'policy diffu­
sion' can be seen in the fact that the UK government's opt-out from the Agreement 
on Social Policy, and hence the attempt to thwart the introduction of EWes into: the 
UK, has failed. As yet, no UK company covered by the Directive has sought to ex­
clude its UK workforce, a substantial number of voluntary agreements were negoti­
ated prior to the transposition date in September 1996, and a number of large British 
companies have established a working group independent of the eSI to support and 
co-ordinate the establishment of EWes in UK-headquartered companies. 
Wh ether EWe structures can becomethe germs of a more complex system of Euro­
pean industrial relations which may eventually have its core in sectoral collective 
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bargaining cannot yet be' ascertained. However, one essential foundation has been 
created (Lecher and Platzer 1996). 
5.4 'Peak' organisations and the 'Social Dialogue' 
Looked at in terms of the history of European integration, the 'Social Dialogue' pro­
videdfor in the Maastricht Treaty marks the creation of a qualitatively new frame­
work of activitywhich has already visibly restructured and intensified the interactions 
within and between the European social partners and their cooperation with EU insti­
tutions. 
In camparisan to the weaker 'European tripartism' of the 1970s and 1980s of tripar­
tite conferences, and the StandingCommittee on Employment (Kahler-Koch and 
Platzer 1986) there are now new options, both institutional and substantive, for tran­
snational industrial relations. Paragraphs 1 and 2 of Article 4 of the Agreement on 
Social Policy in the MaastrichtTreaty provide for two different pathsthrough which , 
the employers andtrade unions at European-Ievel can implement agreements con­
cluded between them. Under Paragraph 1, agreements can be concluded between 
the European social partners (which could, in theory,'include pay agreements with 
Europe-wide validity). Implementation would take place '... in accordance with the 
procedures and practices specific to management and 'Iabour and the Member 
States'. This approach is not wholly new, rnasmuch as Article118b of 'the 1987 Sin­
gle European Act already incorporated the principle in the EC Treaties. However, it 
is unlikely to be used to any great extent in the medium-term. In contrast, the proce­
dure under Paragraph 2 has an entirely novel character. This allows for the possibil­
ity, on a defined set of issues, for agreements ~etween the two sides to pass into 
social legislation. The prerequisite is adecision within the Council of Ministers which 
then leadsto the agreement becoming bindingerga omnes - that is, on thi,rd parties 
who are not members of signatory organisations. However, this procedure cannot be 
used to conclude agreements which could enter into European legislation on pay, 
rights of association, the right to strike or the right to lock-out. 
Whilst the European-Ievel organisations of the socialpartners were more 'agents of 
influence' in the1970sand 1980s; operating within tri partite forums through informal 
and formal lobbying and only in an advisory capacity, there are now two treaty­
based options which go a good deal further: 
• 	 the actors can conclude collective agreements as 'autonomaus decision-takers' 
under,procedure (1), 
• 	 under procedure (2) they can function in a mixed role as .both agents of influence 
and decision-makers and consequently exercise powers to shape regulations. 
Under procedure (2) two issues have already been dealt with in the relatively 
short period of time for whi9h ~he new treaty framework hasbeen avai,lable, al­




Any analysis of the options and possible dynamics of transnational industrial rela­
tions in the context of the 'Social Dialogue' must take into account its complex insti­
tutional framework conditions and specific constellations of interests and processes 
of exchange. This analysis, done elsewhere (Platzer 1997; see footnote 1) can't be 
presented here. 
What will be decisive for the further developmen~ of the 'Social Dialogue' is how the 
'EU social policy regime' will develop as a whole. Streeck's analysis, for example, 
notes developmental tendencies which he dubs 'neo-voluntarism'. 
'With respect to the European Union's domestic political economy, neo-voluntarism 
stands for a type of social policy that tries to do with a minimum of compulsory modi­
fication of both market outcomes and national policy choices, presenting itself as an 
alternative to hard regulation as weil as to no regulation at all. In particular, neo-vol­
untarism allows countries to exit from common standards if their polity or economy 
will not sustain them (cohesion by exemption); gives precedence to established na­
tional customs and practices, and encourages contractual agreements between mar­
ket participants (unity by subsidiarity); tries to enlist for purposes of governance the 
subtle, cajoling effects of public recommendations, expert consensus on "best prac­
tice", explication of the common elements of national regimes, and mutual informa­
tion and consultation (governance by recommendation! expertise! explication! and 
consultationl; offers public and private actors menus of alternatives from which to 
choose (governance by choice ); and hopes to increase homogeneity among l'1ational 
regimes through mutual education and comparisons made by electorates of their 
situation and that of citizens in other countries (governance by diffusion)' (Streeck, 
1995: 424f) 
However, the EWC process, like the development of the Social Dialogue since 
Maastricht, exhibits a tendency to go beyond this in a process which might be char­
acterised as a 'Iegally and politically enforced voluntarism'. On the other hand, the 
new treaty-based decision-making arrangements of the Social Dialogue - at least in 
the sphere of EU sociallegislation - have created the bases for the interaction of the 
social partners and EU bodies which already display 'proto-corporatist' features. 
New impetus might be given to the Social Dialogue under the following conditions. A 
British opting in' to the Agreement on Social Pol icy in the event of a Labour Govern­
ment would bring to an end 'cohesion by exemption'. If this were to provide the EU 
Commission with the opportunity to abandon its tentativeness on social policy since 
Maastricht (reflected in its recent Social Policy Action Programme), a new pattern of 
voting might emerge on the Council of Ministers - at least in those areas open to 
qualified majority vote - sufficient to induce the employers' side to prefer the path of 
'compensatory social dialogue'. 
In the medium-term, what will be decisive will be the degree to which the Intergov­
ernmental Conference leads to substantial changes in structures of decision-making 
and, in particular, whether this bolsters the 'supra-national' elements (majority voting, 
co-decision procedures with the European Parliament etc.) Of crucial significance 
will be whether the IGC extends EU powers in the social and employment field. 
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\ Far-reaching calls for a treaty revision, as raised by the European Parliament and 
European trade unions - including a treaty basis for European collective bargaining ­
- probably have littleprospect of success.What is possible is some limited extension 
of EU powers in' the employment field, as called for by most governments (but re~ 
jected by the UK and Germany at early stages in the IGe negotiations). The 
changes thiswould make tomacro-economic policies, including a strengthening of 
the previously blocked 'demand-side' policies in the sphere of trans-European net­
works, would require the participation and interaction of the social partners at Euro­
pean level and could promote further transnationalisation of industrial relations. 
Overall, the development of industrial relations at European level during the 1990s, 
primarily at enterprise level and within the framework of ~he SocialDialogue and toa 
much more limited degree at sectoral level, has been marked by a new dynamic. 
This is demonstrated both in an intensification of transnational netWorks and interac­
tions and in some initial substantive outcomes. Whenset against the trends which 
have characterised the broader economic process and the relative stagnation :of EU 
development in other fields and 'pillars' of the Maastricht Treaty, this development is 
certainly worthy of note. It constitutes a refutation of a number of the 'Euro-sceptic' 
prognoses derived from the developments of the 1980s. 
However, we should guard against any overly 'Euro-optimistic' extrapolation of cur­
rent trends. In addition to the imponderables of how the EU will continue to develop 
and the substantial risks and uncertainties associated with EMU,especiaily in the 
fieldof collective bargaining,and - last but not least - the following developments in 
,the field of industrial relations which have gained ground since the early-1990s. 
Amongst these are the bipolar tendency towards the globalisation and simultaneous 
decentralisation of economic andemployment processes, the erosion or partial sup­
plantation of the traditional domains of collective bargaining and its associated or­
ganisations, including the growing problems of industry-Ievel bargaining in some 
countries, and the diminishingcohesiveforce of and exodus from col,lective organi­
sations. The complexity, dynamics and contradictoriness of these developments are 
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The Maastricht Social Policy Agreement: 
Which Lessons to Learn? 
Introduction 
The Interg()vernmental Conference (IGC) preceding the Maastricht Treaty negoti­
ated a possible extension of the social and employment policy provisions within the 
Social Chapter of the Treaty establishing the European Economic Community 
(EECT). However, those could not be altered significantly because of the strong op­
position from Great Britain~ ·At the end of most difficult negotiations (which even 
threatened the rest of the IGC's compromises) the UK was granted an opt-out from 
the social policy measures agreedby the rest of the member states. In the 'Protocol 
on Social Policy' annexed to the Treaty on European Union (EUT), the eleven were 
authorized to have recourse to the institutions, procedures and mechanisms of the 
Treaty for the purposes of implementing their 'Agreement on Social Policy'. 
This so-ca lied Social Agreement therefore conlprises what had been perceived as 
amendments to Art. 117 to 122 EC-Treaty. Due to the specific circumstances, the 
eleven contracting partner states were cautious in terms of policy innovation -- es­
pecially when compared with the pre-Maastricht debates. Despite the enormous po­
litical difficulties and last minute compromises, however, a degree of policy innova­
tion did, indeed, take place, both in terms of procedures andin terms of theEU com­
petence for the eleven who signed up. Thus, there is 
• 	 an explicitextension of the Community competence in a wider range of social 
policy problems than hitherto (e.g. working conditions, integrationof persons ex­
cluded from the labour market, protection of workers where their employnlent 
contract is terminated etc.); 
• 	. majority voting has been accepted for many more issues (e.g. information and 
consultation of workers); 
• 	 furthermore, the role 'of the so-called sQcial partners has been significantly en­
hancedin the area of social policy. 
The 'opt-out' implies that the UK and Northern Ireland 'shall not take part in the de­
liberations and theadoption by the Council of Commission proposals made on the 
basis of this Protocol and the ... Agreement'. Any acts adopted by the Council and 
any financial consequences other than administrative costs entailed for the institu­
tions shall not be applicable to them (Art. 2). Therefore, the European Union now 
possesses distinct legal bases for the adoptionof social policy measures. 'Twin­
track social Europe' (Shaw 1994) provides one set of provisions which is valid for 
(me~nwhile) a" fifteeri EU-member states, and one which applies only to the eleven 
old members except Great Britain plus thethree new mernbers Austrian, Sweden 
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and Finland who adhered to the Social Agreement when they entered the Union by 
January 1995 (on general aspects see e.g. Seche 1993;yveiss 1992; Vogel-Polsky 
1994). 
This contribution aims at giving an overview on the developments which occurred 
under this innovative setof social policy provisions, si,nce its entry into force by No­
vember 1993, in order to find out which lessons we should draw fromthis experience 
of 'differentiated 'integration'. The Social Agreement which might after all be taken as 
, a precedent for a 'pick and choose Europe' ('Europe a la carte')rafter the end of the 
ongoing IGC 1996/97. 
Lesson 1: The fear of losses in competitiveness leads to non-use of 
the, new potentials 
The potentials of the Social Agreement have sofar not yet been fully exploited. De­
spite the re-extended Communitycompetences, no legislative proposal has so far 
been introduced by the Commission without first having been debated under EC­
Treaty provisions. During thefirst three years of its application,the SocialAgree­
mentwas used as a legal basisonly for projects which had not proved 'yesable' be­
fore because of British dissent. This was even the case concerning the non-binding 
'soft-Iaw' instrument which was decided under the Social Agreement in late 1994 -­
the Council Resolution on Contribution to Economic and Social Convergence in the 
Union (6 December 1994). The German presidency had urged the twelve govern­
ments to adopt a hard core of minimum provisions concerning wdrking conditions, 
especially for part-time workers. Because the British remained completely hostile to 
the project,a non-binding resolution was 'finally adopted l,Jnderthe Social Agreement 
which contains IitUeinnovation but rather repeats the standard compromise formulae 
including the improvement of competitiveness, the, subsidiarity principle and the 
, protection of employment rights via minimum provisions (Agence Europe, 9 Decem­
ber 1994: 10). 
Except for the Directive on European Works' Couricils, which was put under the So­
cial Agreement only a few days after the TEU entered into force, and the above­
mentioned CouncilResolution, only reluctant and incremental use has been made of 
the Social Agreement so far. This is notwittlstanding the fact that soon after theEUT 
had entered into force, the Greek Council presidency opened its term in January 
1994 with considerable verbal devotion to the social dimension. The President of the 
Social Affairs Council, Mr Giannopoulos, told'MEPs that he intended to unblock sev­
,eral issues by majority votingif necessary - especially the directives on parental 
leave and on reversal of the burden of proof: 'It is difficult to move away from the 
system of unanimity, but .... I will bring these thing~ forward and get adecision even 
if that means just eleven' (AgenceEurope 15 January 1994: 8). Despite all this, no 
new use of the Social Agreement had been made by the end of June 1994 - as the 
overwhelming majority cf delegations preferred to continue the tiring negotiations 
, among all member states (see EuroAS5/1994: 4). Reportedly, the Council was con­
sulted by the' Commission whether the Social Protocol should be employed tocon­
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tinue negotiations on various draft directives (atypical work, parentalleave, and bur­

den of proof; see Agence Europe 18 April 1994: 11). Concerning the atypical work 

directive, Commissioner Flynn made explicit to the public that despite the clear 

'. blockade, all delegations said that work had to continue among th,e twelve (Agence 

Europe 21 April 1994: 12). In this extremely delicate question of whether to refer to 

the Social Agreement or not, the tactical interaction between the Commission and 

the Council became more visible than usually. We notice that the Commission's mo­

nopoly of initiative is often times less clear-cut in real life than one might expect ac­

cording to the legal provisions. The Council, too, may be a major player when it 

comes to the legal basis of a policy proposal. 
The real breakthrough in the use of the Social Agreement happened in 1995 only. 
Since February 1995, five policy projects were formally or informally raised underthe 
Social Agreem'ent (parental leave, burden of proof, atypical work, sexual harass­
ment, and -- at least informally -- national consultation/information). It seems plausi­
ble to hypothesize that this development is connected to the fact that the result of 
either of these issues will only enter into force after the next British elections envis­
aged for May 1997, and after the end of the running IGC -- so the chan ces that the 
UK will be bound by the new rules look quite good. 
The recently increased use is therefore no contradiction to the argument that the full 
employment of the Social Agreement's potentials for policy development has been 
hampered by the opt-out of one member state; 
It should also be mentioned that the Commission and the majo'rity of the Council did 
during the past years indeed play the so-called 'Treaty-Base-Game' (Rhodes 1995: 
99) This refers to effortsto subsume social policy proposals under such articles of 
the EC-Treaty which allow for qualified majority voting. The central advantage of 
such practice is that is allows to have the UK within the space where common stan­
dards are binding, but outside the number of Council members which have to ac~ 
tively consent in the Council vote. 
The 'classic' Treaty base tor such aims in social policy is Article 118a ECT, which 
provides for minimum harmonisation to encourage 'improvements, especially in the 
working environment, as regards the health and safety of workers'. During the past 
few years, several Directives were d,ecided under this heading. Some of them fall 
outside the Major government's reading of the scope of this Treaty article, such as 
e.g. the Working Time Directive, and the Directive on pregnant workers. Concerning 
the former, the UK did indeed bring a nullity action to the European Court of Justice 
(ECJ) -- which was rejected on 12 November 1996. However: even if this actof judi­
cial policy allows an extended use ofqualified majority voting under article 118a 
ECT, this cannot replace an extensionof the Social Agreement to all member states 
of the Single Market (because of the latter's much' wider funQtional scope as com~ 
pared to 'the working environment' even in its most extensive interpretation) . 
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Table 1: Policy Projects under the Social Agreement: An Overview 
Resolution on Contribution to 
Economic and Social Conver­
-
gence in the Union 
(non-binding) 
adopted on6 December 1994 
European works councils debated since 1980; 
new Commission proposal 
1990, blocked; 
17 November 1993: first con­
sultation under Social Agree­
ment started; pre-negotiations 
betwe.eh the social partners 
failed spring 1994; 
Directive adopted 22 Septem­
ber1994 
until 22 Sept. 96: >200 agree­
ments 
Parental leave first Commission proposal 
1983, blocked; 
1993: Belgian Presidency draft 
compromise, blocked by UK; 
22 February 1995: first consul­
tation under Social Agreement 
started; 
21 June 1995: second consul­
tation; 
5 July 1995: social partners 
agree to negotiate; 
6 November 1995: agreement, 
-
signed on 14 December 1995; 
31 January 1996; Commission 
draft Directive, 




Burden of proof 5 July 1995: first consultation 
under Social Agreement 
started; 
7 February 1996: second 
phase; social partners decided 
not to negotiate 
24 July 1996: draft direqtive 
. 
adopted by COM; 
Atypical work 27 September 1995: first con­
sultation under Social Agree­ \ 
ment started; 
- 1 TApri11996: second phase 
\ 
launched; 
20 June 1996: confirm~tionthat 
social partners want to negoti­
ate on making working höurs 
more flexible (request employ­
ers) and onworker safety 
(employees' aim) 
Sexual harassment 24 July 1996: first consultation 
under Social Agreement 
started; UNICE against EC ac­
tion 
National level consulta­ 30 July 1996: first consultation 
tion/information with social partners announced 
by Commission, but no docu­
ment yet submitted to social 
partners (might happen early 
1997) 
Lesson 2: Low common standards among the Fourteen 
The fact that Great Britain is exempted from the Social Agreement's policy delibera­
tions creates a situation where one member in a common market is not bound to a 
specific set of rules governing the game. It is true that in the past, most social policy 
has been confined to the nationstate. Yet, the increasing economic interdepenq-. 
ence, in general, and within the EC internal market in particular, has made social 
and labour standards ever more susceptible to arguments 'of competitiveness (see 
also Leibfried/Pierson 1992: 343ff; Leibfried/Pierson 1995: 193ff). It was E3xactly 
against this background that a 'social dimension of the internal market', the so-called 
EC Social Charter, and eventually the Social Agreement were fought for. 
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But any social Directive may to some extent create (additional) distortions of com­
petition, if direct or indirect labour costs are increased outside the UK only. This 
would be the case to an even greater extent with other directives compared to the 
Directive on EuropeanWorks Councils. Even though economists argue that labour 
costs are multi-faceted and productivity is more important in general, politicians tend 
to be susceptible to arguments by industry not to litt respectivelyeven to lower em­
ployers' burdens (Falkner 1993b)what is further eased by the current general trend 
of flexibility and de-regulation in labour law (Talos and Falkner 1994). 
It is Clearly to be understood in this light why the eleven signatories of the Social 
Agreen1ent have initially not wanted to employ their new Treaty base, but rather 
preferred to keep the UK in the game. Meanwhile, the quality of the compromise so­
lutions reached among the twelve, e.g. on young workers, became' strongly criti­
~ised. The bargaining processes following any Con1mission proposal typically ended 
in significant lowering of standards in order tomake the UK (plus occasionally other 
Council members) drop its opposition - an often useless attempt. The EP had al­
ready made it clear earlier that itpreferred 'a gooddirective by 11 countries to a bad 
one by 12' (vanVelzen, Chairman of the Committee on Social Affairs, Agence 
Europe 15 January 1994: 8). By the end of the Greek presidency 1,994, the social 
policy spokesperson of the EPP, Ralf Chanterie,warned that social affairs ministers 
'now have the wrong ideal ofseeking, consensus 'even on subjects where the major­
ity can be attained'. Consensus was always sought by reducing demands, he added, 
so that 'the European Parliament consequently wonders if it is still useful to approve 
directives on whichthere is ((onsensus' (cited from Agence Europe 28 May 1994: 8) 
- for they were completely wate red down. Even if we do meanwhile indeed have two 
examples for Directivesunder the exclusion of the UK, things seem to have im­
proved with a view to form rather than to content. 
The European Works Councils Directive has a long history of disputes on bothits 
necessity and details. As early as 1980, the EC-Commissioner for social affairs Henk 
Vredeling had tried to introduce employee information provisions for enterprise-re­
lated subjects -- without success however. The proposed Directive named after him 
(OJ 1980/C297/3) would have obliged transnational and complex national firrns to 
inform their staff annually of the structure of the enterprise, ,;ts economic and finan­
cial situation,as weil as the foreseeable development of employment and invest­
ment. The 1990s provided a more favourable background for EU-wide employee 
participatiqn.However, regulative action at the European level was eventually re­
stricted to transnational circumstances in the most narrow sense, with more ambi­
tious ideas sacrificed for the sake of compromise between the member governments. 
The 1990 Co~mission proposal (OJ 91/C 39/10) excluded all provisions'whichwere 
not specifically connected to transnational. circumstances, such as information bet­
ween headquarters and subsidiaries within single states. This may be seen as a 
source of discriminationagainst employees in purely national enterprises (Bersch 
1991: 27),but it prevented conflict withexisting national provisions. To ease the ne­
gotiations, already the 1990 Commission draft gave considerable leeway to, first, 
social partner negotiations at the enterprise-Ievel, and, secondly, to .the single gov­
ernments concerning their legal minimum requirements. After the Social Agreement 
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had entered into effect, a revised textwas transmittedto the social partners for their 
presumptive negotiations. It introduced an even greater degree of 'flexibility' in order 
to increase the chances of agreement, and thresholds were raised significantly (see 
Agence Europe 10 February 1994: 8). For example, the consultation mechanism was 
to b.e triggered only at the request of 500 employees or their representatives 'from at 
least twoMember States. Furthermore, the new draft stressed the alternative of set­
ting up 'mechanisms' for transnationalinformation and consultation. of employees 
without a transnational structure. After the f~ilure of the social partners to cpnclude 
an agreement, the Commission proposed another draft to the Council. It withdrew 
some earlier weakening amendments, but the national governments were again 
given more leeway, for example in the determination of the structure of bodies which 
should negotiate agreements- at the enterprise level (see Hohenstatt 1994). During· 
the co-operation procedure, the European Parliament was striving for higher stan­
dards and a broader scope of the Directive (for example by reducing the number of 
necessary employees to 500 instead of 1000) -- without success. The Commission 
did however not take up most of the EP's suggesti9ns, as it wanted to stick' as 
closely as possible to the existing lowest common denominator in the Council (for 
details see e.g. Falkner 1996b). 
The look at the first cross-sectoral Euro-level collective agreement, i. e. on parental 
leave (adopted as a Council Directive on 3 June 1996), shows that the EP's com­
plaint concerning low standards still applies (for details see Falkner 1997): The 
Agreement entitles men and women workers' toan individual right to parental leave 
on the grounds of the birth cr adoption of a child. This is to enable them to take care 
of that child, for at least three months.; After the leave, the workershave the right to 
return to the same job,or, if this is not possible, to an 'equivalent or similar job con­
sistent with their empl.oyment contract or employment relationship' (clause 2.5). Ac­
quired rights have to be maintained as they stand until the end of the parental leave 
and apply again thereafter. 'In principle', the signatories consider that the right to pa­
rental leave should be granted on anon-transferable basis (dause 2.2). This may 
. weil be the most relevant aspect in terms of genderequaUty, as otherwise the leave 
is de facto usually taken by the female parent. However, the legal status of this pro­
vision is notentirely clear, due to its vague formulation. 
The Agreement' sets out only afew minimum requirements and refers back to Mem­
ber States and social parlners for the establishment of the conditions for access and 
modalities of application of the right to parental leave. 'In order to take account of the 
situation in each Member State' (general consideration no. 9), the Member States 
and/or social partners may for example define a given age up to eight years until . 
when parßntal leave may be taken; decide whether parental leave is granted on a 
full-time or part-time basis, in a fragmented way or in theform of a time-credit sys­
tem; make the entitlement to parental leave subject to aperiod of work qualification 
and/or length of service qualification which shall not exceed one year; define the cir­
cumstances in which an employer is allowed to postpone the granting of parental 
leave 'for justi'Fiable reasons related to the operation of the undertaking'; authorise 
special arrangements to meet the operational and organisational requirements of 
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small undertakings (clause 2); define the status of the employment relationship dur­
ing the period of leave, etc.2 ' ' 
'Evaluating the content of the Agreement, its potentials for reform in the area of gen­
der equality should be taken into account. The general considerations of the text re­
veal that parental leave is seen as an important means of reconciling professional 
and family responsibilities and of promoting equal opportunities and treatment be­
tween men and women. The "EC social partners" state thatmen should be, encour­
aged to assurne an equal,share of family responsibilities. For example, they should 
be encouraged to take parental leave by means such as awareness programmes. 
Thegranting of an individual right to parental leave and toleave for family reasons 
might weil indeed constitute anincentive, specifically if this right is not transferable 
to the female partners. However, much will depend on the 'goodwillof the national 
governments and/or social partners because the Agreement itself is not unequivocal 
on the point of non-transferability (see above). Also the lack of specific reference to 
any sort of minimum income during parental leave will c,ertainly limit the Agreement's 
effects: The popularity of parental leave, above all among fathers, seems to depend 
on whether it is pakt or not. Only in Sweden, where pay during the leave is an earn­
ings-related benefit and where at least one month of earning-related leave must be 
taken by either parent, do a significant amount of men,'make use of their right to pa­
rentalleave (e.g~ EIRR 262: 15). The amount of timewhich the Agreement sets as a 
minimum standard for parental leave is comparatively low (three months)~ Indeed, it 
represents thelowest amount -granted in any of the EC countries with a statutory 
right for parentalleave,Le. in Greece.3 
By and large, the imporlance of the Parental Leave Agreement is therefore in its ex­
istence rather than in its contents. This now a first cross~sectoral collective agree­
ment at the EU level which opened up the conventional route for EC social policy, 
and since was turned into a Council Directive. However, the agreed minimum stan­
dards are low. 
Whatwas described so far isjust one facet of interdependency: Le. the fact that the 
opt-out contributes to a downward pressure on those member states which have an­
nounced to want to jointly. proceed at a faster social policy pace than the UK. The 
'other side of the coin' of interdependency might be an upward pull which social pol­
icy measures -- if introduced by the more progressive Member States -- could pos­
sibly exert on the outsider. ' 
2 When itcomes to the Agreement's provisions on time off from work on grounds of 'force majeure for ur­
gent family reasons in cases of sickness or accident making the immediate presence of the worker in­
dispensable', it is in fact left only to the Member States and/or social partners to entitle workers respecti­
vely, 'in accordance with national legislationj collective agreements and/or practice' (clause 3.,1). 
3 However, the definite granting of such an entitlernent is as such an innovation in Ireland and Luxembourg 
(where no such statutory right eXists), and in Belgium (where the employer's consent is needed so far). 
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Lesson 3:lnterdependency versus opt-out:a selective upward pull 
on the UK? . 
The new arrangement, whereby the eleven were authorised to have recourse to the 
institutions, procedures and mechanisms of the ECT for thepurposes of implement­
ing their Agree,ment on Social Policy, caused legal as weil as political confusion. The 
UK's opt-out fronl the social policy measures agreed by the rest of the member 
states under the Social Agreement has no precedent within EU history. Accordingly, 
.various questionsarose aroundthe possible or necessary UK involvement in the 
practical work under the Agreement. This concerned in the first place the participa­
tion of UK, members within the EC institutions. The text of the Protocol on Social 
Policy clarifies only that the UK 'shall not take part in the deliberations and the 
adoption by the Council of Commission proposals made on the basis of this Protocol 
and the ... Agreement' (Article 2). There has been considerable debate on what pro­
cedures are appropriate concerning British members of the other EC institutions 
(Barnard 1992: 27; Schuster 1992: 182ff; Watson 1993: 503f). Why should British 
members of the Commission, the ECJ and the EP be given the possibility of influenc­
ing decisions under the Social Agreement? Because they are not chosen as rep're­
sentatives of their country in the proper sense -- is the mainstream ahswer as far as 
the Commission and the Court of Justice are concerned (e.g. Watson 1993: 303f). 
By contrast, the participation of the MEPs has been . contested more often 
(Hailbronner 1994: 122), asthey are legitimated by direct election from their own 
countries', not the European, electorates. Indeed, the Liberal Group in the EP had 
proposed the exclusion of British MEPs under the Social Agreement, on the grounds 
that they should not be voting on maUers which would not affect them. However, the 
EP voted by a large majority in favour of allowing its members from countries which 
have opted out from various aspects of the TEU (thus also referring to the Danish 
defence policy 'opt-out') to par;ticipate in debates and votes related to the relevant 
subjects (plenary session of 17-21 January 1994; see European Industrial Relations 
Review 241: 3). 
A second critical aspect related to the British opt-out underthe Social Agreement 
concerns the question of budgetary universality. Onlyon 23 July 1996, the EP 
agreed to a technical solution to the financial problem arising from the British opt-out. 
This enables certainactions (e.g., training of workers and employers' representa­
tives and the promotion ofinternational meetings of their representatives) to be fi­
nanced without the ·UK contributing to the costs: On a Commission propdsal, the EP 
introduced a revenue chapter earmarked for the funding of specific social actions. 
Nevertheless, there is harsh criticism on this seemingly necessary evil which might 
in the longer run reveal centrifugal effects on the EU budget: 'Rapporteur James 
Elles observed in his explanatory statement that this proposal could create an ex­
ception to' the principle of budgetary universality (underwhich revenue must not be 
allocated for specific spending),. that it paves the way to a la carte financing accord­
ing 10 the interestsof the different states (thus openinga dangerous breach in the 
principle of solidarityin the Union) and that it could result in acceptance of a differ­




esting to request the opinion,of the Legal Service on this technical budgetary opera­
tion.' (Agence Europe 24 July 1996: no. 19) 
But what about the· effects on the UK of the first practical example under the Social 
Agreement, i.e. the Oirective on European Works Councils? The Britist} government 
does not have to implement the Directive on European Works Councils in the UK le~ 
gal system. Oe facto there are nonethelessdirect legal obligations for British firms, 
as weil as indirect pressures, to be noted. 
As to the former, the Directive on European Works Councils indeed applies also to 

the non-UK operations of firms with headquarters in the UK,whichhave enough 

subsidiaries and employees in other member countries of the European Economic 

Area (EEA) to fulfil the necessary conditions, Le. at least 1000 employees within, 

and subsidiaries in at least two ofthe states where the Directive applies with at least 

150 employees each (see Hall et al. 1995: 11). There are obviously serious difficul­
lies in finding complete breakdowns of employment figures amongst UK companies. 

However, experts have estimated that 'the jmpact in the UK in terms of numbers of 

. companies affected looks likely to be similar to that in France and Germany' (Hall et 

al. 1995: '12). As many as 130 UK companies might be directly affected in that way. 
Furthermore, for companies with headquarters outside the UK it will be 'very difficult 
from a human resources and an industrial relations point ofview' to exclude th.e 
British employee representatives from the European information and consultation 
exercise if they, possibly with support from their continental colle?gues, so request 
(Blanpain and Windey 1994: 65; see also European Industrial Relations Review 246: 
15) - so that most British subsidiaries of European groups might in the end benefit 
from the Directive. 
Indeed even many groups with UK headquarters, where subsidiaries would have to 
comply.with the Directive, already negotiate EWC agreements centrally. Among the 
practical reasons for this is that the British headquarters do hot want to hand over 
the running of an EWC to colleagues from other member states. And de facto, those 
British headquartered firms which are affected by the Directive on EuropeanWorks 
Councils abroad will extend the arrangements to their UK employees: more than 
90%> of those British multinationals will, according to CSI, thus ignore the British 
government's opt-out (see Sunday Times: 6 November 1994)! 
At a conference on European Works Councils organised by the ETUC on the second 
anniversary of the Directive, on 22 September 1996, Commissioner Flynn reported 
that over 200 agreements were already signed (Agence Europe 4 October '1996: no 
28.). Many multinationals based in the UK had included British workers in agree­
ments establishing European Works Councils. ETUC secretarygeneral Gabaglio 
commented that there was an obvious difference between 'the attitude of the gov­
ernment of Mr Major, who signed the opt-out, and rejection of this opt-outin reality' 
(Agence E~rope 4'October 1996: no 28.). 
The example of the Directive on European Works Councils underlines that the Brit­
Ish opt-out might weil fit better into a world oflegal theory than into one of economic 
interdependence. Generalisation is nevertheless dahgerous as this is a quite spe­
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cific case: EuropeanWorks Councils represent not only costs to employers, but are 
also often regarded as a competitive advantage. They may be seen as a positive 
sum game where both sides may gain sonlething. This is not somuch the cas~ with 
other policy projects under the Social Agreement. Therefore, the Parental Leave Di­
rective is not expected to be implemented in the UK to a comparable extent as the 
Directive on European Works Councils. 
The tough lesson to learn from the Sooial Agreement in this regard will probably be 
that the downward pressure on the other EU member states' joint social standards is 
much less selective than theupward pull on the UK's. 
Lesson 4: Structure follows strategy 
Another fascinating aspect related to Maastricht changes in EU social policy are 
matters of 'state'--society interplay. The Social Agreement consists of three positive 
layers of participationin the policy process by the 'social partners', Le. the peak as­
sociations of labor and industry: First, a member state may entrust nlanagement and 
labour, if they so· jointly request, with national implementation of directives a~opted 
under the Social Agreement. This is indeed an innovation in legal terms onlyand 
was already practised before.4 Secondly, the Commission has now a legal obligation 
to consult both 'sides of industry before submitting proposals in the social policy field 
- initially on the general principles and tater on the details of a policy proposal. 
Thirdly, and most importantly, management and labour may inform the Commission 
of their wish to initiate negotiations in order to reach a collective agreement on the 
matter. This would bring conventional EU decision-making to a stand-still for at least 
nine months.5 Such agreem~nts can, at the joint request of their signatories, even be 
turned into binding EU law by a Council decision on a relevant Commission pro­
posal.6 
In fact these new procedures have been suggested by the social partners them­
selves - in the most important achievement of the social dialogue at the EU level so 
far (see Falkner 1993a: 87).7 Towards the end of the IGC, ETUC, CEEP and UNICE8 
- the latter clearly in anticipation of social policy innovations to be agreed upon by 
the governments -followed a suggestion by the Commission and concluded an 
agreement on the role of the social partners. The incorporation of those provisions at 
4 Concerning the EWCD which has to be implemented by 22 September 1996, only Norway and Sweden 
seemto choose the way of collective agreements only. But many more member statesinvolve the natio­
nal social partner organisations in the drafting of national provisions. 
5 The Commission and the social partners may jointly decide to extend this period (Article 3.4Social 
Agreement). ' . ­
6 The alternative is implementation via 'the procedures and practices specific to management and labour 
and the Member States' (Article 4.2 Social Agreement), what may be seen as a fourth layer of possible 
social partner involvement under the Social Agreement. 
7 Since, therehave also been jOintproposals on the 'Implementation of the Agreement, addressed by 
UNICE, CEEP and ETUC to the Council ina letter of29 October 1993. 
8 The European Trade Union Confederation (ETUC), the Union of Industrial and Employers' Confederation 
of Europe (UNI CE), and the European Centre for Enterprises with Public Participation (CEEP) are the 
main social partners at tl}e EU level. . 
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Maastricht proves that all major aetors at the EU level (governments, Council, 
Comn1ission, ETUC, UNICE and CEEp)9 are ready to parlieipate in 'amode of policy 
formation in which formally designated interest associations are incorporated within 
the process of authoritative decision-making and implementation' (Schmitter 1981: 
295), a classic formula for corporatist patterns of policy-making. ' 
This ts a clear change to the pre-Maastricht situation as analysed by Streeck and . 
Schmitterin their seminal 1991 paper 'From National Corporatism to Transnational 
Pluralism': Until recently, the' employer~' federation had indeed little interest in Euro­
leve,1 collective agreements. 10 But it seems that the so-called EC Social Charter11 
and the Commission's Social ActiGn Programme aimingat its implementation actu­
ally did change things at least in UNICE's perception. European employers feit that 
the Commission was very rrluch pressing for European social and labour law activi­
ties, thereby sometimes even sacrificing formerly cherished practices of time-con­
suming consultation processes with 'anyhow hostile actors. Therefore,' a clear-cut 
Treaty provision guaranteeing their consultation in various stages of the policy proc­
ess and even setting general time limits for reflection' seemed an improvement of the 
recent status quo to the employers. But UNICE'smain reasoning behind its (co­
)request for corporatist policy-making procedures was clearly the threat of more ex­
tendedsoeiallegislation in the aftermath of the 1990-91 IGe (se~ also Keller 1993: 
593). Assuming that it was still better to keep the steering-wheel in one's own hands, 
European employers agreed to join the pre-cite9 social partner proposal. Notwith­
standing this pragmatic strategy, the joint social partner proposal to the IGC in 1991 
was a relevant first indicator for the fact that changes in the political environment do 
indeed prompt changes in interest group behaviouL 
But even the structure of the interest group set-up at the Euro-level seems to evolve 
under the new procedures (see also Falkner 1996a). Political scientists became 
used to the assessment by Streeck and Schmitter (1991) who stated that 'interest 
representation around and within the Community was always much more "pluralist" 
than corporatist; more organisationally fragmented; less hierarchically integrated; 
more internally competitive; and with a lot less control vestedin peak associations 
over their affiliates' (Streeck and Schmitter 1991: 200)~ They also noted the absence 
of a 'mutually organising interaetion effeet between labour, capital and the state 
which would prompt corporatist patterns at the expense of plural ist pressure politics. 
l 
,What the Social Agreement in fact teaches us does indeed depart from these as­
sumptions at least in some aspects. 
The Parental Leave Agreement constitutes the first substantial collective agreement 
at the Euro-level, and its pure existence comes as a surprise againstmainstream 
seho/arly expeetations. Mostly, social scientists were extrapolating from the lobbyist 
9 According to officials on both sides of industry, all member organisations of the European social partner 
federations supported this approach too. 
10 	 But see Leibfried/Pierson (1995: 454) who argue rightly that busiriesses mayaiso have a stake in uni­
form, predictable regulations stretching across the EU. 
11 	 Which is in fact a non-binding declaration by eleven governments only because the UK could not be 
convinced to join this activity (see Falkner 1991 in more detail). 
102 
past of interest representation at the European level, and/or pointingat obstacles to 
a use of the potentials for corporatist arrangements opened up by the Maastricht 
Social Agreement (e.g. Obradovich 1995; Timmesfeld/Sadowski 1994). However, it 
seems that this approach was too static. The case of the Parental Leave Agreement 
with its implementation by means of a Council Directive brought apragmatic solution 
to what has been perceived as a major hindrance to thedevelopment of corporatist 
patterns of'policy-making at the Euro-level: i.e. the lack of power cf the Euro-federa­
tions to enforce collective agreements upon· theirmembers (e.g. Keller 1995; 
Obradovich 1995; TraxlerlSchmitter 1995). Likewise, the fact that neither of the three 
major Euro-federations possess a general bargaining mandate for binding its mem­
bers in EU-level collective agreements had worried scholarly writing on the Maas­
tricht Social Agreement (e.g. Keller 1995; Obradovich1995; TraxlerlSchmitter 1995; 
Turner 1995) seemingly too much. Such as in the parental leave case, thenegotiat­
ingteams rnight also in the future be mixed ones, consisting ofnational and repre­
sentatives of EC-Ievel federations. The latter's negotiating mandates might continue 
to be givenon a case-to-case basis -- but this does not in principle exclude a central 
role of the Euro-groups in EU social policy-making under the SocialAgreement. 
Hardly anticipated by earlyacademic writing on the Social Agreement were also the 
incentives for intra-group reform arising from the new provisions, and the same is 
true for the change of preferences which occurred on the employers' side. In fact, it 
seems that the recent developments in the realm of EC social policy are a prime ex­
ample of co-evolution of political/administrative structures (what might be called 'the 
state' at the national level) and interest politics (Greenwood et al. 19Q2: 243f; 
EichenerNoelzkow 1994: 17; Kohler-Koch 1996: 215f). Due to unanimity require­
ments, the 'social dimension' had traditionally lagged behind economic integration 
and was stuck in a classic 'decision-making trap' (Scharpf 1985).The SocialAgree~ . 
ment, however, introduced a new social policy regime, built on principles, rules,and 
specific decision-making procedures (Krasner 1983). Explicit Gommunity compe­
tences and majority voting were extended, and new patterns of'corporatist decision­
making' were established (see above). This innovative regime has since exerted 
significant influence on the patterns and structure of interest intermediation with' re­
gard to social policy issues (in the wider sense). It may &erve as an example that a 
'supranationalisation' of interest groups (in terms of both increased bargaining pow­
ers and capacity12) may come as a sort of spillover from i,ncreased supr~nationalisa-
tion of policies. ' 
80th the ETUC and the UNICE have since reformed their internal structure with a 

view to enhancing negotiating capacity at the European leveL In 1991, ETUC intro­

duced voting by two-thirds majority, and the European Industry Committees were 

given full voting power13. Since its May 1995 congress, the Executive Committee has 

, a responsibility to 'determine the composition and mandate of the delegation for ne­

gotiations with Europeah employers' organisations', and to 'ensure the convergence 

12 The latter mainly via more effective intra-group organisation and the abolishment of unanimity require­
ments. ' 
13 EXcept in financial and statuto'ry matters; Ebbinghaus and Visser 1994: 239. 
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8tEuropean level of the demands and contractualpolicies ofaffiliated organisations' 
(Article 11 ETUC Statute). A change in the UNICE's statute in June1992 directly 
aimed at meeting the challenges of the Social ProtocoL The organisation was for­
mally assigned the task of representing its members in the dialogue between the 
social partners provided for in the Social Agreement ( Article 2.1 UNICE Statute), 
and given the right to approve proposals except where three member states vate 
against it (Article 7.2 UNICE Statute.). However, draft agreements negotiated in the 
framework of the dialogue between thesocial partners, mustbe 'approved by the As­
sociation on the basis of consensus among all the members affected by the agree­
ment in question' (Article 7.8 UNICE Statute). After the failure 'of the talks about an 
Agreement on European Works Councils, an internal agreemel1testablisned that the 
British 'CBI would in the future continue to participate but not have a veto right in ne­
gotiations pursuant to the Social Agreement. 14 Indeed, the 'social partners' seem to 
have reacted to their unsuccessful first round of negotiations under the Social 
Agreement. That they are meanwhile more apt to meet expectationswhich were 
raised by themselves with the 1991 proposals to the IGC, is to be seen in the fact 
that by the time of writing (October ·1996), one agreement has been concluded (on 
parental leave), and new negotiations are under way on atypical work. 




As outlined above, the Maastricht Social Agreement has indeed prompted a more 
co-operative pattern of policy-making which resembles a corporatist style of joint, 
public--private decision-taking (although the general framework conditions are quite 
different from the classic neo-corporatism in the 1970s): it is based on negotiations 
between the three major Euro-groups UNICE, ETUC, and CEEP which may then be 
turned into g,enerally binding European law. Much scholarly writing did not expect 
the new provisions to be turned into practical politics, but nevertheless there now 
,exists a first Euro-agreement, on parental leave. 
Notwithstanding these 'successes' on the surface, sQcial partnernegotiations should 
not be seen as a panacea for the so-called social dimension of European integration. 
First: not all issues currently debated within Euro-social policy are consideredap­
propriate for settlement via collective agreements by the main actors themselves. 
E.g., concerning the reversal of the burden of proof in sex discrimination law cases, 
labour and management are reluctant to negotiate at theEuropean collective level. 
Second, capital--Iabour bargains seems unlikely on those issues where the Council 
delegations will probably not be able to reach compromise in the case of absence of 
a social partner agreement: UNICE will only be ready to seriously negotiate 'in the 
shadow of law' (Bereussan 1993). 
Third, the Maastricht Treaty has not broLJght a change to the ideational component of 
governance in the area of European social policy: the 'Ieading ideal is still th~t de-




spite far-reaching market integration and increased competitive pressures, the na­
tional systems should remain almost exclusively responsible for providing social se­
curity and labour law standards. The recent Commission strategy within the social 
area (as expressed for example in the April 1995 Social Action Programme)15 may at 
best be interpreted as Itaetics of, legislative moderation' chosen with a view to 1996. 
While extremely few new legislative proposals which might divide the Council mem­
bers, numerous studies, expert hearings or reports, observatories etc. are being in­
" itiated. One way of thinking about those voluntary, co-operativeprojects is that they 
might prepare the ground for a legally more activist strategy during the post-IGC era, 
when the extended Community competences and the increased possibility of major­
ity votingunder the Social Agreement mi'ght possiblybe employed amongst aH EU 
member ,states. 
According to another, maybe more realisticinterpretation, however, the scarcity of 
binding European social and labour law will continue after the next IGC, regardless 
of the question of whether the Social Agreement then be included in the Treaty. This 
view builds on the often antagonistic interests within the EC Social Council (even if 
only composed of 14 members), and on the general political trend towards flexibili­
sation and lowering of social and labDur standards whieh is due to ever-increased 
economic pressures within the internationalised economy. Those two main factors 
might thus bring about a 'neo-voluntarist European Social PoI'icy Regime' , which 
'represents a break with the practice of the European n'ational welfare state to create 
"hard", legally enforceable status rights and obligations for individual citizens and 
organised collectives acting in, taking advantage of, and being disadvantaged by, 
market relations' (Streeck1995: 52). 
To sum up: the so far quit~ lirpited use of the broadened Community competence 
under the Social Agreement confirms a wisdom among EC social policy analysts: it is 
in fact not amissingexplicit Treaty basis which prevented the development of a fully­
fledged EC social policy(thiswould always have been legally feasible under general 
treaty provisions such as Article1 00 and 235 EEC-Treaty). What has been absent is 
a consensus between the gov~rnments on the desirability and specifics of so doing. 
Indeed: the problem is the lack of avision of how the so-called European social 
model might be adapted to, but not subordinated and therefore dismissed, to the 
ever increasing competitive pressure at the end of the 20th century. 
The White Paper on European Sodal Policy (COM (94) 333 of 27 July 1994) and the .Cornmission's 
Sodal Action Programme adopted on 11 April 1995 reveal that only very few legislative initiatives are 
planned in the near future. 'Given the solid base ofEuropean social legislation that has already been 
achieved, the Commission considers that there is not a need for a wide..,ranging programme of new legis­
lative proposals in the coming period' (White Paper on Social Policy, point 22). On closer ihspection 
among the few recently tabled proposals several are connected to either recent judg'ements on existing 
EC law by the ECJ (equal treatment in occupational pension systems, transfer of enterprises) or to the 
functioning of the internal market, e.g. transfer of rights from occupational or supplementary pension 
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Andreas Aust, Hans-Jürgen Bieling, Jochen Steinhilber, Stefan Tidow1 
Recent Developments in the Discussion on EU-Employment­
Policy2 
1 Introduction 
The general focus of this article is the question as to which way the EU is respond­
ing to the European employment crisis and why it is reacting in that specific manner. 
Since we are interested in the political factors that translate social interests into po­
litical decisions, we have chosen to concentrate on two decision making processes. 
As they are the most important decisions in the area of employment policy we want 
to take a closer look at the contents of the Delors White Paper on employment and 
its implementation up to now and the negotiation process at the Intergovernmental 
Conference (IGC) since March 1996. In this paper we will stress two arguments: 
1. 	 There is a elose relationship between the issue of legitimizing the process of 
European Integration and the problem of European unemployment in the sense 
that large scale unemployment erodes the legitimacy of the EU and that fighting 
unemployment becomes crucial for the political future of the Integration process. 
2. 	 Nevertheless, the structure of the' political system of the European Union, with its 
dominantly intergovernmental features, leaves us sceptical about whether the EU 
is able to pursue an employment policy that substantially reduces unemployment. 
In the following paragraphs we will first take a look at the political system of the EU 
and its bias towards 'negative integration', which means an integration mainly 
through market creation and liberalisation. Then, we will examine the two decision 
making processes of the White Paper on "Growth, Competitiveness and Employ­
ment" and the treatment of the employment issue within the Intergovernmental Con­
ference since March 1996. Finally we will draw some conclusions. 
2 The Selectivity of the European Political System 
Just as any other political system the European political system has the function of 
producing collectively binding decisions. Making decisions means selecting from a 
variety of options. Dur argument in this paragraph will be that the multilevel structure 
of the European political system can be analysed as a mechanism which excludes 
the interests of unemployed people 'from the agenda of the EU. The reason for this is 
the dominance of the interests of the national governments as the major players, 
which leads to the "joint decision trap" (Scharpf 1988). 
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Institute of Political Science/Marburg; Jochen Steinhilber studies Political Science at the University of 
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Within the multilevel governance structure of the European political system there are 
several barriers to the politicalization of the unemployment issue. First of all, the un­
employment issue has to be regarded as a political issue, in so far as the political 
actors feel responsible for the failure of the economy to create employment. This re­
sponsibility can be expected from the Trade Unions, because high unemployment 
reduces their capacity to act in favour of their members. Companies and employer 
organisations - in contrast - profit from the weakness of the unemployed, the em­
ployees, and the Trade Unions. In view of high unemployment, weak Unions do not 
have the capacity to 'fight for wage increases and therefore Companies gain. Look­
ing at the national governments, it depends on the ideological perceptions and the 
party/el ectora I support whether or not governments feel urged to reduce unemploy­
ment. Social democratic governments with strong links to the union movements have 
the strategic possibility to create a system of social corporatism. Within such a sys­
tem, the behaviour of the main political actors can be coordinated in such a way that 
low unemployment rates as the major political aim are achieved (cf. Therborn 1985; 
Scharpf 1987; Merkel 1993). Against this policy stance, liberal governments, such as 
the British governments of Thatcher and Major or the German government, regard 
state intervention itself as part of the problem. The unemployment problem is ex­
pected to be solved by the markets, which have to be liberalised to pursue this func­
tion. Political activities are therefore orientated towards a policy of market liberalisa­
tion, deregulation and reduction of the welfare state. So, even on the level of the na­
tion-state, it is possible that governments do not regard themselves responsible for 
the creation of jobs. 
In the multilevel governance structure of the EU, the politicalization of the unem­
ployment issue faces a second problem. The problem is not just to politicize the un­
employment issue, but also to prove that it is a European problem and that the Euro­
pean Union has to develop useful tools in the fight against unemployment. This 
means that the unemployment issue has to be put on the European agenda. The 
main reason for arguing to put the unemployment issue on the European agenda is 
the erosion of the national capacity to combat unemployment because of the con­
straints that have been built up through the processes of globalization and European 
integration. With the decision to cOITlplete the Single Market by 1992 and to create 
the EMU by 1999 the member states lost several competencies to the European 
Union. Keynesian fiscal policies are no longer applicable at the national level be­
cause of balance of payment problems (an effect of the Single Market) and the con­
vergence criteria of the Treaty on European Union. Monetary policies have been re­
duced to maintain monetary stability within the EMS and the coming monetary union. 
Several authors argue that this policy stance with its emphasis on fiscal consolida­
tion and monetary stability is itself a cause for the employment crisis (cf. e.g. 
Kapstein 1996). They argue in favour of an expansionary fiscal, and less stability­
orientated, policy to promote economic development and employment gains. AI­
though Keynesian policies to influence the economy are no longer applicable at the 
national level, they are - at least in principle - possible at the European level (Smith 
1994; Michie 1995; AminlTomaney 1995). However, such policy strategies would 
call for a renegotiation of the Maastricht conditions to create a Monetary Union and 
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remain therefore outside of the official agenda of the revision conference. Up to now, 
all the main actors accept the given agreements. 
The answer to the question, as to why no important actor calls for a renegotiation of 
the Maastricht Treaty, leads us to the system of the decision-making process. The 
most important institutions in the European Union are the Council of Ministers and 
the European Council. These are the institutions which finalize decisions on legisla­
tive and budgetary policies of the Union. Although the ability of the national govern­
ments to act autonomously3 has been reduced by so me mechanisms which evolved 
in the process of European integration, the national governments are still the power 
centres within the EU. According to the analysis of Scharpf (1988), the immediate 
representation of the national interests leads to a "joint decision trap", which means 
that the political actors are primarily concerned with the impact of the decision on the 
nation-state and the national government and less with "problem-solving". Decisions 
in such a framework tend to be "suboptimal" and socially selective. Within such a 
system of decision making there are strong arguments that the interests of weak so­
cial groups such as the unemployed are excluded from the final decisions: 
1. 	 An interest has to be interpreted as anational interest by the national govern­
ment. This can be assumed, if the proposed policy is a) in favour of the domestic 
economy, b) compatible with the national bureaucratic routine, and c) in line with 
the electoral and political interests of the government parties (cf. Scharpf 1996). 
The interests of unemployed people can only be expected to achieve the status 
of anational interest, if there is strong political pressure on the government 
(electoral interest) or if the interests of the unemployed can be subsumed within 
the national economic interest, which means that the employment issue may be 
integrated into a policy promoting economic competitiveness. 
2. 	 A second argument is given by Banting (1995), who analysed the distribution of 
social policy competencies in Canada. According to his research, social integra­
tive policies are important for legitimizing a political order. In a multilevel system 
- as in Canada and the EU - the competence to provide social security and so­
cial integration is part of a "competitive state building" process. The national gov­
ernment will not give the EU the competence for social redistributive policies, be­
cause they gain political support through these programmes. 
3. 	 The argument of the "competitive state building" explains why the EU has few 
competencies in the field of social policy and employment policy. In most of the 
fields where the EU has some competencies, the unanimity-principle is dominant 
(except: article 118a TEU and part of the social protocol). This means in practice 
that each government has a veto to stop or at least water down legislative activi­
ties. Since Thatcher became the Prime Minister of the UK in 1980, all other 
Leibfried and Piersan (1995) summarize four mechanisms which erode the sovereignty of the national 
governments: 1. European institutions such as the Commission, the European Parliament and the Court 
of Justice, which act quite autonomously, 2. the existence of European interest groups, 3. the European 
law, and 4. the growing issue-density which produces same kind of functional spillover-effects. 
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governments could be sure that the UK would refuse social legislation at the 
European level (cf. Lange 1992). 
Because of these restraints, the policies of the EU remain limited to policies of 
"negative integration", i.e. market-making policies. Policies which would involve 
some kind of state-building at the European level will be rejected by the member 
states in order to protect their sovereignty (cf. Streeck 1995). Policies of this kind 
would be, among other things, (re)distributive policies. The creation of package­
deals is the main mechanism in the European political system that is able to produce 
redistributive policies. Less ambitious is the possibility of coordinating certain na­
tional policies via regulative policies. The coordination of national activities does not 
necessarily involve state-building at the supranational level and the costs and 
benefits of such policies are not as obvious as distributive policies. The effective­
ness of such a policy depends on the specific contents of the regulative policies. 
They may be the lowest common denominator of the nation-states' level, but they 
mayaiso involve a degree of progress.4 
3 Putting Employment on the European Agenda 
The employment crisis is one of the most important reasons for the social fragmen­
tation of West European societies. It is responsible for reduced incomes, poverty 
and homelessness, it causes major troubles for the budgets of the nation-states and 
their social welfare institutions and it destroys -in most cases- the self respect of the 
people. Politically it is dangerous because it raises fears of social decline and na­
tional welfare chauvinism. Ultimately, this undermines the liberal political culture and 
the foundations of democracy. But up to now, most of the political parties, politicians 
and intellectuals ignore these dangers and analyse unemployment in a neoliberal 
way. It has become common to stress the constraints of globalized capitalism to jus­
tify passivity. Moreover, the policies of market liberalisation - which mean deregula­
tion, flexibilisation and privatisation - seem to be without alternative. Especially 
"when unemployment persists under governments of opposite parl:ies, unemploy­
ment tends to be seen more as fate than political failure" (Therborn 1995: 126). 
The inability of governments to fight unemployment and to provide social security 
are two of the main reasons for the crisis of established politics. But the crisis of le­
gitimation does not only concern the national systemsof representation. As the rati­
fication process of the Maastricht treaty has shown, even the path of European inte­
gration is questioned by a large number of European citizens. The prornises of the 
European single market have not - at least in the perception of the people - been 
fulfilled, and the monetarist bias of the European integration process prevents cer­
tain political measures such as Keynesian policies. The European Union itself is 
more and more seen as a danger for the national employment systems. But until re­
cently, the problems of unemployment and social equality were excluded from the 
Some researchers argue that the regulative policies of the EU are quite successful and produce higher 
standards than the individual member state and sometimes even higher standards than any member 




public discussions and the decision-making processes in the European Union 
(Deppe 1993). 
This changed to a certain extent with the "Post-Maastricht Crisis" in 1993. The ratifi­
cation of the Treaty proved to be much more difficult than expected. The Danish 
people first refused to accept the Maastricht Treaty in a referendum and agreed only 
after several concessions were made to the Danish government; in France the refer­
endum on the Maastricht Treaty found only a very small majority and in Germany the 
constitutional court expressed some reservations in view of further steps of integra­
tion. Obviously, the times of the "permissive consensus", which allowed the political 
elites to pursue their policies quite freely, were over. Besides this, the political prob­
lems were accompanied by several economic difficulties, which together with the 
German unification, fueled the collapse of the European Monetary System in 
1992/93. 
In that situation, some political strategies have been articulated which were contrary 
to the aim of a closer European integration. In the UK, the government favoured and 
still favours a Free Trade Zone over a more integrated supranational union; several 
right-wing parties formulated nationalist and protectionist strategies, and some so­
cial-democratic ideas called for national s'olutions to the unemployment crisis (cf. 
Ross 1995: 222). Jacques Delors tried to revitalise the European project against 
these strategies by proposing a new mid-term and long-term strategy for the Euro­
pean recovery. Fighting unemployment became the core of the new Delors strategy 
to generate popular support in the EU. In June 1993, at the summit of the European 
Council in Copenhagen, the President achieved a mandate for the European gov­
ernments to elaborate a strategy of "Growth, Competitiveness and Employment'\ 
which he presented to the Summit in December 1993. 
This proposed strategy for European policies indicated a new quality in the percep­
tion of the unemployment crisis and the way to fight it. Until the White Paper, the 
European unemployment crisis was analysed within the category of "eurosclerosis". 
The fragmentation of the European market and the regulation of the national labour 
markets were regarded as the main cause for low economic performance and grow­
ing unemployment. The solution that was allegedly adequate to alleviate the prob­
lems, was liberalisation and deregulation of the markets, that means, the Single 
European Market programme and the following Maastricht Treaty (EMU). Both, the 
SEM and the EMU were in themselves regarded as eITlployment generating strate­
gies. The Cecchini report argued that at least about 2 million new jobs would be 
created because of the SEM. Consequently, there was no accompanying employ­
ment strategy. The costs of adjustment that were foreseen, were analysed in cate­
gories of regional distribution. The peripheral member-states - supported by the two 
Delors Packages (1988 and 1992) - managed to raise the issue of regional redistri­
bution and gained increases in European money spent in these countries via the 
structural funds. These funds should be seen as the major financial instruments of 
the EU to combat unemployment, but their main focus is on supporting regional 
growth strategies. Even the ESF has been reorganised in the context of the reform of 
the structural funds in 1988. The main task of the European Social Fund (ESF) in the 
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"Objective 1 Regions" is to train the regional "human capital" to provide adequately 
educated human resources for the strong and competitive sectors of the economy 
(cf. AminlTomaney 1995). 
Contrary to this, the White Paper of the European Commission on "Growth, Com­
petitiveness and Employment" considered, for the first time, combating unemploy­
ment not only as a regional problem, but as a social problem of the whole of West­
ern Europe. The main intention was to create a new synthesis between social inte­
gration, justice and equality, economic restructuring and competitiveness and the 
creation of jobs (cf. Kommission 1993). To realise these goals, the Commission pro­
posed an integrated concept in which a carefully directed stimulation of relevant 
modern technologies and sectors is linked with areform of labour market policies 
and a coordination of national employment strategies. This "employment offensive" 
was supposed to create 15 million jobs. On the road to the "information society", un­
employment in Europe should be halved by the end of the century. 
The proposed strategy of the Commission consists of three major elements. The first 
one concerns the macroeconomic strategy, which confirms the broad principles of 
the Maastricht Treaty in relation to fiscal and monetary policy. The policies of 
monetary stability, fiscal rigidity and budget consolidation should be continued by 
the member states. Up to now the convergence criteria have never been questioned 
by any government. Even though the fiscal rigidity is analysed by several authors 
and even some of political actors such as the European Parliament (cf. 
Coates/Holland 1995) as a procyclical measure that leads to recession and more 
unemploynlent, this policy stance has been strengthened by the Waigel "stability 
pact". Only the ETUC called (in 1993) for a reformulation of the convergence criteria 
to introduce the employment issue as one criteria. To support higher economic 
growth rates and economic progress, the Commission proposed a so called "social 
pact", which means moderate wage increases of about one percentage point below 
the productivity gains. This should promote greater business investments and, ulti­
mately, new jobs. Ironically, even though the EU has no competencies in this policy 
area, this proposal has been implemented (of course, not because the Commission 
wanted it, but because of the high unemployment rate which allows employers to re­
strain wage increases). However, as the 1995 employment report of the Commission 
informs us, these wage restraints have not been used to increase investment and 
employment, but rather, the profits of the companies (cf. Kommission 1995: 19). 
The core of the White Paper is amid-term infrastructural project - the Transnational 
European Networks (TEN) - to initiate economic progress and the modernisation of 
the European economy. This includes the construction of an information structure ­
with emphasis on transeuropean telecommunication networks - and the extension of 
European energy systems and transportation networks. To finance these infrastruc­
tural programmes, the Commission claimed, among other things, the right to borrow 
money on the capital market. Due to this intended policy of deficit spending, the 
White Paper has the reputation of being a far-reaching Keynesian-inspired demand 
programme (160 billions ECU between 1994 and 1999; cf. Schmid 1995). However, 
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this proposal was strongly rejected by several member states (Germany, France and 
the UK) (cf. Delors 1996). 
According to the proposal of the Commission, measures to strengthen European 
competitiveness have to be accompanied by areform of the labour market policies 
which should adapt the labour markets to the new challenges of the "information so­
ciety". The Commission argued that in the US and in Japan, economic growth cre­
ates more employment than in Europe. The inflexibility and the high statutory 
charges on labour were regarded as the main causes for the low employment in­
tensity of the European economic growth (critical in this regard: Schmid 1995). To 
transform economic progress into signi·ficant employment gains, the Commission 
called for areform of the national labour market policies, which should reorganize 
labour markets at three levels: 
• 	 Education and vocational training should be adapted more closely to the needs 
of the market development. The principle of lifelong learning and a higher partici­
pation of the private sector in vocational training is intended to guarantee that the 
workers are trained for the new technologies. 
• 	 The Commission proposes a rnixed system of incentives and regulations to 
transform economic growth into employment gains. Without intending direct inter­
ventions in the economic sphere, the member states were encouraged to stimu­
late the creation of new jobs by improving the market conditions. Among these 
stimulations are a reduction of the statutory charges on labour for firms which 
train apprentices, flexible minimum wages to promote the engagement of young 
unemployed people and areform of the social systems. 
• - For the financing of the reduction of statutory charges of labour, the Commission 
suggests compensating the wage subventions with a carbon tax. 
The decentralisation of the labour markets and labour market services are further 
key components of this concept. These elements are embedded in the principle 
strategy which wants to abolish passive labour market policies like unemployment 
benefits and assistance, in favour of active labour market policies. A progressive 
proposal is to focus on the prevention of long-term unemployment. Therefore, young 
adults under 18 years should have a "social guarantee" for getting a job or at least 
vocational training. 
In spite of this, the White Paper strategy cannot be considered a turning point in fa­
vour of a social Europe and European Keynesianism. It shows rather a minimal con­
sensus regarding the employment policy at the European level. It builds on the pri­
orities of monetary stability and economic supply-side policy and neglects the de­
mand-side. Particularly the English and the German government were heavily op­
posed to the White Paper strategy. They looked upon the White Paper as more of a 
discussion paper than a common programme for a European strategy in fighting un­
employment. The transfer of competencies to the European level concerning, for ex­
ample, the education systems ot direct interventions in the national economic 
strategies, were refused by these governments (cf. Bultemeier/Deppe 1995: 91). 
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Nevertheless, at the Summit in Brussels (December 1993), the governments agreed 
on a so-ca lied action plan "combating unemployment". Unfortunately, it has to be 
considered a purely symbolic action. The plan involved neither any new competen­
cies and policies, nor any new financial means. However, for the first time the Union 
formulated common aims for national labour market policies5. The national govern­
ments were asked to integrate these priorities in their national policies, but the com­
mon framework only remained a recommendation. Only one year later, at the 
Summit in Essen (December 1994), the European Council reached an agreement on 
procedures that should allow some coordination and surveillance of national labour 
market policies. The Council reformulated the priorities of labour market policy6 and 
asked the governments to produce a multiannual plan which would implement the 
Counci I recommendations. These national plans and their implementation should be 
surveilled both by the Commission and the Council of the EU. After another year, the 
Commission and the Councils (ECOFIN and Labour and Social affairs) jointly re­
ported on the implementation of the Essen priorities in the member states (Madrid 
Summit 1995). However, the problem still exists, that the national policiescannot be 
sanctioned in any way. The German government, for instance, refused the proposal 
to reduce statutory charges on less-educated workers, because it was regarded as 
incompatible with the German social insurance law (cf. Ohndorf 1996: 14). There­
fore, the coordination and surveillance procedures have not seen much progress. 
Other important proposals from the White Paper strategy - particularly the budget­
intensive ones - suffer a loss of substance. The TEN represented the core of the 
Commission strategy to create new jobs. Still, the summits agree to this. However, 
the governments, in fact, changed the direction. The instruction from Essen stating 
that the Commission should ask the ECOFIN to expand the resources was canceled 
in Madrid. Cost saving became the priority (Engel 1996). At the beginning of 1996, 
the president of the Commission, Santer, published a "confidence pact", calling for a 
coordinated action of all political levels and actors against unemployment. As part of 
that pact, he wanted to use European money that have been saved in the budget to 
expand the expenditures for the TEN (Kommission 1996). This proposal has - again 
- been rejected by the national governments, because they preferred the renational­
isation of the money. And even the volume of credits are stagnating (Agence Europe 
23.6.1996). Renationalisation might also be the fate of the structural funds. The 
power of the European Commission to influence the allocation of the funds and the 
specific programmes is - again as in 1993 - under pressure. This possible develop­
ment contradicts the plans of the Commission to concentrate the Structural Funds as 
a tool in the fight against unemployment (Kommission 1996a). 
5 These included seven elements: 1. education and training; 2. flexibilisation of the labour market; 3. new 
forms of work organisation; 4. reduction of the statutory charges on labour; 5. improved labour market 
services; 6. special measures for the less qualified youth and 7. ereation of new jobs in the area of envi­
ronmental proteetion. 
6 These are: investment in voeational training; higher employment intensity through flexible work organisa­
tion, moderate wage inereases and loeal/regional initiatives; reduetion of the statutory eharges on labour; 
aetive instead of passive labour market polieies and measures for special groups (L TU; youth, women). 
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4 The employment issue in the Intergovernmental Conference 
The Intergovernmental Conference was pre-arranged in the Maastricht Treaty 
(article N, 2), because several results of the bargaining process were regarded as 
tentative or, rather, as non-satisfactory. Moreover, some of the issues changed their 
relevance in the meantime. In the spring of 1995, the governments installed a reflex­
ion group which should prepare the IGC, Le. to discuss the main issues, structure 
the agenda and produce first proposals. With a proposal of the Swedish Government 
to strengthen the European role in the fight against unemployment (Sweden 1995), 
the discussion on European employment-policy became significant. At least some of 
the Governments realized that the growing unemployment-rate in Europe raised 
problems about legitimizing the European integration process. (This has already 
been recognized by the Summit conference in Cannes in June 1995.) To quote from 
the final report of the reflection group (1995: 4): "As stated above, the Union's prin­
cipal internal challenge is to reconcile itself with its citizens. Therefore, enhancing its 
legitimacy in their eyes has to be the prime task of the coming reform. [ ..] The Group 
has come to the conclusion that the coming reform must equip the Union with the 
necessary means to give priority to the problems which are of the greatest concern 
to the citizens of Europe. A majority of personal representatives include unemploy­
ment, social exclusion [ ... ] among the problems to be tackled as a matter of ur­
gency." Since then, the unemployment issue is being discussed under the topic of 
"citizens and the union" in the IGC. 
The final report of the reflection group is quite informative in regard to the conflicts 
surrounding the unemployment issue. A large majority of the delegates, according to 
the final report, thinks that the legal status of the Essen strategy should be strength­
ened. Several member states, and this refers especially to Sweden and Austria, 
"support the inclusion in the TEU of a chapter on employment policy." Other gov­
ernments (particular UK, Germany and France) oppose any integration of the em­
ployment issue into the Treaty. They argue that this would not create any new jobs, 
that the responsibility of the mernber states in this policy field should be respected, 
and that a treaty entrenchment would bring new problems of legitimation (Reflection 
Group 1995). In the IGC, the employment issue has become contentious as to 
wether a new titel should be added or not. Most member states want to, but Ger­
many, France and especially Great Britain are withholding approval (European Par­
liament 1996). However, looking at the final report of the Reflection Group, we do 
not find just disagreement. There is also a broad consensus in regard to economic 
policy, which determines the future EU-employment policy (see also Kozias in this 
volume): 
• 	 All participants agreed not to talk about the contents and the conditions for the 
EMU during the IGC, which obviously means a continuation of the restrictive fis­
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cal and monetary policies. Neither the "old" convergence criteria should be dis­
cussed, nor new ones should be added.7 
• 	 The competence and the responsibility for employment policy should remain 
mainly atthe national level. 
• 	 The budget of the EU should not be increased. 
Therefore, the discussion of a European employment policy is premised on these 
!imitations, which in fact accept the hegemony of the neoliberal agenda. Because of 
this, the more far-reaching proposals from Sweden, Belgium and Austria, will prob­
ably be without any success. The different proposals of the member states have 
been presented at the Conference during the summer and autumn of 1996. Und~r 
the pressure of political achievement, the Irish presidency tried to synthesize the 
different suggestions and presented the conference delegations some draft versions 
of a possible new titel. While the issue in general is still disputed and no consensus 
has been reached to fix the employment-policy in the treaty, the delegations are al­
ready discussing the concrete formulation and the place of the title in the Treaty. 
The community already has the task of supporting a "high level of employ­
ment"(article 2 TEC), but employment is no original field of activity in the sense of 
article 3 TEC. Proposals exist to add the "high employment standard" in the pream­
ble and in article 3 TEC, but also in B of the TEU, which would serve to give high 
employment the status of a main aim of the union. This would give rise to the need to 
consider the employment consequences of all EU-policies. Different formulations are 
being discussed. The Austrian and Belgian proposals call, for e.g. for "full employ­
ment", but these are not very popular. The place of the new title is also controversial. 
An earlier draft version of the Presidency presents an enlarged titel VIII, which con­
tains a specific employment chapter as weil as the protocol on social policy of the 
Maastricht Treaty. Others prefer to put the employment issue in a new titel VI, in or­
der to connect it with the regulations on "economic policy and monetary affairs". At 
the Summit in Dublin in December 1996 (Dublin 11) a first draft version of the new 
Treaty was presented (Agence Europe 15.12.1996)8. According to that draft, the 
employment chapter should be placed after title VI TEC where it codifies not just the 
coordination mechanism between the member states, but it also calls for supportive 
measures from the EU. As the Irish presidency comments its own draft, the EU 
should to be able to support and organize the transfer of knowledge and information 
in regard to the "best practices" of employment policies. This could include even fi­
nancial support. However, it still remains unclear, if and in which way the employ­
ment policy and the coordination of the economic policy will be fine-tuned. 
In any case, the core of a new employment chapter would be the monitoring and 
surveillance procedure of the Essen-procedure. The member states ought to regard 
their employment policies as a matter of common concern and coordinate them in 
7 Perhaps the conflict about the interpretation of the convergence criteria opens an opportunity to bring this 
issue indirectly back to the IGe. 
8 At the Summit (Dublin 11), a "declaration concerning employment" was published, but it contains nothing 
except appeals to the member states (Agence Europe 15.12.1996) 
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conformity with the employment objective of article 2. The European council passes 
common guidelines which have to be considered by the national governments in 
their multiannual employment programmes. These programmes will be monitored by 
the Commission, the Council and a newly founded "Employment Committee". These 
considerations are not really new and nothing more than the integration of the 
"Essen follow-up" into the Treaty of the EU (see the Conclusions from the summits in 
Essen, Cannes, Madrid and Florence). The envisaged procedure would be similar to 
article 103 TEC, in which the coordination of the economic policies is regulated. 
Under the neoliberal hegemony and the Treaty of Maastricht there is not much 
scope for a member state to play its game with other rules. Actually, even the politi­
cal will to change the rules and to win some room for manoeuvre is lacking. The ex­
periences with the White Paper and the Essen follow-up show that there is no real 
change in the European and national employment policies, even though the Council 
and the Commission reported intensive activity (Common Report 1996). The Summit 
conference of the European Council in Essen and Madrid decided that member 
states should have to report the consequences of their multiannual programs. The 
impact on national policies seems to be quite marginal (see for example: Bun­
desministerium 1995). However, the duty to report and the critical assessment of the 
Commission may bring some progress in coordinating the national employment poli­
cies. It remains to be seen to what extent momentum will gather. A graded sanction­
ing - analogous to artikel 104 c TEC -, which was an Austrian proposal, is not sub­
ject to discussion. It would make the guidelines more than non-committal. 
Even the "Employment Comrrlitee" is not really new. A Commitee for the labour mar­
ket and employment has already been created (Kommission 1996a). It is part of the 
conclusions of the European Council in Madrid, where the politicians decided to give 
the Essen-procedure so me kind of an institutional structure. The institution was in­
itiated by an ad hoc group of personal representatives of the ministries of labour and 
social affairs. It was established in March 1995 with the purpose of improving the 
coordination and information process. Although the Council is still struggling over 
the role of the Commission, the Commitee will be founded and it will be comparable 
to the "Commitee for economic policy". It will be useful for the coordination of the ac­
tivities of ECOFIN and the Council for labour and social affairs, but it should not be 
expected to be as politically important as the commitee on monetary affairs. 
It has already been mentioned that Germany, France and Great Britain are still veto­
ing these weak European competencies regarding the employment issue. The cru­
cial point will be the political development in the United Kingdom. France is under 
enormous domestic pressure, and will probably give up its resistance. The German 
chancellor Kohl announced that his government may endorse this new policy, given 
that it will be a symbolic one. Therefore, the IGC-participants play for time, hoping 
for a British labour government in the spring of next year. In the meantime, the resis­
tance from the Major -government has even strengthened. It fights not only new 
European competencies, but it also demands an ante status quo, reminiscent of the 
time period preceding the Maastricht-treaty and even the Single European Act. The 
European Court dismissed a British complaint concerning the working-time directive. 
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This directive passed the Council in 1993 with a qualified majority, because the 
Commission it based it on article 118a TEC. This article deals with the question of 
health and work security and only calls for a qualified majority. The Court now 
judged that in some cases employment-policy relevant issues and even matters of 
the social dimension belong to common competencies. The Major government now 
threatens to refuse any agreement, if the IGC does not bring unanimous decision­
making back into this area (HB vom 13.11.1996). 
This also shows that a new title "employment" in the treaty, even in the weak form in 
which it is currently discussed, might actually provide for further discussion on social 
and employment issues. The contractual basis may be used by the Commission 
and/or other actors to initiate new progressive policies which help to show the alter­
natives to neoliberal and nationalist discourses and policies. 
5 Consequences of the Discussion on EU-Employment-Policy 
Because the discussions on combating unemployment, as weil as the IGC, are still 
in progress, our final conclusions must be preliminary. Therefore we close with some 
short and tentative remarks on the kind of employment policy to be found at the 
European level, the character of its modus of regulation, and last but not least, on 
the foreseeable future of the relationship between the unemployment crisis and the 
deficit of legitimation. 
First, in the literature on European integration there is a distinction between different 
kinds of social and employment policy. The distinction between redistributive and 
social regulative policy is very common (cf. Majone 1996). (Re-)distributive policy 
contains a wide range of state interventions through a politically-steered allocation of 
economic resources, for example, public investment programmes, the improvement 
of infrastructure and training, the mitigation of regional disparities etc. The forms of 
regulative employment policy focus mainly on the coordination of the nation-states' 
activities. Whereas redistributive policy is concerned with a kind of "positive integra­
tion" with far-reaching economic and political consequences, particularly in refer­
ence to the public critique or support in the different nation-states, to a large extent 
social regulative policy seems less controversial. 9 As we have seen in the discussion 
of the Delors White Paper, (re-)distributive policies - infrastructural investments ­
have failed to gain the support of the most important governments. (Re-)Distributive 
policies were only possible to establish at the European level, when they were apart 
of a "package deal" and could be considered as a "side-payment" (Falkner 1994). 
The most well-known example is the creation and expansion of the structural funds. 
It shows that European redistributive policy is, above all, a result of the bargaining 
pressure of the less-developed countries. Generally, these countries argue that the 
As far as the common European directives can be translated, without any problems, into the different 
styles of national social and employment regulation, and as far as they support the single market, the 
initiatives for improving social policy regulation are quite successful. On the other hand, it is very difficult 
to reach agreement on expanding the scope of European redistributive policy, because every single 




profits of market liberalisation are distributed unequally and - more importantly ­
these countries have the power to stop the market integration process by vetoing 
relevant decisions. 
Neither in the discussion on the Delors White Paper, nor in the IGC can we observe 
such a constellation. Today there is no member state which puts pressure on the de­
velopment of new European redistributive forms of employment and social policy. 
There is no junction between the EMU and the employment issue. Consequently, the 
most far-reaching options are new forms of employment regulation, Le. a chapter on 
this issue in the revised Treaty and an agreement on the further improvement and 
strengthening of the coordination of employment policy. In reference to this, the cru­
cial question of course will be: are the outcomes of the discussion on employment 
policy, particularly within the ICG, more than symbolic? We do not think so, because 
most of the member states put the employment issue on the agenda only to diminish 
the deficit of legitimation, Le. the lack of public support. However, there seems to be 
a chance for further incentives for a beUer and independent European employment 
policy in amid-term perspective. In the face of the continuing unemployment crisis 
and the deficit of legitimation, this would be the case if the political elites - the gov­
ernments and the EU-administration - still try to reduce the legitimation deficit 
through expanding the competencies of the EU. This connection opens up - espe­
cially for left wing and socially oriented parties and organizations - an insight into 
the possibilities of creating full-employment through a political strategy of Keynesian 
recovery and a reduction of working hours. 80th elements, of course, would be more 
successful if they were coordinated by the EU.10 
This leads us to the second point: the neoliberal hegemony within the EU (cf. 
8ieiing/Deppe 1996; Gill 1992). The institutional framework of bargaining and deci­
sion-making in the EU corresponds as weil with the neoliberal strategies of market 
integration, as with the priority of the monetarist aims of the EMS and the EMU. 80th 
elements - the strengthening of market forces and the imperative of a stable cur­
rency - provide a modus of regulation which favours monetarist supply-side policies, 
the deregulation of social standards, and the creation of frequently precarious work­
ing conditions (e.g. part-time work without social insurance, limited employment 
etc.). At the same time, they disable the ability of the trade unions and progressive 
social movements to improve the social and ecological conditions of living and pro­
duction. In reference to this, some theorists of European integration characterize this 
kind of institutional framework in the EU as "neo-voluntarism" (Streeck 1996), 
"staged euro-corporatism" (Vobruba 1995) or as a "negative entanglement of sover­
eignty" (Leibfried 1996). The different terms emphasize some particular aspects of 
the process of European integration which prevent a more socially oriented institu­
tion-building and regulation: 
According to an analysis by two important research cent res in France, a coordinated Keynesian recovery 
initiative could increase Gross European Product by 5.7 per cent within three years without worsening 
public deticits. This economic boost would increase employment by just 2.5 points and would have to be 
combined with a general initiative tor job-sharing and working-time reduction (cf. Lipietz 1996). 
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• 	 Neo-voluntarism stresses the consequences of a market driven acceleration of 
the integration process. Because this is not accompanied by the development' of a 
supranational structure of regulation in the fields of social policy, employment 
policy or industrial relations, the national regulation systems are placed under the 
pressure of transnational competition. This promotes a decrease in social stan­
dards and public expenditure as weil as the decentralization of industrial relations. 
One important outcome is further weakened bargaining power of all those who 
might be represented by trade unions and other social organizations. Of course, 
the hegemonic coalition of transnational capital and neoliberal-nationalist gov­
ernments support these results very emphatically. 
• 	 The term "staged euro-corporatism" emphazises that there is no real transnational 
corporatist regulation structure, although the EU-Commission maintains this 
semblance and continues to promote the dialogue between the so-called social 
partners. Until now, the initiatives of the Commission have not been very success­
ful. It is not difficult to imagine why. Instead of promoting supranational agree­
ments, the organizations of the employers favour the decentralized competition of 
social regulation. The trade unions, on the contrary, endorse the improvement of 
social regulation at the supranational level, but because of their - national and 
ideological - internal fragmentation, they are not able to mobilize enough power 
to champion their aims energetically. The Commission itself only has the oppor­
tunity to encourage the social dialogue through very weak forms of regulation: 
non-binding suggestions such as green and white papers, recornmendations, 
statements etc. 
• 	 Altogether these processes can be described as a "negative entanglement of 
sovereignty". On the one hand, the national welfare state loses the capacity to 
fight against the growing social problems, particularly against the unemployment 
problem. Instead of this, all governments in the EU - last of all the scandinavian 
governments, with the exception of Norway - say goodby to Keynesian employ­
ment policy and deteriorate - of course not in the same way and to a different de­
gree - social regulations and working conditions (cf. Bieling/Deppe 1997). On the 
other hand, the reduced scope for state intervention is not compensated to a 
similar extent through the expansion of regulation competencies at the European 
level. In short, the power of regulation and control moved, to a certain degree, 
from state bureaucracies - regardless of whether at the regional, national or 
European level - to transnational capital. 
Last but not least, although it seems to us, that the structural and institutional cir­
cumstances of the EU only allow a fight against unemployment in a symbolic way, 
we consider the unemployment problem as crucial for the further - non-neoliberal ­
development of European integration. In the short run, the existing regulation struc­
ture - including the ECU - confirms the neoliberal-nationalist hegemony, but in the 
long run, it will lose the already diminished legitimation and public support. To pre­
vent this, it is necessary for large parts of the population to understand that there is 
an alternative to the predominant strategies of neoliberal restructuring and competi­
tion in the EU. If they realize that most of the problems are not simply due to external 
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restraints, but to a certain extent to political decisions, they would perhaps stress the 
opportunities to solve the unemployment problem as weil as the other social prob­
lems. For this to happen, it is, of course, necessary to alleviate the contradictions of 
short-term interests. This could happen through a project of euro-keynesian em­
ployment recovery, accompanied by a reduction of working hours (cf. the proposals 
discussed by Lipietz). If a majority of the population could see that there are alterna­
tives in Western Europe, the economic and political elites might get attacked be­
cause of their lack of political will. Moreover, perhaps intensified public pressure 
would force the governments to change the priorities of the integration process, i.e. 
to substitute the main aims of neoliberal deregulation and monetary stability for 
those of full employment and social security. It remains to be seen, whether the dis­
cussion on the connection between the persistent crisis of unemployment and that of 
legitimation is a first step in this direction. 
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Part II:Political strategies and dimensions of conflict 

Michael Barratt Brown1 
Why does no one listen - as the Plague of Unemployment 
spreads? 
A plague has once more visited the peoples of Europe, as it did before, in the 14th 
and 17th centuries. Then it was carried by rats living on the garbage of uncleaned 
streets which acted as sewers for the effluent from the crowded houses of thetowns. 
Noone knew the cause, and men and women saw in this "black death" a sign of 
God's judgement of their sinful lives. They looked to the priests for explanation and 
guidance and lacking any understanding the priests cöuld only called upon the peo­
pie to repent and abuse their bodies for their sins. Many resorted to flagellating 
themselves with whips several times a day to do penance. The plagues carried away 
between a quarter and a third of all dwellers in the towns and cities and perhaps 
15% to 200/0 of Europe's whole population. No part of society was spared, although 
the very rich might lock then1seJves up in their castles to avoid the spread of the in­
fection. 
The plague I referJo is not the spread of AIDS from the HIV virus, which as yet has 
affected, however horribly and tragically, much fewer than the plagues of old. The 
plagueoftoday, which I refer to, is not a total killer, but it affects the same proportion 
of the people as those earlier plagues. It is the disease of unemployment. A few it 
drives to suicide, others die early fram poverty and despair .. The greater number ­
between 20 and 30 million in Europealone - and there are many millions more in the 
rest ofthe world - live out their lives in numbed misery and hopelessness, excluded 
from the main body of working people, their personal confidence shattered and their 
living conditions reduced to a bare subsistence. 
As with the earlier plagues the incidence is uneven, and while some rural areas are 
hardly affected, there are whole towns and villages, which were once the centres of 
prosperous industry, where the unernployed may make up a half to two thirds of the 
population of working age. This means that in such areas half the homes are, ih pov­
erty. The worst plight is that of the young unemployed who have never known a 
proper job and in some regions make up a quarter to a third of their age group. So­
cial cohesion breaks down and some young people are driven to stealing andacts of 
violence, and even to drug abuse and gangwarfare. At the same time, in other re­
gions, prosperity is being enjoyed; but the threat of the spread of unemployment 
generates a more general sense of insecurity, although a proportion of the popula­
tion may indulge ?l sense of contentment, only disturbed by the threat to their safety 
and their possessions. 
Michael BarratBrown is Professor of Political Economy/Manchester. 
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Unemployment Today and in the1930s 
This is not the first time, of cour$e, that the disease of unemployment has spread 
across Europe and the industrialised world. It happened before in the 1930s. Facto­
ries and mines were closed down and whole regions were without work. Unemploy­
ment spread and with it growing insecurity. The men of violence moved in a~d peo­
pie began to look notso ITluch to the priests, whose influence had waned, but to po­
litical leaderswhose populist rhetoric led them on to dictatorial practice and to mili­
tary adventures. Unempi'oyment was the breeding ground of fascism and war. In 
place of international economic cooperation, beQgar-my-neighbour competition 
broke out between rival natioh states. Commercial war led to a build up of arms and 
to open military engagements. 
So far today such an outbreak has,been avoided, at least in Europe, partly because 
of the new institutional framework of the European Union which has been con~ 
structed, partly because of fear of the sheer destructive capability of modern weap­
onry. Athird world war - with nuclear weapons - would be our last. The main reason 
for greater hope of avoiding fascism and war this time is that we now have some 
greater understanding of the causes of unemployment. Unlike themen and women 
who were faced by outbreaks of plague and could only believe that they were visita­
tions from God for their sins which they must expiate, those who today face unem­
ployment know that it is man-made, and as such must be susceptible to human cor­
rection. 
Unfortunately, there are deep differences among the experts about the causes and 
therefore about the eures. There were arguments too in the 1930s and these have 
not been resolved. Indeed the arguments have changed little. The conventional wis­
dom then held that, if goods could not be sold, theirprice must be lowered by reduc­
ing wages and reducing the spending and demand for taxesand borrowing of gov­
ernments, so that interest rates would fall and businesses would take up the slack, 
borrowing more, investing' in new production, and once more taking on the shedded 
labour. Some economists added that markets 8t home should be protected,by tariffs 
against importsof cheaper goods from abroad, but this did not hold for all busi­
nesses. For example, while it helped steel producers in the UK, it did not help steel 
users in the UK who Had to pay morefor their steel. Moreover, one nation's exports 
were another's imports.\ Protection against foreign in1ports led to failing markets 
abroad, if not to actual retaliation, of a beggar-my-neighbour sort. 
It was in face of the mass unemployment in Britain inthe 1930s that John Maynard 
Keynes developed his contrary view, that unemployment was caused by lack of ef­
fective demand, excessive saving and inadequate spending, resulting from the ten­
dency of capitalism to create inequalitiys and constantly'to regenerate them. Low­
ered interest rates and reduced taxes were not enoughtoencouragebusinessmen 
to invest unless the purchasing power was there among the masses to purehase the 
products of newinvestment. The task of government in a slump was not to cut back 
. but to expand its speriding, so that adequate demand existed for businesses to in­
vest. Then and only then would the savings be taken up. Governments could even 
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run a temporary deficit, 'spending themselves out of a slump', since the extra taxes 
from expanded production and employment would soon cover the deficit. For many 
years after the Second WorldWar governments were able to use their increased 
spending power to maintain full employment. 
Today the conventional wisdom is once more that government$ should reduce their 
spending and their taxing and borrowing, s6 that costs can be reduced including the 
cast of borrowing money and goods can once more be sold profitably. Keynes is 
said to have been wrang, bec,ause he did not recognise t,he inflationary effect of in­
'creased government spending and of expanded purchasing power from full employ­
ment. In fact he understood perfectly the danger of inflation, but regarded it as a po­
litical problem for governments to salve, by appropriate incomes policies. He would 
never have supposed that there could be a single rate, of unemployment that could 
be said to ensure that there would be no acceleration of inflation - the so-called 
NAIRU (non-accelerating inflationary rate of unemployment) that all European gov­
ernments are required to keep above. This he would have seen as a pure invention 
of Monetarist 'dogma designed to preserve'the value of money at whatever expense 
in the misery of unemployment. 
Not everyone has forgotten thatfor thirty years1945-1975, Europe had samething 
near to full employment. Governments kept it that way. So, what could be done once 
could surely be done again. The causes of the plague had been understood and 
people had gained confidence that Keynesian policies could be successful. The ar­
gument now is, however, that they could only been practised on anational scale, 
while business now operates on agiobai scale. No individual nation state - except 
perhaps th,e one with the largestand most powerful economy, the USA - can man­
age its economy alone in a world of transnationally operating companies.Keynes 
was also aware of this possibility and made proposals at the Bretton Woods confer­
ence in -1944 to deal with it. Unfortunately, _his proposals for full employment on a 
world scale weretotally distorted by the den1ands of the United Stateshegemonic 
position at the end of the Second WorldWar. US funds were not made available to 
correct inequalities on an international scaleexcept in the case -of the Marshall Aid 
plan to revive West European and Japanese demand for American goods. Keynes 
died before he could develop his ideas on international economic management in 
greater depth. 
But th~re is a new explanation for persistent unemployment today. This is that it is 
structuraL The rapidly changing structure of industries and jobs leaves same people 
without jobs and without the necessary skills and education for new employments. 
Only the least ski lied and lowest paid jobs may be available for them, and rather 
than taking these they prefer to rely on social security or to take early retirement. 
The answer is said tO be on the labour supply side in more training opportunities and 
more flexibility, Le. about takinglow pay (andpoor conditions of work) for low pro­
ductivity. These structural changes mean that even when economies grow, such 
growth does not necessarily carry with it more jobs. The growth caused _ by higher 
productivity ends more jobs than it generates. The fact is, however,as is now be­
129 

cOITling generally agreed by economists, that supply side measures have to be 
combined withirlcreased demand, and we are back to Keynes. 
A Serious Lack ofDiscussion 
Common sense would suggest that the most appropriate balance of supply side and 
demand side measures would be the subject of detailed discussion and experimen­
tation. But this very rarely happens. Entrenched views are taken up on one side or 
the other, and mainly on the supply side, the Keynesian demand side being re­
garded as beyond dipcussion. There is an important contrast here with the 1930s. 
We have already noted the depth of the slump in those years and the results of 
mass unemployment in the rise of fascism and finally in war. But there was at the 
same time a groundswell of discussion and argument in academic and political cir­
eies around the theories of Keynes and of Kalecki, around the experiments in de­
mand management in Sweden and the United States 'New Deal'. It is true that very 
few politicians in the UK listened to Keynes. Ernest Bevin the trade union leader and 
Harold MacMillan, who would· be a future British Pdme Minister, were among the 
few. But academic discussion of Keynes's ideas led by G DH Cole in the Fabian 
Society, by MacMilian inthe all party 'Next Five Years Group' and by William 
Beveridge among the Liberals was widespread. It created the conditions for the La­
bour Party's victoiy in 1945 and its commitment to full employment and to the 
Beveridge Report on the future welfare state in Britain. ·There were similar discus­
sions going on in the United States, in Germany until the rise of Hitler and in other 
industrial countries, particularly in Scandinavia. 
The contrast today is extraordinary. Despite the initiatives of Jacques pelors in the 
European Commission and in the European Socialist Party, of Ken Coates in the 
EuropeanParliament and of Stuart Holland in the Soeialist International,the re­
sponse of soeialist parties - fram the Labour Party in the UK to the Social,Democratic 
Party of Germany - has been to discourage discussion and to go quietly along wjth 
the conventional wisdom of the bankers and their Conservative associates. It is not 
as if their monetarist polieies were provingsuccessful. They are not: there has been 
no reduction in the rate of unemployment in the European Union since early 1995; in 
fact it has ihcreased, almost back to· the level in 1994, the highest ever recorded, 
with particularly high levels in Germany, 'worse than any figures since the 1930s. 
The reason is clear and due warning was given by many econornists, as Ken Coates 
and Stuart Holland made clear i'n their book Full Employment for Europe and as the 
European Parliament accepted in endorsing .the Coates Reports of December 1993 
and July 1995, that increased unemployment would result from the attempt ofgov­
ernments to cut back their public spending to meet the Maastricht convergence cri­
teria on the public debt in relation to the national income of each of the member 
states to qualify them for entry into the European Monetary Union. The Oelars White 
Paper on Growth, Competitiveness and Employment of December 1993 which had 
set a target of 15 million jobs to be created had made it clear that this Would have to 
be achieved through Union-wide meaSures financed by Union-wide borrowing to be 
managed by the European Investment Fund. Such Union bonds would correspond t6 
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the United States federal finances and would complement the measures of the indi­
vidual states and compensate for the cuts in state borrowing required u~der the 
Maastricht Treaty, The Coates Reports emphasised the absolute necessity of intro­
ducing such Union-wide measures, but these were never introduced, even the so­
cialist governments in Europe continuing to believe that no extra measure~s were 
needed, The growth they prayed for would come, so it was claimed, and it would 
bring new jobs. 
There was continued pressure on the Commission from the European Parliament to 
take action. This may be seen in a remarkable exchange of letters between Ken 
Coates, MEP and three of the European Commissioners, published under the title of 
'Dear commissioner'.ln 'responseto Coates' demand for more urgent actionto gen­
erate employment,as envisaged in the Delors Report, the claim was made by the 
Commissioners early in 1995 that annual growth of 3.5%), bringing withit a major cut 
back of unemployment, would result from the "crowding in" of private investment as 
public expenditure was cut back. As the months went by and the correspondence 
continued, this claim had to be adjusted step by step to lower and lower expectations 
of growth - down to just over 1% , with correspondingly no reduction in the unem­
ployed. 
Coates had taken advice from expert econometrists, and this deflation of the Euro­
pean economies was just what he had said would happen as the result of the cuts, 
proposed to meet the Maastricht criteria. Yet, at one. European Sumrnit meeting of 
the Councilof Ministers after another right up to the one held in Dublin in September 
1996, no lessons had been learnt. Even the Irish Finance Minister who was sympa­
thetic to the Coates initiative warned that the issue of' employment had to be 
"progressed to the fullest extent possible within the framework that was set out in the 
conclusions"of the earlier Council meetings. Tbis, despite the fact that no progress 
had been made in reducing unemployment since then. 
A Breakthrough in Discussion 
Nevertheless, the exchange of letters referred to between J<;en Coatesand the Euro­
pean commissioners, published under the title of 'Dear CorruTlissioner' in 1996 by 
Spokesman Press revealed an openness to serious argument that would be hard to 
find in any national civil service. In his letter of acknowledgementof his copy of the 
book, the President of the Corrlmission, M. Jacques. Santer, wrote on September 11, 
1996: "Dur frank exchange of views on key areas of policy has been most helpful 
from the perspective of the Commission.Wbile marked differences of opinion were 
. evident in some of the areas covered, especially concerning the effects of budgetary 
consolidation [euphemism for government spending cuts to meet Maastricht criteria], 
the sharing of ideas 'was undoubtedly beneficial infacilitating a clarification of our 
own position on a number of shared policy concerns. On a wider perspective, pub­
lishing this exchange of views is indeed a laudable initiative. It reflects a spirit of 
openness and transparency that the Commission can readily ascribe to. Such initia­
tives increase the awareness of the public at large regarding the essential economic 
reasoning underlying the policy prescriptions of institutions such as our own. This 
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enhanced publicity and visibility will hopefully help in fostering the political will nec­
essary to develop the balanced and comprehensive economic policy approach re­
quired to achieve our economic objectives, especially with regard to the reduction of 
unemployment - a sincere concern which was evident in our correspondence". 
Now this is not only an exceedingly politemessage such as one could expect from a 
Commission President to a member ofthe European Parliament. But M. Santer 
makes two points of great irilportance: the first is the "special" and "sincere concern" 
which he devotes to the reduction of unemployment; the second isthe supportwhich . 
he gives to openness and transparency in government to the end that the j'political . 
will" can be fostered in the "public at large" which is necessary for developing eco­
nomic policy. He is evidently aware that this is a rare phenomenon which holds back 
much that concerned people may wish to c;:Ichieve. IM. Santer's appeal for an 
"Confidence Pact" among EU members,which he proposed in June of 1996, re­
flected a certain unease at the reluctant response of governments to his concern for 
the reduction of unemployment. 
By this time the beginnings of a break in the economic policy consensus was begin­
ning to open up.Already in 1993, in his book The Age of Contentment the weil 
known United Stetes economist, Professor Kel1l1eth Galbraith, had argued for public 
spending and increased taxation of the rich in order to stem the growing inequality 
between rich and poor and the breakdown in social cohesion that was followingin 
the United States. By early in 1995 the prestigious Clare group of UK econorrlists 
published in the National Institute Economic Review an article that even began by 
claiming: "It has become fashionable to think the unthinkable. Among the unthink­
ables of the 1980s which has recently been having some attention is the idea of full 
employment as an object of government policy. Generally accepted in the 1950sand 
1960s I the idea becameburied in the 1970s by the increasing cancern of the public 
about inflation ... " The group sought to identify' the conditions fo( the "surge of in­
vestment" that occurred in the post-war years, leading to high levels,- of employment 
and concluded that "The 'firstwas the confidence engendered by the full employment .' 
policy itself. The knowledge that governments of all political' parties were committed 
to full employment, and would adjust their fiscal and/or monetary policies to offset 
any general contraction of the aggregate demand for goods and services, musthave 
downgraded one important element in the risks attached to spending money on 
capital projects." 
At almost the same time as this statement appeared, the UNCTAD Trade and Devel­
opment Report, 1995 carried a section on "The Labour Market Crisis in the North", in 
which the authorsconcluded: "The generally restrictive monetary policies 'imple­
mented in the last two decades have shunted economies into low-growth paths in 
which low demand growth and low potential output growth have fed back into one 
another. Frequent underutilisation of the existingproductive capaCity has made for 
slow capital formation. The slow growth of potential output has in' its turn provided . 
justification for persisting in macro-economic policies that limit demand growth to that 
of the potential, output growth. These policies have thuscreated a weak economic 
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growth dynamic, and generated an increasing imbalance between the labour force 
and the tools - Le. capital - to employ productively". 
Reports such as these began to penetrate the very centres of government policy 
making, at least in the United States. But they were perhaps being reinforced by the 
growing resentment and frustration amounting to breakdown in social cohesion, 
which had so distu'rbedProfessor Galbraith. The Director of Studies at the Council 
on Foreign Relations in the United States, Mr Ethan B.Kapstein, was moved to write 
in the semi-official State Department journal Foreign Affairs in the summer of 1996 
an article entitled "Workers and nie World Economy", which he concluded with the 
following words: "Like the German elite in Weimar, they [the economic advisers of 
governments] dismiss mounting worker dissatisfaction, fringe political movements 
and the plight of the unemployed and working poor as marginal concerns compared 
with the unquestioned importance of asound currericy and balanced budget. Lead­
ers need to recognise the policy failures of the last 20 years and respondaccord­
ingly.' If they do not, there are others waiting in the wings who wrll, perhaps on less 
pleasant terms." Kapstein insisted that appropriate measures can be taken by gov­
ernments to reduce inequalities, create employment and protect the sick and the eld­
erly. But they required policy coordination between theindustrial powers, something 
~hat had once before been achieved, as he reminded his readers, in the wake of the 
oil crisis, when the OECD at the Bonn summit in 1978 called on allgovernments to 
stirrlülate their economies. 
Thishad been themessage for the European Union of the twd Coates reports and of 
the subsequent Full Employment Appeal, drafted by a number of members of the 
European Parliament. This was launched in July of 1996 over the names of 140 
MEPs from all themember countries, together with 90 German MPs, 70 Italian MPs, ' 
60 UKMPs and MPs from Austria, Denmark, Finrand, France, Greece, Ireland, Lux­
emburg, Netherlands, Spain and Sweden and over a hundred trade union leaders 
including the ICFTU and European TUC and several hundred academics, church 
leaders, local government leaders, writers artists and others. No governments or of­
ficial Social Democratic parties endorsed theappeal but it had the support of mem.­
. bers from all parties exceptthose of theextreme right. 
The message of hope in the European FuU Employrnent Appeal for acting together . 
to pul full employment back at the top of the political agenda had found a wide reso­
nance, although' governments still hesitated to respond to such an appeal. The 
launehing of the Appeal in the European Parliament hardly evoked any coverage in 
the mainstream, press and other media. There's none so deaf as those who do not 
wish to hear, butthere is a question why people do not wish to listen to an alterna­
tive setof policies when current policies are somanifestly failing. Of course, it is true 
that for Sdme people such policies which allow for high levels of unemployment are 
not seen to be at all a failure. For what Professor Galbraith has termed "the con­
tented classes", unemployment is not aproblem. Their present and future lives are 
secure. But their number is becoming a steadily smaller and smaller proportion of 
the population even of the most advanced industrial countries. Will Huttdn in' his in-' 
fluential book IThe State Welre In' suggests thai only about 40% of the population of 
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working age in the UK enjoy tenured full-time employment or secure se~f employ­
ment; 30%) he sees as insecurely self-employed, involuntary part-time or casual 
workers, /while the boUom 30% are unemployed or working for povertywages. Why 
'. do the majority - the 60% - not have more influence on the politicians? 00 they be­
lieve that the plague is short-lived; it will blow over? Hardly. 
The Influence of Monetarism 
We are surrounded by a plague that is undoubtedly spreading'. At 'least a quarter of. 
working households are already directly affected and 8t least another quarter are in 
immediate danger. And this is to ignore the likely growth of unemployment in the fu­
ture under our present economic system. Those who have studied the nature of 
technological development very closely,like Jeremy, Rifkin in his book 'The End of 
Work', have concluded that within two decades there could be a loss of 25 milli.on 
jobs in the United States out of a tota.1 of 120 million, to add to the num~er already 
unemployed which in 1995 was about 8 million. He assurnes the same kind of fig­
ures will apply.not only in theold industrialised countries but in the new ones also, 
as labour saving investment takes place, even with existing known technologies, to 
affect service industries as weil as production. There must be answers to these 
trends in shorter working time, work sharing and a great increase in continuing edu­
cation, but the problem to be examined is why none of themain political parties (I am 
. not talking about individual members, and groups, but official parties) have made this 
question their first concern, as more and more people, and particularly young peo-· 
pie, are virtually excluded from .society. 
The first arid most obvious answer is that, while nearly all of the secure 40% of the 
population exercise their right to vote, only a small proportion of the others do so. In 
the United States the normal turn out at Presidential elections is between 40% and 
50%).. In the UK itis over 70% at General Elections, but with a first past the post 
system of voting, a party needs only about 40% of the votes, that is only 28%) of 
those who could vote, to have a majority in Parliament and form the government. As 
Professor Galbraith said in the "Requiem" at the end of his book on The Age of 
Contentment: ',IPerhaps one day a candidate for the American presidency will 
emerge who is committed to human needs and remedies briefly just mentioned. And 
perhaps if the electorate is enlarged to include the economically and socially now 
dis-enfranchised, he or she will succeed and' bring along a favoring majority in Con­
gress. As I said before the prospect is not bright." 
It may not seem bright. anywhere else, but the fact is that for thirty years after the 
Second World Europe enjoyed relatively full employment, 'based very largely upon 
public spending and redistributive taxation. Some. deny this sayfng that post-warfull 
employment was simply the result of war-time destruction and the potential in 
Euröpe for catching up on American development with new technology fram across 
the Atlantic, and that something similar may be said of development among the 
Newly Industrialised Countries of today. This explanation does not account forthe 
protracted period of full employment stretching overmore than 30 years up to the 
end of the 1970s, when we have already seen that many economists now identify 
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government policies for full employment as the cause; and this can certainly be said 
for the Newly Industrialising Countries. 
Why then did governments turn from action to maintain full employment to action 
against inflation as their first priority as we saw earlier the Clare, Group and 
UNCTAD believed they had done? The alarm signal was clearly the oil price hike in, 
the 1970s, but the problem for owners of capital preceded that. Long years of full 
employment had given considerable power to the trade unions.and at the same time 
the opportunity for large scale capital Jo concentrate. The combination of employers 
and workers in monopolistic situations made it all too easy for bargains between 
them to be settled by raising prices all round. Monetarism was really a device for/ 
protecting the value of money for those who had i1. The defence of money took 
precedence over the increase of output and the maintenance of employment. Un­
employment, as a British finance minister put it, wasa price worth paying for reduc­
ing ,inflation. 
Government spending was then cut back to reduce the pressure of demand and 
check the gr~wth of government borrowing and so bring down, interest rates. High 
levels of unemployment combined with a direct attack on the rights of trade unions 
succeeded in bringing down the pressure for wage increases which were seen as a 
major ,cause of rising prices, although the oil price hikehad been the main cause. 
Reduced wages created still more unemployment and greatly impaired the capacity 
oftrade unionsto resist the attack on them. It is hardly possible, however,that trade 
union resistance would have been so gravely weakened without the insistent argu­
ment through allthe media of information that government spending was excessive, 
taxes were too high and both must be brought down. The fact was that the whole 
range of mediachannels were in the hands of a small number of very large owners 
and their pro'fits were dependent on the revenuefrom advertising the products of 
ever larger companies. Offending them by challenging monetarist policies became 
impossible. Any challenge, they believed, would bring back trade union power. 
The Eclipse of Alternatives 
The media are still a two-way channel and it has to be explained why the great mass ' 
of the people came to swallow arguments for accepting mass unemployment; from 
which they themselves were suffering or feared that they might suffer. This brings us 
to the core of the matter - that it appeared increasingly to most people that in Mrs 
Thatcher's famous phrase - TINA: There Is No Alternative. There were on the Left 
seemingly bits of an alternative - special issue campaigns, for tl1e unemployed, for 
pensioners, forhealth, for housing, for state education, for public transport, for singl,e 
parents, for equal opportunities and against racial discrimination, for the protection 
of the environment and conservation of energy, But it was not clear to people how 
these were to be knotted together in a coherent ,programme of social advance. So, 
the lack of an alternative to the current working of the capitalist system led to each of 
these issues being pursued separately within the system. 
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The assumption that there was no alternative to the capitalist market was reinforced 
by the absorption of almost the whole of the academic world in the monetarist model. 
This was only in part a matter of conviction, but even more of convenience. The cuts 
in government spending affected universities just as much as other public institu­
tions. SGholars found that there was money for research only in certain. directions 
and increasingly they hadto spend time looking for funding from private sources, 
that is to say /from private business, for their research. Nearly all the research into 
growing inequality in the UK had to be funded by a religious (Quaket) charity, the 
Rowntree Trust. 
The overwhelming influence of monetarist doctrine and the sho'rtage of funding for 
research meant that little or no work was done on alternative models of political 
econonlY. The Conference of Socialist Economists succeeded in the UK in keeping 
alive an alternative vrew to the prevailing orthodoxy, but the influence ofa few hun­
dred members publishing a quarterlyjournal, holding an annual conference and oc­
casional workshops was not likely to be large. The miracle was that the CSE kept 
going without any outside grant in the face of the massed cohorts of the Establish­
ment schools and journals. Itis a matter of some importance that the nunlber of 
young scholars attending the last two years CSE conferences has considerably in­
creased. 
The greatest obstacle to belief among the general public in an alternative model was 
of course the decline and finally the collapse of the Soviet Union. So long as the 
Soviet system was seen to offer an alternative to capitalism, and one where there 
was no unemployment, it presented a continual challenge to capitalist politicians. 
- Governments in· capitalist countries were forced to do what they could to maintain 
full employment. When this prospect disappeared the obligation ceased. However 
disastrous the final years of the Soviet Uni'onmay have been for its, people locked 
into an arms race that swallowed up more and more of the country's resources, and 
however grotesquely inadequate the democratic institutions for bringing govern­
ments to account, the successes of a planned economy in raising a Third World 
country to the level of the greatindustrial powers and then in recovering from a war 
of total destruction, had to be recognised. Indeed fora time these successes were 
regarded so seriously that irrlmense resources were devoted by the United 'States 
and the governments of other capitalist countries to outdoing the Soviet's military 
might. 
Some have argued that itwas the permanent war economy of the United States that 
for long maintained high levels of employment there and elsewhere in the ,capitalist 
world. In fact the growth of non-military public expenditure exceeded the growth of 
military expenditure exceptduring the last years of the Viet Nam war, and then the 
pressure on US resources contributed very largely to· the emergence of inflation as a 
main preoccupation of government. There can be no doubt, however, that the 
"military-industrial complex" in the US, as President Eisenhower called it, has been 
the driving force of the US economy, and the world-wide military hegemony cf the 
United States has enabled it to run a continuing deficit, which has maintained high 
levels of employment. 
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In the United States and in the UK, where the strength of local Communist parties 
was negligible, government fears of the effect of rising unemployment were not 
overwhelming. The regular trade cycle of boom and slump could be allowed to resUlt 
in an actual cut back in output and to rai&e the rate ofunemployment by seve'ral per­
centage points. Itwas farotherwise in France or Italy or Belgium where very large 
Communist Parties existed, cr in Germanywhere the memory of a large Communist 
Party remained. There the trade cycle could not be allowed to result in any actual 
slump, onlya" lower rate of growth, and such a cut back with mass unemployment 
was in fact always prevented - that is, until the 1990s. No other pressures upon gov­
ernmerits - from strikes and demonstrations and from the breakdown of law and or­
der - seem to have the same urgency. 
What is the Alternative? 
It should not, however, be assumed too quickly that the demonstrations and strikes 
in Franceand Germany and elsewhere against the cuts in welfare to meet the 
Maastricht criteria have no effect on governments. There is once more a mood of 
resistance among working people. The strikes of the railwaymen and the Post Office 
workers in the UK - two of the most responsible and respectable groups of ,workers ­
provide further evidence; and there are similar movements in Finland and Spain and 
elsewhere. What all these movements lack is international coordination, a clear al­
ternative prograrrlme andone which links full employment with environmental con­
cerns. The European Full Employment Appeal marks the' beginning of the necessary 
coordination. Itis apointer of great importance that both the IGFTU and the Euro­
pean TUC shoulä havegiven official support to the Appeal and that the most whole­
hearted support came from members of theGreen Parties as weil as from a wide 
range of Socialist groups. 
Coordination on a European scale of actions for full employnlent is essential if sepa­
rate national movements ?Ire not to be set one against each other. The big' transna­
tional companies seek to gain by dividing and conquering the separate movements 
ofworkers,and even tt)e separate nation-state governments. Such' companies have 
no difficulty in developing a single strategy, but for socialists, environmentalists, 
feminists and other protest groups to come together is expensive in time and money 
since all such organisations are based on voluntary contributions. The European 
Parliament has acrucial role to play here in helping the organisation and hosting of 
such gatherings, as was shownin the Arms Conversionmeeting, the Pensioners' 
Parliament, the Conference of the Disabled and similar occasions. But the Parlia­
ment itself, if it is to be an effective force for coordinating social change, will have to 
be enabled to make up thevery real democratic deficit fromwhich it suffers. The 
worst otall parliaments,it is no more than what its name implies - a talking shop. 
In seeking to reestablish fu'l employment, it is quite essential that proposals should 
be developed jointly and in common, and especially proposals for the redistribution 
of working time between those who today involuntarily work excessive hours and 
those who involuntarily have no work. Otherwise, all attempts in individual conlpa­
nies or states to make changes will come upagainst competitive cost cutting. This is 
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not to say that action at local and state level will not be essential if anything is to be 
changed, but that they will need some common framework at a higher level. More­
over actions on a European scale will need to be more widely coordinated with ac­
tion inother industrialised and industrialising countries. A common approach from 
Europe would make possible a much wider inter~ational agreement on hours of work 
as weil as on conditions of labour. 
The disadvantages of increasing production costs that are often raised against any 
~eduction in hours of work can be overcome by separating labour time and capital 
plant time, in effect by job sharing. This has be~n recognised by the European 
Commission in its advocacy of shift work arrangements to decouple capital hours 
from labour hdurs as an element in a general policy of state encouragement of a 
'more> labour-intensive growth process in opposition to normal market directed in~ 
vestment decisions (see European Comm.ission DGII Growth Employment and Em­
ployment Intensive Growth of September 1995). Introducing a scheme for reducing 
hours of work would, however, require some financial input fram the public purse, to 
m(3ke up for the initial higher costs of production and loss of wages of overtime 
workers. 
,A report on this question prepared in 1995 for the EuropeanParliament by Michel 
Rocard, ane-time prime minister af France, proposed asystem of compensation fram 
resources currently used by governments for the maintenance of the unemployed 
(see Michel Rocard MEP, "Reducing Working Time", European Labour Forum, no. 
17, summer 1996, pp. 30-34). There are lirrlits to the results of such a programme cf 
work sharing in the capital-intensive sector. To be effective in creatingnew jobs, it 
would need to be combined with government measures to slow downthe growth of 
capital intensive production by switching the incidence of taxation fron1 labour to 
capital and especially to the use ofenergy resources, and with direct government 
spending on labour-intensive activities.Energy conservation and other environ­
mental considerations thus go togethernaturally with measures to reestablish full , 
employment. 
This point was mad~ most effectively by Jacques Delors in a 1996 working docu­
ment for the Party of European Socialists, entitled 'A New Model of Development'. 
And alongside this it is necessary to read the Schiedemeyer report on devel9pment 
of the Third Sector, as the voluntary and cooperative sector of work is now de­
scribed. "We must avoid the false argument", Delors, wrote,' "that environmental 
protection and jobs creation are incompatible. 80th experience and research have 
shown thai the two are linkedin the medium term and inseparable in the long term." 
Delors instanced the wide range of largely labour-intensive jobs required in heat 
conservation measures in houses, in tree planting and other action against environ­
mental degradation, in waste 'recycling, and added that "environmental losses suf­
fered by the industrialised countries 'due to environmental' damageare higher than 
the annual growth of the GDP", warning that "if we were to fail to develop 'Iean tech­
nologies' now, we should forfeit ourlead in a market which is set to grow by 50% by 
the'year'2000." Delorsmade a special appea'l for recognition of the fatal results of 
imposing heavy taxes on labour but none on the use of natural resources: "Social 
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democrats should in particular reconsider the concept of a tax on carbon emissions 
the proceeds of which would make it possible to reduce the statutory contributions 
payable in respect of low paid workers." 
A major switch in the incidence of taxation and of public spending was already en­
visaged in the EU Commission 1993 Report, Growth, Competitiveness, Employment, 
comprising both a switch from taxes on labour to capitartaxes and of public spend-­
ing through state institutions to the voluntary, so-called "third sector", as proposed in 
the Schiedemayer report. Public acceptance of this or of any other proposal for 
changing the tax structure and equally for increasing or rechanneling public spend­
ing, however, implies the formulation of what Deiars rightly refers to as a "new model 
of development" and then of canvassing support for it. At the heart of this must be 
the articulation of a new relationship between central planning and local delivery and 
the extension of democratic controls at bothends. Deiars insisted in his paper that 
actions to be taken by the member governm~nts of the European Union would re­
quire planning - joint planning - and could not be left to the market. This leaves us 
with the key questionof the mix of planning and the market in democratic socialism 
which was being widely debated in the late 1960s and needs urgently to be reexam­
ined~ 
In Defence of Planning 
The criticism of st~te planning has been not only that it has been 'untransparent and 
unaccountable to democratic processes but also that tao much of the detail has 
been centralised. Same central allocationof resources is essential if the tendency 
for wealth to accumulate in certain regions and among certaingroups of persons is 
to be offset by redistributive mechanisms. The old problem of discovering the value 
added by labour indifferent enterprises and localities can now be solved withoutdif­
ficulty by the use of computers, provided that the necessary data is made available 
by each enterprise. Ta take an example, the State of Californiain the United States 
has been able to discover the local proportion of the total output valu,e added for 
most of the transnational companies operating in the state and can thenlevy taxes 
on each company on the basis of that share in its world-wide profits. Such compa­
nies cannot then so easily evade taxes by transfer pricing to shift profits to the 
country with the lowest tax rates. 
M,uch more can npw be done to open up what was always concealed in the pricing 
systems of both capitalist and supposedly comrnunist economies concerning the true 
value added bylabour and the resource costs properly to be assigned to enterprises 
and localities. An attenlpt was made to da this in the Yugoslav system of self- man­
agement, but without the open discussion of the results in resource allocation which 
would have given it legitimacy. Paul Schofield and Allin Cottrill in their book 
'Towards a New Socialism' have shown how central planning by nation states or 
, federations of states can be made open and democratic through the use of comput­
erised models of the economy, and through simple explanations of what they show. 
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If information is made widelyavailable not only on calculations of value added in 
each location and enterprise but also on energy costs and environmentaldamage, 
then taxation can be more effectively directed to ensure more sustainable develop­
ment. Delors' prop.osal of a carbon tax is only one aspect of the requirement that 
economic and social development should notonly be equitable but sustainable. Until 
we know what the costs of production are not only in terms of labour and. capital but 
in terms pf resource use, informed decisions cannot be made about resouree uses 
and allocations. This means a quite radical move from the current preoccupation 
with economic growth in terms of increased labour productivity to amore complex 
assessment of an increase in sustainable economic welfare. 
It is a very important political development that some thirty non-governmental organ­
isationsin the UK have come together to make a statement onthe dangers inherent 
in the growth path now being universally pursued and the elose connection between 
this and the failure to find work for a largepart of the pdpulation.· They have called 
themselves the 'Real World coalition' and aswellas denouncing in the strongest 
terms both our current "no holds-barred growth models", dangerous exercise, of 
military museie and dependence on what they call "our antediluvian democracy", 
theyhave pointed the direction for the answers in: "putting the task of meeting hu­
man needs and respecting our international obligationsabove today's unthinking 
obeisance to short-term unaccountable market forces,and abdut putting solidarity, 
social cohesion and a concern for future generations above today's mean-minded 
individualism ... " They conclude that "there can be ho long term protection for the 
environmenfwithout reducing and finally eradicating poverty", and theyemphasise 
that"unerTlployment is the principal cause of poverty". 
As withmany. of the statements now being made in Britain today by New Labour, the 
rhetoric appears to be stronger than the indications of actual alternative practice, but 
the emphasis on tackling unemployment, povertyand environmental degradation 
through social provision rather than market forces is a welcome change for socialists 
from New Labour's commitment to the dynamic competitive market. It is notenough, 
however, for the Real World consortium to embrace the ideas of Charter 88 for a 
written constitution for the UK and for proportional representation in Elections. Most 
. European nations havewritteri constitutions and PR, but have followed the same 
economic growth path and have suffered fram risingunemployment and worsening 
inequalities. What is exceptional in the UK is the continuing feudal oath of loyalty of 
the government, the civil service, the armedforces and secret services to the crown 
and not to Parliament. This remains a major obstaele to the realisation of any true 
democracy. 
We have to conclude that to challenge the existing mind-set of both governments 
and people, socialists will have to offer not only an alternative model of sustainable . 
economic development, but also some quite new forms of democratic contro!. Given 
the necessity for decisions on resource allocation, to be made in the most demo­
cratic manner possible ai a central point, production ofgoods and delivery ofserv­
ices can be decentralised on the principle of subsidiarity. This cannot simply mean 
devolution tolower levels of elected government; it must mean the allocation of pub­
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lic resources also to non-governmental organisations - voluntary bodies', coopera­
tives, community associations. For many years in Britain adult education provision 
was financed through what were called "responsible bodies", subject to annual re­
ports and inspection. Today housing associationsand many other 10Gal caring and 
development groups receive state finance. This so called "Third Sector" of the econ­
omy is growing. As demand for labour in production declines, there will be the oppor­
tunity and the necessity for it to grow much further. But it has to be emphasised that 
this willneed to be within a framework, not of market competition, but of planned co­
operation. Such a radical change in the framework of economic activity implies a 
major challenge to the dictates 'of the capitalist system of aecumulation. It was ar­
gued earlier that the pressure which had forced capitalist governments to adopt 
measures of income redistribution andexpanded state expenditure to maintain full 
employnlent had been their fear of the attraction of the Soviet alternative. Where this 
had encouraged the growth of large Communist parties, the fear was particularly 
strongly feit. To replace that fear by a similar fear of social 'unrest, the breakdown of 
law and order, ~errorism and even civil war does not appear likely to be an effective' 
option for socialists. Thatway lies the alternative of fascism and other forms of 
populist authoritarian rule, which cornprise "the others waiting in the wings" to which 
Mr Kapstein alluded. The fear of environmental degradation, of an eroding ozone 
layer and globa! warming, of city streets grid locked with cars and rising levels of 
asthma and nervous tension might weil have a more positive influence, but it may 
seem rather long term and escapable for those who can live on the Bahamas or on 
off-shore Australian islands and manage the world's production including the media 
by distant communication. 
It seems more likely that we shall have, whether as humanists or as Christians, to 
revive and to proclaim the moral appeal of our beliefs, not just in rhetoric but in hard 
proposals for challenging the power of capital and liberating the people. It is nothing 
less than a matter of hunlan survival that the instinct of cooperation will have to 
override the instinct of competition, which capitalism had,raised to such extreme lim­
its. The matter for discussion is the definition of proposals for forms of cooperation. 
They will need to be different in different countries and different regions, reflecting 
their different cultures and historical experiences. Only from successful efforts at 10­
cal cooperation to achieve more humane solutions to our loeal problems will the 
confidence be gained to tackle much larger issues, but at the' same time action at the 
national and international level is essential if resources are to be marshalled to 
counter the polarising tendencies of capital accumulation. The spreading plague of 
unemployment will only, be halted by initiatives requiring great courage and high 
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Frieder atto Wolf1 
Green alternatives for Europe? 

Transnational democracy in the ,post-fordist transition crisis 

The following reflections are partly self-critical.2 They are, mainly, part of a practical 
work in process - without, however, trying to imply that political practice has its own 
instruments of analysis and ~xplanation. It is anattempt to get my bearings right, as 
a green European politician, using the kind of intellectual instruments I have found at 
hand from the more general theoretical debate. 
Aremark on method 
It is always risky to compare. Differences have always existed, and may be used, in 
an idiographic perspective3, to argue incomparability. This is true for historical com­
parison as wellas for any comparison between different political traditions and insti­
tutions. Yet, with a view to action,historicaland still, in the present phase of history, 
transnational comparison is unavoidable. We should not allow ourselves to be 
trapped by the false dilemma of either resorting to essentialism,a priori construc­
tions, andtherefore dogmatism, or, in a relativistic vein, restricting ourselves to a 
, kind of symbolic "identity politics", which is unable to translate itself into any kind of 
strategy, at best sticking to what seems immediately "realistic" with reference toin­
dividual, specified situations. Therefore, we have to opt ever and again for the crea­
tive effort of forging historically and empirically relevant concepts by submitting our 
experiences to a comparativeperspective which goes beyond the specificities en­
countered by the practice of each individual. 
Moreover, if I am correct in assurning that the option of overcoming the "modern 
bourgeois society based on thecapitalist mode of production" is not, inthis historical 
moment, a possible object of any political practice, but, very weil, a necessary object 
of theoretical enquiry andelaboration, my discussion has to concentrate on the 
strategic politicaloptions which are open, and which may be opened, within the poli­
ties of this modern bourgeois society. Therefore, anti-capitalism has to come into my 
argument as a collateral dimension, not as a constitutive objective, of any really 
possible political project. 4 This assumption is, of course, if we do accept the evi­
1 Frieder Offo Wolf is Member of European ParliamentlGreen Fraction. 

2 
 Referringback to the collective essay on "Green alternatives tor Europe" that were published cr circu­
lated in a number of European countries between 1989 and 1992. 
3 The old distinction between the "idiographic" description of an individual as such, and the "nomologic" 
explanation of a more generalized sequence of events is immediately politically relevant; historicism and 
relativism implya political option in favour of identity poliUcs, and against any generalizeable strategy of 
emancipation, which has always to refer to some universality of its principles. ' 
4 In other words, of common usage in an important tradition in the labour movement, this amounts to the 
thesis that there is actually no "anti-opportunist" option of practical politics. There just is a choice be­
tween a certain variety of "strategically opportunist" projects (which accept the basis and framework of 
the capitalist mode of production as something forever beyond the reach of practical politics), and a con­
sciously "tactical opportunism" which accepts necessary compromises with reality, without forgetting 
about the need for the creation of the conditions for a reopening of the real possibility of a politics of 
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dence which argues for'conceiving the present historical situation as one of the 
great structural crisesof modern times, giving us already one basic general charac~ 
teristic of this crisis: It is not ane of the revolutionary cdses, comparable to the crisis 
of the 1910s, which lead not only to an irrlperialist war between competing models of 
crisis resolution bidding for world hegenl0ny, but also to aseries of revolutions, in­
cluding the Russian October Revolution which posed the quite real problem of start­
ing a process of socialist transformation, definitively overcoming "capitalism"S or to 
the crisis of the 1848, which helped to shape the first socialisUcommunistrevolution­
ary projects proposing to go beyond "modern bourgeois society".6 It ismuch more 
comparable to the crisis of the 1860s and 1890s7 which have been overcome by. a 
pluralizing modernization of the international regime of the hegemonie European 
states, including the ascent of Prussian Germany and of Savoyan Italyto the status 
of a nation state, thus ushering in the period of "modern imperialism,,8, as weil as the 
- still precarious - advent of the labour movement as a politicai and' social subject on 
the internal scene of these same states, shaping the first elements of modern "soci,al 
security".9 
Global politics in the post-fordist transition crisis 
The global situation .since the 1960s has developed into a post-Fordist transition 
crisis, that is, a structural cr1sis of the world economy linked to the process of strug­
gling fora way out of Fordist into a new global model of development (and not yet 
finding such a newconfiguration of accumulation and regulation processes, transna­
. tiona'lIy as wellas within the remaining macro-regional, national, regional, and local 
. political and economic areas).The new social movements - especially feminist, 
ecological, pacifist, and(to some degree) regionalist - were reacting to specific as­
pects of this structural crisis, conceiving them as a necessity, and chance, of trans­
formation. The old social movements took, to say the least, a very long time only to 
begin to realize the crisis of the Fordist paradigm, whiqh had been profoundly 
transformation which will lead our societies beyond what the post-marxtan tradition has become accus­
tomed to refer to simply as "capitalism". 
5 The crisis of ,the 1930s has, certainly, presented a less open situation - the difficult questions being, 
whether a socialist transformation .has really been a perspective in one of the metropolitan cen~res fight­
ing for world hegemony; The Soviet Union under Stalin was making this claim officially, which was ech­
oed by its Trotskyite opposition, talking about a "deformed workers' state" capable of being brought back 
to the track of socialist transition, the German KPD has in itsmajority been expecting a,revolutionary 
outcome of the crisis in Germany, even after the Nazis had taken over state power, retrospectively some 
authors, notably Tronti, have seen an autonomous revolutionary potential in the new American labour 
movement of the CIO. 
6 There have been, I think, retrospectively, at least two such projects, the one formulated, provisionally, by 
the Communist Manifesto of Marx and Engels, and the one incorporated by the Anarchist tradition of the 
radical workers'movement. . 
7 It would certainly be interesting to analyze how far this continuity of problematics over two "greater cri­
ses" has contributed to reinforcing the elements of a "conti nu ist" and rather determinist view of history 
among the intellectuals of the emerging workers' movement. 
8 First comprehensively analyzed by Hobson, . on whom Lenin was heavily relying in his sketchy essay 
whichwas,later on, dogmatized as a corner-stone of "Marxism-Leninism" ' , 
9 Which has been somewhat obscured by the polemics against reformist "opportunism" within the German 
Social Democracy, but brought out clearly, on an international scale, by historical social policy research. 
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adopted· by themselves, although in reformulated. versions - as a foundation of a re­
distributive, but deactivating "welfare state", or as a model for technocratically mod~ 
ernizing astate economy that was supposed to operate a socialist transition. 
The green movement whichwas politically linked to the new social movements was, 
in this situation, bound to fall into a number of illusions. These were mainly linked to 
its inability toclearly specifyand to situate the crisis it was confrontihg within the 
history of modern bourgeois society, with its series of changing historically domin~nt 
models of development. The strategically decisive task of "transla~ing" the universal­
istic elements of a "crisis ofthe human species" (according to the green diagnosis) 
into a specific element of the still evolving post-Fordist transition crisis was not even 
seen as such. This can be shown in a number of falsely immediate an~ overgeneral­
ized claims the greens were taking up, as it were in an "abstract" radicalism, the best 
justification' of which lay in the incapacity ofother political forces even to admit the 
real problems the' Greens were articülating, although in a distorted way. 
The Fordist model of development had been based on cheap energy and rawmate~ 
rials, as weil as non-costed dumping spaces, (we could talk about "shellism" here), a 
systematic usage of labour power in a highly organized mass production 
("taylorism"), and mass consumption by the workers' family units, upheld by gender 
biased income policies, redistributive, work-based sodal security systems, and mar­
keting ("fordism" in a more restricted sense). Its crisis concerned all of these dimen­
sions, the reckless usage made of resources, the robotization of human labour, and 
the disciplinary normalization implied by the workings of the fordist "welfare statel! 
cum "mass consumption sodety". 
Elementsof a greencritique of fordism 
The greens got started in all of them, too: theywere "anti-shellist" in their debate'on 
the limits of growth, "anti-taylorist" in their debates on the liberation fromwork, and 
"anti-fordist" in their discussions on need vs. greed, on basic income, and on the 
quality of lifeand health. 
In retrospect, from the point of view of a maybe matured green party - which has 
overcome at leßst some of these "Kinderkrankheiten", of Hecological immediatism" ­
however, it is to be stressed that there has been a substantial real core in all of 
these problematic articulations. If we try to translate its main elements into a more 
specific perspective of post-fordist transition, they give. us some basicorientations 
for the articulation of at least a possible alternative model that may provide a way out 
of the present crisis of transition, by overcoming the blockades whichhave so far 
prevented any of the competing options to prevail. 
This is true, I think, for all the major demands the greens have been starting with: 
• 	 Although the idea of a steady-state or cyclical economy, without any kind of 
growth, is at least systematically incompatible withthevery mechanism of capital­
ist accumulation as such, the green critique of a growth thai does not fully take 
intoaccount its effects on the ecological conditions of the survival of the human, 
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as weil as of other species on this planet furnishes us with a necessary criterion 
to which any sustainable way out of the present crisis of transition will have to 
obey - to be connected to a physical reduction in the use of energy, raw material~, 
and dumping space. Even if an' eco-social conversion will not yield a positive sum 
in 'terms' of incomeoren1ployment for capital, as weil as for dependent labour, it 
still constitutes a necessary next step - if humanity should not dig itself ever 
deeper into a blind alley of trying to allocate the ecological problems to poor and 
marginalized regions and peoples, while trying to prptect the more privil,eged 
ones. 
• 	 Although the idea of a liberation from labour is an illusion, most radically from a 
consciously ecological, as weil as from a feminist point of view, the idea of freeing. 
dependent labour from the fetters of. taylorism -in all of its variants, including its 
secondary, tertiary and "quartary" forms (in sub-contracting sweat-shops, in 
feminized service sectors, respectively in spec;ialized semi-independent services, 
or in unpaid work necessary for the individual reproduction of the work force) - is 
an essential and attractive one,posing the necessity of a more generalized poli­
tics of labour - its status and its conditions - as a dimension of any strategy of 
transition. 
• 	 Although the ideas of an individualized, gender-neutral autosufficiency, of a basic 
income for each individual member of society independent from its contribution, 
and of a new self-controlling consumer-sovereignty, based on individual and col­
lective needs and health considerations, instead of a continuous expansion and 
differentiation of mass consumption, are certainly debatable and interesting ele­
ments of any alternative society in the abstract, theirimplementation within a so­
ciety based on capitalist accumulation is especially difficult to envisage, and 
would presuppose the lifting of a number of ambiguities p. ex. in the very concepts 
of need and health. And yet, the transition to new models of gender neutral wage 
income definition, of a basic level of social security for all members of society, and 
to a new, differentiated, and self-controlled model of mass consumption will con­
stitute key problems of any realistic transition strategy. 
Variantsof fordism 
The process however of, as it were,breaking initial, far-sweeping green ideas down 
into a specified reality, in order to make them capable of serving as a basis of real, 
strategic interventions, does not yet end here. In historical reality, "fordism" has ex­
isted in the form of a configuration of variants, linked together by a situation of rela­
tive hegemony of the US type over all others, which have, however, at their respec­
tive places within that hierarchy, conserved an important rE?lative specificity and 
autonomy. In order to simplify as much, as possible, I refer here to two aspects to 
characterize those variants: to the decisive arenas of industrial relations, Le. to the 
societal levels onwhich binding class compromises between capital and labour are 
stabilized, on the one, and to some~hing as vague, I am afraid, as the dominant ele­
ment of the politica/ cu/ture of the respective society, on the other hand. 
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This gives us four basic variants 10 of the classical "fordist" model of development: 
a) 	 the US-model,which has been marked by a combination of "goldbricking" (Le. 
the main level of class compromise and prin1ary classconfrontation was the 
shop~floor, in the form of individuals or smalI, exclusive groups 11 Who develop 
a specific controlling behaviour of the workers within the very production 
process), and a socio,..political culture of "rugged individualism"; 
b) 	 the Japanesemodel,which seems to have been made up by a combination of 
trilaterally coordinated decisions on the strategy of leadi~g firms, with a strong 
integration of the employees into the firm structures, and a general' socio-po­
ritical pattern of behaviour framed on themoulds of family authority; 
c) 	 the Germanmodel, which was characterized by a strongly sectoralist"social 
partnership" (where branch trade unions negotiated deals withbranch em­
ployers' organizations, in a spirit of subalternate acceptance of the overall 
employers' strategy) in combination with a general socio-political climate of 
stressing (work) discipline and (professional) cooperation; 
d) 	 the Latin European model, which has offered (rather different) variants of a 
tri lateral integration on the national level under state hegemony, with a low 
degree especially of trade union autonomy, in which nationalized industries 
and banks have to playa strategical role. This is, then, complemented by dif­
ferent configurations and strength of a stronglyofficial "republican" political 
culture, stressing the importance of rule compliance over pragmatic' effective­
ness, with an "unofficial" undercurr~nt of church and family values;12 
e) 	 the Scandinavian model, for which it has been constitutive that bjlateral cor­
poratist integration took place on anational level within "civii society" (with an 
autonomous negotiation process between national employers'organizations 
and national trade unions), combined with a socio-political culture which may 
be called, I think, democratic collectivism, with a strong motivation to achieve 
a voluntary kind of consensus and conformity; 
Green movements and fordism 
The salient point now, for ourproblems, is that these different models dissolve in 
different ways, constituting different paths of crisis development. What is even more 
important for our discussion here, they also have given rise to' different configura­
10 For a more complex description of the' present situation cf. Leborgne/LipietZ (1996): Postfordistische 
Politikmuster im globalen Vergleich; in: Das Argument, 38 Jg., Heft 5/6, S. 697-712. 
11 The "closed-shop"-practices emerging in central factories of the high days of American fordism have to 
be seen as a specific form of consolidation of such individualist gold-brickingpractices rather than as a 
transition to a japanese type of "firm level corporatism". 
12 Theimportant differences between different examples of Latin European Fordism are, of course, partly 
due to the relative position ofthe respective countries in the centre-periphery-hierarchy. It seems to be 
useful, however, also to consider the varying mix between official, state centred political culture, political 
clientelism, and catholic politics prevailing, e.g. in France, Italy, and Spain. 
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tions of criticism and protest. Consequently they offer very different starting points 
andangles of attack to green political movements or parties 13. 
Whereas in a society of rugged individualism the weakness of the common political .' 
institutions and the specific character of production controlling behaviour will consti­
tute a double difficulty for the greens to grow beyond a- scattered one-pointmove­
ment of pioneering, strong-minded dissidents, mainly active in self-organization for 
consumerist lobbying and life-:-reform, andfailing to make any links with "production 
politics" at all, thesituation is far more interesting for green movements in the Ger­
man and in the Scandinavian cases, where strong political institutions upheld by 
general democratic consensus, or by professional respect for its specialists, are 
combined with strong trade unions which may serve the double role as an unavoid­
.able competitor and as a possible ally in mass mobilization on sectoral or national 
level. The threshold however for the emergence of pioheerihg green groups is rela­
tively high in such countries, due to the authoritarianism or conformism which marks 
them: The Japanese model seems to combine the negative implications of both 
competing models: the difficulty of being a Japanese dissident negatively combines 
.against them with the deep cleavage separating the exclusive circle of the big firm ­
as a kind of competingbig family - from the, society at large, 'which preverits any 
reaching of emerging green politics into the "politics of production" which offer ade.. 
ctsive arena to any kind ofpolitical strategy in such a transition period. 
The European Community in a fordist perspective 
The European Community14 has been traversed ina very, remarkable way by these 
differences, starting outexplicitly as a rather statist compromise between the Latin 
European and the German model, mediated by the BENELUX countries, taking then 
an important functionalist turn, giving the preference tomarket lead integration prQc­
es ses over the politics of integration. This turn had made it possible,in a tin1e of still 
continuing general economic expansion to accommodate competing models, which 
were incompatible only in the long run,without approaching a decisive confrontation 
between the different strategies of European integration that they imply. This devel­
opment lead to the dissolution of the EFTA, partly into the EC, to the Southern en­
largement, and the Northern'enlargementof the EC. The relative slowdown of further 
development ("Eurosclerosis") which had been the price to be paidfor this strategy 
of leaving central decisions suspended sine die was only overcome when the EC 
level was discovered as a potentially forceful arenaof common crisis n1anagement 
strategies applicable, although with different impacts, to all of the variants of fordism 
present within the community: The project ofth~ single market, combining the prin­
13 The really important' question of the emergence of a green party' in a certain country or political system 
cannot be satisfactorily answer.ed without also taking into account the question of the specific reproduc­
tion mechanisms of the political system, including its basic electoral mechanisms. Yet, even on a move­
mentlevel, there is a real "difference of chances" for green parties in countries near to one of the different 
basic variants of fordism. 
14 I use this designation to refer, in this confext, tndiscriminately, to the "European ,Economic Communityt' 




ciple of mutual recognition (as a forceful tool of deregulation) with the fixing of a 
minimum politicalagenda (promising to everybody at least some elementary strate­
gic decisions to be taken in a foreseeable future), has managed to establish a pre­
carious compromise between thecompeting strategiesof European integration, for 
wh,ich, however, the neoliberal conviction that in all variants of fordism the critical 
problem was "rigidity" (which had to be overcome by "flexibilisation") provided impor­
tant common ground15 - w.hich somewhat obscured the oppositi,on between strate- . 
gies of economic individualizatioriand of negotiated integration, which continued to 
be rather marked in different EC co~ntries.16 . 
The green parties of the EC have been accompanying the latest phase of EC devel~ 
opment, from 1984 (as GRAELwithin the Rainbow group) resp: from 1989 (as Green 
Group). They still have some difficulty of finding a common European strategy, oscil­
lating to some degree, between a general critique of the EC as an agency of a for­
dist growth strategy without any real solida'rity (or a neoliberal variant of it), and a 
strong support for the EC as an area of regulation where deeply feit shortcomings of 
the respective' national political spaces can be overcome. 
15 This common ground has been articulated in a most artful way by the Delors White Paper of the Euro­
pean Commission on "Growth, Competitiveness, and Employment" of 1993. Although it is possible to 
extract a neoliberal dimension from it, this could only done by neglecting important counterbalancing, 
statist and technocratic, dimensions of it, which extend. to include democratic, ecological and feminist 
concerns among its supports. Trying to reduce this compromise paper to a neo-liberal, or a social-demo­
cratic, manifesto would, I think, be missing its central point: that of trying to articulate, and to continue, a 
precarious compromise between countervailing elements, projects, and strategies, in order to open a vi­
able path for political action for a given set of political aQents. 
16 Lipietz has argued to the effect that in the decade 1985-1995 despite of common neoliberal rhetoric the 
individualistic variarits have clearly been the tosers in comparison with their integrationist counterparts. It 
may be argued that some of these effects have been due also to the more active role of the integrationist 
states in the dimension of modernizing education, research, as weil as different kinds of infrastructures, 
and in their ability to back up and to muster their national global playerTNCs within their own national 

















































































































Währungsunion: Neuer Schwung für Europa? 
Die Einführung einer einheitlichen Währung in mehreren Mitgliedstaaten der Euro­
päischen Union (EU) zum 1. Januar 1999 scheint beschlossene Sache zu sein. Der 
Europäische Rat (Rat der Staats- und Regierungschefs der EU und zugleich ober­
stes Entscheidungsgremium) hat auf seinem Treffen in Dublin am 13. und 14. De­
zember 1996 formell beschlossen, daß die dritte Stufe der Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion, deren zentraler Bestandteil die Einführung des "Euro" sein wird, am 1. 
Januar 1999 beginnt. Dabei sollen, so der Beschluß, die im Vertrag von Maastricht 
niedergelegten Konvergenzkriterien, der Zeitplan, die Verfahren sowie die Bestim­
mungen der verschiedenen Protokolle Anwendung finden. 2 
Doch obwohl der Rat und die nationalen Regierungen damit das Ende aller Debat­
ten um die Währungsunion korrlmen sehen und glauben, spätestens rrlit dem in 
Dublin verabschiedeten Stabilitätspakt einen Schlußstrich gezogen zu haben, wollen 
die Zweifel und Diskussionen über die Währungsunion nicht verstummen. Das 
Spektrum der kritischen Stimmen reicht dabei von konservativen Banken- und Wirt­
schaftskreisen3 bis zu einem nur lose organisierten Kreis von kritischen Wirt­
schaftswissenschaftlern, kirchliche Organisationen oder "Dissidenten" und kleineren 
Parteien in den Parlamenten (im Europaparlament etwa die Grünen und die Verei­
nigte Linke). Die Argumente der Kritiker sind so bunt wie die politische Herkunft ihrer 
Exponenten. Aber selbst innerhalb des kritischen, grün-alternativen "Lagers" gibt es 
heftige Kontroversen über eine Währungsunion a la Maastricht und deren politische 
und ökonomische Konsequenzen. Worum also geht es? 
Der Weg zum Euro 
Am 7. Februar 1992 wurde der Vertrag von Maastricht unterzeichnet, der mit dem 
Übergang von der Europäischen Gemeinschaft (EG) zur Europäischen Union (EU) 
eine weitgehende Neuregelung der Rechtsgrundlage der Zusammenarbeit der Mit­
gHedstaaten vornahm. In Deutschland ist "der Vertrag" am 2. Dezember 1992 vom 
Bundestag und am 8. Dezerrlber vom Bundesrat rati"fiziert worden. Das Bundesver-
Joachim Denkinger is staff member of the Green Fraction/MEP. 
2 Nach Art. 109j Abs.2 des EU Vertrages mußte der Europäische Rat bis Ende 1996 prüfen, ob eine Mehr­
heit der Mitgliedstaaten die für eine einheitliche Währung notwendigen Voraussetzungen erfüllt, was ei­
nen Beginn der Währungsunion bereits ab 1997 ermöglicht hätte. Da die Staats- und Regierungschefs 
feststellen mußten, daß 1996 keine Mehrheit die erforderlichen Voraussetzungen für die dritte Stufe er­
füllte, wurde der Beginn der einheitlichen Währung automatisch auf den o.g., (nach herrschender Inter­
pretation) letztmöglichen, Termin festgelegt. 
3 Ein Beispiel aus der jüngeren Vergangenheit ist etwa der Leitartikel der Wirtschaftswoche vom 19. De­
zember 1996, in dem der Chefredakteur meint, daß "wer die Wirklichkeit nicht nur selektiv wahrnimmt, 
der spürt, daß gut ein Jahr vor der endgültigen Entscheidung das in Maastricht auf den Weg gebrachte 
Projekt allen Durchhalteparolen zum Trotz gefährlich ins Rutschen kommt." Und er zitiert Lord Ralf 
Dahrendorf, der schon vor einem Jahr prophezeit habe, daß "wenn die Währungsunion platzt, es in Eu­
ropa eine große Erleichterung geben wird". Die Zahl derer, die erleichtert wären, so der Chefredakteur 
resümierend, "wächst von Tag zu Tag - nicht nur in Frankreich". 
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fassungsgericht hat die Ratifizierung in seiner Entscheidung vom 12. Oktober 1993 
bestätigt. In allen (damaligen) EU-Mitgliedstaaten ist der Vertrag zum 1. November 
1993 in Kraft getreten. In der Neufassung des EG-Vertrages, die Bestandteil des 
Vertrags von Maastricht ist, bestimmen der Artikel 3a sowie die Artikel 105-109, daß 
in der EU eine einheitliche europäische Währung gelten soll. Der Beginn der Wäh­
rungsunion - spätestens zum 1. Januar 1999 - wird auch als Eintritt in die dritte Stufe 
der Wirtschafts- und Währungsunion bezeichnet. Die erste Stufe begann am 1. Juli 
1990 mit verstärkter wirtschafts- und geldpolitischer Koordination, die zweite Stufe 
am 1. Januar 1994 mit der Bildung des europäischen Währungsinstituts und der 
gemeinsamen Überwachung der Wirtschafts- und Finanzpolitik. Die Teilnahme an 
der Dritten Stufe ist laut Vertrag nur den Ländern möglich (und - mit Ausnahme 
Großbritanniens und Dänemarks, für die Sonderregelungen vereinbart wurden4 ­
zugleich verpflichtend), die einen hohen Grad an "Konvergenz" aufweisen (vgl. un­
ten). In der ersten Jahreshälfte 1998 werden die teilnehmenden Länder bestimmt 
und deren Währungen am 1. Januar 1999 mit festen Umtauschkursen zueinander 
und zum Euro "unwiderruflich" fixiert. 5 Die nationalen Währungen gelten fortan (bis 
zu ihrer vollständigen Ablösung durch den Euro im Jahre 2002) nur noch als 
"nationale Ausprägungen" des neuen, gemeinsamen Zahlungsmittels. Die Verant­
wortung für die Geldpolitik geht auf die (noch in 1998 zu gründende) Europäische 
Zentralbank über. Die ECU und das ( alte) EWS hören damit auf zu existieren. 
Die ECU und das EWS 
Bislang gibt es in der EU eine sogenannte "Korbwährung", die ECU (European Cur­
rency Unit). Die ECU ist als ein Währungskorb definiert, der feste Anteile jeder ein­
zelnen Mitgliedswährung enthält, wobei die Menge der im "Korb" befindlichen jewei­
ligen Landeswährung am wirtschaftlichen Gewicht des Mitgliedstaates orientiert ist. 
So ergibt sich der Wert einer ECU aus dem Wert aller am europäischen Währungs­
verbund teilnehmenden Währungen, wobei die DM mit etwa einem Drittel, der Fran­
zösische Franc mit etwa einem Fünftel, der holländische Gulden mit etwa einem 
Zenhntel usw. zu Buche schlagen. Alle teilnehmenden Währungen können gegen­
einander (und natürlich gegenüber Drittstaaten) auf- und abgewertet werden. Aller­
dings gibt es Leitkurse für die einzelnen Währungen, die innerhalb des EWS 
4 Die Ausnahmeregelungen sind in Protokoll Nr. 11 bzw. Nr. 12 des Vertrages festgelegt und bestimmen, 
daß die betreffenden Länder dem Rat vor dessen abschließender Beurteilung nach Artikel 109j, Abs. 2 
mitteilen, ob sie den Übergang zur dritten Stufe beabsichtigen. 
5 Die Wechselkurse der teilnehmenden Währungen untereinander und ihr Kurs zum Euro werden aufgrund 
eines einstimmigen Beschlusses des Finanzministerrates fixiert. Über die Methode, die dabei angewen­
det wird, gibt es noch keine Klarheit, gleichwohl ist sie von allerhöchster Bedeutung für die Wirtschaft 
und die Verbraucher. Erfolgt die Kursfixierung beispielsweise auf Stichtagsbasis (Tag vor Eintritt in die 
WU), so könnte ein zu diesem Zeitpunkt durch Sondereinflüsse verzerrter Wechselkurs einer Währung 
unwiderruflich festgeschrieben werden. Legt man dagegen einen Durchschnittskurs zugrunde (wofür vie­
les spricht), dann stellt sich die Frage, wie lange man die Referenzperiode wählt. Ist diese zu lange, dann 
könnte die tatsächliche aktuelle Stärke/Schwäche einer Währung falsch eingeschätzt werden Lind eben­
falls zur Fixierung wettbewerbsverzerrender Kurse führen. Hinzu kommt noch, daß zwischen der Ent­
scheidung über die teilnehmenden Länder und der Fixierung der Wechselkurse mindestens ein halbes 
Jahr liegt, was Devisenhändlern ausreichend Zeit zu einer Spekulations-Rallye gegen einzelne Währun­
gen läßt- ein Problem, für das bislang jeder Lösungsansatz fehlt. 
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(Europäisches Währungssystem) festgelegt werden. Das EWS, in dem ursprünglich 
relativ enge Bandbreiten für Wechselkursschwankungen festgeschrieben waren (+/­
2,25%), wurde 1979 mit 8 Mitgliedsländern gestartet, so daß nach dem Beitritt von 
Spanien (1989), Großbritannien (Okt. 1990) und Portugal (April 1992) ein gutes Jahr 
lang schon fast von der Vorstufe einer stabilen europäischen Währung gesprochen 
werden konnte: Die Währungen von elf der damals zwölf Mitgliedstaaten waren 
durch festgelegte Leitkurse mit relativ geringen Schwankungsbreiten miteinander 
verbunden (nur die griechische Drachme blieb außen vor), und es gab seit 1987 
keine "realignments" (Veränderung der Leitkurse) mehr. Doch die Ernüchterung 
folgte auf dem Fuße: Die Spekulation gegen Pfund und Lira wurden im September 
1992 so stark, daß diese Währungen ihre Teilnahme am EWS aussetzen mußten. 
Weitere Erschütterungen (mehrmalige Abwertungen von Peseta und Escudo, Ab­
wertung des irischen Punts) führten dazu, daß im August 1993 die engen Bandbrei­
ten, innerhalb derer die einzelnen Währungen schwanken durften, auf +/- 15% an­
gehoben (und damit versechsfacht) werden mußten. Seitdem ähnelt das EWS eher 
einem System freier Wechselkurse und hat mehrere realignments durchgemacht. So 
wurden im März 1995 die spanische Peseta und der portugiesische Escudo um 7%) 
bzw. 3,5% abgewertet und das irische Punt und der französische Franc wiesen eine 
hohe Volatilität (Wechselkursschwankung) auf. In letzter Zeit haben sich die Wäh­
rungsschwankungen beruhigt. Die italienische Lira ist Ende 1996 in den Wechsel­
kursmechanismus zurückgekehrt und zwei der drei neuen Mitgliedstaaten der EU 
sind inzwischen ebenfalls Mitglieder im EWS: Österreich (seit März 1995) und 
Finnland (seit Sept. 1996). Damit nehmen 12 von den 15 Mitgliedstaaten der EU am 
. EWS teil (außen vor sind Großbritannien, Schweden und Griechenland). 
Doch von einem gemeinsamen Währungssystem (mit Leitkursen und einer mögli­
chen Schwankungsbreite von 30%) bis zu einer Währungsunion ist es theoretisch 
und politisch-praktisch ein großer Schritt. Nicht nur fallen auch geringe Wechsel­
kursänderungen als Ausgleich für unterschiedliche Inflationsraten oder Produktivi­
tätsentwicklungen zwischen den teilnehmenden Ländern aus, sondern eine gemein­
same Währung ist auch notwendig mit einer einheitlichen Geldpolitik verbunden, die 
- nach allgemein geteilter Meinung - nur dann erfolgreich betrieben werden kann, 
wenn wesentliche wirtschaftliche Grunddaten innerhalb der Euro-Zone im Gleich­
klang sind. Aufschluß darüber sollen die im Maastrichter Vertrag niedergelegten 
"Konvergenzkriterien" geben, deren Geltung und Interpretation im Zentrum der Aus­
einandersetzung um die Währungsunion stehen. 
Die Kriterien für die Teilnahme an der Währungsunion 
Ob ein Land "fit" ist für die Teilnahme an der gemeinsamen Währung, wird vom Eu­
ropäischen Rat auf Basis der im Vertrag (Art. 104c und 109j) und den entsprechen­
den Protokollen6 niedergelegten Kriterien Mitte 1998 entschieden. Die wichtigsten 
der vertraglich vereinbarten Bestimmungen für die "Euro-Qualifikation" sind: 
Es sind dies das Protokoll Nr. 5 über das Verfahren bei einem übermäßigen Defizit und das Protokoll Nr. 




• 	 eine Inflationsrate, die maximal 1,5 Prozentpunkte über dem Durchschnitt der 
drei preisstabilsten Mitgliedsländer liegt; 
• 	 ein Niveau der langfristigen Zinsen, das max. 2 Prozentpunkte über dem Durch­
schnitt der Zinssätze der drei preisstabilsten Länder liegt, 
• 	 eine stabile Währung, d.h. daß die nationale Währung keine großen 
"Spannungen" zu den Währungen anderer EU-Länder aufweist (nicht näher de­
'finiert), 
• 	 ein öffentliches Defizit (Differenz zwischen Einnahmen und Ausgaben der öffent­
lichen Hand im laufenden Haushaltsjahr) das nicht als "übermäßig" zu gelten hat, 
wofür ein Referenzwert von max. 3% des Bruttoinlandproduktes festgelegt wurde; 
• 	 ein öffentlicher Schuldenstand (Summe aller "aufgelaufenen" Schulden der öf­
fentlichen Hand), der gleichfalls nicht als "übermäßig" zu betrachten ist, wofür ein 
Referenzwert von. 60% des Bruttoinlandsproduktes angegeben ist. 
Vergleicht man diese Bedingungen mit der Situation, wie sie sich Ende 1996 in den 
Mitgliedstaaten darstellt, so zeigt sich, daß lediglich Luxemburg alle genannten Kri­
terien erfüllt. Dagegen verfehlen vier Länder (Griechenland, Spanien, Italien, Portu­
gal) alle Kriterien, freilich in unterschiedlichem Ausmaß. Die restlichen zehn Länder 
verfehlen zumindest ein Kriterium, wobei die Grenzwerte für das öffentliche Defizit 
und für den öffentlichen Schuldenstand die größten Probleme bereiten. Belgien, 
Deutschland! Österreich, Finnland und Schweden überschreiten beide der dafür an­
gegebenen Grenzwerte, Dänemark, Irland und die Niederlande lediglich das Schul­
denstandskriterium und Frankreich und Großbritannien lediglich das Defizit-Krite­
rium (wobei Großbritannien zusätzlich eine zu hohe Inflationsrate aufweist).? 
Damit wird offensichtlich, daß eine Währungsunion mit wenigstens einer Handvoll 
Teilnehmerländer bei strikter Anwendung der in den Vertrags-Protokollen niederge­
legten Werten illusorisch ist. Allerdings wird häufig übersehen, daß der Vertrag die 
Gültigkeit dieser Referenzwerte für die Entscheidung über die Teilnahme an der 
Währungsunion dem Vorbehalt einer politischen Evaluation unterstellt: Nach Art. 
104c des Vertrages kann der ECOFIN-Rat (Rat der Wirtschafts und Finanzminister) 
auf Vorschlag der Kommission die beiden Referenzwerte für Defizit und Schulden­
stand als Bedingung für eine Teilnahme an der Währungsunion dann suspendieren, 
wenn diese in einem Land "erheblich und laufend" zurückgegangen sind und sich 
"rasch genug" den nominellen Werten nähern bzw. diese nur ausnahmsweise über­
steigen, Selbst wenn ein Mitgliedsstaat keine dieser beiden Bedingungen erfüllt, 
kann der Rat nach Art. 104c! Abs. 3 und 6 mit qualifizierter Mehrheit (62 von 87 
Stimmen) feststellen, daß ein Land "fit" für die Währungsunion sei, sofern der Anteil 
der Investitionen an den öffentlichen Ausgaben hoch oder die Wirtschafts- und 
Haushaltslage des Landes mittelfristig positiv einzuschätzen ist. Daß Irland und Dä­
7 	 Daten nach EWU-Monitor der Deutsche Bank Research Nr. 21 v. 2. 12. 1996. Nach den Vorausschät­
zungen für 1997 bleibt es dabei, daß lediglich Luxemburg alle Kriterien erfüllt. Der Wert für den Schul­
denstand wird von allen anderen Ländern (mit Ausnahme Frankreichs und Großbritanniens) verfehlt, der 
für das Defizit allerdings nur noch von 7 Ländern (F, I, GB, ES, A. P, GR). Deutschland und Schweden 
würden das Klassenziel mit 3.0% knapp erreichen. 
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nemark als einzige Länder der EU (außer Luxemburg) im vergangenen Jahr keinen 
"blauen Brief' aus Brüssel bekommen haben, obwohl ihr (rückläufiger) Schulden­
stand mit über 70% bzw. 80% noch weit über dem entsprechenden Referenzwert 
liegt, zeigt, daß die europäischen Instanzen von ihrem politischen Interpretations­
spielraum durchaus Gebrauch machen wollen. Auch sie wissen inzwischen: Entwe­
der werden der Zeitplan, oder aber die "strengen" Kriterien für eine Währungsunion 
eingehalten. Und da die Währungsunion angesichts der Stagnation der 
"Regierungskonferenz"8 me~lr und mehr zum einzig verbliebenen europäischen Pro­
jekt mit Symbolcharakter avanciert, dessen Scheitern die gegenwärtige Architektur 
des Hauses Europa insgesamt in Frage stellen könnte, werden die Interpretations­
spielräume immer weiter gezogen und so manche Tricks der Mitgliedstaaten zur 
"Schönung" ihrer Bilanzen toleriert. 
Immer mehr Finanzminister versuchen inzwischen, sich mit kreativer Buchhaltung in 
die Währungsunion "hineinzurechnen". So kassiert das Pariser Finanzministerium 
von der Telefongesellschaft France Telecom 37,5 Mrd. Franc zur Abgeltung künfti­
ger Rentenzahlungen. Das kann das Defizit des Finanzministers Jean Arthuis zwar 
um einen knappen halben Prozentpunkt drücken, doch wie der französische Staat 
später die Renten für die Telecom-Beamten finanziert, bleibt ungeklärt. Italien über­
legt, ob es die Pensionsrückstellungen in den Staatshaushalt umbuchen kann; ein 
naheliegender Gedanke, sind doch etwa in Ländern wie Deutschland überhaupt 
keine Rückstellungen für di'e Beamtenpensionen gebildet, was den Staatshaushalt in 
naher Zukunft enorm belasten wird und eine offensichtliche Ungleichbehandlung bei 
der Anwendung des Defizit- und Schuldenstandskriteriums gegenüber den Ländern 
bedeutet, die hier finanzielle Vorsorge getroffen haben. Auch kann nicht ausge­
schlossen werden, daß einige Länder daran denken, Privatisierungserlöse zur Ent­
lastung des Haushaltes einzusetzen, was zwar durch keine politische Übereinkunft 
gedeckt ist, aber im Einzelfall schwer zu überprüfen sein wird. Auf jeden Fall wird 
sich der Druck auf weitere und schnelle Privatisierungen erhöhen, und sei es nur, 
um den für den laufenden Haushalt relevanten Zinsanteil für die aufgelaufenen (und 
dann abzutragenden) Schulden zu verringern. Spanien denkt daran, einen Teil der 
Erlöse aus dem Verkauf von Staatsbetrieben - darunter die Telefongesellschaft Te­
lef6nica und der Mineralölkonzern Repsol - als Einnahmen für den Haushalt zu ver­
buchen und durch höhere Abschlagszahlungen auf Steuern ein insgesamt positive­
res Haushalts-Bild im entscheidenden Jahr 1997 zu erzeugen.9 Auch sollen Schul­
den für defizitäre Staatsunternehmen, für die der Staat zu bürgen hat, zukünftig auf 
dem Kapitalmarkt aufgenommen und damit aus dem Haushalt ausgegliedert werden. 
Doch was geschieht später, wenn die Schulden nicht abgebaut werden können oder 
8 In den als "Regierungskonferenz" bezeichneten Verhandlungen unternehmen die Staats- und Regie­
rungschefs seit Mitte 1996 den Versuch, den Vertrag von Maastricht einer Revision zu unterziehen. Dabei 
geht es insbesondere darum, die Innenpolitik (sog. "Zweite Säule") und die Außenpolitik der Gemein­
schaft (sog. "Dritte Säule") auf eine gemeinsame vertragliche Grundlage zu stellen. 
9 Nach Schätzung der US-Amerikanischen Bank JP Morgan wird 1997 ein Rekordjahr der Privatisierungen 
in Europa werden. Italien und Frankreich haben dabei die ambitioniertesten Programme; auf sie sollen 
37% bzw. 20% der insgesamt in der EU anvisierten Privatisierungserlöse von 290 Mrd. FF (knapp 90 
Mrd. DM) entfallen. 
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wenn sich die Abschlagszahlungen als überzogen erweisen und teilweise zurück­
überwiesen werden müssen? Belgien, das EU-Land mit der höchsten Verschuldung, 
versucht seiner Probleme mit massiven Goldverkäufen Herr zu werden: Im letzten 
Jahr hat es über 200t (und damit ein Viertel seiner gesamten Goldreserven) auf den 
Markt geworfen, die Niederlande dürften ca. 300t verkauft haben. Wird auch bald 
Deutschland seine Goldreserven von über 1.000t angreifen, um im entscheidenden 
Jahr 1997 besser dazustehen? Eines ist dabei klar: Sowohl die "konzertierten" 
Goldverkäufe als auch die europaweit simultanen Privatisierungen unter dem zeitli­
chen Diktat des Maastricht-Fahrplanes vermindern die Erträge aus den Verkäufen, 
weil die zu erzielenden Preise angesichts des enormen, kurfristig zu mobilisierenden 
Fianzierungsvolumens massiv unter Druck geraten werden. 1o 
Die Ergebnisse des Gipfels von Dublin können als Eingeständnis der Regierungs­
chefs gewertet werden, daß eine "rechtzeitige" Währungsunion nur um den Preis 
extensiver Interpretationen der ursprünglich ins Auge gefaßten Kriterien zu errei­
chen ist. Denn der im "Pakt für Stabilität und Wachstum" erzielte Kompromiß zur 
Dauerhaftigkeit der Haushaltsdisziplin der "Euro-Staaten" (zwischen Deutschland 
und Frankreich als Hauptkontrahenten in der Frage der "Härte" der Kriterien und der 
Automatik der Sanktionen) dürfte nicht ohne Auswirkungen auf die Interpretation der 
Zutrittsbedingungen zum "Euro-Club" bleiben, weil - so der allgemeine politische 
Konsens - die Bedingungen für die "Iate-comers" der Währungsunion nicht restrikti­
ver sein dürfen als die der "early-birds" im Euro-Land. 
Eine Neue Lage nach dem Dubliner Gipfel? 
Nach den Dubliner Beschlüssen zur Wirtschafts- und Währungsunion verpflichten 
sich die einzelnen Mitgliedstaaten, mittelfristig einen nahezu ausgeglichenen oder 
einen Überscrluß aufweisenden Haushaltssaldo anzustreben. Die Euro-Staaten le­
gen darüber hinaus verbindliche Stabilitätsprogramme vor, in denen sie ihre mittel­
fristigen Haushaltsziele ausweisen und einen Anpassungspfad für die öffentliche 
Defizitquote sowie die voraussichtliche Entwicklung der Staatsschuldquote angeben. 
Die Kommission und der Rat werden die nationalen Stabilitäts- und Konvergenzpro­
gramme prüfen und gegebenenfalls Empfehlungen an den betreffenden Mitglied­
staat richten. Sollte in einem Mitgliedsstaat ein übermäßiges Defizit vorliegen und 
dieser keine geeigneten Anpassungsmaßnahmen einleiten, so verhängt der Rat 
nach einer vorgegebenen Stufenleiter Sanktionen, die schon heute Bestandteil des 
Vertrages sind (z.B. Hinterlegung einer unverzinslichen Einlage, Umwandlung dieser 
Einlage in eine Geldbuße etc.). In Dublin neu beschlossen wurde, daß ein öffentli­
ches Defizit von mehr als 3%) dann nicht als "übermäßig" einzustufen ist, wenn es 
auf ein außergewöhnliches Ereignis zurückzuführen ist, das sich der Kontrolle des 
Besonders kreative Geister haben auch schon vorgeschlagen, einzelnen Ländern das Erreichen der Kon­
vergenzkriterien dadurch zu erleichtern, daß die Berechnung des BIP auf einer neuen Grundlage erfolgt: 
In die Berechnung des BIP sollte die "Schattenwirtschaft" mit eingerechnet werden (die ja ebenfalls reale 
Werte schafft), womit sich automatisch das BIP erhöhen und die Relation BIP - Schuldenstand günstiger 
ausfallen würde. Anzumerken ist, daß bis heute keine vereinheitlichte Berechnungsgrundlage für BIP, In­
flationsrate u.a. in Europa existiert, was die Vergleichbarkeit der Daten und die Kriterien selbst aus einer 




betreffenden Mitgliedstaates entzieht und erhebliche Auswirkungen auf die Finanz­
lage des Staates hat, oder wenn das Defizit durch einen schweren Wirtschaftsrück­
gang verursacht wurde. Ein solcher schwerer Wirtschaftsrückgang liegt - so der Rat 
- in der Regel nur dann vor, wenn eine Schrumpfung des realen Bruttoinlandspro­
duktes von mindestens 2% (auf Jahresbasis) zu verzeichnen ist. Aber auch ein 
Rückgang von weniger als 20/0 kann durch den Rat als "befreiend" von der 3% -
Grenze eingestuft werden, sofern der Mitgliedstaat eine Ausnahmesituation nach­
weisen kann oder die "Plötzlichkeit" des Rückgangs plausibel macht. Dabei sollen 
die Mitgliedstaaten allerdings "in der Regel" als Referenzpunkt einen Rückgang des 
realen BIP um mindestens 0,75% zugrunde legen. 
Stellt der Rat dagegen ein übermäßiges Defizit fest, so beschließt er Sanktionen ge­
gen den Mitgliedstaat, die innerhalb von 10 Monaten wirksam werden und zu denen 
auch eine unverzinsliche Einlage "gehören sollte".11 Die Höhe der unverzinslichen 
Einlage bemißt sich nach einer festen Komponente, die 0,2% des BIP entspricht, 
und nach einer veränderlichen Komponente, die einem Zehntel des Betrags ent­
spricht, um den das Defizit den Referenzwert von 3% des BIP übersteigt. Für die 
jährliche Höhe der Einlage gilt eine Obergrenze von 0,5% des BIP. Die unverzinsli­
che Einlage wird nach zwei Jahren in eine Geldbuße umgewandelt, wenn das betref­
fende Haushaltsdefizit weiterhin übermäßig bleibt. 
Die Dubliner Beschlüsse sind insgesamt als ein "Punktsieg" der französischen ge­
genüber der deutschen Position zu werten12 und haben in dreifacher Hinsicht neue 
Akzente gesetzt: Zum einen wird zum ersten Mal eine Definition eines "schweren 
Wirtschaftsrückgangs" versucht, der zu Ausnahmeregelungen führt, zum zweiten 
gibt es keinen Automatismus der Sanktionen bei einem übermäßigen Defizit (was 
sich in den fast durchgängig anzutreffenden Formulierungen "in der Regel", "sollte" 
etc. offenbart), und drittens ist im Sanktionskatalog des sogenannten "Paktes für 
Stabilität und Wachstum" das Schuldenstandskriterium völlig unter den Tisch gefal­
len (hierfür gibt es nicht die aus Deutschland geforderte Pauschal-Sanktion von 2% 
des BIP für ein Überschreiten der 60% -Marke).13 
11 In dieser Formulierung einer Regel besteht eine Verschärfung gegenüber den bisherigen Bestimmungen 
des Verfahrens bei einem übermäßigen Defizit, die eine finanzielle Sanktion lediglich als Möglichkeit 
nennen. 
12 Der vom deutschen Finanzminister Waigel ursprünglich vorgeschlagene "Stabilitätspakt für Europa" sah 
automatische Sanktionen von 0,25% pro angefangenen Prozentpunkt der Defizitüberschreitung vor, die 
nur in "extremen Ausnahmefällen" mit einer qualifizierten Mehrheit der WU-Mitgliedstaaten ausgesetzt 
werden könnte. 
13 Es ist nicht unwahrscheinlich, daß durch die "weichen" Regelungen zum Stabilitätspakt in Deutschland 
eine neue Diskussion über die Rolle des Bundestags beim Eintritt in die dritte Stufe der Wirtschafts- und 
Währungsunion entbrennt. Immerhin wurde dem Bundestag im Jahre 1989 vom Bundesverfassungsge­
richt insofern ein Vorbehaltsrecht für den Ersatz der Mark durch die neue europäische Währung zugebil­
ligt, als das Parlament die Einhaltung stabilitätskonformer Bedingungen beim Übergang in eine gemein­
same Währung überprüfen kann. Zwar gibt es keinen Parlamentsvorbehalt für die Zustimmung der Re­
gierung zur Währungsunion an sich, wohl aber bezüglich der Frage, ob das Aufgeben der nationalen 
Währung mit grundgesetzwidrigen Instabilitäten im wirtschaftlichen Bereich - worunter in Deutschland 




Nicht geändert hat sich nach Dublin allerdings, daß die anvisierte Währungsunion 
ein Projekt mit vielen ökonomischen, sozialen und politischen Risiken bleibt, die es 
zumindest zweifelhaft erscheinen lassen, daß die Einführung des Euro den Bürgern 
mehr Vor- als Nachteile bieten wird. 
Die Währungsunion als politisches Projekt 
Es gibt nur wenige, die dem Ziel einer einheitlichen Währung in der EU prinzipiell 
eine Absage erteilen. In der Tat bietet eine einheitliche Währung den Wirtschafts­
subjekten eine Reihe von Vorteilen, wie etwa direkte Vergleichbarkeit der Preise, 
Wegfall von Transaktionskosten (wie Wechselkurs-Absicherungsgeschäfte oder 
Umtauschgebühren14), Unterstützung des freien Warenverkehrs in Europa, stärkere 
Stellung auf den Welt-Finanzmärkten usw. Doch die eher marginalen wirtschaftli­
chen Vorteile (so werden die Transaktionskosten für die gesamte EU auf ca. 0,3%) 
des BIP geschätzt)15 würden weder den enormen legislativen und propagandisti­
schen Aufwand lohnen, noch die Rigidität erklären, mit der am einmal verabschiede­
ten Zeitplan festgehalten wird. Die Brisanz der Währungsunion - ihre Chancen und 
Risiken - erschließt sich erst, wenn man sie als ein in erster Linie politisches Projekt 
betrachtet. 
Protagonisten ... 
Unter den Befürwortern einer "vertragstreuen" Währungsunion lassen sich zwei 
Gruppen mit unterschiedlichen politischen Erwartungen unterscheiden. Da sind zum 
einen diejenigen, die die Gunst der Stunde nutzen wollen, um eine wirtschaftsbor­
nierte Austeritätspolitik, die gesellschaftliche Umverteilung, den Rückzug des Staa­
tes aus Ökonomie und Daseinsvorsorge sowie die Befreiung der Geldpoltik aus den 
Fesseln jeder wirtschafts- und beschäftigungspolitischer Rücksichtnahme durchzu­
setzen. Die Protagonisten einer solchen Politik, denen es auf nationaler Ebene in 
vielen Ländern bislang noch nicht gelungen ist, die Reste eines "rheinischen Kapita­
lismus" zu beseitigen, setzen auf die deregulierenden und disziplinierenden Effekte 
einer lediglich in monetärer Hinsicht vergemeinschafteten europäischen Politik. 
Diese Gruppe kennen wir nur allzu gut und sie soll uns hier nicht weiter beschäfti­
gen. 
Einer zweiten Gruppe dagegen ist die Währungsunion in erster Linie ein Instrument 
zur politischen Einigung Europas. Ohne diese Einigung - so argumentieren sie - wird 
der Nationalismus in Europa bald wieder grausame Urständ feiern und Deutschland 
14 Bei jeder sich bietenden Gelegenheit wird von der Kommission die Geschichte eines fiktiven Reisenden 
erzählt, der mit 1.000.- DM zu Hause aufbricht, um nacheinander alle Staaten der EU zu bereisen und an 
jeder Grenze sein Geld in die jeweilige Landeswährung umzutauschen. Bei seiner Rückkehr hat er nur 
noch 500.- DM in der Tasche, obwohl er in keinem Land etwas gekauft hat. 
15 Hinzu kommt, daß in einer realwirtschaftlich homogenen EU mit einer vertraglich abgesicherten engen 
Koppelung der Währungen und einer starken wirtschaftpolitischen Koordination die Währungsrisiken von 
Investoren gleich null (und damit die Transaktionskosten noch niedriger als heute) wären, und in einem 




seine ökonomische Dominanz in politische Hegemonie über die anderen europäi­
schen Staaten ummünzen. In dieser Sichtweise ist die Währungsunion zugleich He­
bel und Garant für eine vertiefte politische Integration. Indem die Einführung einer 
gemeinsamen Währung ein unwiderruflicher Akt ist, der dauerhaft gemeinsame In­
teressen schafft, wird der Frieden in Europa gesichert und die soziale Einigung vor­
angetrieben: Die Währungsunion als Lokomotive (und nicht als Tender) der politi­
schen Union. Danach wird der durch die Vergemeinschaftung der Geld- und Wech­
selkurspolitik gegebene Zwang zu enger Kooperation auch auf andere Politikberei­
che ausstrahlen (namentlich auf die Wirtschafts- und Steuerpolitik, indirekt auch auf 
die Sozialpolitik) und den Zug Europa in die Richtung einer immer tieferen politi­
schen Union ziehen. 16 
Was aber passiert, so muß man fragen, wenn die Lokomotive sich von den Wagen 
abkoppelt? Ein Szenario, das eine starke europäische Zentralgewalt kennt, die ihre 
Politik allein aus der kodifizierten monetären Logik heraus entwickelt, während die 
anderen Politikbereiche in nationaler Verantwortung bleiben, kann nicht ausge­
schlossen werden. Unfähig, im monetaristischen Korsett der Europäischen Zentral­
bank und im Prokrustes-Bett der Austeritätsanforderungen des "Stabilitätspaktes" 
wesentliche Bedingungen der eigenen Haushalts-, Geld- und Währungspolitik zu 
kontrollieren, könnten die Staaten in den nicht-vergemeinschafteten Bereichen in 
scharfe Konkurrenz zueinander treten, die über einen Deregulierungswettlauf im 
sozialen, steuerlichen und Umwelt-Bereich ausgetragen wird. 17 Die Folge fiskali­
scher Unterbietungsstrategien ist aber die Erosion der Einkommensbasis (und damit 
der Handlungsfähigkeit) der Staaten insgesamt. Ohne politischen Überbau über 
Binnenmarkt und Währungsunion ist wirtschaftliche Anpassung bei asymmetrischen 
Schocks18 oder bei endemisch geringeren Produktivitätszuwächsen mehr oder weni­
ger nur durch (kurzfristig wirkende) länderspezifische Lohnkosten-Reduktion (oder 
Arbeitnehmer-Migration) zu bewerkstelligen - mit entsprechenden Reaktionen der 
Bevölkerung in den betroffenen Ländern. Die Ungleichzeitigkeit von wirtschaftlich­
monetärer und politisch-demokratischer Union kann eine große Sprengkraft entfal­
ten, die das ganze Gebäude Europa erschüttert. 
16 Die Pionierfunktion von wirtschaftlicher Integration für eine verstärkte politische Kooperation ist in Europa 
nicht neu. So führte die Fusion der Kohle- und Stahlproduktion nach dem Zweiten Weltkrieg schließlich 
zur Aufhebung aller Schranken im innereuropäischen Handel und zu einem gemeinsamen Management 
dieses Bereichs, das eigenständige politische Institutionen hervorgebracht hat. Doch erstens geschah 
diese Fusion in einer historisch besonderen Situation, und zweitens war sie in ihrem "spill overll auf ande­
re Politikbereiche äußerst beschänkt. 
17 
"Steuerdumping" ist nicht nur ein Problem der Währungsunion, wird aber durch sie verschärft. So ist es 
zu begrüßen, daß sich der "Steuerkommissar" Monti und die Finanzminister der EU endlich diesem Pro­
blem zuzuwenden scheinen. Inzwischen kann man es schon fast als gängige Praxis innerhalb der Union 
bezeichnen, daß ein EU Land dem anderen Unternehmen durch sektorale oder regionale Steuervergün­
stigungen "abwirbt" (wie jüngst die Niederlande von Belgien; aber auch Belgien selbst, Italien oder Irland 
stehen am Pranger). Der französische Finanzminister Arthuis spricht von "Freibeutertum", das wenigen 
nützt und vielen schadet (vgl. FAZ v. 28. 1. 1997). Ähnliche Effekte entstehen teilweise auch durch euro­
päische Subventionen im Rahmen des Kohäsionsfonds. Insbesondere mobile Dienstleistungsunterneh­
men begeben sich inzwischen auf eine Subventions-Shopping-Tour durch Europa. 
18 Obwohl mit der Währungsunion die "Pufferfunktion" von Wechselkursanpassungen bei asymmetrischen 
Schocks entfällt, ist im Maastrichter Vertrag ein System des Finanzausgleichs nicht einmal angedeutet. 
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Die sozialen und demokratischen Defizite der Währungsunion veranlassen Alain 
Lipietz (in der Liberation vom 8. Januar 1997) gar zu der Frage ob "es heute nicht an 
der Zeit (sei), die Idee 'Europa' gegen Maastricht zu verteidigen?" Der gegenwärtige 
Kurs, mit seinen Kriterien und den kurzen Zeiträumen, sie zu erreichen, führe zu 
sozialen Verwerfungen, die wie eine "Anti-Europa-Impfung" der Bevölkerung wirkten. 
Wer die Währungsunion als Hebel zur vertieften politischen Integration einsetzen 
will, wird sehr genau zu prüfen haben, welche politischen Rückwirkungen die von 
der Währungsunion verursachten (oder ihr auch nur zugeschriebenen) sozialen und 
regionalen Problemen habe. Denn das Kalkül, man könne die Integration Europas 
säuberlich in zwei konsekutive Phasen zerlegen - erst die Währungsunion, dann die 
politische und soziale Union - dürfte kaum aufgehen. Eine Währungsunion, die nicht 
von vorneherein als demokratisch legitimierte Wirtschafts- und Sozialunion angelegt 
ist, birgt nicht nur ökonomische, sondern uno actu auch politische Risiken . 
... und Zauderer 
Auch bei den Skeptikern der Währungsunion gibt es zwei Gruppen. Da sind diejeni­
gen, denen jedes Argument recht ist, den europäischen Einigungsprozeß zu verhin­
dern, weil sie in ihm "Verrat" an nationalen Interessen und "Identitäten" sehen. Diese 
Gruppe ist hier keiner näheren Betrachtung wert. 
Die zweite Gruppe dagegen begründet ihre Skepsis mit den sozialen Auswirkungen 
der Währungsunion und deren negativen Rückwirkungen auf die im Prinzip befür­
wortete "immer engere Union". Sehr deutlich bringen z.B. die Grünen im Europapar­
lament ihre Zweifel an der ökonomischen und politischen Sinnhaftigkeit wie auch der 
demokratischen Legitimation des Projektes zum Ausdruck. In mehreren Entschlie­
ßungsanträgen (zuletzt im Dezember 1996 zum Dubliner Gipfel) fordern sie nicht nur 
die Einführung neuer Instrumente zur Förderung der sozialen und ökologischen 
Konvergenz vor dem Übergang in die dritte Phase der Wirtschafts- und Währungs­
union, sondern auch die Einbeziehung der nationalen Parlamente und der europäi­
schen Bürger bei diesem Schritt. Die Einführung der Einheitswährung wird darüber 
hinaus nur dann für vertretbar gehalten, wenn die realwirtschaftliche Konvergenz 
durch regionale Ausgleichsmechanismen19 gefördert und negative Auswirkungen auf 
die Situation der (zunächst) nicht teilnehmenden Staaten vermieden werden. 2o Des 
19 	 Dies würde eine wesentliche Aufstockung der für Regionalpolitik in der EU verfügbaren Mittel bedeuten. 
Doch die politische Bereitschaft, solche Mittel aufzubringen und in die Länder zu leiten, die ihrer bedür­
fen, ist in den wirtschaftlich starken Mitgliedstaaten nicht besonders ausgeprägt (man denke nur an die 
"Nettozahler"-Diskussion in Deutschland und die Charakterisierung der EU als "Transferunion"). Betragen 
etwa in den USA die zwischenstaatlichen Transfers ca. zwei Prozent des Bruttosozialproduktes, so be­
läuft sich der gesamte Haushalt der EU (von ca. 90 Mrd. ECU in 1997) auf nicht einmal eineinhalb Pro­
zent des EU-Sozialproduktes und das Finanzvolumen der Struktur- und Kohäsionsfonds entspricht weni­
ger als einem halben Prozent. 
20 Nachteile für die "out" Länder - inzwischen im Euro-Jargon zu "pre-in"-Länder mutiert - könnten sich etwa 
durch Spekulationen gegen deren Währungen ergeben. Es ist zu begüßen, daß sich der Dubliner Gipfel 
diesem Problem mit der Vorlage eines neuen Wechselkurssystems zugewandt hat. Dieses wird demnach 
auf Leitkursen mit weitgefaßten Standard-Schwankungsbreiten beruhen, die für die einzelnen, nicht dem 
Euro-Währungsgebiet angehörenden Währungen gegenüber dem Euro festgelegt werden. Devisenmarkt­
interventionen zur Stabilisierung einer Währung (an den Rändern der Standardbandbreiten) werden 
grundsätzlich automatisch und in unbegrenzter Höhe durch die nationale wie auch die Europäische Zen­
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weiteren wird gefordert, daß die existierenden Beitritts-Kriterien durch soziale Krite­
rien, namentlich die Verpflichtung auf einen klaren Zeitplan zur Halbierung der Ar­
beitslosenquote, ergänzt werden. 
Der letztgenannte Punkt verdient m. E. besondere Aufmerksamkeit, denn es gehört 
ja bekanntlich zu den "Geburtsfehlern" des gesamten Vertragswerkes von 
Maastricht, daß Vollbeschäftigung nicht als Ziel der europäischen Staatengemein­
schaft formuliert ist. Zwar findet sich in Art. 2, der eine Art Generalklausel bildet, 
auch der Hinweis auf ein "hohes Beschäftigungsniveau" und ein "hohes Maß an so­
zialem Schutz", doch bleiben diese Ziele - anders als die monetär-fiskalischen - oh­
ne nähere Betrachtung und zu ihrem Erreichen sind weder besondere Instrumente 
vorgesehen noch Vorgaben formuliert. Auch der Gipfel von Dublin hat hier keine 
Veränderung gebracht. Zwar wird in einer eigenen Erklärung wortreich die Arbeits­
losigkeit als prioritäres Problem in Europa beschworen21 , doch die Verantwortung für 
die Lösung des Problems den einzelnen Mitgliedstaaten zugeschoben: "Die Be­
kämpfung der Arbeitslosigkeit fällt auch weiterhin in erster Linie in die Zuständigkeit 
der Mitgliedstaaten". Deren Handlungsmöglichkeiten sind aber gerade durch das eu­
ropäische Projekt Währungsunion stark eingeschränkt. Mehr noch: Die Währungs­
union trägt einen guten Teil zu den Problemen bei, deren Lösung von den Verant­
wortlichen nun so dringlich angemahnt wird. So hat der ECLM (Economic Council of 
the Labour Movement) in Kopenhagen 1995 eine Berechnung vorgelegt, die ver­
sucht, die Beschäftigungseffekte einer Haushalts- und Schuldenkonsolidierungspoli­
tik in den verschiedenen Mitgliedstaaten abzuschätzen. Auf Basis des Ausgangsjah­
res 1994 ergibt sich danach, daß etwa in Frankreich und Italien ein Verlust von ca. 
100.000 bzw. 300.000 Arbeitsplätzen zu erwarten wäre, wollten diese Länder bis 
1999 ihr Haushaltsdefizit auf ein mit den nominellen Kriterien des Maastricht Vertra­
ges zu vereinbarendes Niveau zurückführen. Würden 4 Mitgliedstaaten (neben 
Frankreich und Italien auch Spanien und Schweden) gleichzeitig eine Rückführung 
ihres öffentlichen Schuldenstandes um zwei Prozentpunkte jährlich verwirklichen 
(was zu einem um 10 Prozentpunkte verminderten Schuldenstand im Jahre 1999 für 
die genannten Länder führen würde), so wäre nach den Berechnungen der ECLM 
mit dem Verlust von 600.000 Arbeitsplätzen in diesen vier Ländern und mit weiteren 
800.000 in den anderen Mitgliedstaaten zu rechnen. Auch das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung (DIW) warnt in seinem Wochenbericht Nr. 46/96 (14. 11. 96): 
"Sollen die Teilnehmerländer an der Währungsunion die Defizitbedingungen strikt 
tralbank (EZB) erfolgen. Obwohl die Festschreibung einer "gemeinsamen" Verantwortung der nationalen 
und europäischen Institutionen für die Währung eines nicht-Euro Staates zu begrüßen ist, so bleibt doch 
kritisch anzumerken, daß die Gemeinsamkeit durch Ausnahmetatbestände relativiert wird. Denn die EZB 
kann Interventionen und deren Finanzierung aussetzen, "wenn diese ihrem vorrangigen Ziel zuwiderlau­
fen sollten". Das "vorrangige Ziel" ist laut Statuten-Entwurf die Preisstabilität, und es bleibt allein dem 
Ermessen der EZB überlassen, eine Gefährdung dieses Zieles zu konstatieren. In der in Dublin verab­
schiedeten Erklärung zur "Geld- und wechselkurspolitischen Zusammenarbeit zwischen dem Euro-Wäh­
rungsgebiet und anderen EU-Ländern" ist lediglich festgelegt, daß die EZB bei ihrer Entscheidung "auch 
die Schlußfolgerungen anderer zuständiger Gremien einbeziehen (kann)". Unter demokratischen Ge­
sichtspunkten ein durchaus zweifelhaftes Verfahren. 
In der "Dubliner Erklärung zur Beschäftigung" liest sich das so: "Die Beschäftigung ist nach wie vor die 
oberste Priorität der Europäischen Union und der Mitgliedstaaten und ihre größte Herausforderung. Zu 
keinem Zeitpunkt war das Erfordernis entschiedener und nachhaltiger Maßnahmen größer." 
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erfüllen, dann müssen sie in den nächsten zwei Jahren weiterhin einen stark restrik­
tiven finanzpolitischen Kurs einschlagen. Dies könnte die konjunkturelle Erholung in 
Europa weiter gefährden22, ohne daß die Haushaltsprobleme gelöst werden." Das 
Institut weist auf einen eher schwachen Zusammenhang zwischen der Rückführung 
öffentlicher Fehlbeträge und den Kapitalmarktzinsen hin, wodurch der Rückgang der 
Kapitalmarktzinsen viel zu schwach ausfällt, um die Investitionsnachfrage privater 
Investoren so zu stimulieren, daß hierdurch die ausgefallene öffentliche Nachfrage 
kompensiert werden könnte. Sie schlagen daher eine "moderate Interpretation" des 
Defizit Kriteriums vor (struktureller, d.h. konjunkturbereinigter Defizitbegriff) und set­
zen auf einen nur moderaten, geldpolitisch durch niedrige Zinsen flankierten, Spar­
kurs, der den öffentlichen Verbrauch über mehrere Jahre hinweg real unverändert 
läßt. Ein europaweiter harter Sparkurs dagegen würde die ohnehin unbefriedigende 
Arbeitsmarktlage in Europa weiter verschärfen und "das gesamte Vorhaben einer 
Währungsunion (wahrscheinlich) gefährden". 
Freilich: Kein vernünftig denkender Mensch bestreitet, daß grenzenloses Schulden­
machen auf Dauer ökonomisch nicht vertretbar ist und politische Handlungsspiel­
räume durch die wachsende Zinslast der zu bedienenden Schulden ungebührlich 
und auf Kosten der kommenden Generationen einschränken kann. Die Notwendig­
keit finanzieller Konsolidierungsmaßnahmen in den Mitgliedsstaaten ergibt sich nicht 
durch die Währungsunion allein, wohl aber werden die Auswirkungen durch die von 
Maastricht gesetzten Zeitlimits verschärft. Und wenn die Konsolidierung einseitig auf 
"Ausgabendisziplin" ausgerichtet ist und europaweit synchron verläuft, wird die Ver­
ringerung der öffentlichen Ausgaben zu staatlichen Einnahmeausfällen führen, die 
den Konsolidierungsbedarf ständig steigern. Da sich alle Länder gleichzeitig durch 
strikte Ausgabendisziplin für den Euro qualifizieren wollen, kommt es nicht nur zu 
strukturellen Brüchen und kumulativem Nachfrageausfall, sondern möglicherweise 
auch dazu, daß die Zukunftschancen der gesamten europäischen Industrie verspielt 
werden. Wenn aktive Industriepolitik, der aus ökologischen Gründen nur schwer 
aufschiebbare Umbau der Wirtschaft oder innovationsorientierte Grundlagenfor­
schung in Europa auf dem Altar eines monetaristischen Regulationsmodells geopfert 
werden (müssen), können die verzögerten Anpassungsprozesse letztendlich öko­
nomisch und sozial teuer zu stehen kommen. 
Fazit 
Wenn man der Meinung ist, daß soziale Sicherung und Schutz gegen Arbeitslosig­
keit politische Aufgaben "sui generis" sind, dann sollten den Mitgliedsstaaten auch 
klare Verpflichtungen zum Abbau der Arbeitslosigkeit als "Eintritt~billet" in die Wäh­
rungsunion abverlangt werden. Verbindlichen Ziel- und Zeitvorgaben zum Abbau der 
Arbeitslosigkeit könnten die Einseitigkeit der Haushaltskonsolidierung in den Mit-
In diesem Szenario würde 1998 die Arbeitslosigkeit beispielsweise in Deutschland auf über 13 % steigen, 
für Europa insgesamt würde sich ein ähnlich hoher Wert (13,2%) ergeben. Im Wochenbericht 1-2/97 
warnt das DIW gar drastisch vor einem "finanzpolitischen overkill", der eine Fortsetzung des Auf­
schwungs erheblich beeinträchtigen könnte, wenn es in einer Reihe von Ländern zu einem erneuten 




gliedsstaaten besser ausbalancieren und sollten als ein zusätzliches Kriterium bei 
der Qualifizierung für die Währungsunion herangezogen werden. Darüber hinaus 
sollte in Analogie zum bereits existierenden Verfahren bei einem übermäßigen De­
fizit, dessen Nicht-Beseitigung ja eine unverzinsliche Einlage bei der Gemeinschaft 
und schließlich die Umwandlung dieser Einlage in eine "Geldbuße" zur Folge haben 
kann (vgl. Art 104c, Abs. 11), eine regelmäßige Evaluierung der Erreichung be­
schäftigungspolitischer Ziele stattfinden, deren Verfehlen die jeweiligen Länder zu 
einer Beschäftigungsabgabe verpflichtet (die auf EU- Ebene wiederum zweckgebun­
den für Arbeitsmarktinitiativen einzusetzen ist). Nur auf diese Weise wird die poli­
tisch brisante einseitige Verteilung der Anpassungskosten der Währungsunion ver­
mindert und ein spürbarer und "heilsamer" Druck auf die Mitgliedsstaaten zur Balan­
ce zwischen Haushaltkonsolidierung und Arbeitsmarkteffekten ausgeübt, wobei es 
den einzelnen Ländern überlassen bleibt, mit welchen Mitteln sie das fixierte Ziel er­
reichen. 
Diese Überlegungen sprechen m. E. für eine Zustirnmung zur Währungsunion unter 
beschäftigungspolitischem Vorbehalt. Dieser Vorbehalt wird in der politischen Arena 
Europas nur dann eine gewisse Wirkung entfalten können, wenn er als klare Bedin­
gung in das Übergangsszenario zum Euro eingebaut ist. Wenig spricht dafür, daß es 
Sinn macht, zunächst einmal den Euro politisch "passieren" zu lassen und darauf zu 
hoffen, daß man sich dann in gemeinsamer Anstrengung der offenen beschäfti­
gungspolitischen Flanke zuwenden könnte. Oder anders ausgedrückt: Was man im 
Vorfeld der Währungsunion an beschäftigungspolitischen Verpflichtungen nicht er­
reicht, wird man hinterher noch weniger erreichen. Wenn man in der Währungsunion 
einen Hebel zur politischen und sozialen Integration sehen möchte, dann ist die He­
belfunktion sicherlich vor ihrer Verwirklichung größer als nach ihrem Inkrafttreten 
unter den obwaltenden Konditionen. Die jetzt noch in der Bevölkerung der verschie­
denen Länder existierenden Vorbehalte23 gegenüber der Währungsunion schaffen 
einen - freilich oft "diffusen" - politischen Druck, der die europäischen Instanzen un­
ter Zugzwang setzt. Die Beschlüsse des Dubliner Gipfels, die auf eine "weiche" Va­
riante des Stabilitätspaktes hinauslaufen, zeigen dies. Freilich zeigen die Be­
schlüsse auch, daß es nicht gelungen ist, den öffentlichen Druck politisch in Rich­
tung einer "Währungs- und Beschäftigungsunion" zu kanalisieren. "Weichere" Krite­
rien können zwar die nationalen Konsolidierungsmaßnahmen zeitlich strecken und 
Luft schaffen für notwendige Anpassungsprozesse, doch sie bedeuten noch lange 
nicht, daß Beschäftigung ein gleichrangiges Ziel im europäischen Prioritätenkatalog 
ist, ja sie bedeuten noch nicht einmal, daß die Schaffung von Arbeitsplätzen über­
haupt als eigenständige europäische Angelegenheit betrachtet wird, die in der For­
mulierung anderer Politiken (auch der Geld- und Währungspolitik) eine Rolle zu 
spielen hat. Solange dies nicht akzeptiert ist und sich in politisch-praktischen 
Schritten niederschlägt, fällt nicht nur die Zustimmung zur' geplanten Währungs­
union schwer, sondern kann auch nicht ausgeschlossen werden, daß eine Wäh-
Nach einer in "Die Woche" vom 10. 1. 1997 abgedruckten FORSA-Umfrage sind 56% der Deutschen ge­
gen eine Einführung des Euro zum geplanten Termin; jeweils die Hälfte von ihnen spricht sich generell 




rungsunion a la Maastricht nach ihrem Start an ihren offenen politischen Flanken 




Social Europe: the post-Maastricht challenge 1 
As the hour of the calamitous MaastrichtTreaty's renegotiation approaches, its so­
cial consequences are proving to be increasingly negative. Although not all the 
problems stem from Maastricht, a good number of them proceed mechanicaJly from 
the Single European Act which was applied during the five previous years. The bal­
ance sheet of 'SEA + first phase of Maastricht' reads so disastrously that the part of 
the treaty concerning Economic and Monetary Unionis sometimes considered to be 
already abandoned (incorrectly, as its negative effects ,are still being feit). Further­
more, given the exasperating build-up of internal problems it islikely that areaction 
of selfishness ,will impose itselfon the other major policy areas negotiated at Maas- ­
tricht (solidarity with the Third World, action to promote peace and fight the global 
ecological crisis). We can thus suppose that the crisis ofSocial Europe is the basic 
groul1d on which the politicians and governmentswho will discuss the treaty'srene­
gotiation during 1996 will face each other. 
Europe: A Zone of Mass Unemploymerit 
With the unemployment figures standing at 18 million, or12 per cent, the European 
Union is an unemployment bl·ackspot. Although the situation is not much better in the 
US and the Third World (including the east), unemployment there isabsorb~d to 
some degree by the increasing casualization of labour. Happily wehave not re­
signed ourselves to this in Europe. While there has also been little acceptance of 
such a development in Japan and those West European countries which have re~ 
mained reserved regarding the EU (Switzerland, Austria and Scandinavia), tliese 
countries have kept more control over their national economies - at least while they 
remained outside the EU. The social crisis of the EU stems from the dichotomy of 
social norms which are still 'socialdemocratic' on the one hand, and ultra-liberal in­
stitutions which condemn these norms on the other. 
The EU is, in effect, a cockpit inwhich countries are condemned, to a perpetual 
commercial fight without the right to any protecfion of their' internal, markets and, if 
Maastricht and its 'convergence criteria' are to be respected, not even the freedom 
to determine their own interest rates, exchange rates or budgetary policy. This re­
sults in incomes austerity being thesole remaining variable. Each country seeks to 
export its unernployment by being 'nl0re competitive' than its neighbour, the end re­
sult being a contraction of the internal market and an. explosion of unemployment. 
We nlustat this stage open a parenthesis on the macroeconomy of the EU in the 
situation of an egress from the crisis of Fordism2. In effect the European common 
market had not known any serious unemployment problems while the countries that 
This essay was firstly published in: Review of International Political Economy 3:3 Autumn 1996: 369-379. 




composed it could follow what was grosso modo the same model of economic de­
velopment. This Fordist model was primarily pharacteri4ed by the combination of 
Taylorist principles ofthe organization of labour (a strict separation between 
'thinkers' and 'doers") and rigid forms of incomes contracting which guaranteed a 
regularly increasing purchasing power to wage earners (sociallegislation, collective 
bargaining, the welfare state, etc.). This compromise between labour and capital was 
thrown intocrisis on two fronts at the beginning of the1970s. On the one hand, 
Taylorist organization of labour had exhausted its reserves of rationalization and 
now posed the question of the financing of investment in more conflictual terms. On 
the other handthe excessive internationalization of markets and circuits of produc­
tion led, since it was not accompanied by an international harmonization ofwage 
settlements, to the constraint of competitiveness becoming predominant, to the det­
riment ofgrowth in internal markets. In both cases (profitability andcompetitive­
ness), the rigidity of 'incomes contracts is under pressure. 
One 'way out' of the crisis of Fordism is thus the destruction of these rigid compro­
mises: the famous flexibilization. This has been the method followed by the Anglo­
Saxon countries, southern Europe and France: a 'Brazilianization' which becomes a 
sort of 'neo-Taylorism'.H'appily, however, this is not the only way. Other national 
capitalisms have searched for a new comprom.ise based o'nthe 'nl0bilization of hu­
man resources', themobilization Of workers in the battle/forproductivity and quality. 
This new compromise can be negotiated at the, level of the firm (as in Japan), or of 
the sector (as in Germany, northern Italy and theAlpine region in general), or of so­
ciety as a whole (as in Scandinavia). It still involves (at each of these three levels) 
the maintenance of a certain rigidity of social acquis which are negotiated in ex­
change for the involvement of the workforce. 
The resson of the 1980s from the, capitalist point of view (that is to say, the point of 
view of competitiveness) is the victory of the second modelover the first. However, 
the first model can survive in highly flexible 'neo-Taylorist' regions through speciali­
zation in the most banal sectors. We are thus witnessing a 'new international divi­
sion oflabour' between a highly qualified core,with more rigid wages contracts and 
higher wages, and a periphery which is becoming 'more and more flexible. This new 
international division is becoming 'established in Europe according to a north­
eastlsouth-west axis, from Scandinavia to Irelandand Portugal3. 
The coexistence of the two models in asingle zone of free exchange is, however, 
menaced by competition whi9h the more flexible countries are exerting on those 
which are more 'rigid'. Thus the Scandinavian model (which is sometimes called. 
'Kalmarism' in honour of the Volvo factory - which has since been shut down) no 
longer succeeds in negotiating its national compromises and is slipping towards a 
model where compromises are only' negotiated in the most competitive sectors. 
Slipping down a notch, the Germanmodel is itself slidingtowards negotiation at the 
level of the firm asin Japan. 
See Alain Lipietz, 'The new core periphery relations: the contrasting examples of Europe and America" in 
Naastepad and Storm (eds) Rethinking the State. Scope and Umits of National Policies in a World Econ­




Only those regions at the two extremes of the new international division cf labour will 
remain competitive. Either those which have cynically chosen flexibilization to a de­
gree reminiscent of the Third World (Portugal), or those which have founded their 
competitiveness on a highly ski lied workforce whose involvement is ensured through 
negotiation (west Germany, northern Italy).'Mixed' countries(such as Italy with its 
pronounced north~south divide) arecondemned to experjence ruptures in their na­
tional social pacts. Those regions ,which are 'between two stools' such as Spain, 
east Germany and France are experiencing higher levels of unemployment and will 
continue to do so. According to areport published by OFCE and CEPII, two of the 
most prestigious research centres in the international economics field' in France, un­
employment will have reached the following levels (after the increase which wH! cyc­
lically follow the current stagnation) by the year 2000: 8 per cent in Portugal and 
west Gern1any, 14 per cent in France, 15 per cent in Spain and 16.5 per cent in east , 
Germany.4 However, for all countries, even the best placed, the situation is much ~ 
more severe than it would be' if they adopted a common position of raising hourly 
wages. The OFCE/CEPII reportsuggests a coordinated increase in the purchasing 
power of wage earners.But this simple Keynesian effect could be increased by a 
job-sharing policy (a coordinated reduction in labour time combined with an increase 
in hourly wage). 
Faced by this tragedy, political forces have reacted more slowly than financial mar­
kets. Judging that no government would try resolutely to 'Brazilianize', in France, 
Great Britain, Italy and Spain, the marketsspeculated on the impossibility of sticking 
to the convergence criteria and, in July1993, put paid to monetary union, the cor­
nerstone of the Maastricht Treaty. Britain seized the opportunity to regain its mone­
tary independence and its experiencinga more vigorous recovery (althoughstill in­
evitably limited): 
As a consequence, the political forces which wholeheartedly endorsed Maastricht in 
France were obliged to defend a policy of out and out flexibilization. This was clearly 
the case with the Balladur government (1993-5) which, with the Contrat d'lnsertion 
Professionnelle, claimed, to offer to employers technicians ofthe level 'Bac+two 
years' for the price of a Brazilian technician (or a Korean skilled labourer): $4 per 
hour. This is no Ionger the case for the ex-Socialist leader Michel Rocard who today 
recognizes thatindependence for the central banks wouldbring, Itwenty years of woe 
to Europe'~ however, when the Parti Socialiste (PS) was in power he defended these 
twenty years of woe with tooth and nail, as weH as the social policy which goes with 
thern (flexibilization" of wage relationships and bringing forward the age of retire­
ment). 
On the other hand, the anti-Maastricht campaigners in 1992 did not represent a uni­
'fied and coherent alternative. Even if we ignore the 'Non de droite', themselves di­
vided between liberals (Oe! Villiers) and populists (Le Pen), those who opposed 
Maastricht in the name of human progress are still torn between two strategies. 





On the one hand the Communist Party (PCF) and the Mouvement des Citoyens 
(which split from the PS) reject thevery idea of the EU and extol a returnto national 
economicand social policy. On the other handthe Greens, apart of the extreme Left 
and some dissidents from the PCF, all of whose representatives signed a call for an 
'Alternative European Union' at the beginning of.1994, extol the virtues of a deepen­
ing of Europe in the direction of an ecological and Social Europe, showing solidarity 
with the south and opening up to the east. 
I will not describe in detail here the reasonswhy thefirst strategy appears to me to 
be a rearguard battle which would probably be lost in the short term (for economic 
integration is too far advanced) and indeed would be disadvantageous in the long 
term jf it Jwon the day. A strong Europe, acting in solidarity with its periphery, would 
allow more rapid advances in terms of social justice, ecology and peace than a di­
vided Europe. However, we must once again describein concrete terms thisidea of 
a 'Social Europe' . 
The Social Europe ofToday 
The term 'Social Europe' (or 'European Soci~1 Space') implies the institution of com­

mon ground rules, coordinatednational policies or even policies directly designed at 

, the level of the Union to improve Europeans' soci'al·conditions. The first category of 

measures (the institution of common ground rules) is probably the most effective as 

we are already beginning to see the most perverse effects ('social dumping') of sav­

age competition, which goes a long way towards explaining mass unemployment in 

Europe. It is also on this point that those witt"1in the 'Left' who propose areturn to the 

nation and the partisans of 'Alternative European Union' are opposed: should a 

struggle be waged for the reinforcement of common sociallegislation? 
Let us first review the acquis - for they do exist. Important legi'slation has been en­
acted regarding the free movement of workers, the coordination of social systems for 
migrant workers, and health and safety in the workplace; this has been of especial 
benefit to so~thern, European workers. More debatable is the legislation regarding 
equality of treatment for men and wornen. Although this legislation is frequently 
useful It is sometimes counter-productive for women who are already protected (for 
example, women who are' exempted from workingat night, or who receive compen­
sation in their retirement pension for the timethey have had to stop. work to look af­
ter children). This legislative corpus culminated. in the Social Charter (1989) which, 
although it is far from derisory for the poorest countries (Portugal),wasjudged to im­
pose such minimal con'straints by the Green group at the European Parliam/ent that 
they tabled amotion ,of censure. In fact European social legislation merely guaran­
tees what the great majority of Europeans would consider to be the bare minimum. 
The second importantaspect is the European Social Fund which has spent some 
150 billion francs (or c. %:19 billion) on 17 million people during the European legisla­
ture 1989-94, essentially for the training of young people and the long-term unem­
ployed. If one adds to tt"ds the spending of the Regional Fund in favour ofthe regions 
hardest hit by the crisis, we have the beginnings of a genuine Union-wide policy of 
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social solidarity which can only develop into a 'Social Europe'. Theuse of Union 
funds by nationaland regional adrninis'trations is frequently criticized and the Brus­
sels Commission has had to protest against some scandalous misuses. 
Unfortunately this developmentof EU solidarity has been clearly broken by the 
Maastricht Treaty. Anxious to demonstrate Europe's financial restraint, the Council of 
Europe has rejected the 'Delors 11 Package' which included an estimate of the cost of 
its proposals. Most importantlYl the Maastricht Treaty has rigorously excised the 
struggle against 'social dumping' from the European agenda. Incomes and labour 
movement law are explicitly excluded from all EU regulation and, what is more, any 
decisions on social and financial initiatives aimed at creating employment must be 
taken unanimously (with Britain keeping the right to do what it wants). 
Thus, each country keeps th~ right to compete through a decrease in labour costs 
and social welfare. Mutatis mutandis, this gap in the rules of the game brings us 
back to the situation of nineteenth-century competitive capitalism, before the devel­
opment of national collective bargaining. In brief, social dumping will remain the rule, 
and common ground rules the exception. 
What a European Policy could be 
In the report cited above, the specialists of the OFCE and the CEPII offer us a 
glimpse of whatit could be possible to achieve. 
First, they rule out policies to reducethe cost of labour; by definition, if such meas­
ures were taken on a European scale, they would nöt impröve the relativecompeti­
tiveness of any of the. countries concerned and would in fact deepen the depression. 
On the other hand, a 10 per cent devaluation of all EU currencies vis-a-vis the Newly 
Industrialized Countries would have minimal eff~cts overall (a 0.2 point reduction in 
unemployment), albeit that it would have more major ones in certain sectors 
(textiles). Reform of the financing of social protection would be more interesting; the 
appropriation of just the anti-greenhouse effect 'eco-tax' to reduceemployers' contri­
butions would reduce unemployment by 0.7 of a point. 5 
-
They then explore a Keynesian recovery initiative: reducing the real short-term inter­
est rate to zero (as in the 1960s and 1970s), devaluing by 10 per cent, reducing 
employers' contributions and reducing taxes onhouseholds. The results are impres­
sive: this 'cooperative recovery prograrnme' would increase Gross European Product 
by 5.7 per cent within three years without worsening publicdeficits. Thus areturn to 
growth is possible - on condition that theMaastricht convergence criteria are vio­
lated and that the central banks are forced toconform tothe social policy pursued. 
Whenwe know that the Bundesbank did not hesitate to sabotage the transition of 
East Germany in the name of its sacrosanct independence and monetarist dogmas, 
when we know that the newly 'independent' Banque de France is now in line with the 
Bundesbank model, it becomes clear that such a policy is inapplicable without the 
Maastricht Treaty being radically re-examined. 




The 'White Paper' which' was discussed at the Corfu Summit assiduously avoided 
doing this. Thus an extremely modest recovery programme was proposed, compris­
ing a handful of major projects (some of which, such as the Trans-Pyrenean motor­
way, are ecologically dubious) whose financing was cobbled together in ways which 
circumvented the rnonetarist rules of the treaty. The consequent effect on unem­
ployment will be derisory. 
However, even the massive boost studied by the OFCE and the CEPII would in­
crease ernployment by only 2.5 points. This is considerable but far from sufficient 
when unemployrilent ,.stands at 12 per cent. Thus the report turns inevitably to the 
solution of the ecologists - job-sharing. 6 
Paradoxically, this policy does not need to be coordinated on a European basis, so 
long as it isapplied without increasing labour costs and without requiring too much 
extra investment. The report studies the effects of a generalized reduction of 10 per 
cent inwork~ng hours, with wage earners being refunded only the national insurance 
contributions' saved (this translates to a rise in hourly wagesof 2.5 per cent and thus 
a drop in monthly salary of 7.5 per cent) and existing installations being used more 
intensively (thirty hours in four days for humans and six days for ma,chines). If such a 
policy was applied across Europe (within five years) it wauld reduce unemployment 
by 5.4 points by the fifth y~ar in Europe as a whole and by 6 points in France. How­
ever, if France alone applied this policy, which gives outrageous advantages in 
competitiveness, unemployment would fall by 6.6 points. 
The problem is that such minimal compensation in terms of income would be intoler­
able to wage earners, even if it did halve unemployment. The advantage offered by 
Europe is the possibility of considerable in comes compensation.'lf this compensation 
(that is an increase in the hourly wage while labour time is reduced) is coordinated 
at a European level, there will be no worry about competition from other European 
countries. However, the stranglehold of Maastricht must be broken here tooas the 
treaty rules out thecoordination of ,incomes. 
Another method of increasing incomes compensation (that is hourly wages) without 
compromising competitiveness or the self-financing ability cf firms to take workers 
on, consists of altering the distribution of capital revenues to the benefit of rein­
vested company profits and to the detriment of rental and financial revenues (that is 
aredistribution of profit between productive and non-productive capital). The Single' 
European Act has led to a genuine 'resurrection of rentiers' by allowing free 'move­
ment of capital without harmonizing taxation on the revenues of financial place­
ments. This 'fiscal dumping' has ledto increasingly minimal taxation of rentiers' 
revenues which are themselves growing through the increase of real interest rates 
(with the goal of attractingfloating capital, an artificial way ofconsolidating national 
currency). Here aga'in 'a possible benefit of Europe (fiscal harmonization) would al-
By 'job-sharing', what is meant is a reduction in the duration of work greater than the difference between 
gains of growth and gains of productivity, that is to say: sharing between' a greater number of people an 




low theemployment situation to be improved through areform relieving sOllle of the 
fiscal burden on labour costs (including social charges). 
One wayof doing this would be to impose uniform taxation of capital. at source. It is a 
last resort (this uniform tax would not take account of the total level of individual 
revenue) but it is better than nothing. Germany accepted this propqsal (at the level 
of 15 per cent) when the SEA was passed, but then went back on its commitment 
when facedby Luxemburg's 'fiscal dumping'. It has gone back to its original position, 
constrained as It is by the need to finance its reunification. 
Anotherway wouldconsist of transferring asmuch of the total of social contributions 
as possible to VAT. This measure is in itself progressive (of uniform penetration, it 
puts an equal fiscal burden on all parts of value added through a change of basis 
and thus also favours labourintensive industries)1. It has the further advantage 'of 
'decoupling' the level of social protection in Europe and competitiveness vis-a-vis 
third countries, as VAT is deductible for exports and charged in full on imports. Here 
again Germany,initially hostile to a rise in VAT, has turned to it to finance its reunifi­
cation. 
Let us remember finalty that there is a consensus, derived from the recommenda­
Hons of orthodox economists such as Jacques Dreze and Edmond Malinvaud8" that 
the prospective eco-tax on energy and carbongases (anti-nuclear and anti-green­
house effect) should be substituted for apart of social contributions. 
Half the problem still remains to be resolved. A 'recovery programme', as we have 
seen, would increase employment by 2.5 points. It would still be necessary to orient 
it in an ecologically sustainable direction. What can be done about ·the remainder? 
The Green group in the European Parliament has proposed amajor innovation here 
(initiated by Aline Archimbaud, French chairwoman of the Reseau pour une Econo­
mie Alternative et Solidaire), getting aresolution voted in the EP on 6 May 1994 
which extols the development of a third sector of ecological and sodal utiHty, whose 
financing would be drawn from numerous sources, including EU subsidiesand local 
investors. 
An alternative Social Europe expressing solidarity is therefore possible, and it could 
vanquish unemployment. Itdemands a political will which would be made concrete 
by profound reform of the treaty in 1996. Such were the stakes of the European Par­
liamentelections of 12 June, 1995, stakes to which the mainstream media were to­
tally oblivious. The media in France concentrated on the Europe of soundbites and 
political point scoring and scorned debates about sodal policy. Today the concept of 
a 'Sodal Europe' is only brought before the Strasbourg Parliament by a Green group 
from which the Britishand the French are absent. 9 However, great social advances 
7 The fact that low-income households spend a higher percentage of their income on current consumption 
is irrelevant here. In the price of consumption, a consumer pays the VAT, thesocial contributions, the 
wages, the profits and even the tax on profit of the producers. 
8 Dreze et al., Reporl to the Commission of EU, 1994, mimeo. ~ 
9 \ The Green group nonetheless hopes to benefit in the renegotiation of 1996 from the support Of part of the 
social-democratic current (which 'signed Maastricht' in the name of Europe but wishes to see its social 
side develop) and various small parties which areagainst the Europe of Maastricht but would struggle to 
171 

are rarely made on the basis of parliamentary pressure alone. ean social move­
ments impose themselves in.1996 to enforce the inclusion of what was excluded in 
1994? The pessimism of reason (as Gramsci put it) would probably reply 'no'. Most 
European elites support the liberal-monetarist construction of Europe .. But at the be­
ginning of thetwentieth century, few socialists would have bet a penny on their own 
ability to transformcompetitive capitalism into social-:democratic welfare capitalism. 
Yet they tried. The optimism of will has same support in the experience ofthe past. 
see it develop in asocial direction. On 13 -July 1995, the European Parliament adopted aResolution for a 
Coherent EmploymentStrategy, which folIows, in a moderated form, the propositions made in this text. 
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Tarifpolitischer Ausschuß des Europäischen Metallgewerkschaftsbundes (EIYIB) 
Gewerkschaftspol'itik im Europa ohne Grenzen 1 
1 Tarifpolitik in den neunziger Jahren: Eine Welt im Wandel 
1.1 Einflüsse auf Tarifverhandlungen 
Tarifpolitik - Verhandlung und Aktion '- wird oft als Kernstück gewerkschaftlicher 
Praxis beschrieben. Sie ist und bleibt das wichtigste Mittel der Gewerkschaften zur 
Verbesserung der Löhne und der Arbeitsbedingungen ihrer Mitglieder und der Ar­
beitnehmer im allgemeinen. 
Die europäischen Metallgewerkschaften und ihre Tarifpolitik haben große Erfolge 
aufzuweisen. Sie waren in den Jahrzehnten nach dem 2. Weltkrieg eine der gesell­
schaftlichen und politischen Triebkräfte der Sozialreform, mit der eine beispiellose 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmer erreicht 
wurde. Die Tarifpolitik war in dieser Epoche einer der politischen Garanten wirt­
schaftlicher Stabilität bei Vollbeschäftigung. Sie hat für eine Beteiligung der Arbeit­
nehmer an den ökonomischen Fortschritten gesorgt, die Produktionswachstum und 
Massenkaufkraft im Gleichgewicht gehalten hat. In vielen Ländern wurde, den jewei­
\ , 
ligen nationalen Traditionen entsprechend und mit unterschiedlicher Beteiligung der 
Regierungen, ein höchst leistungsfähiges rechtliches und institutionelles System der 
tarifpolitischen Regulation aufgebaut. 
Mit dem Einsetzen der Weltwirtschaftskrise in den siebziger Jahren und ihren sich 
seitdem wellenförmig vollziehenden Zuspitzungen, die vor allem am, ungebrochenen 
Anstieg der strukturellen Arbeitslosigkeit abgelesen werden muß, ist das "Goldene 
Zeitalter" (Hobsbawm) der Nachkriegsepoche auch für die ·Tarifpolitik an sein Ende 
gekommen. Bei allen Unterschieden im Entwicklungsverlauf in den einzelnen Län­
dern führt der allgemeine und grundlegende Umbruch d~r wirtschafts-, sozial- und 
arbeitsmarktpolitischen Bedingungen überall zu tiefgreifenden Erschütterungen und 
Wandlungsprozessen der Tarifpolitik und ihren Strukturen. Dabei ist es nicht zuletzt 
die sich neuerdings beschleunigende Internationalisierung des Kapitals und die 
damit einhergehende Globalisierung der Produktionsstrukturen, die zur Aushöhlung 
und Schwächung der nationalen wirtschaftlichen und politischen Souveränität und 
damit auch der Tarifpolitik beiträgt und ihre länderübergreifenden Abhängigkeiten 
verstärkt. 
Alle diese hochgradig komplexen und umfassenden Prozesse sind unabgeschlos­
sen. Um so mehr bedarf es gründlicher historischer Analysen, um den weiteren Weg 
gewerkschaftlicher Tarifpolitik bestimmen zu können. Dabei muß diese die Arbeits­
losigkeit als das Hauptproblemder Zeit an den Anfang stellen ..' 
Dieser Text enthält Auszüge aus dem Bericht "Tarifpolitik im Europa ohne Grenzen" zur Vorlage an die 2. 
Tarifpolitische Konferenz des EMB, Brüssel, 24. und 25. Oktober 1996. Die vollständige deutsche Fas­
sung des Berichtes wurde von Helmut Schauer, IG Metall Vorstand, Abte,ilung Tarifpolitik überarbeitet. 
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1.2 Die70er und aOer Jahre: Anstieg der Arbeitslosigkeit 
Ende der 60er/Anfang der 70er Jahre begann sich das Wirtschaftswachstum sowohl 
in Europa als auch in den USA abzuschwächen. Obgleich in den USA für begrenzte 
Zeiträume wie 72/73, 76/78 und 83/85 Wachstumsraten in Höhe des Durchschnitts 
der 60er Jahre verzeichnet wurden, muß doch festgestellt werden, daß das allge­
meine,Wachstum sank. Dies trifft insbesondere auf Europa zu, wo die Wachstums­
raten erst in den Zeiträumen 70/73 und 88/89 erneut den Stand der 60er Jahre er­
reichten (Tab. 1 ). Auch die konjunkturelle Erholung nach der schweren Rezession 
1992/93 hat für eine kräftige Wachstumsbelebung nicht ausgereicht. 
Tab. 1: Wachstumsraten des Bruttosozialprodukts in der EU, den USA und 
Kanada in Prozent. 
1962 -1969 1970 -1977 1978 -1985 1986 ~ 1.993 
i 
EU 3,8 3,2 1,9 2,3 
USA 4,5 3,0 2,5 2,3 
Kanada 5,8 4,5 3,1 2,0 
1: In diesem Zeitraum wird die EU durch die EWG ersetzt. 

Quelle: OECD, Economic Outlook, various additions, Paris 

Die Abschwächung des WirtschaftswaChstums ging in allen Kontinenten mit der 
Entstehung und dem starken Anstieg von Arbeitslosigkeit einher. In Nordamerika 
(USA und Kanada) stieg diese seit Beginn der 70er Jahre bis zu einem traurigen 
Rekord von 9,5% anfangs der 80er Jahre (s. Abb. 1/Anhang). Ursache war in erster 
Linie nicht ein Rückgang des Beschäftigungswachstums, sondern vielmehr ein star­
kes Anwachsen des Arbeitskräfteangebots. Lediglich zu Beginn der 80er Jahre se­
hen wir einen starken Rückgang der nordamerikanischen Beschäftigung (s. Abb. 
2/Anhang). Nachdem nach 1983 das Beschäftigungswachstum der 70er Jahre er­
neut erreicht wurde, konnte die registrierte Arbeitslosigkeit in Verbindung mit einem 
verlangsamten Anstieg des Arbeitskräfteangebots bis Ende der 80er Jahre spürbar 
gesenkt werden. Allerdings ist festzustellen, daß sich die Beschäftigung zum grö~­
ten Teil aufgrund einer steigenden Zahl nicht-traditioneller schlecht bezahlter 
"Vollzeitarbeitsplätze" erhöhte. Das "Beschäftigungswunder" in den USA wurde auch 

. mit der Absenkung von Arbeitnehmereinkommen und der Entstehung einer "working 

poor", einer Schicht von Arbeitnehmern erkauft, die trotz Arbeit und Beschäftigung in 

Armut leben. 
Wie in Nordamerika ist auch in Europa in den 70er Jahren ein starker Anstieg der 
Arbeitslosigkeit zu verzeichnen (s. Abb. 3/Anhang). In den60er Jahren war der Be­
schäftigungszuwachs durch die Vollbeschäftigung und damit durch das Arbeitskräf­
teangebot begrenzt. Dagegen war die Stagnation der Beschäftigung in den 70er 
Jahren auf das rückläufige Wirtschaftswachstum zurückzuführen. Die Zahlen zeigen, 
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daß der Zuwachs der Arbeitslosigkeit hauptsächlich in de.n wirtschaftlichen Stag na­
tionsphasen erfolgte. Wie in Nordamerikastieg in dieser Periode das Arbeitskräfte­
angebot, doch das rückläufige Wirtschaftswachstum verhinderte einen ausreichen­
den Beschäftigungszuwachs. Das~Ergebnis war ein starker Anstieg der Arbeitslosig­
keit in Europa; Gleichwohl kann die unterschiedliche Beschäftigungsentwicklungin 
Nordamerika und Europa nur teilweise auf das höhere Produktionswachstum in 
Nordamerika zurückgeführt werden. Ebenso bedeutsam ist die Tatsache, daß die 
Arbeitsproduktivität in Europa stärker gestiegen ist und deshalb durch das Produkti­
onswachstum weniger Arbeitsplätze geschaffen wurden als in Nordamerika. 
Während die Arbeitslosigkeit in .den USA nach dem Jahr 1983 zurückging, stieg sie 
in Europa bis·zum Jahre 1986 auf einen Höchststand von 10.4%). Trotz steigendem 
Beschäftigungszuwachs gelang es auch im Zeitraum 1987/90 nicht, die Arbeitslosig­
keit auf das Vollbeschäftigungsniveau der frühen· 70er Jahre abzubauen2. Leider 
scheint sich im Gegenteil ein langfristiger Aufwärtstrend abzuzeichnen. Nach jedem 
Konjunkturabschwung blieb die Arbeitslosigkeit höher als nach dem vorherigen Ab­
schwung. 1994 erreichte die Arbeitslosigkeit in Europa die neue Rekordhöhe von 
11.5%. Auch die konjunkturelle Erholung im Zeitraum 1994-95 führte lediglich kurz­
fristig (in der ersten Hälfte 1995) zu einem Rückgang der Arbeitslosigkeit in Europa. 
Trotz uneinheitlicher Entwicklung in den einzelnen Ländern muß seit Ende 1995 ein 
erneuter Anstieg der Arbeitslosigkeit in der Europäischen Union insgesamt festge­
stellt werden. 
Dabei hat sich das Problem der Arbeitslosigkeit durch die Entwicklung ihrer Zusam­
mensetzung noch zusätzlich verschärft,denn mit ihrem allgemeinen Anstieg nahm 
auch die strukturelle Langzeitarbeitslosigkeit zu, so daß' diese inzwtschen in vielen 
EU-Ländern mehr als 50% der Arbeitslosigkeit insgesamt ausmacht. Arbeitslosigkeit 
ist daher zweifellos nach wie vor das größte soziale und wirtschaftliche Problem in 
der EU und damit auch inden meisten Mitgliedsländern. 
Daß die negative Beschäftigungsentwicklung in der Metallverarbeitung kräftig. zur 
Arbeitslosigkeit in Europa beigetragen hat, zeigt Tabelle 2. Nur in Deutschland und 
in Dänemark hatte die Metallverarbeitung 1993 noch etwas mehr Beschäftigte als 
1980. In den r:neisten Ländern ist die Anzahl der Metallbeschäftigten um ein Viertel 
bis ein Drittel ihres Standes von 1980 "geschrumpft. Und seit 1993 n1uß nun auch in 
Deutschland ein dramatischer Beschäftigungsrückgang in der Metallindustrie fest­
gestellt werden. 
In den 7Der und aDer Jahren gab es, was das Problem der Arbeitslosigkeit anbelangt,' einige Ausnahmen, 
wie Sch'vYeden und Österreich .. 
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Tab. 2: Beschäftigte in der Metallverarbeitung (Index 1980 =100) 
Land 1980 1990 1991 1992 1993 
Österreich 100 95 96 95 
--
Belgien 100 86 85 86 -­
I Dänemark 100 113 111 110 101 
Finnland 100 90 82 74 69 
Frankreich 100 84 84 81 77 
Deutschland 100 107 110 108 107 
Italien 100 84 82 78 73 
Niederlande 100 96 ~5 93 93 
Norwegen 100 78 76 78 76 
Portugal 100 84 83 78 72 ! 
Spanien 100 102 99 -­ --
Schweden 100 102 95 84 75 
Großbritannien 100 76 71 69 66 
Quelle: OECD' Standatabase 
1.3 Entwicklungen in den 90er Jahren 
Zwischen 1991 und Ende 1993 kam' es in Europa zu' der stärksten Rezession seit 
dem Zweiten Weltkrieg, die im Tiefpunkt 1992/93 mit Ausnahme des Vereinigten 
Königreichs alle EU-Länder erfaßte. Dagegen war im gleichen Zeitraum ein starker 
Aufschwung der US-Wirtschaft zu verzeichnen. 
Eine der verschärfenden Ursachen der Rezession muß in der Erhöhung der Real­
zinssätze in Europa gesehen werden. Ausgelöst wurde diese durch die Anhebung 
der Realzinsen durch die Deutsche Bundesbank, die damit auJ die inflationsverstär­
kenden Effekte reagierte, die von den staatlichen Ausgabensteigerungen infolge der 
deutschen Wiedervereinigung ausgelöst wurden. Dies führte wegen der währungs­
politisehen Vormachtstellung der Deutschen Bundesbank zum Anstieg der Zinsen in 
allen europäischen Ländern. 
Die Metallindustrie lag im Zentrum der europäischen Krise. Sie erlitt einen dramati­
schen Rückgang der Produktion, angeführt von Deutschland mit einem Minus von 
14% (Tab. 3). 
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Prod. Beschäftig. Prod. Beschäftig. Prod. Beschäftig. 
EU 0,4 - 3,0 - 4,5 -7,2 ~ 8,7 - 9,0 
USA 5,4 2,0 8,6 - 0,4 13,9 -2,3 
. Japan 0,9 1,0 - 0,7 - 2,1 -14,4 -2,8 . 
Deutsch land 
1 
0 ,6 - 1 0 , , - 9,7 - 3,3 - 14,1 - 5,0 
Frankreich ' - 0,2 -2,0 - 5,9 - 8,0 ~ 10,3 - 8,9 
I Italien - 0,5 - 0,5 ;.. 4,'8 -11 (1) -10,5 
Großbritannien 1,7 i - 3,1 10,7 - 9,6 - 1,6 -14,2 
Quelle: OECD, Main Economic Indicator of Industrial activity, (1): Eurostat 
Größte Verlierer der Rezession waren die Arbeitnehmer. Millionen verloren ihren 
Arbeitsplatz (Tab. 3); in einigßn EMB-Ländern mußten Reallohnverluste hingenom­
men werden, in anderen Ländern stagnierten die Reallöhne. Ein Beschäftigungsab­
bau von nicht weniger als 9.0 % belegt die verheerenden Auswkkungender Rezes­
sion auf die europäische MetaUindustrie. Dabei hatten Frankreich und das Verei­
nigte Königreich die höchsten Verluste zu verzeichnen. 
Im Laufe des Jahres 1994 und im ersten Halbjahr 1995 erholten sich die europäi­
schen Wirtschaften. Wiederum war die Metallindustrie wegweisend, diesmal jedoch 
in positiver Richtung (Tab. 4). Leider ging diese Erholung in der Metallindustrie nicht 
mit einem Beschäftigungs-wachstum einher. Viele Unternehmen setzten die Um­
strukturierung ihrer Produktionsprozesse fort und bauten weiter Arbeitsplätze ab (s. 
Tab. 4. Erst im Verlaufe des Jahres 1995 wurde in einigen Ländern (z.B. den Nie­
derlanden) der Beschäftigungsrückgang gestoppt. 
Während die Hoffnung auf erneute Beschäftigungszuwächse im Laufe des Jahres 
1995 noch wuchs, schwächte sich der Wirtschaftsaufschwung am Jahresende be­
reits wieder ab. Die Exportzuwächse gingen im zweiten Halbjahr 1995 zurück, die 
Investitionen stiegen nur mäßig, die Verbrauchsnachfrage sank mangels Kaufkraft 
und die Staatsausgaben gerieten Ende 1995 aufgrund der strengen Maastricht-Kri­
terien unter zusätzlichen Druck. Anfang 1996 wurden die Nachrichten von negativen 
Korrekturen der Wachstumsprognosen für 1996 beherrscht. Die Aussicht auf einen 
Zuwachs des BIP von mehr als 2% wurde mit jedem Tag unrealistischer. 
177 







Prod. Beschäftig Prod. Beschäftig. Prod. Beschäftig. 
EU 2,-9 - 0,4 4,5 - 2,6 5,4 - 3,8 
USA 4,1 3,2 6,0 '-2,4 9,7 -2,3 
Japan 0,5 <; 0,1 0,9 - 2,2 1,6 - 3,6 
, 
Deutschland 2,9 -1,3 3,3 -7,2 41 3 -7,9 
Frankreich 2,9 0,5 4,9 -1,9 5,3 - 2,4 
Italien 2,2 -1,8' 6,2 - 5,5 7,0 
Großbritannien 3,9 0,3 4,2 - 0,3 6,3 -1,3 
Quelle: OECD, Main Economic Indicator of Industrial activity 
1.4 Hat Asien Europa abgelöst? 
Während Nordamerika und besonders Europa in den 70er und 80er Jahren mit 
schwerwiegenden sozio-ökonomische'n Problemen konfrontiert waren, k€3m es in Ja­
pan und den DAE-Länder (Dynamic Asean Economies)3 zu erner positiven wirt­
schaftlichen Entwi,cklung. Japan erreichte bereits in den 60er Jahren sehr hohes 
Wirtschaftswachstum; 9iesem hohen Wachstum in Japan folgten sodann in den 80er 
Jahren die DAE-Länder. Unter Ausnutzung ihrer schlechten Arbeitsbedingungen 
konkurrierten diese Länder auf den Weltmärkten zunächst mit immer mehr Billigpro­
dukten und sodann mit Produkten höherer Qualität. Der wachsende Handel mit 
Asien ist, ebenso wie der rasch zunehmende Handel zwischen den Ländern Nord­
amerikas und Europas, ein bezejchnendesM,erkmal für die Globalisierurng der Wirt..; 
schaft. 
Es wäre jedoch zu einfach, wollte man in der starken wirtschaftlichen Expansion in 
den asiatischen Ländern die Ursache für den strukturellen Wachstumsrückgang in 
den USA und insbesondere in Europa sehen. Dafür haben die Importe aus diesen 
Ländern einen viel zu geringen Umfang.4 Für die OECD~Region (in der Europa und 
die USA dominieren) belaufen sich die Importe aus Niedriglohnländern nur auf 1,5% 
der Ges~mtausgaben in diesen Ländern. Hinter diesen gesamtwirtschaftlichen Da­
tensind jedoch durchaus unterschiedliche Entwicklungen in der Wettbewerbslage 
3 Zunächst waren dies Südkorea, Hongkong und Taiwan: DAE 1. In jüngster Zeit kamen Malaysia, Indo­
nesien, Thailand und die Philippinen hinzu: DAE 2. 
4 Siehe OECD, 1994, Jobs Study, S. 28, Paris. 
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einzelner Branchen festzustellen. Der Automobil- und der Textilsektor z.B. stehen 
unter starken Einflüssen des asiatischen Wettbewerbs~ Generell unterliegen die In­
dustriesektoren stärkeren Einwirkungen als andere Teile der Wirtschaft. Diese füh­
ren zwar zu negativen Auswirkungen auf die Nachfrage nach unqualifizierten Ar­
beitskräften in Europa und den USA, sie sind jedoch laut OECD zu gering, um als 
Ursache für die Arbeitslosigkeit ins Gewicht zu fallen. Sie werden größtenteils durch 
Arbeitsplätze ausgeglichen, die durch Mehrausfuhren von Produkten geschaffen 
werden, die qu~lifizierte Arbeitskräfte erfordern.5 Allerdings verstärkt der Abbau von 
Arbeitsplätzen' mit niedrigen Qualifikationsanforderungen zugleich die beunruhi­
gendste Form der europäischen Arbeitslosigkeit: die Langzeitarbeitslosigkeit. 
Neben der Ausweitung des Welthandels führt die Globalisierung in der Tat auch zu 
Standortverlagerungen hauptsächlich von Unternehmensteilen '(Outsourcing) in 
Niedriglohnländer. Die Gewerkschaften stehen solchen Transfers in der Regel 
machtlos gegenüber . 
. Gleichwohl bleibt auchhier festzustellen, daß der Umfang dieserAuslagerungen zu 
niedrig bleibt, als daß darin eine wesentliche Ursache für die Verschlechterung der 
Wachstumsraten in Europa und für den Anstieg der Arbeitslosigkeit gesehen werden 
könnte. 6 
1.5 Ursachen der Arbeitslosigkeit in Europa 
Spätestens seit der Rezession zu Beginn der aDer Jahre wird in unzähligen Diskus­
sionen. nach den Gründen für den steilen Anstieg der Arbeitslosigkeit in Europa ge­
fragt. Von konservativ-neoklassischen Ökonomen wird sie auf hohe. Arbeitskosten 
zurückgeführt. Für andere bleibt die ungenügende Steigerung d.er Nachfrage aus­
schlaggebend. Häufig wird ferner auf eine Diskrepanz zwischen der Qualifikation der 
Arbeitskräfte und der Nachfrage nach Arbeitskräften hingewiesen. Wenn die Ursa­
che~ der Arbeitslosigke'it unverstellt geklärt werden sollen, muß zunächst nach der 
unzureichenden Beschäftigungsentwicklung gefragt werden. 
Das Beschäftigungsvolumen wird durch den Umfang der Arbeitskräftenachfrage und 
das Angebot auf dem Arbeitsmarkt bestimmt. Mängel des Arbeitskräfteangebots 
können dazu führen, daß die Arbeitskräftenachfrage nicht in jedem Fall zu Neube­
schäftigung führt und Arbeitsplätze nicht besetzt werden. Selbst bei hoher Arbeits­
losigkeit kann dieses Problem auftreten, wenn z. B. eine Reihe von Arbeitslosen 
nicht über die geeigneten Qualifikationen für die offenen Stellen verfügen. Diese 
Form der Arbeitslosigkeit zeigt sich,' wenn trotz hoher Arbeitslosigkeit viele offene 
Stellen vorhanden sind, die nur schwer besetzt werden können. 7 
Gewöhnlich wird die Arbeitslosigkeit auf drei Ursachen zurückgeführt. 
5 Siehe OECD, 1994, Jobs Study, S. 28, Paris. 
6 Dies wird errechnet auf der Grundlage der direkten ausländischen Nettol'nvestitionsströme,· einschließlich 
neuer Produktionseinheiten. Siehe OECD, Jobs Study, S. 28, Paris. 
7 Dies bedeutet nicht, daß der Arbeitsmarkt keine Mängel aufweist, wenn nur wenige unbßsetzte Stellen 
vorhanden sind. Denn auch wenige unbesetzte Stellen können das, Ergebnis einer geringen Arbeitskräf­
tenachfrage bilden. Dies tritt in Rezessionszeiten ein. 
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• 	 Der Mangel an Kaufkraft und Nachfrage und demzufolge die Begrenzung der 
Produktion. 
,. 	 Der Pro9uktivitätswettbewerb und die mit den Arbeitskosten korrespondierende' 
Substitution von Arbeit; was dazu führt, daß bei gleicher Produktion weniger Per­
sonal gebraucht und Arbeitskräfte durch Maschinen ersetzt werden. ' 
• 	 Mögliche Qualifikations-Diskrepanzen zwischen Arbeitskräftenachfrage und Ar­
beitskräfteangebot. 
Interessant ist hier die Frage, welche Rolle diese drei möglichen Ursachen der Ar­
beitslosigkeit im Europa der 7Der, aDer und zu Beginn der 9Der Jahre spielen. Nach 
der neoliberalen Ideologie des freien Marktes sind hohe Löhne und ein inflexibles 
Arbeitskräfteangebot für die hohe Arbeitslosigkeit in Europa verantwortlich. DiE? 
Rolle der unzureichenden (Markt-)Nachfrage nach Produkten wird ausgeklammert, 
da sie sich nicht in die neoliberale Ideologie einfügt. Dementsprechend bleiben 
selbst die Daten unberücksichtigt, die den engen Zusammenhang zwischen Produk­
tionsentwicklung und Arbeitslosigkeit zeigen und die Rückführung der hohen Ar.., 
beitslosigkeit auf die sogenannte Rigidität der Arbeitsmärkte widerlegen. 
Tatsächlich ist eine exakte Berechnung über den Umfang unmöglich, in dem die ge­
nannten drei Ursachen zur Arbeitslosigkeit beitragen. Inzwischen liegen jedoch eini­
ge Untersuchungen vor, die diese Einflüsse eingehender zu beleuchten suchen. 
1995 legte die Ewropäische Kommission eine Untersuchung vor, die eine quantitati­
ve Trennung zwischen drei Arten von Arbeitslosigkeit vornimmt. 
1. 	 Arbeitslosigkeit aufgrund einer zu geringen Auslastung der bestehenden Produk­
tionskapazitäten, verursacht durch rückläufige Nachfrage auf dem Markt. 
2. 	 Arbeitslosigkeit aufgrund zu geringer Investitionen in zusätzliche Kapazitäten, die 
darauf zurückgeführt werden, daß die Unternehmen keine ausreichenden Nach­
fragesteigerungenoder niedrige Profite wegen hoher Arbeitskostenerwarten. 
3. 	 Arbeitslosigkeit aufgrund ,von Mängeln auf dem Arbeitsmarkt. Die Ergebnisse 
werden in Tabelle 5 gezeigt. 
Nach dieser Untersuchung stellt die Arbeitslosigkeitaufgrund von Mängeln auf dem 
Arbeitsmarkt bis Anfang aDer Jahre die bedeutendste Ursache für die Arbeitslosig­
keit dar. In der Folgezeit verschärften' sich die Arbeitslosenprobleme dramatisch. Der 
starke Anstieg der Arbeitslosigkeit anfangs der aDer Jahre geht stark auf die Unter-
I 
auslastung der Kapazitäten infolge unzureichender Nachfrage zurück. Zugleich 
steigt jedoch -' nach den Kriterien dieser Untersuchung - auch die Arbeitslosigkeit 
aufgrundzL:J geringer Investitionen. 
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1972 0,1 0,4 2,4 2,9 
1973 0,0 0,1 2,5 2,6 
1974 0,1 0,1 2,6 2,8 
1975 1,4 0,0 2,7 4,1 
1976 1,8 0,0 2,9 4,7 
1977 0,9 1,1 3,0 5,0 
1978 0,8 1,4 3,1 5,3 
1979 ' 0,6 1,5 3,3 5,4 
1980 0,8 1,8 3,4 6,0 
1981 2,1 2,1 3,5 7,7 
1982 2,8 
. 
2,5 3,7 9,0 
1983 2,2 3,9 3,8 9,9 
1984 1,6 5,0 3,9 10,5 
1985 1,0' 5,8 4,0 10,8 
1986 0,6 6,1 4,0 10,7 
1987 0,3 6,0 4,1 10,4 
1988 0,1 5,5 4,2 9,8 
1989 ,0,1 4,7 4,2 9,0 
1990 0,1 4,1 4,2 8,4 
1991 0,5 4,0 4,2 8,7 
1992 1,2 4,1 4,1 9,4 
1993 1,9 4,6 4,1 10,6 
1994 2,1 4,8 4,0 10,9 
Quelle: European Economic, Annual Econ0rTIic Report for 1995, Nr. 59, S.127 -.147,1995 
Nachdem Europa im Laufe des Jahres 1983 die Rezession überwunden hatte, ging 
die Arbeitslosigkeit wegen zu geringer Auslastung der Kapazitäten zurück und fiel 
Ende der 80er Jahre praktisch auf Null. Parallel dazu stieg jedoch die von mangeln­
der Investitionstätigkeit verursachte Arbeitslosigkeit bis 1987 weiter an und ging da­
nach nur teilweise zurück. Arbeitslosigkeit aufgrund von Mängeln des Arbeitsmark,.. 
tes verblieb auf dem hohen Stand von 4,0%, der 1985 erreicht wurde. Anfang der 
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9Der Jahre war der Anstieg der Arbeitslosigkeit sowohl auf die Unterauslastung der 
Kapazitäten als auch auf die schwache Investitionstätigkeit zurückzuführen. Die Ar­
beitgeber und manche Regierung~f1 wollen die Ursache für die tiefgreifende Rezes~ 
sion von 1991-1993 in dem "zu hohen" Lohnniveau sehen. Tatsächlich zeigt jedoch 
deLstarkeAnstieg der Arbeitslosigkeit aufgrund zu geringer Auslastung der Kapazi­
täten, daß die Rezession 1992/93 hauptsächlich durch' die unzureichende Nach­
frage verursacht wurde. 
Wenn die Arbeitslosigkeit hochgradig durch zu geringe Kapazitätsauslastung 

. (Anfang der aDer und der 9Der Jahre) und durch zu niedrige, teils durch unzurei­

chende Nachfrage gedämpfte Investitionen verursacht wird, dann muß auch darauf 

gedrungen werden, daß die Politik der Gesamtnachfrage mehr Bedeutung beimißt. 

Leider muß festgestellt werden, daß die Haushaltspolitiken der meisten europäi­

schen Länder seit Anfang der aDer Jahre hnmer restriktiver wurden. Seit 1992 wurde 

durch die in Maastricht vereinbarten Kriterien für die Währungsunion der Druck zur 

Ausgaben- und damit auch zur Nachfragesenkung auf die Regierungen noch ver­
. stärkt. 
Hinzu kommt die zu strikte Währungspolitik in Europa, (EWS). Im Rahmen dieses 
Systems' hat die Deutsche Bundesbank eine beherrschende Rolle. Sie . bestimmt die 
Höhe derZinsraten, so daß andere Länder praktisch keine Möglichkeit haben, von 
der Politik der Bundesbank abzuweichen, wenn sie ihre Währungskurse stabil halten 
wollen. Die gegenwärtige Geldpolitik ist weitgehend problemlos. Da die Deutsche 
Bundesbank jedoch bereits auf schwache Inflationstendenzen zu empfindlich rea­
giert, hat sie in den aDer und Anfang der 9Der Jahre hohe Realzinsen gefördert: Ne­
ben den negativen Auswirkungen dieser Politik auf Investitionen f9hrte dies zu ei­
nem äußerst hohen Wechselkurs der D-Mark und 'der Währungen der Länder, die 
sich als die "loyalsten Schüler" der Bundesbank verhalten. Diese nachhaltigen Er­
höhungen ihrer Währungskurse hat die Wettbewerbsfähigkeit der Metallindustrie in 
diesen Ländern beeinträchtigt. Obgleich Länder (wie die Niederlande), die dafür be­
kannt sind, daß sie stets der Zinspolitikder Bundesbank folgen, dafür "belohnt" wer­
den, indem ihre Zinsraten die deutschen nicht überschreiten, ändert dies nichts an 
der Tatsache, daß die deutsche Zinsen im internationalen Vergleich keineswegs 
niedrig liegen. In den USA,wo die Zentralbank stärker mit dem Problem der Arbeits­
losigkeit konfrontiert ist, lag die durchschnittliche Realzinsrate seit 1979 niedriger 
als in Deutschland.8 
So hat neben der restriktiven staatlichen Haushaltspolitik auch die Geldpolitik zu 
dem unzureichenden Wachstum der Gesamtnachfrage inden aDer und 9Der Jahren 
beigetragen. 
Viele europäische Regierungen vertreten die Auffassung, daß eine expansivere 
Haushaltspolitik (z.B. höhere staatliche Investitionen oder niedrigere Steuern) das 
Wirtschaftswachstum nicht steigern würden. Als Argument~ wird vorgebracht, daß die 
positiven Effekte expansiver Haushaltspolitik auf Produktion und Beschäftigung 




durch höhere Importe in anderentändern versickern würden. Zunächst muß fest~ 
gestellt werden, daß dieses Argument häufig übertrieb~n ist. So bewies beispiels­
weise die dänische Wirtschaft 1994 trotz hoher Importquoten, daß eine expansion i­
stischere Politik durchaus erfolgreich sein kann. Während im. übrigen Europa die 
konjunkturelle Erholung mit einem durchschnittlichen Wachstum von 2.7% verhält-, 
nismäßig bescheiden ausfiel, verzeichnete Dänemark ein Wachstum von 4.5%. Die­
ses Wachstum wurde - wie auch die OECD feststellt - durch eine insgesamt höhere 
Nachfrage bewirkt, die durch Steuererleichterungen gefördert wurde. Die Erholung 
ermöglichte innerhalb eines Jahres einen Abbau der Arbeitslosigkeit um 2%! Dabei 
führte die expansionistischere Haushaltspolitik nicht zu einem höheren staatlichen 
Haushaltsdefizit, vielmehr trug das starke Wachstum zu seinem Abbau bei. 
Der Fall Dänema'rk zeigt, daß die staatliche Haushaltspolitik nach wie vor eine wich­
tige Rolle im Kampf gegen die Arbeitslosigkeit spielen kann und muß. Diese wäre 
um so wirkungsvoller, wenn alle europäischen Regierungen ihre Politiken in diesem 
Sinne koordinieren würden. Verfolgen alle Länder eine expansionistische Politik, 
dann können höhere Importe jeweils durch höhere Exporte kompensiert werden. Aq­
ders gesagt, die Regierungen müßten endlich erkennen, daß die europäischen Län­
der im wesentlichen von den anderen europäischen Ländern abhängen. 2/3 der Ge­
samtausfuhren der europäischen Länder verbleiben in Europa, und ca. 90% der Ge­
samtproduktion innerhalb der Union. Deshalb könnte Europa weitgehend sein eige­
nes Wachstum fördern! Ohne expansionistischere, europaweit koordinierte staatli­
che Haushaltspolitik kann die Arbeitslosigkeit nicht wirksam bekämpft werden. Die­
ser Kampf muß aber Vorrang vor den monetären Stabilitätskriterien für die Europäi­
sche Währungsunion erhalten, die den Regierungen eine restriktive, krisenverschär­
fende Politik aufzwingen. 
1.6 Die Antwort der Metallgewerkschaften auf die Arbeitslosig~eit 
Selbstverständlich hat der strukturelle Rückgang der Wachstumsraten seit den .70er 
Jahren starken Einfluß auf die Tarifpolitik und ihre Ergebnisse. Die Tarifpolitik hat 
sich stärker auf die Arbeitslosigkeit, konzentriert. Seit der Rezession zu Beginn der 
90er Jahre hat sich der negative Einfluß der wachsenden Arbeitslosigkeit, auf die 
gewerkschaftliche Politik verstärkt. Obgleich die Löhne seit 1990. in den meisten 
Ländern noch gestiegen sind, blieben die Zuwächse doch sehr schwach. Der Wen­
depunkt trat in den meisten Länder in den Jahren 1991-92 ein. Seitdem sanken die 
Lonnerhöhungen teils bis unter die Inflationsrate und in einigen Fällen wurden die 
Löhne sogar vollständig eingefroren. 
Gleichzeitig gingen die Gewerkschaften mehr und mehr mit Forderungen zur Be­

kämpfung der Arbeitslosigkeit in die Tarifverhandlungen. Diese Forderungen zielen 

, auf die Schaffung von Arbeitspl~tzen durch Umverteilung der Arbeit. Dazu gehört die 

Forderung nach größeren Möglichkeiten für freiwillige Teilzeitarbeit. Eine' wichtige 

Rolle spielten Forderungen nach Bildungs- und nach berufsbildenden Maßnahmen, 

die zur Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplätzen beitragen sollten. Populärer 

wurden Maßnahmen zur Arbeitszeitverkürzung. So wurde der Verkürzung der Le­
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bensarbeitszeit ,durch Vorruhestandsregelungen, zeitweiligen Arbeitsunterbrechun­
gen, Elternurlaub etc. zunehmende Aufmerksamkeit gewidmet. 
In den aDer Jahren standen generelle Arbeitszeitverkürzungen vielfach im Zentrum 
des gewerkschaftlichen Kampfes gegen Arbeitslosigkeit. In den 9Der Jahren kam es, 
ausgenommen die stufenweise Einführung der 35-Stunden-Woche bis 1995 in der 
westdeutschen Metallindustrie und einigen geringfügigen Verkürzungen (Osteuropa, 
Italien und Portugal) zu keinen weiteren tarifvertraglichen Arbeitszeitverkürzungen. 
Generelle Arbeitszeitverkürzungen bleiben jedoch nach wie~vor das prioritäre Ziel 
für die Politik zahlreicher Gewerkschaften. 
Schließlich sollte nicht unerwähnt bleiben, daß jede europäische Metallgewerkschaft 
in den letzten Jahren zu unterschiedlichen Zeitpunkten und mit nlehroder weniger 
Erfolg um den Erhalt von Arbeitsplätzen gekämpft hat. Dafür wurden vielfach. und 
widerwillig oft harte Einschnitte, wie Lohnkürzungen, Arbeitszeitverkürzungen ohne 
Lohnausgleich, flexible Arbeitszeiten etc. akzeptiert. Kurz, die Gewerkschaften 
. spielten eine defensive Rolle. 
Auf anderen Feldern konnten einige Verbesserungen erzielt werden. Darunter Ver­
besserungen des sozialen Statuts (z.B. in Dänemark, den Niederlanden... ),' die An­
gleichung des Statuts von gewerblichen Arbeitnehmern und Angestellten (z.-8. Bel~ 
gien, Österreich, ... ) und die (Re)Organisafion der Kollektivverhandlungsstrukturen 
(Osteuropa). 
1.7 Die Politik der europä.ischen Regierungen 
Alle Regierungen in Europa proklarTlieren ebenso wie die KOITlmission der EU die 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und die Förderung von Beschäftigung als vorrangi­
ges Ziel ihrer Politik; Dieses Ziel soll durch die Verbesserung der Wettbewerbsfä­
hig~eit der einzelnen Unternehmen, der jeweiligen nationalen Wirtschaft und der eu­
ropäischen Wirtschaft insgesamt erreicht werden. Deshalb wurden in vielen Ländern 
direkte Unterstützungsniaßnahmen für die Unternehmen in Form von Steuer- und 
Abgabenentlastungen, Subventionen usw. getroffen. 
Diese Politik ignoriert allerdings die Tatsache, daß sich die Wettbewerbsfähigkeit 
eines Unternehmens, einer Region oder eines Landes ~einesfalls verbessert, wenn 
alle Mitbewerber dieselbe Politik der Senkung der Produktionskosten verfolgen'. Da 
die Europäer für sich selbst die wichtigsten Konkurrenten sind, treibt diese Politik 
der Wettbewerbsverschärfung zur Dämpfung der wirtschaftlichen Entwicklung und, 
zum sozialen ,Abbau in EuroP?l. Sie löst die Krise nicht, sondern verschärft sie. 
I 
Tatsächlich hat die neoliberale Politik der Wettbewerbsförderung auf zweifache' 
Wei,se zum Anstieg der Arbeitslosigkeit beigetragen: 
Einmal fördert sie mit der Verschärfung der Konkurr,enz den Druck zur rigorosen Ein­
sparung von Arbeitskräften. Zum anderen drosselt sie mit den Staatsausgaben und 
der Umverteilung zugunsten der großen, sparfähigen Einkommen die kaufkräftige 
Nachfrage und somit die wirtschaftliche Entwicklung insgesamt. 
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Damit verstrickt sich diese Politik in einen circulus vitiosus, der die Krise verschärft. 
Es ist dieser circulus vitiosus, der die gegenwärtige wirtschaftliche und politische 
Lage in Europa pragt. Einerseits wird die ohnehin schon schwache Konjunktur und 
damit auch die Beschäftigung durch die Dämpfung der Konsumnachfrage zusätzlich 
gedrosselt. Andererseits schwächt die depres,sive wirtschaftliche Lage auch das 
Steueraufkommen mit der Folge wachsender staatlicher Finanzierungsprobleme. 
Diese werden durch weitere Einsparungen in den Staatshaushalten "gelöst", die 
dann wiederum konjunkturdämpfend wirken, usw .. 
Dieser fatale Zirkel verstärkt die ökonomischen Tendenzen, die zur Arbeitslosjgkeit 
führen. Er schwächt zugleich die staatlichen Ressourcen zur Bekämpfung und zur 
sozialen Absicherung der Arbeitslosigkeit. Nach der Logik dieser Politik treffen die 
staatlichen Sparmaßnahmen hauptsächlich die soziale Infrastruktur (Bildung, Ge­
sundheit ete.) und die sozialen Sicherungen. So wird noch zusätzlich der Abbau zu­
kunftsbezogener Arbeitsplätze in den öffentlichen Sektoren und die Reduzierung der 
staatlichen Maßnahmen betrieben, mit denen die sozialen Schäden der Arbeitslo­
sigkeit abgemildert werden. 
So gerät diese Politik mehr und mehr in eine selbstverschuldete Falle, in der sie sich 
ideologisch zunehmend verhärtet und zu immer restriktiveren Maßnahmen- greift. In 
vielen europäischen Ländern muß in den 90er Jahren eine massive Radikalisierung 
neoliberalistischer Positionen bei den herrschenden wirtschaftlichen und politischen 
Gruppen festgestellt werden. So geht - allen Lippenbekenntnissen zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit zum Trotz - der größte Teil der europäischen Regierungen da­
von aus, daß der Staat nicht in der Lage ist, Vollbeschäftigung zu schaffen. Sie 
flüchten in eine Politik der wirtschaftspolitischen Verantwortungslosigkeit. Die Ar­
beitslosigkeit soll durch den Rückzug des Staates- und die marktradikale Entfesse­
lung der Wirtschaft zum Verschwinden gebracht 'werden. 
Vollbeschäftigung war einer der Eckpfeiler der Sozialpakte,di'e nach dem 2. Welt­
krieg zu einer beispiellosen Prosperitätsperiodein Westeuropa geführt haben. 
Recht auf Arbeit, Kampf gegen Armut, Schutz geg'en soziale Risiken und Förderung 
sozialer Chancengleichheit, das waren die Grundlagen dieser Politik. Dieser Sozial­
pakt wird mit jeder weiteren Verschärfung der Wirtschaftskrise von den Arbeitgebern 
und zunehmend auch von der herrschenden Politik radikaler in Frage gestellt. Der 
Anspruch auf Arbeit wird in einem Europa, mit einer offiziellen Arbeitslosigkeit von 
über 10 %, zu einer hohlen Phrase und die Systeme der sozialen Sicherung geraten 
mehr und mehr unter Druck. Sie werden als zu teuer, als unwirksam und übertrieben 
diffan1iert und sollen durch private Vorsorgen ersetzt werden, obwohl eindeutig 
nachgewiesen ist, daß diese weniger effektiv und teurer ist. Für die neoliberale Poli­
tik wird der Wohlfahrtsstaat zur bloßen Wettbewerbsverzerrung und zum Hindernis 
, für eine weltweite freie Marktwirtschaft. 
Die Arbeitgeber haben wenig Interesse an der energischen Bekämpfung der Arbeits­
losigkeit, da diese dazu beiträgt) das Niveau der Arbeitskosten niedrig zu halten. 
Dieser Interessenlage entspricht auch die neoliberale Politik, die sich zunehmend 
deutlicher nicht auf die Beseitigung, sondern auf die Umverteilung und Ausgrenzung 
derArbeitslosigkeit richtet. Durch Abbau der sozialen Sicherungen und die Öffnung 
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der Mindestlohn-Standards soll das Problenl der Arbeitslosigkeit wirtschaftlich ent­
schärft und in eine Zone der working poor" der Armut und der ungesicherten, 
schlechtbezahlten Überlebensjobs abgedrängt werden. 
2 An der Schwelle zum Jahr, 2000: Aussichten der Metaligewerk­
schaften 
Die' europäischen Gewerkschaften wurden in den letzten Jahren mit zahlreichen 
Problemen konfrontiert. Die wirtschaftliche Konjunkturerholte sich nach der Rezes­
sion der frühen 90er Jahre nur langsam und schwach. ~ Wirtschaftliches Wachstum 
resultierte überwiegend aus der Steigerung der Exporte, doch die großen europäi­
schen Verbrauchermärkte zogen nicht nach. Die Konsumnachfrage blieb verhalten, 
nicht zuletzt wegen der hohen und weiter ansteigenden Arbeitslosigkeit. Die kon­
junkturelle Erholung erwies sich ebenso wie die Investitionen eher als produktivitäts­
denn als arbeitskräfteintensiv. Optimistische Prognosen, die für die zweite Hälfte der 
90er Jahre ein stetiges mittelfristiges. Wachstum von 3 bis 3,5 % voraussagten - also 
die Zuwachsraten, die für einen wirklichen Beschäftigungsanstieg erforderlich wären 
- erwiesen sich schnell als verfrüht. 
Wettbewerb war und ist das Schlüsselwort der Wirtschaftspolitik, die in den meisten 
Ländern der EU verfolgt wird. Wachstum und Beschäftigung sollen durch mehr In­
vestitionen erreicht werden. Daher ist die Förderung und Sicherung hoher Kapital­
renditen, durch die sich die private Investitionsneigung verbessern soll, das Haupt­
ziel dieser Politik. Zugleich wurde die ohnehin sinkende Investitionsrate jedoch 
durch die hohe Rentabilität kurzfristiger Finanzanlagen zusätzlich geschwächt. 
Hinzukam, daß die produzierende Wirtschaft durch die teuren Investitionskredite 
noch stärker in die Abhängigkeit der Finanzmärkte geriet, wodurch sich der Druck 
zur Effektivitätssteigerung (höhere Produktivität mit weniger Arbeitskräften) weiter 
verstärkte. 
Diese Politik führte schon im vergangenen Jahrzehnt zu umfassenden Reorganisa­
tionen der Produktivitätsstrukturen und zur Umverteilung der Einkommen in ganz 
Europa. Der Anteil der Arbeitnehmer am Volkseinkommen (Lohnquote) sank und 
damit auch die Kaufkraft. Wir haben bereits im ersten Kapitel gezeigt Diese Politik 
führt nicht zu mehr Beschäftigu~g. Eine Wirtschaftspolitik, die mehr Beschäftigung 
schaffen will, müßte unter anderem die Binnennachfrage durch Stärkung der Mas­
senkaufkraft beleben. 
Hohe Arbeitslosigkeit, Dämpfung der Nachfrage, steuerliche Entlastungen für Kapi­
taleinkommen usw. führten bei insgesamt depressiver wirtschaftlicher Entwicklung 
zur weiteren Schwächung der Staatshaushalte. Die Staatsverschuldung stieg in al­
len Ländern, wodurch zugleich die staatlichen Ressourcen für eine effektive Be"­
schäftigungspolitik reduziert wurden. Die Regierungen nahmen Einschnitte in die 
Staatshaushalte und Eingriffe in die sozialen Sicherungssysteme vor, die die Be­
schäftigung minderten und die Unsicherheit verstärkten. 
Wird diese Wirtschaftspolitik beibehalten, dann droht sich die wirtschaftliche und 
soziale Lage in Europa in den komnlenden Jahren weiter zu verschlechtern. 
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• 	 Das Wirtschaftswachstum wird voraussichtlich hinter dem Produktivitätswachs­
tUhl üobless growth) zurückbleiben. Neue Investitionen und neue Technologien 
werden die Produktivität weiter steigern, ohne daß ausreichend neue Arbeits­
plätze geschaffen werden. 
• 	 Auch die Erwartung, daß Arbeitsplatzverluste im industriellen Sektor durch den 
Ausbau der Dienstleistungen aus~eglichen werden, erweist sich mehr und mehr 
als Illusion. Einerseits führt die Einführung der neuen Informationstechnologien 
auch in vielen Dienstleistungsbereichen erst recht noch zu Arbeitsplatzverlusten, 
andererseits begrenzt <der Druck auf die Lebenshaltung breiter Schichten auch· 
die Zunahme der personenbezogenen Dienste. So droht auch der Dienstlei­
stungssektor insgesamt zu schrumpfen. Der Weg in die "Dienstleistungsgesell­
schaft" scheintblockiert. 
• 	 So muß eher mit der weiteren Zunahme der Arbeitslosigkeit gerechnet werden. 
,Die Globalisierung der Produktionssysteme macht mit der zu erwartenden Ver­
'schärfung der Konkurrenz weitere Beschäftigungsverluste wahrscheinlich. Vor­
aussichtliche Verlierer von Arbeitsplätzen werden dabei insbesondere die Indu::­
strie - und damit auch die Metallindustrie - sein. 
• 	 Die Regierungen, traditionell große Arbeitgeber, werden voraussichtlich mit wei­
teren Defiziten konfrontiert werden. Dies droht wiederum Ein~chnitte in die öf­
fentlichen Ausgaben und/oder noch hörere Verschuldung nach sich zu ziehen. 
Die Rolle des öffentlichen Sektors als Arbeitgeber wird reduziert. Neue Initiativen 
und öffentliche Investitionen in den Bereichen der sozialen Infrastruktur, die ex- . 
pandieren müßten (Gesundheitsversorgung, Kultur, Bildung, Umwelt, ... ), werden 
durch mangelnde Mittel weitgehend blockiert. 
• 	 Die traditionellen Mittel der R~gierungen zur Verbesserung der wirtschaftlichen 
Entwicklung werden ausgehöhlt. 
• 	 Zugleich droht auch die sozialpolitische Rolle der Staaten weiter geschwächt zu 
werden. Die soziale Sicherheit bleibt unter Druck und die Sozialsysteme werden 
demontiert. Je größer die nicht erwerbstätige Bevölkerung wird, desto mehr wird 
sich die Lage verschlechtern. Der Druck der derzeitigen Politik, die Last der Krise 
auf die Arbeitslosen, Rentner, Kranken usw. abzuwälzen, verstärkt sich mehr und 
mehr. Der soziale Wohlfahrtsstaat selbst - Kennzeichen der europäischen Ge­
sellschaften - steht auf dem Spiel. 
• 	 Ferner ist absehbar, daß die Arbeitgeber weiterhin versuchen werden, die Lohn­
kosten zu senken und die Lohn-/Gehaltsniveaus ihres Landes unter das der 
Nachbarländer zudrüQken. 
Sollte sich dieses recht pessimistische Szenarium in den nächsten Jahren in der Eu­
ropäischen Union realisieren, dann muß auch damit gerechnet werden, daß sich der 
Druck auf die Rolle und Politik der Gewerkschaften, aber auch der Kollektivver­
tragsstrukturen und-institutionen erhebJich verstärken wird. Diese werden womög­
lich noch härteren Versuchen ausgesetzt sein, ihre Anerkennung zu untergraben 
und die arbeits-und tarifrechtlichen Strukturen zu deregulieren. Es kann selbst die 
Möglichkeit nicht ausgeschlossen werden, daß auch die Länder .;. hauptsächlich in 
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Mittel- und Nordeuropa - in de'nen sich die Strukturen bisher als dauerhaft erwiesen 
. haben, stärkerem D~regulierungsdruck ausgesetzt sein werden. 
Die Entgrenzung der Märkte und die fortschreitende Globalisierung der Produktions-' 
systen1e tragen zu einem verschärften, grenzüberschreitenden und direkten Wett­
bewerb zwischen den Betrieben und damit zur Aushöhlung der nationalen und sub­
regionalen Tarifstrukturen bei. Dieser grenzüberschreitende Prozeß der "Verbe­
triebswirtschaftlichung" der Konkurrenz führt mehr und mehr dazu, daß die regiona­
len, betriebsübergreifenden Kollektivverträge von den Arbeitgebern in Frage gestellt 
und ihre Legitimftät untergraben werden. Zugleich führt die allgegenwärtige Be­
schäftigungsunsicherheit, die hohe Arbeitslosigkeit, die Reorganisation der Produk­
tionsstrukturen usw. dazu, daß die Erpreßbarkeit der Arbeitnehmer verstärkt und ih­
re Widerstandskraft gegen die Aushöhlung der Kollektivverträge und ihres Schutzes 
geschwächt werden. 
Dieselben Bedingungen fördern ferner die sogenannte "graue" Beschäftigung. Diese 
breitet sich in den Dienstleistungssektoren und im betrieblichen Bereich .aus, wo ar­
beitsrechtliche Regelungen zunehmend unterlaufen werden. Große Unternehmen, 
wo derartige Deregulierungen schwieriger sind, betreiben zur gleichen Zeit die 
Ausgliederung von Produktionsteilen in kleine Unternehmen und Subunternehmen 
(outsourcing). In allen Fällen ist der Einfluß der Gewerkschaften bedroht, soweit ihre 
Vertretung auf eine sinkende Anzahl von Stammarbeitnehmern beschränkt bleibt. 
Diese Entwicklungen erschüttern den politisch-sozialen Grundkomprom,iß, der die 
Tarifpolitik in den Jahrzehnten nach dem 2. Weltkrieg getragen hat, nunmehr auch 
in den Ländern, in denen er besonders stark ausgeprägt war. Die Neigung der Ar­
beitgeber zum Rückzug aus der regionalen und nationalen Tarifpolitik wächst. Paral­
lel dazu verstärkt sich überall der politische Druck auf die Gewerkschaften, ihre Po­
litik den betrieblichen, regionalen und nationalen Konkurrenzinteressen unterzuord­
nen. 
Die europäischen Arbeitnehmer und ihre Gewerkschaften werden in der nächsten 
Zeit noch härteren Pressionen zu wechselseitiger, konkurrenzhafter Unterbietung 
innerhalb wie zwischen den Ländern der EU ausgesetzt sein. Dies droht zur weite­
ren Schwächung der Kaufkraft zu führen und damit den Teufelskreis verstärkter De­
pressio.n durch mangelnde Nachfrage zu fördern. 
In vielen Fällen konzentriert sich der.Angriff der Arbeitgeber und der neoliberalen 
Politik bisher hauptsächlich auf die Abgaben an die sozialen Sicherungssysteme 
(Lohnnebenkosten). Die Gewerkschaften haben in vielen Ländern - teils in großen 
Demonstrations- und Streikbewegungen -.den Protest gegen den Abbau der sozial­
en Sicherungen und der wohlfahrtsstaatlichen Errungenschaften organisiert.Die~e 
Verteidigungs-Aktionen haben zu defensiven Erfolgen' geführt, die den Sozialabbau 
abschwächten und verzögerten. Eine grundlegende sozialpolitische Stabilisierung 
kann im Rahmen der neoliberalen Politik nicht erreicht werden. Vielmehr hat sich der 
Druck auf die wohlfahrtsstaatlichen Sozialverfassungen in vielen Ländern nachhaltig 
und substanzbedrohend verschärft. Die Gewerkschaften werden weiterhin gegen die 
Absenkung der Sozialeinkommen kämpfen müssen. Die Destruktion der sozialen Si­
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cherungssysteme bedroht bei anhaltender und steigender Arbeitslosigkeit wach­
sende Schichten erwerbsabhängiger Menschen mit Verarmung und sozialer Aus­
grenzung. Deshalb ist der gewerkschaftliche Kampf gegen soziale Spaltung und 
Ausgrenzung und für den Erhalt einer sozial verantwortlichen Gesellschaft. 
, 
Die politische Lage ist in vielen europäischen Ländern durch zunehmende politische 
Instabilität gekennzeichnet. Steigende Arbeitslosigkeit und zunehmende Unsicher­
heit der Arbeitsplätze führen zu einem Klima massiver. Beunruhigung und wachsen­
der Existenz- und Zukunftsängste. Dieses Klima begünstigt die einseitig ökonomisti­
schen Deutungen der sozialen Krisenprobleme und den Rückzug auf egoistische 
Überlebenshaltungen. So kann die existe~tielle Unsicherheit breiter Arbeitnehmer­
und Bevölkerungsschichten zum idealen Nährboden für fremdenfeindliche, rasSisti­
sche und nationalistische Strömungen werden. Von den dominierenden Meinungs­
strömungen werden die Existenz- und Zukunftsängste der Menschen überall ,gegen 
die äußeren Konkurrenten gelenkt. Di,ese solidaritätszersetzenden Tendenzen dro­
hen die sozialen Gegensätze und poJitischen Spaltungen auf allen Ebenen zu vertie­
fen: Bewerber gegen Bewerber, Betrieb gegen Betrieb, Region gegen Region, Land 
gegen Land, Kontinent gegen Kontinent. In Europa werden vielfach die außereuro­
päischen Länder und Regionen - ob Asien oder Osteuropa - als, Ursache der Ar­
beitslosigkeit und der eigenen Krisenprobleme dargestellt, die im Zuge der nachho­
lenden Industrialisierung ihren Anteil an der Weltwirtschaft beanspruchen. So kön­
nen die Lebens- und Arbeitsbedingungen in Westeuropa als ~u luxuriös und als 
wettbewerbsbehindernd dargestellt und die Tatsache verschleiertwe'rden, daß ihre 
Absenkung in erster Linie den Kampf der Europäer gegeneinander fördert. 
Diese Tendenzen, die gleichermaßen auf die Zersetzung gesellschaftlicher Solidari­
tät wie auf die Aushöhlung der Gestaltungskraft der Politik 'gegenüber der Ökonomie 
drängen, bedrohen auch die Gewerkschaften und erleichtern nicht nur den Abbau 
der materiellen sozialen Standards, sondern untergraben auch die politischen Fun­
damente der wohlfahrtsstaatlichen Massendemokratien. 
So bleiben die Bedingungen für die Gewerkschaften und ihre Politik schwierig. Sie 
müssen und wollen unter erschwerten Voraussetzungen die Einkommen, die, Ar­
beitsbedingungen und die sozialen Sicherungen der Arbeitnehmer sichern und ver­
bessern. Dafür müssen sie die vorhandenen Tarifvertragsstrukturen verteidigen, 
festigen und ausbauen. Ziel muß es sein, mit allen Unternehmen der Metallindustrie 
zum Abschluß von Kollektivverträgen zu kommen. 
Die Entwicklung der Managementsysteme, der industriellen Organisation, neue Ar­
beitsmethoden und Beziehungen zwischen Sozialparteien, flexiblere Arbeitszeiten 
und Arbeitsbedingungen verändern die Bedürfnisse und Forderungen unserer Mit­
glieder. Die Gewerkschaften müssen ihre Politik und ihre Strukturen auf diese ver­
änderten Bedingungen einstellen. Verbesserungen für die Arbeitnehmer können nur 
von 'starken Gewerkschaften durchgesetit werden. Deshalb ist die Stärkung unserer 
eigenen Position unsere wichtigste Aufgabe. 
Die Globalisierung und Europäisierung 'derMärkte und Produktionsstrukturen macht 
handlungsfähige internationale und europäische Gewerkschaftsverbände nötiger 
189 

- denn je. Auf europäischer Ebene muß die gewerkschaftliche Koordination so ver­
stärkt werden daß eine gemeinsame, abgestirrlmte Tarif- und Sozialpolitik möglich f 
wird, die die Positionen der nationalen Gewerkschaften stärkt. Nur dadurch kann die 
soziale Lage in Europa stabilisiert und die Konkurrenz um Löhne, Arbeitsbedingun­
gen und soziale Sicherungen begrenzt werden. 
Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit _ist und bleibt das Hauptziel aller Gewerk­
schaftspolitik. Die Umverteilung der Arbeit stellt eine der wichtigsten Antworten auf 
die Arbeitslosigkeit dar. Dafür haben die Gewerkschaften eine ganze Reihe von Lö­
sungen entwickelt. Dazu gehören zum Beispiel Vorruhestandsregelungen, Sabbat­
zeiten, jede Art beruflicher Bildung, aber auch Teilzeitarbeitsplätze auf freiwilliger 
Basis. Allgemeine Arbeitszeitverkürzungen sind drrnglicher als je zuvor. Die Einfüh­
rung der 35-Stunden-Woche in der deutschen Metallindustrie zum 1. Oktober 1995 
hat mehrere Gewerkschaften angespornt, sich diesem Ziel verstärkt zu stellen. 
Kurz- und mittelfristig ist und' bleibt die Umverteilung der Arbeit eine Hauptaufgabe 
für die Gewerkschaften. Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ist sowohl eine natio­
nale als auch eine internationale Aufgabe, die nur im Rahmen einer neuen Weltwirt­
schaftspolitik gelöst werden kann. Das bisherige, einseitig auf Wirtschaftswachstum, 
und Industrialisierung gerichtete Entwicklungsmodell wird den sozialen, ökonomi­
schen und ökologischen Anforderungen am Ausgang des 20. Jahrhunderts nicht 
mehr gerecht. Die Länder des industrialisierten Nordens,einschließlich Europas, 
sind bisher die Nutznießer dieses Modells. Sie müssen mit Reformen vorangehen. 
So müssen auch die europäischen Gewerkschaften verstärkt zu einer neuen Wirt­
schafts- und Entwicklungspolitik beitragen. Es geht darum, die ökonomischen Be­
dingungen für eine arbeitsintensivere, ökologisch~ nachhaltige, auf soziale Gerech­
tigkeit gerichtete Entwicklung zu schaffen. 
Die einseitige Ausrichtung auf Gewinn und Wettbewerb, die von der neoliberalen 
Politik betrieben yvird, droht nur noch tiefer in die Sackgasse zu führen und in eine 
Abwärtsspirale der gesellschaftlichen Destruktion zu münden. Gegen diese Logik 
müssen die Gewerkschaften gemeinsam - national, europäisch und international ­
neue offensive Strategien entwickeln. Dabei muß der gemeinsame, grenzüberschrei­
tende Kampf gegen die Arbeitslosigkeit und für eineVerteilu'ng der Einkommen und 
Vermögen, die das Gleichgewicht von' Produktions- und Kaufkraftentwicklung si­
chert, im Vordergrund stehen. Es geht um den Aufbau einer historischen Alternative, 
die Antwort auf die Zukunftsprobleme und die Zukunftsängste der Menschen gibt.. 
Dafür müssen die Gewerkschaften das Bündnis mit all den ,gesellschaftlichen Kräf­
ten suchen, die für Humanität, soziale Gerechtigkeit und die Erhaltung der natürli­
chen Lebensgrundlagen, eintreten. Nur mit dem Aufbau einer solchen internationa­
len, historischweitgreifenden Alternative kann die politische Übermacht des Neoli­
beralismus gebrochen werden. 
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Anhang 
Abbildung 1: Arbeitslosigkeit In Nordamerika 
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Abbildung 3: Arbeitslosigkeit in Europa 
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Beschäftigungspolitik - Kern der Verhandlungen über die 
Sozialpolitik zur Interg,overnmental Conference 1996 
1 Der allgemeine Rahmen 
Kern des MaastrichterVertrages ist die Wirtschafts- und Währungsunion. Die WWU 
wird von einem Protokoll begleitet, in dem die Konvergenzkriterien und deren arith­
metischer Ausdruck festgelegt sind. Das Hauptcharakteristikum der WWU ist die 
Tatsache, daß die Finanz- und Währungspolitik sowie die sie begleitenden Nomi­
nalziele zum Hauptobjekt der nächsten Entwicklungsrunde der EU erhoben werden~ 
Die sogenannten Realziele und -kriterien (wie Ausgaben für Bildung und Technolo­
gie sowie Fragen von Wachstum, Investitionstätigkeit, Beschäftigung) bleiben hin~ 
gegen unterbewertet Im EU-Vertrag werden die Währungsfragen vergemeinschaf­
tet, während die sozialpolitischen Fragen weiter in den Kompetenzbereich der Na­
tionalstaaten fallen. Gemäß der Maastricht-Strategie sollen also die Fragen, die die 
Politik der rechten Kräfte besonders intensiv beschäftigen, auf der EU-Ebene be­
antwortet und gelöst werden, während die, Fragen, die von großem Interesse für die 
Linke sind, im nationalstaatlichen Rahmen verbleiben sollen. Die Bedeutung dieser 
Trennung ist grundlegend für das Verständnis des Vorgehens der EU hinsichtlich 
der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitfk., 
Nach Maastricht versuchte die Kommission der EU unter der damaligen Leitung von 
Delors, die Sozialpolitik verstärkt als Angelegenheit von europäischem In~eresse zu 
betrachten. Sie verabschiedete t'lierzu die Weißbücher zur Sozial- und zur Beschäf­
tigungspolitik, die beide die Erhaltung des sogenannten europäischen, Modells pro­
klamierten. Die Delorspläne waren ein interessanter Versuch, die soziale Frage in­
nerhalb der EU zu entschärfen und die EU selbst für die Bürger ihrer Mitgliedsländer 
attraktiver zu machen (ausführlicher in: Europäische Kommission 1994, 1994a, 
1995, 1996a, 1996b, 1996c). Vor dem Hintergrundder\ Volksabstimmungen inDä­
nema'rk und Frankreich, der EU-~keptischen Stirnmung der europäischen Bevölke­
rung insgesamt und nicht zuletzt der" anhaltend hohen Massenarbeitslosigkeit, 
schien' es immer dringender; ,die soziale Frage - vor allem das Beschäftigungspro­
blem - zum Gegenstand ,der EU~Politik zu erheben. Als jedoch konkrete Schritte an­
standen, zeigte sich, daß die Chancen zur Herausbildung einer eigenständigen EU­
Beschäftigungspolitik recht gering waren. Die mächtigsten EU-Länder, vor allem 
Deutschland (zumindest im V~rhandlungsprozeß, nicht unbedingt als endgültige 
Position) und Großbritannien (zumindest in der noch andauernden Legislaturperi­
ode), lehnen es im Grunde genommen ab, die Beschäftigungsfrageals EU,.Angele.;. 
genheit zu betrachten und auf der EU-Ebene nach gemeinsamen Lösungen zu su­
chen. Zur Begründung dieser Ablehnung werden sowohl wissenschaftliche als auch 
direkt politische Argumente ar}geführt. 




2 Analysen des Beschäftigungsproblems und politische Strategien 
Innerhalb der wissenschaftlichen Diskussion über die Ursachen der heutigen Mas­
senarbeitslosigkeit gibt es, wenn nlan grob klassifiziert, drei Erklärungsversuche. 
Der erste Erklärungsversuchsieht die Hauptursache für die Verbreitung der Arbeits­
losigkeit in den hochentwickelten Ländern in der Internationalisierung der Wirtschaft 
und der Gesellschaft. Dabei wird angenommen, daß das Kapital aus den Ländern 
mit teuren Arbeitskräften und hohen Sozialkosten flüchtet und in die Billiglohnländer 
strömt. Angeblich zieht es das Kapital angesichts hoher und schneller Profitchancen 
vor, sich dort zu verwerten. Der Kapitalexport und die Verlagerung von Firmennie­
derlassungen in weniger entwickelte Länder führt, so dieses erste Erklärungsmuster, 
.zu einem' beschleunigten Verlust von Arbeitsplätzen in den hochindustrialisierten 
Ländern. Diese Argumentation dominiert unter' anderem die in Deutschland sehr 
verbreitete Standortdebatte und- verdichtet sich in Westeuropa in der Forderung, 
daß die Lohnabhängigen auf eine Reihe ,erworbener sozialer und materieller Rechte 
sowie auf zukünftige Lohnerhöhungen verzichten sollen und gleichzeitig - hinsicht­
lich Arbeitsze~t und Arbeitsformen ~ weitere Flexibilisierungsschritte akzeptieren. 
Dem ersten Erklärungsansatz entspricht eine Strategie, wonach die EU erstens dar­
auf hinwirken ~soll, die Deregulierung der Arbeitsbeziehungen weiter zu erleichtern. 
Folglich kann die EU einerseits auf eine selbständige Beschäftigungspolitik verzich­
ten, andererseits soll sie aberdie Marktderegulierungen in .den Nationalstaaten un­
terstützen bzw. im Namen der WWU-Kriterien die Durchsetzung von neoliberalen 
Maßnahmen zur Arbeitsmarktumstrukturierung vorantreiben. Zweitens soll die ,EU 
den Forderungen derjen'igen Kapitalfraktionen, die international agieren und neoli­
berale Politikstrategien unterstützen, entgegenkommen, indem sie diese Politik ge­
genüber den EU-Bürgern noch stärker legitimiert. Im Grunde genommen wird damit 
verlangt, daß die EU den unmittelbaren Bedürfnissen des international agierenden 
Kapitals noch mehr Bewegungsspielraum einräumt. 
Ein zweites Erklärungsmuster behauptet, daß die Ursachen der zugespitzten Be­
schäftigungskrise in der beschleunigten Anwendung der neueren Technologien zu 
suchen seien und daß dies ein objektiver Prozeß sei, den man nicht verhindern, 
sondern höchstens abmildern könne. Problematisch sei vor allem, daß sich der Ar­
beitsmarkt nicht schnell genug an die wirtschaftlichen Erforderriisse und die entste­
henden technologischen Möglichkeiten anpasse. Anhand dieser Erklärung werden 
verstärkte Maßnahmen zur Einführung von flexibleren Arbeitsverhältnissen gefor­
dert. Die EU soll dieser Aufgabe nachkommen und daran ihre Beschäftigungs-, Bil­
dungs- und Technologiepolitik messen. Über Deregulierungsmaßnahmen sollen sol­
che Arbeitsformen durchgesetzt werden, die der, durch die neuen Technologien ge­
prägten Produktionsweise entsprechen und den "neuen Wettbewerbserfordernissen 
Rechnung tragen" (Europäische Kommission 1995a, 11). Gefordert werden unter 
anderem die Fortbildung der Arbeitskräfte, die Umstrukturierung des Arbeitsmarktes, 
die Betätigung von neuen Investitionen, die Verkürzung der Arbeitszeit usw. Der EU 
fällt dabei die Rolle zu, einzelne Maßnahmen unter bestimmten Voraussetzungen zu 
unterstützen bzw. zu koordinieren, auch wenn sie auf der nationalen Ebene zu be­
schließen und durchzuführen sind. Eine Koordinierung durch die EU hätte sich vor 
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allem an zwei Zielen zu orientieren: Zum einen sollte sie nicht im Widerspruch ste­
hen zu der Tatsache, daß die Beschäftigungspolitik weiterhin a,uf der nation~len 
Ebene durchzuführen sei, auch wenn es verstärkte'r Bemühungen seitens der EU zur 
Förderung der nationalen Maßna~lmen· bedarf. Zum anderen sollte die EU darauf 
abzielen, die "vorteilhaften Auswirkungen, die sich für alle Beteiligten aus einer 
verstärkten Koordinierung der einzelstaatlichen Maßnahmen ergeben" zu erhöhen 
(Danmark 1996,1 und 3). 
Dje Erklärung der strukturellen Arbeitslosigkeit durch die Anwendung der neUeren 
Technologien und Managementmethoden ist gewiß nicht falsch, allerdings entgeht 
ihr die wichtige Frage, ob es nicht unter veränderten Machtverhältnissen möglich 
wäre, die Interessen der Arbeitslosen stärker zu berücksichtigen, indem die Techno­
logien beschäftigungswirksamer'genutzt werden. Eine solche alternative Gestaltung 
des Arbeitsmarktes wird von den beidenerstgenannten Erklärungsmustern kaum 
bzw. nicht in Erwägung gezogen, da sie von der Unveränderbarkeit der bestehenden 
Intreressenstrukturen und Machtverhältnisse ausgehen. 
Das dritte Erklärungsmuster weist die Kapitalflucht-These mit dem Argument zurück, 
daß in den letzten Jahren die Kapitalbewegung - d.h. das Verhältnis von Kapitalex­
port und Kapitalimport - zwischen den Industrie- und den Entwicklungsländern, sich 
nicht wesentlich und schon gar nicht zum Nachteil der Industrieländer verändert hat. 
Ähnliches gilt im übrigen für die Handelsbeziehungen. Der amerikanische Ökonom 
Paul Krugman stellt für die U~A heraus, daß "a growing' body of evidencecontra­
dicts the popular view that international competition is central to US economic pro­
blems. In fact, international factors have played a suprisingly small role in the, coun..; 
try's econorriic difficulties ( ... ) In 1970 manufactured exports exceeded imports by 
0,2 percent of GDP. Since then, there have been persistend deficits, reaching a ma­
ximum of 3,1 percent of GDP in 1986. By 1990, however the manufacturing deficit 
had fallen again, to only 1,3 percent of GDP." (Krugmann 1996, 36f) Krugmann führt 
weiter aus: "CorTIpetition from abroad has played a minor role in the contraction of 
US manufacturing, ( ... ) 105S of' jobs in this sector because of foreign competition can 
bear only a tiny fraction of the blame for the stagnating earnings of US-workers. The 
loss of jobs in manufacturing as a result of international competition corresponded to 
a loss of 001. 3,5 billion in wages. US income in 1990 was 001. 5,5 trillion; conse­
quently, the wage loss from deindustrialization in the face of foreign competition was 
less then 0,07 percent of national income(!)" (Krugmann 1996, 40f). Das gleiche Ar­
gument gilt für Krugmann auch umgekehrt: Diejenigen Länder, die nicht genügend 
am internationalen Handel partizipieren und an denen die globalisierte Kapitalbewe­
gung vorbeiläuft, bleiben in ihrer Produktivitätsentwicklung zumeist zurück. Letztlich 
kann. dies viel eher zum Verlust von Arbeitsplätzen führen als der umgekehrte Fall 
einer intensiven Weltmarktintegration. 
Der dritte Erklärungsansatz betrachtet die beschleunigte Entwicklung der Produktiv­
kräfte und deren kapitalistische Entfaltung als den Hauptgrund fqr die Massenar­
beitslosigkeit. Wie der bekannte Publizist und Autor des Bestsellers "End of Work" 
(Rifkin 1995) bemerkt, dient die forcierte profitfixierte Anwendung der neuen Tech­
nologien nicht der Erfüllung menschlicher Bedürfnisse, sondern führt in der Regel zu 
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Arbeitslosigkeit und sozialer Barbarei. Die Arbeitslosigkeit resultiert seiner Meinung 
nach nicht aus der Kostenktise, ist also nicht der Angebotsseite, sondern der Nach­
frageseite des Arbeitsmarktes geschuldet. Den Grund hierfür sieht er darin, daß die 
verschärfte internationale Konkurrenz zwar in jedem Land über die wachsende Be­
deutung der technologischen Rationalisierung die Arbeitskosten verringert, da diese 
Maßnahmen aber fast überall angewendet werden, verstärken sich durchgängig die 
negativen Effekte dieser Wettbewerbsstrategie. Zudem führt die Verminderung des 
relativen Einkommens der Lohnabhängigen dazu, daß sich die Märkte nicht so stark 
ausdehnen, wie es die Einführung der neueren Technologien unter den Bedi~gun­
gen einer höheren Kaufkraft eigentlich erlauben würde. Die infolge der Lohn- und 
Sozialkostenkürzungen erwarteten Wachstums- ,und Beschäftigungseffekte bleiben 
letztlich aus. Durch die Umverteilung von unten nach oben wird die Krise der struk­
turellen Überakkumulation, insbeson'dere des Geldkapitals jedenfalls nicht aufgelöst, 
sondern festgeschrieben. 
Wie die gesamte Erfahrung der letzten Jahre zeigt, orientieren sich die Vorschläge 
und Initiativen einer EU-Beschäftigungspolitik an den beiden ersten Erklärungsmu­
stern zur Entstehung von Arbeitslosigkeit. Tendenziell sprechen sie sich dafür aus, 
das sogenannte "Europäische Gesellschaftsmodell" (zu sozialen Systemen in Euro­
pa und deren Anpassungsperspektive Vgl. Europäische Kommission 1996b, insbe­
sondere S. 25-57) fallenzulassen und dem US-amerikanischen Modernisierungspfad 
zu folgen .. 
Vergleichende Analysen zeigen, daß die Arbeitslosigkeit in Europa in den letzten 
zwanzig Jahren von Krise zu Krise anst!eg, während in den USA die Reallöhne all­
mählich sanken. Wie Lester Thurow bemerkt, wurden zudem in den achtziger Jah­
ren "in den Vereinigten Staaten monatlich 2 Prozent der Arbeitsplätze vernichtet, 
während in Europa nur 0,4 verlorengingen". Dies macht einerseits deutlich, daß in 
Europa das Problem der verschärften Arbeitslosigkeit nichf durch den Abbau von Ar­
beitsplätzen entstand, wie in der USA, sondern dadurch, daß es "zu keiner Erweite­
. rung des Arbeitsmarkt~s kam." Zwischen 1973 bis 1993 wurden effektiv nur wenige 
neue Arbeitsplätze in Europa geschaffen, dagegen aber fast 33 Millionen neue Jobs 
in den USA (Thurow 1996, 56-59). Andererseits spielt dabei aber auch eine Rolle, 
daß die Branchen mit den höchsten Arbeitskosten in Europa diejenigen sind, die 
sich in der Weltkonkurrenz am besten behauptet haben. Deutschland z.B. hat in den 
letzten zwanzig Jahren seinen Weltmarktanteil im Werkzeugmaschinenbau beibe­
halten können, wogegen im gleichen Zeitraum die USA fast 1/3 ihres Anteils am 
Weltmarkt in dieser Branche verloren hat (vgl. Thurow 1996, 61). 
3 Die Hauptrichtung innerhalb der EU 
Meines Erachtens resultiert die Verfestigung der Massenarbeitslosigkeit aus der in­
ternationalisierten Form de-r Bewegung des Widerspruchs zwischen Kapital und Ar­
beit (wobei die Ziele des Kapitals Priorität gegenüber den Bedürfnissen der Arbeit 
haben), aus der Art der Anwendung derneuen Technologienund der meist einseiti­
gen Ausnutzung ihrer Möglichkeiten zugunsten des Großkapitals sowie aus der Tat­
sache, daß transnationale Integrationsprojekte - wie dje EU und NAFTA, - ihre 
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Prioritäten bei den ökonomis,chen und nicht bei den sozialen Fragen setzen. Sie 
sorgen, daß private Profitinteressen die öffentlichen Interessen und damit die Politik 
dominieren. In diesem Rahmen gestaltet sich die Bewegung der vorher erwähnten 
Widersprüche in der Weise, daß die Bedürfnisse des Finanzkapitals der Gesell­
schaft aufgezwungen werden. Die finanzpolitischen Nominalgrößen (wie Zins, Infla­
tion, Haushaltsdefizite usw.) erhalten nicht nur Priorität gegenüber den sogenannten 
Realkriterien (die den realen Bedürfnissen der abhängig Beschäftigten), sondern 
werden gerade im Namen dieser Priorität zu Themen auf der EU-Ebene erklärt und 
dadurch zu fixen Vorgaben der Wirtschaft erhoben. Die sozial- und beschäftigungs­
politisch relevanten Kriterien der wirtschaftlichen Entwicklung gelten hingegen nur­
mehrals hiervon abhängige Variablen, die weiterhin auf der nationalen Ebene vari­
ierbar bleiben sollen .. Alles in allem führt diese Struktur der Widersprüche und deren 
Bewegung dazu, daß es in den laufenden Verhandlungen zur Revision des EU-Ver­
trages abgelehnt wird, die Zuständigkeiten der EU auf Fragen der Beschäftigung zu 
erweitern. Statt dessen werden sie weiterhin als nationalstaatliche Angelegenheit 
definiert, die sich der WWU-Politik unterzuordnen haben. 
Alle Teilpolitiken, die im Bereich der Beschäftigung von der EU ausgehen, werden 
entweder als Unterstützungsmaßnahmen zur Realisierung der allgemeineren Ziele 
des Gemeinsamen Marktes definiert oder als Aktionen, die die Beschäftigungspolitik 
in den MitgHedsstaaten unterstützen bzw. zwischen ihnen koordinieren sollen. Inso~ 
fern kann man nicht von einer selbständigen Beschäftigungspolitik der EU sprechen, 
die mit den anderen Policies der Union gleichrangig wäre2.· Gleichwohl gehen von 
der EU eine Reihe interessanter arbeitsmarktpolitischer Aktionen und Maßnahmen 
aus. Allerdings ergibt sich aus deren Gesamtheit keine autonome Arbeitsmarktpolitik 
und noch weniger eine Beschäftigungspolitik, die mit den Zielen der WWU konkur­
rieren und deren negative Beschäftigungseffekte kompensieren könnte. 
Daß auf der EU-Ebene keine "eigenständige" Beschäftigungsstrateg-ie entwickelt 
wird, ist nicht nur durch die derzeitige Logik des Integrationsprozesses selbst be­
gründet, sondern auch durch die Tatsache, daß momentan alle drei großen Mit­
gliedsländer der EU - Deutschland, Frankreich, Großbritannien - von konservativen 
Parteien regiert werden und keines dieser Länder sich für den sozialen Ausgleich 
'innerhalb der EU einsetzt. Für alle drei Länder steht der Kampf um Weltmarktanteile 
eindeutig im Vordergrund. Dies scheint auch der Hauptgrund zu sein, warum sie.sich 
in der EU dafür stark machen; amerikanische Lösungen zur Sozial- und Einkom­
nlensfrag-e zu übernehmen. 
Im Rahmen dieser Politik lehnen die drei Länder nicht nur eine Vergemeinschaftung 
der Beschäftigungspolitik ab, sondern haben sogar Schwierigkeiten nlit Vorschlä­
gen, die allein eine Koordination der Beschäftigungspolitik auf der EU-Ebene ver­
langen. Dabei schränken die Staaten, die sich für die Koordination durch die EU 
aussprechen3, selbst ein, daß,: 
2 Frankreich fordert aber, daß mindestens die Bekämpfung des Sozialdumping als EU-Angelegenheit 
verstanden wird (siehe France 1996, 6). 
3 Zur Haltung der einzelnen Nationalstaaten zu einer vertraglich verankerten Koordin'ationsfunktion der EU 
vgl. Falkner et al 1996, 126f. 
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a) 	 die Respektierung der WWU-Bestimmungen und der Konvergenzkriterien "nicht 
geändert wird", 
b) 	 diese Koordinierung nicht "zu einer Ausgabenerhöhung für den Gesamthaushalt 
führen" wird (nur Belgien 1996, 3 weicht hiervon ab) 
c) 	 jede Koordinierungmaßnahme und Aktion zur Voraussetzung hat, daß für die 
"Beschäftigungspolitik weiterhin die Mitgliedsstaaten zuständig sein müssen" 
(Danmark 1996, 2 par. 2, ähnlich Sweden 1996). 
Selbst wenn diese Einschränkungen berücksichtigt werden,. die nationa~e Politik zur 
Schaffung von neuen Arbeitsplätzen also nur unterstützt wird, und sich die Koordi­
nierungspolitik sogar auf den Rahmen des auf den EU-Gipfeln von Essen4, Madrid, 
Turin und Florenz Beschlossenen beschränken wird,stehen die drei größten EU­
Länder, zumindest momentan, jeder vertraglich verankerten Koordinierung kritisch 
. gegenüber. 
Die kritische bis able~lnende Haltung gründet sich im wesentlichen darauf, daß 
'Frankreich, Großbritannien und Deutschland der Meinung sind, daß im Falle einer 
Vergemeinschaftung der europäischen Beschäftigungspolitik der Prozeß der 'wirt­
schaftlichen' Annäherung zwischen den Mitgliedsländern verhindert bzw. die im 
Maastrichter Vertrag vorgesehehen Konvergenzkriterien nicht erfüllt würden. Aller­
dings ist diese Einschätzung insofern unglaubwürdig, als die andere Seite inden 
Verhandlungen längst akzeptiert hat, daß jede Tätigkeit im Sozialbereich die Erfül­
lung der Konvergenzpolitik voraussetzt. 
Die konservative Regierung Großbritanniens nimmt eine scharf ablehnende Position 
ein. Ihrer Meinung nach stellt - aller entgegen lautenden Bekundungen zunl Trotz ­
jeder GedankederVergemeinschaftung der Beschäftigungspolitik die Priorität der 
Finanzpolitik gegenüber der Sozialpolitik in Frage. Eine Umkehrung der Prioritäten 
will sie vor allem deswegen nicht akzeptieren, weil die existierende Hierarchie 
gleichzeitig die Priorität' des Marktes gegenüber staatlichen Interventionen schützt. 
,Gemäß des derzeitigen konservativen britischen Konzepts soll sich der Markt frei 
entfalten, damit 'die Gewinne und entsprechend auch, die Investitionen zunehmen. 
Das Dogma des Thatcherismus (hier angewendet auf EU-Ebene), wonach Gewinne 
Investitionen bringen und Investitionen neue Arbeitsplätze schaffen, abstrahiert von 
der Eigentümlichkeit der neuen Technologien.' Deren Verbreitung führt ohne eine 
entsprechende sozial- und beschäftigungspolitische Regulation nämlich nicht zu 
neuen Arbeitsplätzen, sondern fördert im' Gegenteil deren Abbau. Denn nicht jede 
. Profitmaximierung stirTluliert automatisch eine entsprechende. intensive Investitions­
tätigkeit, und nicht jede Investition trägt zur Schaffung von neuen Arbeitsplätzen bei. 
Deutschland verhält sich sehr reserviert gegenüber jeder Vergemeinschaftung der 
Beschäftigungspolitik, auch wenn dies nur im Kontext des Vertrags stehen würde, 
Frankreich hat sich zuerst für die vertragliche Verankerung der im Essener Rat beschlossenen Prioritäten 
für eine Beschäftigungspolitik ausgesprochen (diese Prioritäten waren: Förderung der Aus- und Wei­
terbildung, Schaffung von neuen Arbeitsplätzen aus demWirtschaftswachsturn, Herabsetzung der Ko­
sten von ungelernter Arbeit, Verbesserung des Marktfunktionierens sowie Intensivierung der Aktionen 




denn auch die Bundesregierung sieht die Priorität der Finanzwirtschaft gegenüber 
der (Sozial-)Politik potentiell gefät"lrdet (natürlich kann sich dies auch als eine Ver­
handlungsposition erweisen). Das formale Argument lautet, daß man im Vertrag 
nichts versprechen kann, was später nicht voll realisiert werden kann. Offenkundig 
ist zudem die fehlende Bereitschaft der Bundesrepublik, der EU mehr Mittel zur 
Schaffung neuer Arbeitsplätze zur Verfügung zu stellen. Wie Frankreich und Groß­
britannien hebt auch Deutschland hervor, daß durch eine zunehmende Vergemein­
schaftung der Beschäftigungspolitik das Subsidiaritätsprinzip verletzt werde. Mit an­
deren Worten: rpan beruft sich auf das Subsidiaritätsprinzip bei der Entwicklung der 
Sozialpolitik, nicht aber bei der Finanzpolitik. Praktisch wird das Subsidiaritätsprinzip 
darnit zum machtpolitischen Kampfinstrument transformiert. 
Großbritannien und Deutschland sperren sich also mindestens vorläufig nicht nur 
gegen die Zunahme der EU-Befugnisse in der Beschäftigungspolitik, sondern selbst 
gegen die Festlegung' von beschäftigungspolitischen EU-Koordinierungsaufgaben 
im Unionsvertrag. In diesem Sinne· verhielten sie sich bislang eher ablehnend ge­
genüber den Vorschlagen Dänemarks, Schwedens und Belgiens, in der Präambel 
des Vertrages mehr über die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit auszusagen.5 Frank­
reich stellte sich unter dem Einfluß der großen Streikwellen im eigenen Land den 
Vorschlägen nicht entgegen, meinte sogar, daß sich der europäische Sozialstaat 
nicht in jedem Fall als Konkurrenznachteil erweisen werde,' und die Beschäftigung 
ihren Rang im Vertrag erhalten solle (France, 1 B96, 3f). Glei9herMeinung sind die 
drei großen Länder allerdings in ihrer Gegnerschaft gegenüber dem Vorschlag 
Österreichs, in der Präambel des Vertrages die Vollbeschäftigung als Unionsziel ! 
festzuschreiben. Sie sind allenfalls dazu bereit, daß in der Präambel des Vertrages 
der Wunsch nach "der Erreichung eines hohen Standes an Beschäftigung" ausge­
drückt wird; eine Position, die dem Status quo sehr nahe kommt. Im übrigen versucht 
Großbritannien generell," den Status quo im Vertragstext zu erhalten, während 
Frankreich (France 1996, 10) und auch Deutschland darauf drängen, das Sozialpro­
tokoll in den Vertrag zu integrieren. 
Hinsichtlich der Hauptfrage, ob die EU neue Mittel, Möglichkeiten und Aktionen zu( 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit erhalten sollte, verhalten sich die drei Hauptakteure 
innerhalb des Rates ablehnend. Die Kommission ihrerseits ist sehr zurückhaltend, 
hält jedoch immer noch a~ den Zielen des 1993 veröffentlichten Weißbuchs zu 
Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung fest, ist also auch weiterhin der 
Meinung, daß zum einen über makroökonomische Maßnahmen die Beschäftigungs­
lage verbessert werden kann, daß zum anderen aber auch "der Abbau der Arbeits­
losigkeit vc;>r allem von der Wirtschaft" abhängt, da "nur eine wettbewerbsfähige 
Wirtschaft dauerhafte Arbeitsplätze schaffen" kann. Überdies schlägt die Kommis­
sion vor, "spezifische Bestimmungen über die Beschäftigung in den Vertrag aufzu­
nehmen", wie z.B. die Schaffung einer gemeinsamen Beschäftigungsstrategie, die 
Förderung der Zusammenarbeit zwischen den politischen Akteuren, die Bildung ei­
nermultilateralen Institution zur Überwachung von Mehrjahresprogrammen der Mit-




gliedsstaaten sowie die Berücksichtigung der Besct)äftigung bei der Gestaltung aller 
übrigen Gemeinschaftspolitiken (Europäische Kommission 1996c, 10f). Diese For­
derungen zeigen, daß die Kommission in Fragen der Beschäftigungspolitik eher auf 
der Seite der skandinavischen Mitgliedstaaten sowi'e Österreichs steht und nicht auf 
der Seite der drei großen Länder.7 Das Europäische Parlament geht in der Be­
schäftigungspolitik viel weiter als die Kommission und betrachtet diese Politik als ei­
ne der wichtigsten Angelegenheiten' der EU (siehe u.a. Guigou 1996 und 
Guigou/Bork 1996). 
Wären die momentanen Wünsche der drei größten Mitglieder der EU maßgebend, 
so würde das Beschäftigungsproblem in der EU nicht zu einer Angelegenheit erho­
ben, die gemeinschaftlich anzugehen bzw. zu koordinieren sei. Doch offensichtlich 
scheint diese Position nicht durchsetzbar zu sein. Einiges deutet darauf hin, daß die 
drei großen Länder unter dem Druck der skandinavischen Länder und Österreichs 
sowie der europäischen Öffentlichkeit höchstwahrscheinlich eine Form der Koordi­
nierung der nationalen Beschäftigungspolitiken akzeptieren müssen. 
4 Die Hauptfragen in den Verhandlungen 
Aus dem genaueren Studium sowohl des Verlaufs der bisherigen Verhandlungen in 
der IGe '96 sowie der offiziellen Stellungnahmen der Mitgliedstaaten der EU, der 
Organe der Union bzw.deren wichtigster Repräsentanten wird ersichtlich, daß ein 
allgemeiner Konsens darüber besteht, die Sozialrechte der EU-Bürger im neuen 
Vertrag zu verankern und das Sozialprotokoll in den Vertrag aufzunehmen (natürlich 
mit der Ausnahme Großbritanniens, dessen konservative Regierung sich weiterhin 
dem entgegenstellt8). Anfangs äußerte Schweden (1995) den Wunsch, in den Ver­
trag nicht einfach nur das Sozialprotokoll, sondern sogar die Sozialcharta aufzu­
nehmen9. 
Als in der Verhandlungsgruppe der Nationalvertreter vor dem Sommerurlaub 1996 
Artikel für Artikel diskutiert wurden, unterbreitete die irische Präsidentschaft (1996, 
1, entsprechend Dänemark 1996, 3, Paragraph 2.1.) ihren ersten Gesamtvorschlag 
6 Es ist sehr bezeichnend für den Verlauf der Verhandlungen, daß die Kommission in ihrer ersten offiziel­
len Stellungnahme zur Regierungskonferenz 1996 kaum etwas über die Beschäftigung zu sagen hatte 
(siehe Europäische Kommission 1995b), obwohl der Text 71 Seiten lang war, dagegen ein Jahr später, 
bei ihrer zweiten offizieHen Stellungnahme, die nur 23 Seiten lang war, mehr als eine Seite der Beschäfti­
gunsproblematik widmete. 
7 Angemerkt werden muß allerdings, daß auch Frankreich indirekt vorgeschlagen hatte, die Beschäfti­
gungsfrage zu einem maßgeblichen Kriterium für alle übrigen Politikberekhe zu erheben (France 1996, 
4). 
8 Es ist bekannt, daß die Achse Paris-Bonn im nächsten Frühling einen Regierungswechsel 'in London 
erwartet bzw. wünscht. Zwei konservative Regierungen erwarten mit Hoffnung die Niederlage der Bru-: 
derpartei, da dies die Europapolitik erheblich erleichtern würde. Falls es soweit kommt, (dies ist eine per­
sönliche Einschätzung), erhält London als Gegenleistung zu seiner "realistischeren Politik" wahrschein­
lich eine koordinierte Europa-Beschäftigungspolitik. ' 
9 Der erste Vorschlag zur Beschäftigungspolitik von Seiten Schwedens wurde während der Sitzungen der 
Reflexionsgruppe vorgestellt. 'Dieses erste Dokument zur Sozial:- und Beschäftigungspolitik hatte den' 
gleichen Inhalt wie die Vorschläge, die der Europäische Gewerkschaftsbund unterbreitet hatte. Auch in 
den Stellungnahmen des EGB war die Forderung aufgestellt worden, die Sozialcharta in den Vertrag zu 
integrieren (siehe auch Sweden 1996a). 
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hinsichtlich einer europäischen Beschäftigungspolitik, wonach in den Vertrag ein 
spezielles Kapitel zur Beschäftigungspolitik aufzunehmen sei. Alle Bestimmungen 
des Vertrages zu sozialen Fragen, wie sie in den laufenden Verhandlungen be­
schlossen werden sowie die schon bestehenden Artikel 123 bis 125 (zu den Sozial­
fonds) und Artikel 127 des Maastrichter Vertrages sowie die allgemeinen Artikel über 
die Sozialpolitik, über die ein Konsens erzielt wird, sollen dabei unter einem eigen­
ständigen Titel (Titel VIII "Sozialpolitik, Beschäftigung und Berufsbildung") zusam­
mengefaßt werden. 10 ' 
Die Diskussion dieses Vorschlags während der Verhandlungen drehte sich haupt­
sächlich um drei Fragen: Sollte es überhaupt im Vertrag ein besonderes Kapitel über 
die Beschäftigung geben? Falls ja: Welches sollte der Inhalt dieses Kapitels sein? . 
Und schließlich: Wenn ein Sonderkapitel zur Beschäftigung in den Vertrag aufge­
nommen wird, welchE!n Platz sollte dieses im Gesamtaufbau des Unionsvertrages 
einnehmen? 
Die Mehrheit der Vertreter der Mitgliedsstaaten der EU (nach Parlament Europeen, 
1996, Tabelle 1.3 Employment, Spalte "new Treaty chapter - a Union for Employ­
ment" gehören zu dieser Mehrheit 12 von den 15 Mitgliedsstaaten der EU) ist' mo­
mentan der Ansicht, daß es ein besonderes Kapitel zur Beschäftigung im Vertrag 
geben sollte, auch wenn der Inhalt dieses Kapitels über die Beschlüsse des Euro­
päischen Rates in Essen11 sowie darüber, was in Florenz12 diskutiert wurde, hinaus­
geht. Diese Mehrheit betrachtet es als sehr wichtig für die Orientierung der EU, daß 
mindestens das, was schon in Essen, Madrid und Turin beschlossen wurde, durch 
eine vertragliche Verankerung bekräftigt wird. Die Revision des Vertrages soll hier­
durch auch als eine Revision im Interesse der Bevölkerung ausgegeben werden 
. können. 
Die zweite Frage betrifft den Inhalt eines besonderen Kapitels zur Beschäftigungs­
politik im EU-Vertrag. Zur Debatte stehen dabei prinzipiell folgende Optionen: 
10 Zudem sollte ein '2usatztitel", Titel Villa, die .Bestimmungen des Kapite.ls 1 des heutigen Titels VIII 
(Ausbildung, Jugend) sowie weitere neue Sozialpolitiken, die aus den Verhandlungen resultieren würden, 
zusammenführen (siehe dazu den einleitenden Vermerk der irischen Präsidentschaft, Vorschläg~ zur 
Beschäftigung, CONF/3865/96). 
11 Bis Ende A~gust sprachen sich zunächst nur 9 der 15 Länder ausdrücklich für die Aufnahme dieser 
Beschlüsse aus. Großbritanhien lehnte dies sogar ab (siehe Parlament Europeen, 1996, Tabelle 1.3 
Employment, .. Spalte new Treaty chapter - a Union for Employment, Spalte inclusion in Treaty of 
"conclusions of Essen, Cannes and Madrid summits"), obwohl, wie bekannt, diese Beschlüsse im Rat 
schließlich einstimmig angenommen wurden. Hierzu sei angemerkt, daß die Beschlüsse von Essen von 
deutscher Seite vorgeschlagen wurden, einer Seite also, die sich momentan noch nicht definitiv festlegen 
will, wahrscheinlich, um ihre allgemeine Verhandlungsposition nicht zu schwächen. Deutschland hält sich 
noch reserviert, um vielleicht später über Zugeständnisse in der Beschäftigungsfrage eine 
Kompromißformel anbieten zu können. . 
12 Daß die drei großen Länder nicht bereit waren, die Beschlüsse von Florenz in den Vertragstextaufzu­
nehmen, ist bis zu einem gewissen Punkt verständlich. In den Beschlüssen des Europäischen Rates auf 
seinerTagung vom .21.122. Juni 1996 in Florenz hieß eS zu prüfen, "how to provide the Union with the 
Basis for a better cooperation and coordination in order to strenghthen national policies; it should also be 
examined how the efforts of the Governments as well.as the Social partnerscould be more effective and 
better coordinated by the Treaty" (European Council 1996, 9). Offenskhtlich ist diese doppelte Ko­
ordinierung Frankreich, Deutschland und Großbritannien zu weitreichend. 
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a) 	 Die Mittel und Aktionen, die in dem speziellen Beschäftigungskapitel aufgelistet 
werden, sollen die nationale Politik in den Mitgliedsländern nur unterstützen; 
b) 	 Die EU-Beschäftigungspolitik hat primär die Aufgabe, die nationale Politik stärker 
zu koordinieren; 
c) 	 Die Beschäftigungspolitik wird zu. einem eigenständigen Politikfeld der EU er­
klärt, d.h., als eine Politik, die zu weiten Teilen in ihren Zuständigkeitsbereich 
fällt; 
d) 	 die EU arbeitet eine für alle Mitglieder verbindliche Gemeinschaftsstrategie zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit aus. 
Aufgrund der bereits dargestellten Interessenlage dürfte klar sein, daß die beiden 
zuletzt genannten Optionen keine Zustimmung finden und sich die Verhandlungen 
demnach auf die beiden ersten Optionen konzentrieren. Das Bündnis der konserva­
tiv regierten Länder zieht dabei die erste Option vor, die kleineren, zumeist sozial­
'demokratisch orientierten Mitgliedstaaten die zweite, die sich wahrscheinlich auch 
durchsetzen wird. Meines Erachtens wird es für die deutsche und französische Re­
gierung . schwierig sein, in ihrer eigenen Öffentlichkeit ein Veto gegen die zweite 
Möglichkeiten zu legitirniere~. Außerdem hat die Achse Paris-Bann ein viel größeres 
Interesse an der Durchsetzung einer Flexibilitätsklausel im Vertrag sowie an der 
Neugewichtung der Stimmenverteilung in den Organen der Union. Daher ist es 
wahrscheinlich, daß sie auf dem Feld der Beschäftigungspolitik· kleinere Zugestän­
disse machen, sowohl gegenüber den kleineren Ländern als auch gegenüber der 
Labour Party als kommender ~egierungspartei Großbritanniens. 
Was die dritte Frage betrifft - die- Stellung des Beschäftigungskapitels im Vertrag -, 
so scheint diese zwar formal, abernicht von geringer Bedeutung zu sein. Wie schon 
erWähnt, sind während der irischen Präsidentschaft die Diskussionen bis zu genaue­
ren Formulierungen der Artikel konkreter geworden. Anfänglich schlug die irische 
Präsidentschaft vor, ein Kapitel über die Beschäftigung zu verabschieden und die­
ses in einen neuen, breiteren Teil zur Sozialpolitik zu integrieren. Dagegen haben 
(sich nicht nur die Gegner jeglicher Idee eines selbständigen Kapitels über die Be­
schäftigung gestellt, sondern auch einige derjenigen Länder, die ein solches Kapitel 
am stärksten befürwortet hatten. Letztere hielten es für besser, dieses Kapitel in den 
Teil Wirtschaftspolitik"zu integrieren, um dadurch indirekt die große Bedeutung' der 
Sozialpolitik für die positive Entwicklung der Wirtschaft hervorzuheben (Vranitzky- . 
Report 1996, Marterbauer 1996). Der Nachteil einer solchen Regelung besteht je­
doch darin, daß die Beschäftigungspolitik von den übrigen Sozialfragen abgekoppelt 
wird. 
Den bisherigen -Verhandlungen zufolge ist es sehr wahrscheinlich, daß die Beschäf­
tigungspolitik als ein eigenständiges Kapitel in den Vertrag eingehen wird. Vermut­
lich wird dieses Kapitels auf die Bestimmungen über die WWU' folgen, ohne mit. 
letzteren jedoch direkt gekoppelt zu sein. Inhaltlich werden keine besonderen neuen 
Schritte vollzogen. Die Beschäftigungspolitik wird weitgehend - wie bisher - im 
Kompetenzbereich der Nationalstaaten verbleiben. Neu könnte aber die Erweiterung 
des vertraglich festgelegten Instrumentariums sein: 
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a) 	 für den Erfahrungsaustausch zwischen den Mitgliedern, 
b) 	 für die gemeinsame Beobachtung der Lage auf den Arbeitsmärkten, 
c) 	 für die Erstellung und· Kontrolle - von allerdings nicht verbindlichen - Orientie­
rungsprograrnmen zur Beschäftigungsförderung, die den Anforderungen der Fi­
nanz..; und Währungspolitik jedoch untergeordnet sein werden. 
Entsprechend würden alle Maßnahmen auf der EU Ebene flankierend zu den ein-. 
zelstaatlichen Maßnahmen wirken. Letztlich wird vernlutlich der Vorschlag der iri­
schen Präsidentschaft, Frankreichs und der Kommission angenommen, wonach die 
übrigen Tätigkeitsfelder der EU hinsichtlich der Auswirkungen auf die Beschäfti­
gungslage und -struktur mitberücksichtigt werden. Nicht übernommen wird wahr­
scheinlich die scharfe Formulierung des österreichischen Vorschlags, wonach "die 
EU 	als Ziel die Vollbeschäftigung (im Sinne des ILO Übereinkommens 122) zum in­
tegralen Bestandteil aller anderen Politiken de~ Gemeinschaft" erhebt (Austria 1996, 
3). 
Im Kontext der Diskussionen, das EU-Instrumentarium zur Förderung der nationalen 
Beschäftigungspolitik zu erweitern, sprachen sich die skandinavischen Länder und 
Österreich, teilweise die italienische (Italienische Präsidentschaft 1996, 14) und iri­
sche Präsidentschaft für die Bildung einer Beschäftigungskommission aus. Zunächst 
war dieser Kommission eine ähnliche Rolle zugedacht wie der Währungskommissi­
on im Hinblick auf die WWU. Da aber jeder Gedanke, die Beschäftigungspolitik mit 
der Währungspolitik gleichzustellen - auch wenn dies die institutionelle Struktur nur 
teilweise beträfe -, abgelehnt wird, wurde es entsprechend auch abgelehnt, einer 
Beschäftigungskommission wichtige politische Aufgaben zu übertragen. Gesetzt den 
Fal" daß die Beschäftigungskommission in den revidierten Vertrag aufgenommen 
wird, da~n ist davon auszugehen, daß irlr als Aufgaben die Beobachtung und der. 
Vergleich von nationalen Beschäftigungsmaßnahmen bzw. deren Koordinierung . 
übertragen werden. Fall es also zur Bildung dieser Kommission kommt, hätte diese 
eher eine beratende und keine definierende Funktion, wie dies bei der Währungs~ 
kommission der Fall ist. 
Insgesamt ist davon auszugehen, daß es im Namen der WWU wegen der allgemein 
angespannten Finanzlage - Staatsverschuldung und Haushaltsdefizite - zu keiner 
durchgreifenden Verbesserung der Arbeitsmarktlage und zu keiner eigenständigen 
EU-Beschäftigungsstrategie kommen wird,· sondern daß höchstens die nationalen 
Strategien über die Organe der EU "sanft" koordiniert werden. Die Koordination wird 
dabei wesentlich die Beschäftigungskommission übernehmen. Ihre Arbeit wird vor 
allem darin bestehen, die Absprache von Orientierungslinien zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit voranzutreiben, die Erstellung der nationalen Jahresberichtezur Be­
schäftigungs- und Arbeitsmarktlage zu kontrollieren sowie die unterschiedlichen na­
tionalen Erfahrungen zu sammeln und eventuell auf die Situation in anderen län­
<;iern zu übertragen. Die Beschäftigungskommission übernirnmt nicht die Aufgabe· ei­
nes starken "Überwachungs- und Monitoringverfahren~" wie sie Österreich vorgese­
hen haUe (Austria 1996, 3). Die Beschäftigungsfrage wird somit vertraglich aufge­
wertet, ohne jedoch mit neuen ~eitreichenden EU-Kompetenzen versehen zu wer­
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den. Die EU macht demnach in dieser Frage keinen großen Schritt nach vorn. Den­
noch trägt sie dem Beschäftigungsproblem zumindest proklamatorisch Rechnung. 
Möglicherweise führt dies dazu, daß vor dem Hintergrund der neuen vertraglichen 
Grundlagen in der öffentlichen Diskussion neue Initiativen vorangebracht werden. 
Der Präsident des Europäischen Parlaments formulierte dies in einer seiner wider­
sprüchlichen Stellungnahmen folgendermaßen: Ein' eigener Titel ,Beschäftigung' im 
Vertrag wäre ein klares Signal. Das kann gewiß den politischen Willen,der bisher 
gefehlt hat, nicht ersetzen, aber er kann mit einem solchen Titel vielleicht stimuliert 
werden." (Hänsch 1996, 1f)13 
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